Editorial 
Gewerkschaften: Wie beweglich ist ein Tanker? 


Die Warnungen kommen von allen Seiten, insbesondere aber von außen: »Haben sich die Ge- 
werkschaften überlebt ?« fragt die Tugendwächterin der Liberalität (Die Zeit) jüngst in eirier 
ausführlichen Serie über die Gewerkschaften in der westlichen Welt, und sie konstatiert eine 
. »tiefe Krise«, denn »die dritte industrielle Revolution, der Wandel der Wirtschaft und der Ar- 
beitsplätze — das alles läuft an den Arbeitnehmerorganisationen vorbei.« Die Gewerkschaf- 
ten sind zu Verteidigungsorganisationen absteigender sozialer Gruppen geworden, die Zu- 
kunft ereignet sich an ihnen vorbei, so lautet die These von Dahrendorf — und nicht nur 
selbsternannte Tugendwächter stimmen dem zu. 
Wenn liberale Propheten sich um die Gewerkschaften sorgen, dann gewiß nicht aus neu ent- 
deckter Freundschaft. Sie treibt die Sorge um die »Stabilität der Volkswirtschaft« und um die 
Funktionstüchtigkeit des politisch-sozialen Regulierungssystems von Gesellschaft und Wirt- 
schaft. Das ist heute nicht anders als vor ca. 130 Jahren, als — unter den Bedingungen eines ge- 
sellschaftlichen Umbruchs, der großindustrielle Produktionsstrukturen und ein Proletariat 
hervorbrachte, das den Konkurrenzverhältnissen des kapitalistischen Marktes weitgehend 
schutzlos ausgesetzt war — die einsetzenden Diskussionen um die Reproduktionsbedingun- 
gen der Arbeiterklasse (im Kampf um den Normalarbeitstag und um das notwendige Mini- 
mum an sozialer Sicherung) mit Betrachtungen zur ökonomischen und politischen Stabilität 
der Gesellschaft verknüpft wurden. Der liberale Diskussionszusammenhang hat sich seither 
wenig geändert: Um der Modernisierung der Volkswirtschaften willen wird heute nach neu- 
en Elementen und Formen politisch-sozialer Regulierung verlangt; im zeitgenössischen 
Klartext heißt das zunächst einmal »Flexibilisierung« der Arbeitskraft und der Arbeitsver- 
hältnisse — ohne daß damit zugleich die Grundpfeiler und Akteure gesellschaftlicher Regu- 
lierung in Frage gestellt würden. Denn »nur starke Gewerkschaften... sind Garanten für sta- 
bile Volkswirtschaften« (E. Martens, in: Die Zeit v. 2. Mai 1986). Dabei gilt — soviel ist klar— 
die liberale Sorge weniger der Gegenmacht als dem Ordnungsfaktor. 
Durch den gegenwärtigen Umbruch in den ökonomisch-gesellschaftlichen Strukturen der 
BRD scheint die Funktionsfähigkeit der aktuellen Formen des institutionalisierten Klassen- 
konfliktes bedroht, weil die Gewerkschaften Gefahr laufen, die Vermittlung von Mitglieder- 
interessen und Kapital-/Systeminteressen (d.h. ihre »intermediäre Funktion« (Müller- 
Jentsch) nicht mehr wahrnehmen zu können. Befürchtet wird von der liberalen Seite indes 
nicht mehr der »Gewerkschaftsstaat«, ein »Zuviel« an gewerkschaftlicher Macht — sondern 
eher sein Gegenteil: zwei Jahre nach dem Konflikt um die Arbeitszeitverkürzung, nach dem 
Beschäftigungsförderungsgesetz von 1985 und der Veränderung des $ 116 AfG lautet die libe- 
rale Botschaft: Vorsicht vor der Entwicklung »anarchischer« Formen der Konkurrenz auf 
den Arbeitsmärkten, Vorsicht vor einer abnehmenden Berechenbarkeit von Formen und 
Strukturen industrieller Beziehungen. Mit anderen Worten: Es gibt Grenzen der Flexibilisie- 
rung im »volkswirtschaftlichen Interesse«. Das sozialdemokratische “Modell Deutschland’ 
läßt grüßen, die»Amerikanisierung« der industriellen Beziehungen (vgl. PROKLA 54) ist für 
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die Freunde und Förderer des Kapitals in der BRD keineswegs eine unumstrittene Zielset- 
zung. 

Und auf der anderen Seite? W. Müller-Jentsch hat vor zwei Jahren in der PROKLA (Heft 54) 
warnend prophezeit »Die Gewerkschaften haben eine Zukunft — sofern wir eine haben. Es 
ist die Zukunft von Interessenverbänden, auf die abhängig Beschäftigte ebensowenig verzich- 
ten können wie Autofahrer auf den ADAC (oder ACE).« Ein inzwischen vielzitierter Satz, 
der Ausdruck des Abschieds von weitergehenden politischen Hoffnungen auf eine sozialisti- 
sche Umgestaltung der Gesellschaft mit und durch die Gewerkschaften war. Die Gewerk- 
schaften als integraler Bestandteil des bürokratischen Industrialismus, unfähig, innovative 
demokratische Potentiale aufzunehmen und ihre versteinerte Organisationspraxis zu revita- 
lisieren? Die gewerkschaftliche Zukunft demzufolge reduziert auf die Interessenvertretung 
einzelner, durchsetzungsfähiger Gruppen von Arbeitsnehmern, korporatistische Facharbei- 
tergewerkschaften? ; 

J. Esser hat die gewerkschaftliche Krise (d.h. die Schwächung ihrer Integrationsfähigkeit, 
Kampfstärke und organisatorischen Stabilität) auf eine »strategische Entscheidung« der bun- 
desrepublikanischen Gewerkschaften für den »selektiven Korporatismus« zurückgeführt; 
für ihn stellt sich Gewerkschaftspolitik dar als Ort der Vermittlung gesellschaftlicher Klas- 
senkompromisse, bei denen die nationalen Modernisierungspolitiken zur Sicherheit der in- 
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit des BRD-Kapitals solange akzeptiert werden, wie die 
sozialen Kosten primär von den Randgruppen der Arbeitnehmer getragen werden müssen. 
Die Gewerkschaften also aktiv mitbeteiligt an der Spaltung der Gesellschaft, ohne daß da- 
durch die politische Stabilität gefährdet würde? Daran habe auch der Arbeitskampf im Som- 
mer 84 nichts wesentliches geändert, im Gegenteil »sei zu vermuten, daß sowohl Regierung 
als auch Gewerkschaften weiterhin eine Art konfliktorischer Partnerschaft anstreben... 
(wenngleich) auf veränderter sozio-ökonomischer Grundlage und veränderten, für die Ge- 
werkschaften ungünstiger gewordenen politisch-sozialen Kräfteverhältnissen«. (Esser, Auf 
dem Wege zu einer neuen Partnerschaft? in: Gewerkschaftliche Monatshefte 11, 1985) 
Nun haben prophetische Warnungen häufig eines miteinander gemein: die Hoffnung, daß 
das Gegenteil der Prophezeiung eintreten möge. Für die liberalen, bisher wohl verkannten 
Freunde der Gewerkschaftsbewegung heißt dies, daß die Gewerkschaften sich stärker auf die 
Zukunftssektoren der industriellen Entwicklung und die dort beschäftigten Arbeitnehmer 
konzentrieren mögen, daß sie den Prozeß sozialer Modernisierung derart begleiten, wie es ih- 
nen von Teilen der linken Kritiker bereits heute vorgeworfen wird. Und umgekehrt 
schwingt in.der Kritik der Gewerkschaften als partikularer Interessenverband zugleich im- 
mer auch die Hoffnung mit, solidarische Wege aus der Umstrukturierungskrise finden zu 
können. 

In Heft 61 der PROKLA sind wir der Frage nachgegangen, inwieweit sich beim Einsatz neuer 
Produkte und Produktionstechniken, bei der veränderten Arbeits- und Produktionsorgani- 
sation und nicht zuletzt bei der betrieblichen Nutzung des Arbeitsvermögens generalisierba- 
re Tendenzen des Umbruchs industrieller Produktion aufzeigen lassen. Unsere vorläufige 
Schlußfolgerung war die, daß es noch keine eindeutigen (»post-fordistischen«) neuen Verge- 
sellschaftungsformen industrieller Arbeit gibt und auch keine konsistenten politischen und 
Managementstrategien der Flexibilisierung, daß gegenwärtig eher unterschiedliche Instru- 
mente zur Neuorganisation von Arbeit erprobt werden. Feststellbar scheint allerdings eine 
Tendenz zur »Verbetrieblichung« und »Individualisierung« sowohl materialer wie prozedu- 
raler Regelungen. Die Gefahren für eine solidarische Gewerkschaftspolitik hatten wir dort 
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als sehr bedrohlich eingeschätzt — zumal die Umstrukturierungskrise die materiellen Grund- 
lagen gewerkschaftlicher Organisationsstrukturen umfassend modifiziert. Und dies gälte, so 
Ch. Sabel in PROKLA 62, im Grundsatz, unabhängig von den historisch konkreten Formen 
gewerkschaftlicher Politik, für alle hochentwickelten kapitalistischen Länder mit einer auf 
nationale Industriegewerkschaften gestützten Arbeiterbewegung und unabhängig davon, ob 
sich die Gewerkschaften als pragmatisch, reformistisch oder revolutionär verstehen, ob sie 
zentralistisch organisiert sind oder nicht, ob die mit ihnen befreundeten Parteien in der Re- 
gierung sind oder in der Opposition. 

In diesem Heft wollen wir uns stärker auf die gewerkschaftlichen Entwicklungstendenzen in 
der Bundesrepublik konzentrieren und dabei — in durchaus selbstkritischer Perspektive — 
überprüfen, welche Wege die Gewerkschaften beschreiten können — zwischen Facharbeiter- 
gewerkschaften und Verteidigungsorganisationen (absteigender sozialer Gruppen), zwi- 
schen versteinerter Organisatiönspraxis und ihrer Reaktivierung zu einer Bewegung auf brei- 
terer sozialer Basis. 

J. Hoffmann analysiert in seinem Beitrag die zentralen Elemente der neuen Strukturen öko- 
nomischer, sozialer und politischer Reproduktion, um der Frage nach dem Handlungsspiel- 
raum gewerkschaftlicher Politik in der Restrukturierungskrise nachzugehen. Angesichts des 
Formwandels der Politik, die über einen Umbau des Sozialstaats die arbeits- und sozialrecht- 
lichen Voraussetzungen individualisierter und flexibilisierter Arbeitsverhältnissse schaffen 
will, werden die industriellen Beziehungen — als Konflikt /Kompromißstruktur zwischen 
Lohnarbeit und Kapital — insgesamt zur Disposition gestellt. Den Gewerkschaften verblei- 
berı demnach zwei grundsätzliche Handlungsmöglichkeiten: a) die »traditionalistische« ge- 
werkschaftspolitische Antwort der Verteidigung sozialer Besitzstände und b) die Krise als 
Chance zur Neuformulierung ihrer Politik zu nutzen. So wichtig die Politik der Besitz- 
standssicherung kurzfristig für die von Rationalisierungen und Arbeitsplatzverlust betroffe- 
nen Arbeitnehmer ist und so sehr die Tatsache nicht übersehen werden darf, daß die Verteidi- 
gung der Struktur des Sozialstaats gegen die Sparpolitik der Regierung auch im Rahmen einer 
defensiven Lohnpolitik (in der Krise) bereits vereinheitlichende Elemente enthält, so fraglos 
ist zugleich das damit gegebene gewerkschaftliche Dilemma: Die gegenwärtigen ököno- 
misch-technologischen Strukturen und ihre Kompromißspielräume werden als»sozialer Be- 
sitzstand« der (beschäftigten) Lohnarbeiter gegen die Dynamik der kapitalistischen Konkur- 
renz verteidigt — unter Preisgabe eines eigenen Konzeptes politischer Steuerung. Wenn die 
gegenwärtige Phase, so Hoffmann, eine der Neuzusammensetzung der ökonomischen, sozia- 
len und politischen Elemente der gesellschaftlichen Reproduktion ist, dann kommt es darauf 
an, diese Neuzusammensetzung nicht nur im Horizont der kurzfristigen (materiellen) Inter- 
essen gegenwärtiger Gewerkschaftsmitglieder mitzugestalten, sondern auch den absehbaren 
Veränderungen in den Arbeits- und Lebenswelten breiterer Bevölkerungsschichten pro- 
grammatisch Rechnung zu tragen. Hoffmanns Ansatz ist ohne Frage normativ, kann sich je- 
doch auf eine Reihe von Elementen der neueren gewerkschaftlichen Praxis in der Bundesre- 
publik stützen — sie derart zu stärken, daß die Gewerkschaften wieder als soziale Bewegung 
in Erscheinung treten, enthielte zumindest die Chance, in der Restrukturierungskrise mehr 
zu sehen als eine Reinigungskrise des Kapitals. 

Um den Formwandel der Politik in der Restrukturierungskrise, genauer: um die arbeits- und 
sozialrechtlichen Rahmenbedingungen eines Umbaus des Sozialstaats im Zeichen der ökono- 
mischen Krise geht es auch in U. Mückenbergers Beitrag. Sein Interesse gilt der Frage, welche 
Rolle das Normalarbeitsverhältnis bei den gegenwärtigen staatlichen Interventionen in die 
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industriellen Beziehungen und in das System der sozialen Sicherung spielt und »nach welcher 
Logik dabei die Chancen wie Risiken bestimmter Beschäftigtengruppen neu konstituiert 
werden«. Die neuere Arbeits- und Sozialpolitik in der Bundesrepublik ist zentriert um Kon- 
zepte wie »Flexibilisierung des Arbeitsverhältnisses«, » Abbau beschäftigungshemmender Ar- 
beitsschutzvorschriften« etc. — und dies schon seit Mitte der 70er Jahre, als erstmals ein- 
schneidende Eingriffe in die sozialrechtlichen Positionen bestimmter Gruppen von abhängig 
Beschäftigten vorgenommen wurde. Allen von Mückenberger unter dem Begriff der »De- 
regulierung« des Arbeitsverhältnisses analysierten Gesetzen und Gesetzesinitiativen der letz- 
ten Zeit ist gemeinsam, daß sie den Geltungsbereich des Normalarbeitsverhältnisses ein- 
schränken, damit zunächst die individuelle Reproduktionssicherung verschlechtern und 
schließlich die schon vorhandenen Segmentationslinien des Arbeitsmarktes vertiefen wer- 
den. Verschärft werden die Spaltungstendenzen des Arbeitsmarktes darüber hinaus dadurch, 
daß der sozialstaatliche Schutz- und Solidarzusammenhang schärfer noch als zuvor unter den 
Vorbehalt der Kriterien eben dieses Normalarbeitsverhältnisses gestellt wird — mit der Fol- 
ge, daß Schutzdefizite und Versorgungslücken auftreten, die Dauerarmut und Dauerausgren- 
zung bestimmter Bevölkerungsgruppen wahrscheinlich machen. Kurzum: Die Vision von 
der »Ellenbogengesellschaft« scheint keine bloße Schimäre mehr. Mückenberger hält indes 
den Prozeß der Erosion des Normalarbeitsverhältnisses für schlichtweg unumkehrbar. Dar- 
um mündet sein perspektivischer Aufriß in der doppelten Option: Verteidigung überkom- 
mener sozialer Errungenschaften bei gleichzeitiger Diskussion und Ausarbeitung von Alter- 
nativen zu den derzeit noch allein aufs Erwerbsarbeitssystem gerichteten Strategien. 

Die These von der Erosion traditioneller Mitgliederstrukturen der Industriegewerkschaften 
scheint eine Binsenweisheit. Wenn es um die Interpretation empirischer Entwicklungen 
zum Zwecke einer gewerkschaftspolitischen Strategiefindung geht, werden daraus aber häu- 
fig Fehlschlüsse gezogen. Empirische Daten über Veränderungsprozesse industrieller Arbeit 
und politische Wunschvorstellungen vermischen sich von Zeit zu Zeit, nach gewolltem Zu- 
fall. Die »neuen Produktionskonzepte« (nPk), die Unterscheidung von Rationalisierungsge- 
winnern, -duldern und -verlierern sind noch in allen Ohren — und auch die politischen Hoff- 
nungen auf neue Bündnisse für eine soziale und ökonomische Modernisierungspolitik. Sogar 
die IAB/Prognos-Studie »Arbeitskräftestruktur 2000« scheint passendes Hintergrundmate- 
rial dafür zu liefern: die Mikroelektronik wird den Trend zur Dienstleistungsgesellschaft ver- 
stärken (57 % aller Erwerbstätigen werden im Jahr 2000 im tertiären Sektor arbeiten), der 
Anteil von Un- und Angelernten wird von 32 % auf 20 % sinken, der Anteil betrieblich aus- 
gebildeter Fachkräfte wird dagegen von 53 % auf 60 % steigen und der der Hochschulabsol- 
venten von 8,5 % auf 15 %. Die gewerkschaftspolitischen Schlußfolgerungen aus diesen Ent- 
wicklungsperspektiven scheinen gleichsam auf der Hand zu liegen. 

I. und L. Hacks Beitrag ıst als Einspruch gegen diese naheliegende Schlußfolgerung zu verste- 
hen. Ihrer Meinung nach werden Strukturveränderungen industrieller Produktionssysteme 
so stilisiert und selektiv wahrgenommen, als ob eine gemeinsame Interessensbasis zukünftig 
wie von selbst entstehen könnte. Sie entdecken eher »neue Partnerschaftskonstruktionen« 
(nPk) als »neue Produktionskonzepte« (nPk). Ihr Interesse gilt den empirischen Konturen 
des Gesamtarbeiters. Es gelingt ihnen zu zeigen, daß nicht primär unternehmens- und be- 
triebsbezogene Konzepte die Strukturveränderungen eingeleitet haben, sondern daß es Orga- 
nisationsformen, rechnergestützte, vernetzte Produktionssysteme und die Orientierung an 
Funktionswerten sind, in denen und durch die industrielle Strukturveränderungen erzeugt 
werden. Demnach muß der gesamte Prozeß der industriellen Arbeiten, von der Forschung 
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bis hin zu den Kundenbeziehungen als ein durchgängiger Informationszusammenhang aus- 
gelegt werden — d.h. aber: es wird die »geistige« Arbeit der Angestellten in kontrollierbare 
immaterielle Produktionsprozesse umgestaltet. Diese ganzheitliche Konstruktion der sozia- 
len Realität völlig unterschiedlicher Arbeiten darf dabei nicht zu dem Kurzschluß verleiten, 
als würden die methodisch vergleichbar gemachten Arbeiten auch zunehmend gleichartig. 
Ähnliches gilt für das Problem fragmentarisierter Arbeitnehmerinteressen: Auch hier wer- 
den Gemeinsamkeiten durch das Mittel der Typenbildung (Rationalisierungsgewinner) eher 
vorgetäuscht. Wenn es darum eine relativ stabile Anforderung an gewerkschaftliche Strate- 
gien in diesem Bereich gibt, dann die, »die naturwissenschaftlich-technologischen und die 
sozio-ökonomischen Kriterien in einen denkbaren und sodann in einen politisch handhab- 
baren Zusammenhang zu bringen«. 

B. Lüthje macht in seinem Artikel auf Entwicklungstendenzen in der Hochtechnologiebranche 
Telekommunikation aufmerksam, die in absehbarer Zeit auch in der Bundesrepublik zu gravie- 
renden Konsequenzen führen könnten. Besonders in den USA und in Großbritannien sind un- 
ter dem Vorzeichen einer neo-konservativen Marktideologie bedeutsame Veränderungen in 
den ökonomisch-politischen Rahmenbedingungen der Entwicklung der Telekommunikation 
geschaffen worden. Sie haben nicht nur zu enormen Arbeitsplatzverlusten in den traditionell 
gesicherten Beschäftigungsverhältnissen der scommunikation workers« geführt, sondern auch 
gewerkschaftliche Einflußmöglichkeiten auf die Technikentwicklung im Bereich der Informa- 
tions- und Kommunikationsnetze nahezu gänzlich beseitigt. Dagegen bildet die Stabilität des 
Fernmeldemonopols der Deutschen Bundespost jenen Rahmen, der bislang die sozialpartner- 
schaftlichen Beziehungen zwischen Kapital, Staat und Gewerkschaften im westdeutschen Tele- 
kommunikationssektor garantiert. Nach Lüthje ist es jedoch nur eine Frage der Zeit, bis sich 
über eine Neudefinition der ökonomischen Rationalitätskriterien kapitalistischer Staatsinter- 
vention eine konsequente Gewinn- und Kostenorientierung des Staatsunternehmers Bundes- 
post durchsetzt. Angesichts der bereits eingeleiteten und bevorstehenden Rationalisierungs- 
maßnahmen wird es für erfolgreiche gewerkschaftliche Strategien der Beschäftigungssicherung 
entscheidend sein, ob es gelingt, die einheitliche Unternehmensstruktur der Deutschen Bun- 
despost zu erhalten. Denn die Kommerzialisierung der DBP zielt auch auf eine Segmentierung 
und Fragmentierung gewerkschaftlicher Interessenvertretung — durch die Aufspaltung des 
Unternehmens in »ökonomische« und »unökonomische« Betriebseinheiten. Damit wäre lang- 
fristig die vom Funktionieren eines einheitlichen, hierarchisierten Systems der gesetzlichen 
Personalvertretung geprägte Struktur der Betriebsgewerkschaft DPG in Frage gestellt. 

Der gewerkschaftliche Kampf um die Arbeitszeitverkürzung bleibt ein gesellschaftspoliti- 
scher Machtkampf ersten Ranges. Wenn Anfang 1987 die nächste Runde eingeleitet wird, 
dann müssen zuvor die Erfahrungen des Arbeitskampfes von 1984 und der betrieblichen 
Umsetzung des damals ausgehandelten Tarifvertrages verarbeitet werden. R. Schmidt und R. 
Trinczek präsentieren ın ihrem Beitrag — auf Basis der Ergebnisse eines Forschungsprojekts 
zur betrieblichen Umsetzung der Arbeitszeitverkürzung — erste Schlußfolgerungen für eine 
künftige Weiterentwicklung gewerkschaftlicher Arbeitszeitpolitik. Im Mittelpunkt stehen 
dabei die drei wohl umstrittensten Probleme der tarifvertraglichen Regelungen: 1. Bedeutet 
die Verlagerung gewerkschaftlicher Entscheidungskompetenzen auf die betriebliche Ebene 
eine Stärkung oder eine Schwächung der Vertretungsmacht von Arbeitnehmerinteressen? 
2. Welche konkreten Form der Arbeitszeitverkürzung (wöchentliche AzV oder Freie-Tage- 
Reglungen) kann den verschiedenen Interessenlagen der Arbeitnehmer gerecht werden, oh- 
ne die vereinheitlichten tarifpolitischen Arbeitszeitstrategien der Gewerkschaften zu gefär- 
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den? 3. Spalten die differenzierten Arbeitszeiten die Arbeitnehmerschaft derart, daß eine 
kollektive Arbeitszeitpolitik künftig eher erschwert wird? 

Die IG Metall selber hat in einem bemerkenswerten Positionspapier (» Arbeitszeitflexibilisie- 
rung und Arbeitnehmerinteressen«) Argumente dafür vorgebracht, daß eine solidarische ge- 
werkschaftliche Politik des Absicherns und des Ausbaus kollektiver Besitzstände und 
Schutznormen nicht in Gegensatz geraten muß zu einer Politik, die den differenzierten In- 
teressenlagen der Lohnabhängigen nach eigener Gestaltung ihrer Arbeitszeit Raum ver- 
schafft. Wir dokumentieren hier Auszüge aus diesem Papier, weil esein Beispiel tarıfpolitisch 
umgesetzter Erfahrungen Lernfähigkeit einer Großorganisation ist, von dem wir hoffen, daß 
es in Zukunft Schule macht. 
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Um eine Zukunftsvision geht es bei der EG schon längst nicht mehr. Auch wenn die politi- 
sche und ökonomische Integration ihrer Mitgliedsländer heute ebensowenig dem Ideal der 
» Vereinigten Staaten von Europa« gerecht wird wie in den 50er und 60er Jahren, so hat sich 
der Einflußbereich der EG, ihrer Institutionen und Kompetenzen, in den letzten Jahren 
doch erheblich ausgeweitet. Nicht zuletzt, so die Ausgangsthese von Ingeborg Tömmel in 
diesem Heft, ging der sukzessiven Aufnahme neuer Mitgliedsländer auch eine Erschließung 
neuer Politikbereiche auf EG-Niveau einher, deren nationale und transnationale Auswir- 
kungen einer differenzierten wissenschaftlichen Untersuchung und vorsichtiger politischer 
Bewertung bedürfen. Am Beispiel der Regionalpolitik der EG, spezifiziert am Falle Italiens, 
versucht Tömmel zu zeigen, daß die EG nicht primär als eine räumlich größere und hierar- 
chisch höhere Kompetenzebene nationalstaatlicher Politiken zu verstehen ist, sondern eher 
als eine »zusätzliche Ebene«, die mit differenzierten Instrumenten ein »nationales Entwick- 
lungsmodell« stützen und reorganisieren kann. Dies geschieht aber offensichtlich nicht 
gradlinig, im Sinne einer Stärkung der nationalen Ökonomie(n), sondern in der Form einer 
subtilen Einpassung (hier: Italiens) in die arbeitsteilige Wirtschaft Westeuropas — mit der 
Folge einer Aufwertung der Zentrumsregionen in den Mitgliedsländern auf Kosten ihrer je- 
weiligen Peripherien. 
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Mit Veit M. Baders Habermas-Kritik setzen wir fort, was in PROKLA 62 mit dem Abdruck 
des Beitrags von A. Przeworski begonnen wurde: Theoretische und methodologische An- 
sätze und Schulen, wichtige Neuerscheinungen, ausländische Autoren und neuere Themen 
zu diskutieren, die eine intellektuelle Provokation für all diejenigen (linken) Zeitgenossen 
darstellen, die ihren Geist noch nicht dem post-modernen »anything goes« überantwortet 
haben. Baders Habermas-Kritik hat eine recht ungute Vorgeschichte: Ein umfänglicherer 
Artikel als der hier abgedruckte sollte zunächst in einem soeben bei Suhrkamp erschienenen 
Diskussionsband zur »Theorie des kommunikativen Handelns« veröffentlicht werden, 
scheiterte aber am Veto von Habermas. Was Bader ar kritischen Anmerkungen zu Haber- 
mas’ Empfehlung einer »schmerzlosen Entkopplung von System und Lebenswelt« zu Pa- 
pier gebracht hat, erschien der PROKLA-Redaktion indes als publikationswürdig — keine 
umfassende und allen Aspekten der »Theorie des kommunikativen Handelns« gerecht wer- 
dende Auseinandersetzung mit einem der wichtigsten Theoriebeiträge der letzten Jahre, 
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doch auf jeden Fall ein Artikel, der das Augenmerk auf problematische Schwachstellen einer 
anspruchsvollen Gesellschaftstheorie richtet. Bader thematisiert darin einige theoretische 
Inkonsistenzen der konzeptkonstitutiven Begriffe »System« und »Lebenswelt«, und er ver- 
sucht, Selbstwidersprüchlichkeiten bei der empirischen Abgrenzung und Vermittlung von 
»System und Lebenswelt« nachzuweisen. Seine wohl gewichtigste Kritik an Habermas ist 
aber wohl die, daß durch die anempfohlene Entkopplung von System und Lebenswelt, mit 
der Habermas auf Prozesse »kolonialisierender« Durchdringung lebensweltlicher, verstän- 
digungsorientierter Handlungsbereiche durch systemische Imperative wie Monetarisierung 
und Bürokratisierung zu antworten versucht, in letzter Konsequenz die Perspektive einer 
umfassenden Demokratisierung von Wirtschaft und Staat geopfert wird. 


Eratum 


In PROKLA 62, $. 133, 1. Abschnitt, 14. Zeile soll als gestrichen gelten: 
»...der zuständigen Dachorganisation der Unternehmer...« 


Jürgen Hoffmann 

Zersetzungsprodukt oder strukturierender Faktor 

in der Restrukturierungskrise? — Gewerkschaftspolitik in 
der Bundesrepublik in den 80er Jahren: ein Szenario’ 


1. Gewerkschaftspolitik ohne soziale Bewegung — Die These von der 
»Amerikanisierung« der deutschen Gewerkschaftsbewegung 


Die Gewerkschaften in der Bundesrepublik haben im internationalen Vergleich die ökono- . 
mische Krisenphase seit Mitte der 70 Jahre erstaunlich unbeschadet durchgestanden: Zumin- 
dest bis zum zweiten zyklischen Einbruch der ökonomischen Entwicklung Anfang der 80er 
Jahre konnten — nach kurzer Stagnation 1976 — die Realeinkommen der Beschäftigten jähr- 
lich angehoben werden, der Kern der Mitgliedschaft der Industriegewerkschaften — vom Öf- 
fentlichen Dienst ganz zu schweigen — konnte vor massiven materiellen Beeinträchtigungen 
durch Arbeitsplatzverlust, Abgruppierungen, Dequalifikationen und Lohnabbau allgemein 
bewahrt werden. 

Die (relative) Stabilität der deutschen Gewerkschaften ist dabei sicherlich nicht nur auf gün- 
stige äußere Bedingungen zurückzuführen (wie die auch in und nach der Weltwirtschaftskri- 
se 1975 noch günstige Stellung der bundesdeutschen Industrie auf dem Weltmarkt), sondern 
auch auf die organisatorischen Formen (zentralistisch-vereinheitlichend) und die Koopera- 
tion der Gewerkschaftspolitik mit der regierenden Sozialdemokratie. Zumindest diese politi- 
sche Flanke der deutschen Gewerkschaftspolitik in der Krise ist mit der »Wende« 1982 aber 
weggebrochen: Die konservativ-liberale Koalition sucht — unter Einschluß der Arbeitneh- 
mer-Sozialausschüsse der CDU — nicht mehr die Kooperation, sondern die Unterordnung 
der Gewerkschaftspolitik unter eine gewinnorientierte Angebotspolitik im Bereich der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik. Dieökonomische Basis der Gewerkschaftspolitik — auch dies 
schält sich in den 80er Jahren immer stärker heraus — »trägt« zwar demgegenüber noch, be- 
findet sich aber in einem Prozeß der »Restrukturierung«, der nur vordergründig aufgrund 
möglicher höherer Wachstumsraten zu Hoffnungen auf einen »status quo ante« für die Ge- 
werkschaftspolitik berechtigt. Solche Hoffnungen sind insofern trügerisch, als — dies sei hier 
als später näher zu entwickelnde These vorweggenommen — sich die Bundesrepublik und 
der Weltmarkt der entwickelten kapitalistischen Länder seit Mitte der 70er Jahre in einer 
ökonomischen, gesellschaftlichen und politischen Umbruchssituation befinden, deren Cha- 
rakter mıt Hilfe quantifizierender Daten nicht hinreichend erfaßt werden kann: essind nicht 
nur die Wachstumsraten der Ökonomie, sondern die Strukturen von Ökonomie und Gesell- 
schaft und die Formen der Politik durch die kapitalistische Dynamik seit der Weltwirt- 
schaftskrise 1975 zur Disposition gestellt. 

Der folgende Beitrag knüpft argumentativ an früher bereits veröffentlichte Analysen zur 
Entwicklung der Gewerkschaftsbewegung in der Bundesrepublik an (vgl. insbes. Hoffmann 
1981). Im Zentrum dieser Analysen stand die Frage nach der »Amerikanisierung« der deut- 
*  Vorabdruck aus Müller-Jentsch, W. (Hg.), Gewerkschaften im Umbruch — ein internationaler 
Vergleich (Arbeitstitel), erscheint voraussichtlich Ffm 1987 
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schen Gewerkschaftsbewegung in und nach der Krise 1975. Dieser Terminus sollte die Gefahr 

einer branchen- und fraktionsspezifischen Auseinanderentwicklung der gewerkschaftspoliti- 

schen Interessenvertretung unter Krisenbedingungen benennen. Zusammengefaßt — und um 
die Dimension der »Individualisierung« in der Reproduktionssphäre erweitert — lautete die 

These, daß 

— die ökonomische Entwicklung von außen die Erfolgsbedingungen für eine solidarische 
Interessenvertretungspolitik der Gewerkschaften in der Bundesrpeublik vorgab und die 
Vollbeschäftigungssituation die tatsächlichen Differenzen und Differenzierungen ver- 
deckte, die erst mit der Krise und Massenarbeitslosigkeit seit 1975 wieder deutlich sicht- 
bar und zum Problem gewerkschaftlicher Politik werden; 

— dafd diese vom Kapital vorgegebene Entwicklung zugleich durch einen Prozeß der »Indi- 
vidualisierung« in der Produktions- und Reproduktionssphäre charakterisiert ist, der die 
Interpretation der Situation des einzelnen in Produktion wie Reproduktion losgelöst hat 
von kollektiven Interpretations- und Handlungsmustern im Arbeits- und Lebensprozeß, 
und daß diese Erfahrung auch das Muster einer weitgehend individualistischen Krisen- 
interpretation und Krisenbewältigungsform in den 70er Jahren vorgab; 

— daß somit die veränderten Strukturen der kapitalistischen Entwicklung seit 1975 (»Struk- 
turbruch«, »strukturelle Überakkumulation«) die Erfolgsbedingungen gewerkschaftli- 
cher Politik in ihr Gegenteil verkehren. 

Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang, daß der Erfolg der Gewerkschaftspolitik auf- 

grund der vom Kapital produzierten Arbeitsmarktverhältnisse möglich war — ohne eine so- 

ziale Bewegung im Hintergrund: Die organisatorischen Formen und kommunikativen 

Strukturen der Arbeiterbewegung waren durch Faschismus, Krieg, den Strukturwandel der 

Nachkriegszeit und in der Prosperitätsphase weitgehend eliminiert worden, auch wenn sich 

die Gewerkschaftspolitik mit ihren Symbolen weiterhin schmückte. Entscheidend für Pro- 

duktion wie Reproduktion war, daß die durch die »Natürs des kapitalistischen Produktions- 
prozesses vorgegebene Form der Fraktionierung und Differenzierung und die durch die Ent- 
wicklung der Massenkonsumstrukturen vorangetriebene »Individualisierung« (Beck)! nicht 
mehr durch eine — im Faschismus zerstörte — Arbeiterbewegung und. Arbeiterkultur aufge- 
fangen werden konnte, sondern eher noch über die kapitalistisch produzierte» Auflösung des 
proletarischen Milieus« (Mooser) befördert wurde. Die mit der Kapitalakkumulation gegebe- 
ne Verfestigung des sozialen Herrschaftsverhältnisses in der Produktion und systematische 

Unterprivilegierung der lohnabhängigen Klasse in der Reproduktion (vgl. zum Letzteren 

Oppolzer 1986) stehen einer solchen Individualisierung zwar entgegen, werden aber von die- 

sem Prozeß überwölbt. 

Unter dem Mantel einer allgemeinen Erhöhungdes Lebensstandards und Verallgemeinerung 

des Lohnarbeiterstatus (bei U. Beck »Homogenisierung«) wurden so quasi US-amerikani- 

sche Interessenvertretungsstrukturen entwickelt.?) Diese fraktionsspezifischen Vertretungs- 
strukturen und die individualistischen Interpretations- und Handlungsmuster mußten in 
dem Moment als Restriktion für eine solidarische Interessenvertretung sichtbar werden, in 
dem die ökonomische Basis einer scheinbar erfolgreichen Gewerkschaftspolitik wegbrach 
und auch die seit 1967 existierende staatliche Flanke in Form der keynesianischen Global- 
steuerung ihre zentrale gesellschaftspolitische Intention (die Garantie der Vollbeschäftigung) 
nicht mehr ausfüllen konnte. Die Krise 1975 und die nachfolgende andauernde Massenar- 
beitslosigkeit ist so ein erster Bruchpunkt in der gewerkschaftlichen Politik der Bundesrepu- 


blik. 
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Der ökonomische Strukturbruch seit 1975? zeigt sich an zwei — für die Gewerkschaftspoli- 
tik bedeutsamen — Phänomenen: Die tiefe Krise 1975 führt zu einer Massen- und Dauerar- 
beitslosigkeit von über einer Million Arbeitslosen, die bei der folgenden tieferen zyklischen 
Krise 1980 ff. den Sockel von über zwei Millionen Arbeitslosen erreicht. Massenarbeitslosig- 
keit gehört so seit 1975 zur »Normalität« des kapitalistischen — und gewerkschaftlichen — 
Alltags in der Bundesrepublik. Darüber hinaus zeigt die Massenarbeitslosigkeit aber auch das 
Scheitern des politischen Versprechens an, über die keynesianische Globalsteuerung Vollbe- 
schäftigung und Verstetigung des Einkommenszuwachs für alle Erwerbstätigen erreichen zu 
können. Bereits vor der »politischen« Wende 1982 deutet sich unter sozialdemokratischer 
Regierung ein Formwechsel der Politik an, der durch eine Umorientierung in Richtung 
Strukturpolitik und Einfrieren der sozialstaatlichen Ausgaben (bzw. Umbau in diesen Aus- 
gaben, Kürzungen an den »Rändern«: Schüler, Behinderte etc.) gekennzeichnet ist. Beide 
Phänomene, Massenarbeitslosigkeit und Scheitern der keynesianischen Vollbeschäftigungs- 
politik, zeigen einen ökonomischen Strukturbruch an, dem sich in der Folge die staatliche 
wie auch die gewerkschaftliche Politik anpassen muß. 


2. Korporatistische Formen der Interessenvertretung gegen (neue) soziale Bewegungen: 
Gewerkschaftspolitische Konstellationen nach der Krise 1975 bis zur »Wende« 1982 


Als ein Fazit der durch die Krise 1975 eingeleiteten Entwicklung der gewerkschaftspoliti- 
schen Rahmenbedingungen kann die These aufgestellt werden, daß mit der jetzt sich ent- 
wickelnden überzyklischen Massenarbeitslosigkeit, dem Scheitern des »keynesianischen 
Klassenkompromisses« und dem Ende des Ausbaus des Sozialstaates die herkömmliche öko- 
nomische und politische Basis der Gewerkschaftspolitik zersetzt wird bzw. nicht mehr exi- 
stiert. Ökonomisch ist die Basis für eine solidarische Interessenvertretung im Sinne einer über 
die Branchenunterschiede hinweg durchzusetzenden allgemeinen Lohnerhöhung bei Voll- 
beschäftigung nicht mehr möglich, politisch wird eine solche Politik nicht mehr abgestützt, 
und der Einfluß der Gewerkschaften auf die Politik wird sogar zurückgedrängt, weil deren 
Forderungen eher die jetzt angestrebte Politik der Haushaltskonsolidierung behindert. 

Mit der Veränderung der ökonomischen Basıs und der politischen »Flanke« wird aber die 
herkömmliche Gewerkschaftspolitik, gerade weil sie sich (vorerst) nicht verändert, bezogen 
auf eine solidarische Interessenvertretung in ihren Ergebnissen ambivalent bzw. sogar dys- 
funktional: Die durch die ökonomische Prosperität und die Vollbeschäftigung verdeckten 
differenzierenden Strukturen werden jetzt deutlich und zum Problem einer einheitlichen, 
solidarischen Gewerkschaftspolitik zwischen den Einzelgewerkschaften und in den Einzel- 
gewerkschaften. Eine sich nur auf die ökonomischen Strukturen beziehende Gewerkschafts- 
politik reflektiert so notwendigerweise die ökonomischen Differenzierungen und — darauf 
wird unten noch näher einzugehen sein — dieökonomischen, technologischen und personal- 
politischen Strategien der Einzelkapitale. Sie wird unter diesen Bedingungen Reflex kapitali- 
stischer Konkurrenz und nicht deren Widerpart. 


2.1. »Kern und Rand« — Fraktionierung in der Produktion als soziale Barriere gegen ein 
Durchschlagen der Arbeitslosigkeit auf die Teilarbeitsmärkte 


Die neue Konstellation für die Gewerkschaftspolitik nach 1975 kann stichwortartig in fünf 
Punkten zusammengefaßt werden: 
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1. Auf Basis allgemein gesunkener Akkumulationsraten und vorherrschender Rationalisie- 
rungsinvestitionen entwickelt sich jetzt überzyklisch eine Massenarbeitslosigkeit. Damit 
ist aber noch nicht das für die Gewerkschaftspolitik entscheidende »Eckdatum« hinrei- 
chend bekannt. Denn während in der Prosperität eine allgemeine Knappheit der Ware 
Arbeitskraft bestimmend war, sind es gerade nicht — als einfacher Gegensatz dazu — das 
allgemeine Überangebot der Ware Arbeitskraft, sondern die auf Basis dieses »Überange- 
bots« hervorgetretenen Teilarbeitsmärkte, die jetzt gewerkschaftspolitisch relevant wer- 
den: Sei es über die gegebenen, sich ausdifferenzierenden ökonomischen Strukturen 
(Branchen, Unternehmen, Abteilungen), sei es über die unterschiedlichen regionalen Ar- 
beitsmarktbedingungen, sei es über die Formen betrieblicher Personalpolitik (und der 
über sie durchgesetzten Spaltung der Belegschaften in Kern- und Randbelegschaften), 
oder sei es durch Prozesse der »sozialen Schließung« (die durch die vorgenannten Fakto- 
ren aber ın aller Regel vorstrukturiert werden) — eine diese Differenzierungen überwöl- 
bende solidarische Interessenvertretung wird auf Basis des gegebenen ökonomischen Be- 
zugspunktes der Gewerkschaftspolitik nicht mehr möglich. Im Gegenteil: Möglich wird 
auf dieser Basis der Erfolg einer Interesserivertretung, die die Knappheit der Ware Arbeits- 
kraft auf einzelnen Teilarbeitsmärkten ausnutzen kann bzw. durch eine Politik der Be- 
sitzstandswahrung Prozesse der sozialen Schließung befördert und lohnpolitisch diffe- 
renzierend auszunutzen versteht. Und damit sind die Einzelgewerkschaften durchaus 
»basisnah«, denn die Mitglieder der so geschützten Kernbelegschaften sind in der Regel 
auch der Kern der Mitgliedschaft: der »deutsche, männliche Facharbeiter mittleren Al- 
ters« herrscht hier vor. Mit dem Andauern der Massenarbeitslosigkeit verfestigt sich diese 
Struktur sogar noch weiter, denn einmal fallen immer größere Teile der Dauerarbeitslo- 
sen ganz als »Marginalisierte« aus der Arbeitsmarktkonkurrenz heraus, zum anderen 
konzentriert sich dieser Status der Marginalisierten auf »Problemgruppen« des Arbeits- 
marktes (Jugendliche, ältere Arbeiter/innen, Frauen als »Zuverdiener«, Ausländer, Be- 
hinderte), die aufgrund ihrer jeweiligen »askriptiven Merkmale« (Öffe 1977) aus der Ar- 
beitsmarktkonkkurrenz herausgehalten werden und die nicht zum Mitgliederkern der 
Gewerkschaft gehören — auch wenn z.B. bei Frauen und Ausländern neuerdings der Or- 
ganisationsgrad steigt. 

2. Die Rationalisierungsinvestitionen in und nach der Krise 1975, die aufgrund der gesunke- 
nen Akkumulationsrate (= Erweiterung der Produktion) an Gewicht gewinnen, ver- 
nichten jetzt Arbeitsplätze, und auch der Wegfall von Qualifikationen aufgrund techno- 
logischer Innovationen kann jetzt nicht mehr — wie das noch in den 60er Jahren die Regel 
war — durch Umsetzung auf gleichwertige Arbeitsplätze in anderen Unternehmen und 
Branchen kompensiert werden. So bleibt nur die (in den Fällen von Facharbeitern in 
Wachstumsbranchen begründete) Hoffnung, zu den Rationalisierungsgewinnern zu ge- 
hören. Auch verändern die Rationalisierungsinvestitionen unter Krisenbedingungen die 
Arbeitsbedingungen — ein Aspekt, auf den bei der Darstellurig des Restrukturierungspro- 
zesses in den 80er Jahren unten näher einzugehen ist. 

3. Die Formen der Verrechtlichung der industriellen Beziehungen erweisen sich in der Krise 
nicht nur als Schutz vor dem Wirken der Arbeitsmarktkonkurrenz insbesondere im Ent-. 
lassungsprozeß, sondern sind — insofern durchaus ambivalent — Moment der Individua- 
lisierung auf dem Arbeitsmarkt. Der »Prozeß der Arbeitslosigkeit« (Büchtemann 1984) 
ist gerade dadurch charakterisiert, daß über die arbeits- und sozialrechtlichen Formen der 
Verarbeitung das Schicksal des Arbeitslosen individualisierend durch die Arbeits- und So- 
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zialbürokratie buchstäblich »klein«-gearbeitet wird. Ein kollektiver Bezug ist so auch in- 
stitutionell mit anhaltender Dauer der Arbeitslosigkeit immer weniger gegeben (Arbeits- 
gericht — Arbeitsamt — Sozialamt). 

4. Auch die vereinheitlichende Leistung des dualen Systems der Interessenvertretung er- 

weist sich für die Einheitsgewerkschaft in der Krise als durchaus ambivalent: Einzelunter- 
suchungen belegen die Absicherung der Kernbelegschaften im Sinne einer sozialen Schlie- 
ßung gerade auf Betriebsratsebene, wobei Interessenkongruenzen zwischen Betriebsrat 
(Sicherung der Kernmitgliedschaft der Gewerkschaft) und betrieblicher Personalpolitik 
(Erhaltung eines leistungsfähigen Kerns der Facharbeiterschaft) bestehen und über die 
Mitbestimmung bei Kündigungsprozessen zum Tragen kommen. 

5. Das Konzept einer »aktiven Strukturpolitik« — das von Scharpf/Hauff (1975) als sozial- 
demokratische Antwort auf die Strukturkrise entwickelt wurde — baut die Gewerk- 
schaft, gerade in ihrer eingeschränkten Funktion als Interessenvertretung auf den Teilar- 
beitsmärkten, in einen »selektiven Korporatismus« (J. Esser) ein: Die Politik unterstützt 
gezielt die Wachstumsbranchen und das dort vorhandene »Humankapital« (den deut- 
schen Facharbeiter) als Konkurrenzvorteil auf dem Weltmarkt; die Gewerkschaften 
müßten diesen Prozeß durch eine korporatistische Zusammenarbeit mit dem Kapital in 
diesen Branchen unterstützen, während das »Gesundschrumpfen« der strukturschwa- 
chen Branchen (die nicht mehr durch staatliche Subventionen gestützt werden) durch die 
jeweiligen Gewerkschaften legitimatorisch abgesichert würde. M.a.W.: die Funktion der 
ökonomischen Krise wird hier politisch antizipiert. 

Zusammenfassend muß daher der Erfolg und die Stabilität der deutschen Gewerkschaften in 

der Krise (organisatorische Stabilität und Reallohnerhöhungen bis 1980) kritisch betrachtet 

werden: dieser Erfolg war möglich auf Basis des Hervortretens von Teilarbeitsmärkten, auf 
denen eine relative Knappheit der Ware Arbeitskraft durch Segmentierungslinien und über 

Prozesse der sozialen Schließung bewahrt werden konnte. Insofern war dieser »Erfolg« cher 

ein Reflex der tatsächlichen Schwäche der Einheitsgewerkschaft und wirkte zersetzend. 


2.2. »Spaltung der Gesellschaft« — Gewerkschaften als Interessenvertreter der Arbeitsplatzbesitzer 
gegen soziale Bewegungen? 


Mit diesen die Basis einer Einheitsgewerkschaft zersetzenden Krisenfolgen verliert die Ge- 
werkschaftsbewegung aufgrund der engen Anbindung ihrer Interessen an die gegebenen 
ökonomischen, technologischen und politischen Strukturen auch an gesellschaftlicher He- 
gemonie. Die unkritische Übernahme der wachstumspolitischen Imperative, die hohe Ak- 
zeptanz technologischer Innovationen als Basis von zukünftigen Reallohnsteigerungen (bei 
sozialstaatlicher Absicherung des individuellen Risikos) und die enge ideologische und politi- 
sche Verflechtung mit der sozialdemokratischen, »etatistischen« Politik machten die Ge- 
werkschaften hilflos gegenüber der sich seit Beginn der 70er Jahre entwickelnden Kritik von’ 
(»neuen«) sozialen Bewegungen. Diese kritisieren die ökologischen Auswirkungen des kon- 
kurrenzhaft sich durchsetzenden Wirtschaftswachstums, die Gefährdungen durch die Groß- 
technologien, die undemokratischen korporatistischen Verbindungen zwischen Staatsappa- 
raten und Interessenverbänden und die die inneren Reformen begleitenden bürokratischen 
Strukturen (»soziale Reformen von oben«). Indem diese Kritik sich an den Resultaten kapita- 
listischer Akkumulation festmacht, kritisiert sie zugleich kapitalistisch fixierte Interessen- 
strukturen, in die die Gewerkschaften eingebunden sind und auf die sie sich positiv beziehen 
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müssen: Die Fixierung von Kapital z.B. in der Atomenergiebranche ist eben gleichbedeutend 
mit der Fixierung von Interessen der dort beschäftigten Lohnarbeiter und der sie vertreten- 
den Gewerkschaften.* 

Diese Situation spitzt sich aber mit der anhaltenden und in der Krise 1980-1982 sich verdop- 
pelnden Massenarbeitslosigkeit zu: Die Gesellschaft spaltet sich zusehends in einen Bereich der 
- »Einkommensquellenbesitzer« (Kapital—Profit, Arbeitsplatz—Lohn etc.) und einen margina- 
lisierten Bereich der Dauerarbeitslosen, der zugleich einen wachsenden Anteil von »neuen Ar- 
men« aufweist. Mit der sich herausbildenden »neuen Armut« wird zugleich deutlich, daß die 
nicht zuletzt von der Arbeiterbewegung erkämpften kollektiven und sozialstaatlichen Absi- 
cherungen in Phasen der andauernden Massenarbeitslosigkeit nicht mehr greifen, weil sie an 
den Beschäftigtenstatus gebunden sind: Die Spaltung der Gesellschaft stellt so immer deutlicher 
auch Ansatzpunkte traditioneller Arbeiterpolitik in Frage, Problemdimensionen, die jetzt so- 
ziale Bewegungen (z.B. Arbeitsloseninitiativen und die »Grünen«) gegen die traditionellen For- 
men der Arbeiterpolitik aufgreifen (vgl. Leibfried/Tennstedt 1985). Das ist um so wichtiger, als 
ja (anders als in der Weimarer Republik) die Entlassungen nicht mehr durch ein funktionieren- 
des Arbeitermilieu aufgefangen und politisch integriert werden: Da die Gewerkschaftspolitik 
die Arbeitslosen der individualisierenden staatlichen Fürsorge überläßt, begibt sie sich der Mög- 
lichkeit, eine soziale Bewegung als kollektive Interpretations- und Politikform den Arbeitslo- 
sen anzubieten und sich selbst diese Flanke freizuhalten. 

Wenn oben die Phase der Vollbeschäftigung als eine Phase erfolgreicher Gewerkschaftspoli- 
tik ohne soziale Bewegung (hier: Arbeiterbewegung) gekennzeichnet wurde, dann muß die 
Entwicklung seit dem krisenhaften Bruch Mitte der 70er Jahre zunächst alseine Phase der Re- 
duktion gewerkschaftlicher Politik auf die konkurrenzhaft vorgegebene Situation der Bran- 
chenkapitale gegen die entstehenden neuen sozialen Bewegungen umschrieben werden. 
Während so auf der einen Seite die Gewerkschaften funktional sich den Interessenvertre- 
tungsformen eines »ADAC« (Müller-Jentsch 1984) annähern, werden die gesellschaftlichen 
Themen nach 1975 von neuen sozialen Bewegungen und dem Neokonservatismus besetzt, 
der die Systemimperative der privat-dezentralen kapitalistischen Ökonomie radikal ins Poli- 
tische übersetzt. 

Die Ursachen des Erfolgs neokonservativer Ideologie liegen nicht zuletzt in den Erfahrungen 
der einzelnen Lohnabhängigen mit Prosperität und Krise begründet: So wie die Konkurrenz 
der Kapitale um die knappe Ware Arbeitskraft in der Prosperität der eigenen Leistung zuge- 
schrieben wurde, so wird jetzt die Erfahrung der Arbeitslosigkeit auf das individuelle Versagen 
zurückgeführt -— eine Interpretation, die durch die Selektion der betrieblichen Personalpolitik 
bei Entlassungsprozessen Bestätigung findet. Da zugleich eine kollektive Kriseninterpretation 
und -bewältigungsstrategie fehlt (die Gewerkschaften können nach 1975 zunächst nur die ver- 
blassenden Hoffnungen auf die staatliche Wirtschaftspolitik anbieten) und eine soziale Bewe- 
gung nicht mehr als Arbeiterbewegung existiert (die früher beides anbieten konnte), werden 
hier Einbruchstellen für eine individualistische Leistungsideologie aufgetan, die die Neokonser- 
vativen in CDU/CSU und FDP seit Mitte der 70er Jahre ausnutzen (vgl. auch Schumann 
1979). 

Auch in dieser Perspektive erweist sich der relative Erfolg der gewerkschaftlichen Politik in 
der Krise und bei Massenarbeitslosigkeit als ein »Pyrrhus-Siege: die Stabilität der Organisa- 
tion, die Erhöhung der Realeinkommen für die Beschäftigten bis 1980 (auf Basis der Verknap- 
pung auf Teilarbeitsmärkten), die Erhöhung des Organisationsgrades der DGB-Gewerk- 
schaften — diese relativen Erfolge der Gewerkschaftspolitik in der Krise verdecken den 
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grundlegend gewandelten Charakter der Basis gewerkschaftlicher Politik nach 1975. Denn 
diese Basis ist in der Bundesrepublik in besonderer, historisch begründeter Weise ökono- 
misch determiniert und seit 1975 in einen Prozeß der Restrukturierungeinbezogen, der in ei- 
ner langfristigen Perspektive als »Formkrise« (Altvater 1983) bezeichnet werden kann undin 
unterschiedlichen wissenschaftlichen Paradigmata (»Lange Wellen«, »Fordismus-Theories, 
»Strukturelle Überakkumulation«) übereinstimmend als umfassender Prozeß der ökonomi- 
schen, sozialen und politischen Restrukturierung begriffen wird. Die Konturen dieses Pro- 
zesses werden dabei erst in den 80er Jahren mit der politischen Wende und den sektoralen 
und technologischen Restrukturierungen in und nach der Krise 1980 ff. deutlicher sichtbar. 


3. Gewerkschaftspolitik in der Restrukturierungskrise: Zersetzungsprodukt 
oder strukturierender Faktor? 


Ökonomische und soziale Elemente der Restrukturierungskrise wurden oben schon bei 
Darstellung der Wirkungen der Krise 1975 benannt. Es kommt nun darauf an, den Zusam- 
menhang von ökonomischen, technologischen, sozialen und politischen Formen der Re- 
strukturierung als »Krise einer historischen Struktur der Reproduktion und Regulation« zu 
entwickeln. Ausgehend von dieser Analyse der Rahmenbedingungen soll dann ein »Korri- 
dor« möglicher gewerkschaftspolitischer Optionen diskutiert werden. 

Genau genommen muß eine Analyse des gegenwärtigen Umbruchs mit den Auswirkungen der 
Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre anfangen: In der Folge dieser Krise und beschleunigt durch 
die Kriegswirtschaft wurden die den Nachkriegsaufschwung auf dem Weltmarkt tragenden 
Elemente entwickelt: (1.) der Reproduktions- und Akkumulationszusammenhang von Mas- 
senproduktion und Massenkonsum (»Fordismus«, vgl. Hirsch/Roth 1980), (2.) die technologi- 
sche und arbeitsorganisatorische Umstellung in der Produktion auf Basis von Fließfertigung 
und tayloristischer Durchdringung der Arbeitsorganisation, (3.) die Verschiebung des relativen 
Gewichts der einzelnen Branchenkapitale zugunsten der jetzt sich endgültig durchsetzenden 
Branchen der Flektro- und Maschinenbauindustrie, des Straßenfahrzeugbaus und der Chemie, 
die eng mit einer Welle von Basisinnovationen in diesen Branchen verbunden war (vgl. Mensch 
1975, Kleinknecht 1984a und b), (4.) die Anerkennung der Gewerkschaften als Vertretungsor- 
gan der sich jetzt entwickelnden Massenarbeiterschaft und (5.) deren Finbau in ein System 
staatlicher Regulierung des entwickelten Kapitalismus, das auf der Basis keynesianischer Poli- 
tikansätze sich in unterschiedlichen Formen vor und nach dem zweiten Weltkrieg entwickelt 
(New Deal in den USA, faschistische Wirtschaftsregulierung in Deutschland, Keynesianismus 
der Nachkriegszeit). In diesem »Modell« gesellschaftlich-kapitalistischer Reproduktion waren 
die Gewerkschaften ein Stützpfeiler seines Funktionierens: die zunächst hohen Produktivitä- 
ten erlaubten eine erfolgreiche produktivitätsorientierte Lohnpolitik, die wiederum den Ab- 
satz der Massenkonsumgüter ermöglichte und die Arbeiterschaft organisatorisch in das Modell 
staatlicher Regulierung integrierte, dabei den Gewerkschaften aber zugleich eine solidarische 
Lohnpolitik ermöglichte: »keynesianischer Klassenkompromiß«s (Vgl. Buci-Glucksmann 
1982, Hoffmann 1982). 

Die zentralen Elemente der sich über die Krisen 1975 und 1980-82 herausbildenden neuen 
Struktur der ökonomischen, sozialen und politischen Reproduktion stehen teilweise diame- 
tral gegen diese Wachstumsstruktur der Nachkriegszeit. Entscheidend für die sich herausbil- 
denden Strukturen sind nämlich: 
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— die seit der Krise 1975 vorgegebene offene Fraktionierung in der Produktion und Spal- 
tung in der Gesellschaft und die darauf aufbauende Individualisierung und Konkurrenz; 

— der Bedeutungsverlust klassischer Industriebranchen mit vorherrschender Massenpro- 
duktion und hohem gewerkschaftlichen Organisationsgrad (Eisen- und Stahlindustrie, 
Schiffbau; allgemeiner: Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien und Bergbau), der 
Rückgang arbeitsintensiver Bereiche der Konsumgüterindustrien (Bekleidungsgewerbe, 
Textilindustrie) und der Bauindustrie‘; 

— die technologische Umwälzung auf Basis der Halbleitertechnologie und der darauf auf- 
bauenden Entwicklung von Steuerungs-, Sensor- und Verkettungstechnologien, durch 
die es möglich wird, die Produktivität in der Kleinserien- und Einzelfertigung zu erhö- 
hen, die Massenfertigung zu flexibilisieren, Facharbeiterqualifikationen zu ersetzen bzw. 
auf eine neue Stufe zu heben (»neue Produktionskonzepte«), die eine »Autonomie« der 
Facharbeit für einzelne ermöglichen; zugleich Kontrolle der Arbeitsabläufe durch das 
Management über neue RKommunikationstechnologien; 

— dieüber die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien möglichen Formen 
der Rationalisierung der privaten und öffentlichen Verwaltungstätigkeiten (der »toten 
Kosten« der Produktion), der Dezentralisierung der Produktion und damit der optima- 
len, flexiblen Ausnutzung der Teilarbeitsmärkte, die tendenziell mit der Entwicklung 
neuer Formen der Lohnarbeit im Sinne eines »Sub-Unternehmerstatus« verbunden wer- 
den können; ' 

— eine Umstrukturierung in der industriellen Produktion zugunsten der Produktion dieser 
neuen Technologien (zunächst in dezentralisierten Produktionseinheiten); 

— eine relative Verschiebung der Beschäftigungsanteile in Richtung »Dienstleistungssek- 
tor«, der aufgrund seiner Strukturen einer gewerkschaftlichen Organisierung große Hin- 
dernisse in den Wert legt’; 

— und als entscheidende Voraussetzung und Rahmenbedingung — der Formwandel der 
Politik, die jetzt gegen die Fixierung sozialer Besitzstände (in der Form der Fixierung von 
Kompromißlinien zwischen Lohnarbeit und Kapital) die arbeits- und sozialrechtlichen 
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen einer individualisierten und flexiblen Pro- 
duktion schaffen und erhalten soll. Esgeht daher um den »Umbau« (nicht nur um den Ab- 
bau) des Sozialstaats (vgl. Altvater 1982). 

Dieser Prozeß der Restrukturierung ist nicht »gradlinig« mit der Krise 1975 umgesetzt wor- 

den. Vielmehr könen wir zwei Phasen festhalten, die als Phasen der Restrukturierungskrise 

dargestellt werden können: (1.) Die Phase der Kapitalvernichtung und -entwertung in den 
beiden tiefen zyklischen Krisen 1975 und 1980-82, in denen Teile der bislang die Akumula- 
tion tragenden Industrien durch Kapitalentwertung umstrukturiert wurden, und (2.) die 

Entwicklung nach 1980/82, in der neue Techniklinien im Zuge einer wieder sich beschleuni- 

genden Akkumulation eingesetzt werden. Dieser Prozeß dürfte aber noch über einen Zeit- 

raum von 10 bis 15 Jahren andauern und zugleich auch eine Phase des Experimentierens und 
des Suchens nach optimalen Faktorallokationen auf Basis der neu entwickelten Technolo- 
gien sein, der ökonomisch auch von Kapitalentwertungen und Konzentrationsprozessen in 
den diese neuen Techniklinien produzierenden und anwendenden Industrien begleitet wird. 

Die industriellen Beziehungen erfahren durch die neuen Formen des Zusammenhangs von 

Ökonomie, Technologie und Politik eine entscheidende Veränderung: In wichtigen aktuel- 

len Untersuchungen wird beı allen Unterschieden ım Detail immer wieder der Zusammen- 

hang dieser neuen Formen gesellschaftlicher Produktion als »flexibler Spezialisierung« als 
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Kern des Restrukturierungsprozesses herausgestellt (vgl. Baethge/Oberbeck 1986, S. 23; 
Kern/Schumann 1984, 5. 48). 
Auch wenn sich diese Tendenzen nicht bruchlos verallgemeinern und in die Zukunft verlän- 
gern lassen®, so wird doch bereits ein »Korridor« zukünftiger Entwicklungen in den indu- 
striellen Beziehungen deutlich: 
(1.) Zunächst ist gegenüber einer euphorischen Sicht des neuen Rationalisierungstyps und des 


daraus entspringenden Typus von Facharbeit (vgl. zu einer solchen Euphorie Glotz 1986) 
festzuhalten, daß (a) hier nur bestimmte Bereiche der Industrie (bei Kern/Schumann: die 
Wachstumsindustrien) und der Dienstleistungen (bei Baethge/Oberbeck: Handel und 
Verwaltung) untersucht wurden und (b) nur die »Rationalisierungsgewinner« — so die 
These — von dem neuen, ganzheitlichen Zuschnitt der Facharbeit profitieren. 

Resultat ist demnach, daß in beiden Bereichen verstärkt Arbeitskräfte freigesetzt werden 
und der Bereich »Büro und Verwaltungs auch keine Kompensationsfunktionen mehr 
für die Freigesetzten des primären und sekundären Sektors übernehmen wird. Die domi- 
nante Form der Dequalifikation wird daher der Ausschluß aus der Arbeit sein (vgl. 
Baethge/Oberbeck 1986, $. 32). Offen bleibt allerdings, inwiefern andere, arbeitsintensi- 
ve Bereiche des Dienstleistungssektors expandieren und zusätzliche Arbeitsplätze im Be- 
reich der »bad jobs«, z.B. bei »McDonalds«..., schaffen (vgl. dazu Schmiede/v. Greiff 
1985, 5. 293). 

Die mit der Freisetzung gegebene Möglichkeit einer verschärften Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt und des Durchschlagens dieser Konkurrenz auch auf die »Rationalisie- 
rungsgewinner« (vgl. auch Schmidt 1985) kann schon deshalb nicht ausgeschlossen wer- 
den, weil — so z.B. Baethge/Oberbeck — die Ergebnisse der »systemischen Rationalısie- 
rung« erst im nächsten Jahrzehnt voll auf das Beschäftigungssystem durchschlagen werden 
(S. 39). Das Auffüllen der industriellen Reservearmee durch die »Rationalisierungsverlie- 
rer« ist dabei auch insofern von Bedeutung, als offensichtlich die»neuen Produktionskon- 
zepte« die Wiedereingliederungsbarrieren für Dauerarbeitslose erhöhen und so zugleich 
die Bindung an den Betrieb bei den Beschäftigten verfestigen. (Vgl. dazu Kern/Schumann 
1984, 5. 309 ff., Baethge/Oberbeck 1986, S. 40 ff.) 


(2.) Die Wiedergewinnung von Autonomie und umfassender Qualifikation muß nicht allein 


zu einem — gewerkschaftspolitisch aufzugreifenden — Prozeß der Selbstbestimmung 
und der Persönlichkeitsentwicklung führen, sondern ist zunächst einmal mit einem wei- 
tergehenden Prozeß der Individualisierung verbunden und kann — worauf die hier disku- 
tierten Studien auch hinweisen — zu korporatistischen bzw. neosyndikalistischen Inter- 
essenvertertungsstrukturen führen. Solche Entwicklungen liegen gerade deshalb nahe, 
weil der Druck der industriellen Reservearmee dafür sorgen wird, die Bindung der Ratio- 
nialisierungsgewinner an den Betrieb zu erhöhen und Prozesse der sozialen Schließung 
zu befördern. Auch bleibt noch abzuwarten, ob unter diesem Druck nicht neue Formen 
der Intensivierung der Arbeit möglich sind. 


(3.) Denn die neuen Rationalisierungskonzepte — das wird aus allen Studien deutlich, vgl. 
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aber auch Kubicek/Rolf 1985 — sind aufgrund des Systemcharakters der eingesetzten 
Technologie auch eine neue Stufe der Kontrolle nicht nur des Arbeitsergebnisses und der 
Arbeitszeit, sondern auch und gerade des Arbeitsablaufs (vgl. explizit Baethge/Oberbeck 
1986, S. 37). Da zugleich bei den einfachen Tätigkeiten — insbesondere im Verwaltungs- 
bereich, dem Handel und im öffentlichen Dienst — soziale durch technische Kommuni- 
kation allmählich ersetzt wird, wird durch die Vertiefung der Segmentierungslinien im 
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Betrieb und durch die Veränderungen in den gewachsenen Kommunikationsstrukturen 
die Basis der Gewerkschaften im Betrieb reduziert, während sich die betrieblichen Herr- 
schaftsverhältnisse auch gegenüber qualifizierten Arbeitergruppen in Richtung auf mehr 
»laufende« Kontrolle verändern. 

(4.) Diese Formen einer »Akzentuierung« betrieblicher Herrschaftsverhältnisse« werden durch 
die Ausweitung der »industriellen Reservearmee« als Ergebnis des Zusammentreffens der 
Anwendung von Rationalisierungstechnologien, demographischer Entwicklung, nicht 
hinreichend beschleunigtem ökonomischen Wachstum und durch den Ausfall der sektora- 
len Auffangmechanismen des tertiären Sektors befördert. Selbst optimistische Varianten 
zur ökonomischen Entwicklung gehen von Arbeitslosenzahlen bis zum Jahre 2000 aus, die 
im Durchschnitt zwischen zwei und drei Millionen liegen. (Vgl. Klauder u.a. 1985, $. 59). 
Eine Abschottung der Beschäftigung in den betrieblichen Kernsektoren dürfte so zu einer 
stärkeren Anbindung an den Betrieb führen und damit die gewerkschaftspolitischen 
Chancen, die in den »neuen Produktionskonzepten« liegen (vgl. dazu Kern/Schumann 
1984, $. 320 ff.) relativieren; darüber hinaus sınd diese Chancen nur dann realistische, 
wenn die Restrukturierung der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt nicht auf die betriebli- 
che Ebene durchschlägt. . 

(5.) Die neuen Technologien der »tlexiblen Spezialisierung« machen nämlich auch eine Flexi- 
bilisierung der Arbeitsmarktstrukturen möglich und — unter betriebswirtschaftlicher 
Konkurrenzperspektive — ökonomisch notwendig: Aufgrund der Flexibilisierung der 
Produktion bringt eine Auflösung des Normalarbeitsverhältnisses (Arbeitszeitfixierung, 
Kündigungsschutz etc. — vgl. dazu Mückenberger 1985a) im Sinne einer Flexibilisterung 
des Beschäftigungsverhältnisses ökonomisch erhebliche Konkurrenzvorteile. Formen 
der Teilzeitarbeit, Leiharbeit, des »Sub-Unternehmertums« und u.U. sogar der Heimar- 
beit sind Instrumente der Unternehmen, die Kernbelegschaften zu vermindern und die 
Beschäftigung flexibel der Flexibilisierung der Produktion bei höherer Intensität der Ar- 
beit anzupassen (vgl. dazu Dombois/Osterland 1982). Dabei knüpfen diese Beschäfti- 
gungsangebote durchaus auch an die individuellen Möglichkeiten und Wünsche der 
Lohnabhängigen an — wobei die» Wünsche« bereits durch den Rahmen der individuellen 
Möglichkeiten präformiert sind (vgl. Frauenteilzeitarbeit). Diese Möglichkeiten der Fle- 
xibilisierung werden dann eine neue Stufe der Entwicklung erreichen, wenn über die Ver- 
kabelung die Voraussetzungen einer Dezentralisierung der Produktionseinheiten und 
-stätten (bis in den privaten Haushalt hinein) gegeben sind und — dies ist für den Bereich 
Handel wichtig — Tätigkeiten auf den Kunden übertragen werden können. 

(6.) Die Politik der konservativ-liberalen Regierung unterstützt diesen Restrukturierungs- 
prozeß gezielt auf drei Ebenen: (1.) Es werden durch eine steuerliche und haushaltsmäßi- 
ge Umverteilung und durch die Flexibilisierung der Arbeitsmarktverhältnisse die Netto- 
profitraten erhöht, und es werden so die Möglichkeiten, die Umstellung der Produktion 
zu finanzieren und der Anreiz dazu, dies auch trotz hoher Zinssätze auf dem Weltmarkt 
zutun, verbessert. (2.) Durch die Technologiepolitik, die von der Humanisierungspolitik 
weitgehend »entlastet« wird, werden die Voraussetzungen auf dem Gebiet der Grundla- 
gen — und der angewandten Forschung für den forcierten Einsatz der neuen Technolo- 
gien geschaffen (vgl. dazu Väth 1984, Hoffmann 1985); durch die Verkabelung (ISDN 
und BIGFCN-Systeme, vgl. dazu Kubicek/Rolf 1985) wird die entscheidende infrastruk- 
turelle Voraussetzung für ein »Durchschlagen« der Wirkungen der »neuen Technolo- 
gien« auf den Arbeitsmarkt und die industriellen Beziehungen »in den Boden verlegt«. 
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(3.) Durch die Politik der »Deregulierung« soll der ordnungspolitische Rahmen für Flexi- 
bilisierungsstrategien der Unternehmen geschaffen und eine verschärfte Leistungskon- 
kurrenz auf dem Arbeitsmarkt ermöglicht werden. Die Gesetze bzw. Gesetzesinitiativen 
-(Jugendarbeitsschutz, Beschäftigungsförderungsgesetz, Schwerbehindertengesetz, Ar- 
beitszeitgesetz) haben durchgehend zum Ergebnis: a) eine Förderung der betriebswirt- 
schaftlichen Rentabilität der Einzelunternehmen, b) eine Flexibilisierung und Individua- 
lisierung der Arbeitsverhältnisse gegen die »historisch errungenen “Normalisierungen’ 
und Verstetigungen in der Lohnarbeiterexistenz« (Mückenberger 1985b, $. 269) und c) 
insgesamt eine Veränderung der industriellen Beziehungen in der Bundesrepublik: »Dort 
stehen nicht mehr die, in sich relativ festgefügten und strukturierten, gegensätzlichen 
Blöcke der Organisationen von Arbeit und Kapital einander gegenüber...; vielmehr wird 
die soziale Frage nunmehr vielfältig dezentralisiert und einzelfallorientiert angegangen.« 
(Mückenberger 1985b, $. 269). Diese Einzelfallorientierung und Individualisierung ist 
auch die Basis von weitergehenden ideologischen Konzepten der Neokonservativen, die 
das (geschichtete) Individuum zum Ausgangspunkt ihrer »Versöhnungsgesellschaft« ma- 
chen (vgl. dazu Späth 1985). Damit knüpfen die Neokonservativen aber nicht nur an die 
neoliberale Theorie (Mückenberger 1985b, $. 255), sondern auch an technologische Mög- 
lichkeiten und das Bewußtsein des Individuums als Eigentümer seiner Arbeitskraft an: 
Allein aus dieser Verknüpfung kann die neokonservative Hegemonie in den 80er Jahren 
erklärt werden, in der ein »Aussitzen« von aktuellen politischen Problemen (Kohl) eine 
mehrheitsfähige Politik sein kann. 
Der Politik kommt deshalb im Zusammenhang des Restrukturierungsprozesses ein besonde- 
rer Stellenwert zu, weil die ökonomischen und technologischen Restrukturierungsprozesse 
über die Weltmarktkonkurrrenz marktmäßig erzwungen werden und aufgrund der aufge- 
zeigten Anbindung der Belegschaften an die einzelunternehmerischen Strategien auch sozial 
durchgesetzt werden können. Dagegen bilden die sozialen und politischen Resultate’der so- 
zialen Auseinandersetzungen der vergangenen Akkumulationsphasen in Form gesetzlich 
und organisatorisch fixierter Kompromißlinien (vgl. dazu Blanke 1977) einen Hemmschuh 
für die Flexibilisierungs- und Individualisierungsstrategien der Kapitale, und das gegebene Sy- 
stem der sozialen Sicherung verhindert eine von großen Teilen des Kapitals geforderte Lohn- 
differenzierung nach unten. Insgesamt steht so gerade an diesen politischen Flanken das ge- 
samte System der »industriellen Beziehungen« zur Disposition (vgl. Bericht 1983, Späth 
1984), und das Ergebnis der Auseinandersetzungen darum dürfte auch von entscheidender 
Bedeutung für die Ausnutzung von Chancen sein, die durch die »neuen Produktionskonzep- 
te« im Betrieb gegeben sind. 


3.1. Die »traditionelle« Antwort der Gewerkschaftspolitik: Konservierung der sozialen 
Besitzstände — Abwehr des Sozialabbaus 


Diesen essentiellen Angriffen und Bedrohungen stehen die Gewerkschaften auf gesamtwirt- 
schaftlicher Ebene ohne Bündnispartner gegenüber: Das Bündnis von sozialliberal regiertem 
Staat, exportorientierten Wachtumskapitalen und Gewerkschaften, auf dem das Konzept der 
Globalsteuerung beruhte, wird in der Krise aufgekündigt, und die Gewerkschaften geraten — 
schon vor der politischen »Wende« 1982 — zusehends in eine gesellschaftliche Isolierung. 
Spätestens mit der Krise 1980 ff. geraten sie ins»Fadenkreuz« der Politik auch der großen Ka- 
pitale und Unternehmerverbände; allerdings wird der politische Angriff, der von der konser- 
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vativ-liberalen Regierung seit 1982 umgesetzt wird, wesentlich von den mittelständischen 
Kapitalen geführt: Bei diesen Unternehmen können die Lohnnebenkosten (»Soziallasten«) 
nicht ohne weiteres durch Produktivitätserhöhungen aufgefangen werden; sie können Ar- 
beitsmarktargumente (Druck der »Schwarzarbeit«) und den Hinweis auf ihre Ausbildungs- 
kapazitäten ins Feld der öffentlichen Diskussion bringen. Durchaus anzuzweifeln ist zwar, 
ob das Großkapital den Angriff auf die Gewerkschaften, der in der erzwungenen Verände- 
rung des $ 116 AFG deutlich wird, verstärken wird — denn gerade auf Betriebsebene sind 
die gewerkschaftlich garantierten sozialen Strukturen ein viel zu gewichtiges Element der _ 
Kontinuität angesichts hoher Fixkosten, so daß eine »Japanisierung« im Bereich der großen 
Kapitale nicht unmittelbar anstehen dürfte”. Auf gesamtwirtschaftlicher und politischer 
Ebene besteht für diese Kooperation aber unter den gegebenen geselischaftlichen Strukturen 
kein Bedarf. Für die Gewerkschaftspolitik bedeutet der Prozeß der Restrukturierung über 
die schon unmittelbar in und nach der Krise 1975 erfahrenen Probleme hinaus zunächst ein- 
mal, daß auch Teile ihrer Klientele in den Wachstumsbranchen von Entlassungen bzw. 
Qualifikationsverlust bedroht sind, ohne daß ökonomische Kompensationen (Ausweitung 
des Staats- bzw. privaten Dienstleistungsektors) oder politische Unterstützung gegen diesen 
Prozeß zu erwarten sind. Diese unmittelbaren Auswirkungen, die durch den Abbau der ge- 
setzlichen Schutzrechte forciert werden, stehen auch im Zentrum einer gewerkschaftlichen 
Defensivposition nach der »Wende« 1982, die darüber hinaus noch durch die Forderung 
nach nachfrage- und beschäftigungswirksamen Staatsausgaben flankiert wird und den Ab- 
bau der sozialstaatlichen Leistungen verhindern will. Soweit die technologische Entwick- 
lung von den Gewerkschaften in eine solche Defensivposition eingebaut wird, geschieht dies 
in Form der Forderung nach einer »sozialen Einbindung« technologischer Entwicklung, 
ohne daß daraus konkrete Forderungen resultierten. 

Lohnpolitisch ergibt sich aus dem ökonomischen (einzelwirtschaftlichen und branchenmäßi- 
gen) Bezugspunkt weiterhin das zentrale Problem, daß die Verteidigung der Realeinkommen 
auf Basis der sich ausdifferenzierenden Verteilungsspielräume auch die materielle Situation der 
Lohnabhängigen ausdifferenziert und diese Entwicklung durch die politischen Rahmenbedin- 
gungen (Flexibilisierung des Arbeitsmarktes durch das »Beschäftigungsförderungsgesetz«, 
die Arbeitszeitgesetzgebung, auch durch die Novellierung des $ 116 AFG) enorm befördert 
wird. Zugleich entfernen sich Lebenslagen und Interessen von Arbeitslosen und Beschäftig- 
ten immer mehr. Und wenn sich durch eine von den Konservativen politisch angestrebte 
Lohndifferenzierung nach unten diese Interessen wieder »objektiv« annähern, dann sicher- 
lich nicht in einer gewerkschaftspolitisch umsetzbaren Perspektive — die zum Ziel haben 
müßte, die Lebenslagen nach oben hin anzugleichen. Deutlich wird aus diesem Zusammen- 
hang heraus aber auch, daß bereits die bloße Verteidigung der Lohnstruktur und des sozial- 
staatlichen Niveaus (des »Soziallohns«) gegen die Sparpolitik der konservativ-liberalen Re- 
gierung nicht nur ein Kampf um Lohnbestandteile ist, sondern — zumindest implizit — auch 
eine Auseinandersetzung um die untere Grenze der Lohnsätze in Form von Arbeitslosengeld/ 
-hilfe und Sozialhilfe. Denn der Angriff der Neokonservativen richtet sich hier wesentlich 
gegen die Untergrenze einer Lohndifferenzierung. Die Auseinandersetzung um Leistungen 
gegenüber Arbeitslosen ist somit ein Teil des Loehnkampfes — und genau hier liegen verein- 
heitlichende Inhalte einer auch traditionellen defensiven Lohnpolitik in der Krise (vgl. 
Bäcker 1985). 

Das Dilemma der hier skizzierten Defensivposition als eines vorherrschenden Moments der 
Gewerkschaftspolitik in den 80er Jahren liegt aber in eben diesern herkömmlichen Bezugs- 
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punkt: Die gegebenen ökonomischen und technologischen Strukturen des Kapitals werden 
als »sozialer Besitzstand« der Lohnabhängigen gegen die Dynamik der kapitalistischen Kon- 
kurrenz verteidigt, die Entwicklung der Technologie wird als Voraussetzung künftiger Ver- 
teilungsspielräume nicht kritisch hinterfragt, sondern ihre Auswirkungen sollen sozial abge- 
federt werden. Überspitzt könnte daher argumentiert werden, daß die Gewerkschaften die 
alten kapitalistischen Strukturen als Bastionen ihrer Organisations- und Konfliktfähigkeit 
bewahren und verteidigen wollen. Aber auch da, wo sie— wie in den Wachstumsbranchen — 
den technischen Fortschritt als Chance der Sicherung der Arbeitsplätze durch Konkurrenz- 
fähigkeit auf dem Weltmarkt einschätzen, bleibt die Politik den Investitionsentscheidungen 
der einzelnen Unternehmen verhaftet, die als fixes Datum in die gewerkschaftliche Politik 
der sozialen Absicherung der betroffenen Arbeitergruppen eingehen und zu »neosyndikali- 
stischen« oder korporatistischen Vertretungsformen führen. 

Diese eher traditionelle gewerkschaftspolitische Antwort auf die Restrukturierungsprozesse 

trägt implizit fünf Risiken in sich: 

(1) Die tatsächlichen Risiken der Restrukturierung für die gewerkschaftliche Organisations- 
und Konfliktfähigkeit werden nicht angegangen. Die durch die neuen Technologien vor- 
angetriebenen und durch die neuen Formen der Arbeitsorganisation verstärkten Formen 
der Individualisierung, Kontrolle und die Zerstörung der sozialen Kommunikation in Be- 
trieb und Verwaltung durch die neuen Informations- undKommunikationstechnologien 
werden passiv, ohne ein Konzept einer erneuerten solidarischen Interessenvertretung, 
hingenommen — während politisch auf eine Wahlniederlage der konservativ-liberalen 
Regierung gesetzt wird. 

(2) Diese Politik baut aufeine beschleunigte Akkumulation, durch die aber realistischerweise 
weder die Ausweitung des industriellen noch des im Dienstleistungssektors enthaltenen 
Beschäftigungspotentials zu erwarten ist— während eine politisch zu setzende »Sozialisie- 
rung der Anpassungslasten« (Kern/Schumann) der Restrukturierung nicht nur politisch, 
sondern auch gesellschaftlich z.Zt. kaum durchgesetzt werden kann. 

(3) Mit den Akkumulationsentscheidungen des Kapitals in der Restrukturierungsphase, der 
Anlage von Kapital in bestimmten Techniklinien und neuen Branchen (Elektronik, Gen- 
technologie, Dienstleistungsbranchen etc.) werden Interessenstrukturen für die Zukunft 
festgeschrieben, deren Auswirkungen auf die zukünftige Organisationsfähigkeit in der 
gegebenen Form mit Sicherheit negativ sein werden. Diese Akkumulationsentscheidun- 
gen sind aber — einmal in Beton, Technologie, Kabelsysteme und »soft ware« gegossen — 
nur unter Inkaufnahme der Vernichtung von großen Massen produktiven Kapitals und 
darin eingebundener Arbeitsplätze umkehrbar. So werden heute die zukünftigen Interes- 
senstrukturen festgeschrieben, die eine solidarische Gewerkschaftspolitik in der Zukunft 
unmöglich machen. 

(4) Mit der Anbindung an die gegebenen Kapital- und Technikstrukturen muß sich diese 
Form der Gewerkschaftspolitik notwendig in Gegensatz bringen zu sozialen Bewegun- 
gen, die diese Strukturen besonders unter ökologischen Kriterien bekämpfen. Diese Poli- 
tikform ist in der gesellschaftlichen Auseinandersetzung in einer Front mit dem Kapital 
und begibt sich der Möglichkeit, zusammen mit gesellschaftlichen Bewegungen die gege- 
bene soziale Form des Wirtschaftens und ihre ökonomischen und ökologischen Resultate 
in Frage zu stellen. 

(5) Die passive Hinnahme der technologischen Entwicklung muß — angesichts des Stellen- 
werts der Verkabelung und ihrer Auswirkung auf das Freizeitverhalten — den Gewerk- 
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schaften die Möglichkeit verbauen, die fortgesetzte Durchkapitalisierung des Freizeitbe- 

reichs mit ihren individualisierenden, Kommunikation erschwerenden Folgen zurückzu- 

drängen und eigene Strukturen eines erneuerten solidarischen Milieus zu entwickeln. 
Der letztgenannte Punkt dürfte auch deshalb von Bedeutung sein, weil ein wesentliches Mo- 
ment der Überwindung dieser traditionellen gewerkschaftspolitischen Antwort in den 80er 
Jahren in der offensiven Wiederaufnahme der Arbeitszeitverkürzungspolitik als Element ei- 
ner gewerkschaftlichen Arbeitsmarktpolitik gesehen wird — deren Ergebnisse natürlich die 
Bedeutung der Nicht-Arbeitszeit erhöhen werden. Insgesamt aber hat die hier skizzierte 
»traditionelle« Antwort der Gewerkschaftspolitik kein Konzept gegen die neokonservative 
Hegemonie, gegen die auf individuelle Leistung und auf flexibilisierte Produktion (und Ar- 
beitszeit) setzende Ideologie, die sich radikal zu den »Sachzwängen« der konkurrenzmäßig 
organisierten und auf dem Privateigentum aufbauenden Gesellschaftsordnung bekennt. An- 
gesichts der kapitalistischen Dynamik muß diese Verteidigungslinie als »konservativ« (Dah- 
rendorf 1984) gelten: auf die Massenarbeitslosigkeit und auf die ökologische Krise kennt sie 
nur die traditionellen Antworten der »Arbeiterpolitik« und des »Etatismus«, auf neue, in- 
haltliche Antworten verzichtet sie. Diese Politik, so wichtig sie kurzfristig als Defensivposi- 
tion für die unmittelbar von Stillegungen und Rationalisierungen betroffenen Lohnabhängi- 
gen ist, kann daher kein gesamtgesellschaftliches Konzept im Sinne der konkreten Utopie 
der alten Arbeiterbewegung entwickeln, sondern bleibt retardierender Reflex der gegebe- 
nen Kapitalstrukturen. 


3.2. Die Krise als Chance? — Neue Elemente einer Gewerkschaftspolitik im Sinne einer 
»Logik der Arbeit« 


Die dargestellten Problemebenen einer traditionellen gewerkschaftspolitischen Defensiv- 
position in der Restrukturierungskrise resultieren letztendlich aus der Anbindung der Ge- 
werkschaftspolitik an die »Logik des Kapitals« — eine Anbindung, mit der die deutsche Ge- 
werkschaftsbewegung in der Nachkriegsprosperität gute Erfahrungen gemacht hatte. Aber 
die Restrukturierungskrise ist ja gerade dadurch charakterisiert, daß die alten Strukturen, die 
eine erfolgreiche gewerkschaftliche Lohnpolitik ermöglicht haben, aufgekündigt bzw. zer- 
setzt werden. Wenn die Gewerkschaften in der gegenwärtigen Phase so in Gefahr geraten, zu 
einem Zersetzungsprodukt der Restrukturierung des Kapitals zu werden — zwar relativ er- 
folgreich auf einzelnen Teilarbeitsmärkten, aber auf Kosten solidarischer Politikelemente 
und mit nachlassender gesellschaftlicher Relevanz —, dann steht die Frage an, ob es jenseits ei- 
ner auf den status quo bezogenen Defensivpolitik Möglichkeiten gibt, neue Formen einer of- 
fensiven Politik zu entwickeln. 

Diese Frage soll hier nicht hypothetisch gestellt werden. Vielmehr soll anhand der existie- 
renden Problemlagen und gewerkschaftlichen Antworten darauf untersucht werden, inwie- 
weit sich solche neuen Formen bereits in der Restrukturierungskrise entwickeln, und es soll 
darüber hinaus danach gefragt werden, inwieweit das Kapital selbst widersprüchliche Ant- 
worten bereit hält, die Ansatzpunkte für eine neue Politik sein könnten. Es muß auch her- 
vorgehoben werden, daß sich solche neuen Formen nur auf Basis einer Defensivposition 
entwickeln können, die die Aufgabe hat, kurzfristig die Folgen der Krise abzuwehren und 
Zeit für die Entwicklung eigener Formen gewerkschaftlicher Politik der Beeinflussung des 
Restrukturierungsprozesses zu gewinnen. 
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Damit ist zugleich der generelle Ansatzpunkt benannt: Wenn die gegenwärtige Phase eine 
Phase umfassender Restrukturierung, Neuzusammensetzung der ökonomischen, sozialen 
und politischen Elemente der Reproduktion ist, dann kommt es darauf an, diese Neuzusam- 
mensetzung mitzubestimmen! Kriterium einer solchen »Mitbestimmung« kann dabei nicht 
nur die kurzfristige Durchsetzung der materiellen Interessen der gegenwärtigen Mitglieder 
sein, sondern muß darüber hinaus die Frage nach der zukünftigen Basis gewerkschaftlicher 
Organisations- und Kontliktfähigkeit sein, die Frage nach den Kommunikationsstrukturen 
in Betrieb, Branche, Sektor und in der Nicht-Arbeitszeit. Es geht, um eine griffige und be- 
kannte Formulierung von Bruno Trentin abzuwandeln, um die Frage nach dem »Was, wie 
und für wen produzieren und wie leben?« Grundsätzlich kann dabei die Fragestellung auf 
drei Ebenen entwickelt werden: 
1. Welche Entwicklungen ökonomisch-technologischer und politischer Art müssen ver- 
hindert werden? 
2. Welche dieser Entwicklungen müssen und können beeinflußt werden? 
3. Wo müssen und können die Gewerkschaften eigene, jenseits der vom Kapital vorgebenen 
Entwicklungslinien fordern bzw. durchsetzen? 
zu (1,): Hier beschränken sich die Gewerkschaften bislang weitgehend auf zwei Aspekte: Ver- 
hinderung des Abbaus der sozialen Sicherung und des politisch fixierten Systems der sozialen 
Beziehungen, und Verhinderung bzw. zeitliche Verzögerung des Durchschlagens technolo- 
gischer Innovationen auf die soziale Situation des Lohnabhängigen (Rationalisierungsschutz- 
abkommen, Sicherungen gegen Abgruppierungen etc.). Beide Zielsetzungen müssen sich mit 
Resultaten kapitalistischer Akkumulation auseinandersetzen und stehen so immer unter 
dern Druck des »Sachzwangs«. Insofern verweist dieses Problern schon auf die zweite Themen- 
ebene. Darüber hinaus ist aber zu fragen, ob es gewerkschaftspolitisch nicht möglich ist, be- 
stimmte Entwicklungen ökonomischer und technologischer Art, deren Auswirkungen die 
gewerkschaftliche Basis in der Zukunft zerstören (z.B. durch Vernichtung von gesellschaft- 
lich sinnvollen Arbeitsplätzen) und/oder zukünftige Interessenstrukturen produzieren, die 
einer solidarischen Gewerkschaftspolitik (und Gesellschaft!) entgegenstehen, zu verhindern! 
(Vergangene Beispiele: Akkumulation des Kapitals in der Atom- und Rüstungsbranche, ak- 
tuell: der Ausbau der Verkabelung mit überhaupt noch nicht überschaubaren sozialen und 
arbeitspolitischen Folgen). 
zu (2): Die Ansatzpunkte, die sich hierzu abzeichnen, sind in mittlerer Frist sicherlich die er- 
folgversprechendsten, handelt es sich doch darum, Tendenzen, die das Kapital selbst freisetzt, 
aufzugreifen und im Sinne einer Rekonstruktion gewerkschaftlicher Hegemonie auszubau- 
en. Hier haben sich gerade in der Politik einiger DGB-Gewerkschaften unter dem Druck der 
Restrukturierungskrise konkrete Veränderungen der Politik herausgebildet, die im folgen- 
den skizziert werden sollen: 
— Mit ihrer Politik der Verkürzung der Wochenarbeitszeit greifen DGB-Gewerkschaften 
die historische Tendenz des Kapitals(wieder) auf, die notwendige Arbeitszeit zu verkürzen — 
mit den kapitalistischen Resultaten einer wachsenden Masse von Arbeitslosen. Im Gegensatz 
zur Politik der Arbeitszeitverkürzung in der Prosperität (1957-1965) steht diese Politik jetzt 
aber von vornherein unter arbeitsmarktpolitischen Aspekten und geht somit an den unmit- 
telbaren Interessen der beschäftigten Mitglieder vorbei und verlangt von diesen lohnpoliti- 
sche Opfer. Zugleich stellt sie aber den Zusammenhang von Freisetzungen, Lohnpolitik und 
Nicht-Arbeitszeit her und geht so über einzelinteressen-bezogene Politikansätze hinaus in 
Richtung einer ofiensiven solidarischen Arbeitspolitik. Auch wenn das nach harten Streik- 
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auseinandersetzungen erreichte Ergebnis (38,5 Stunden Wochenarbeitszeit im Durchschnitt) 
relativ wenig arbeitsmarktpolitische Wirkungen zeigen dürfte, so ist durch die Diskussion 
um diese Politik ein breites Bewußtsein zu den ökonomischen und sozialen Zusammenhän- 
gen geschaffen worden; und selbst die zunächst als Kompromiß hingenommene »Flexibilisie- 
rungsklausel« hat dazu geführt, daß durch den Zwang der betrieblichen Aushandlung die 
Auseinandersetzungen um die Forderungen betriebsnah fortgeführt wurden und dort erneut 
mobilisierten. 

— Rationalisierungsschutzabkommen, Lohnrahmentarifverträge, Innovationsberatungs- 
stellen, Mitbestimmungsformen (am Arbeitsplatz, im Betrieb, auf Konzernebene) können 
Ausgangspunkte einer umfassenderen »Produktionspolitik« sein, die die Gewerkschaften be- 
fähigt, technologische Entwicklungslinien und deren konkrete Anwendungen zu kontrollie- 
ren. Dabei geht es darum, die Zerstörung von sozialer Kommunikation, die Verfeinerung 
von betrieblicher Kontrolle und den Verlust der bislang verbliebenen Souveränität der Lohn- 
abhängigen über ihre Zeit zu verhindern. Darüber hinaus kann aber auch an positive Tenden- 
zen in den neuen Techniklinien angeknüpft werden bzw. diese müssen u.U. gegen das Ma- 
nagement und das Kapital durchgesetzt werden: So zeigen etwa Kern/Schumann anhand der 
»neuen Produktionskonzepte«, daß das Kapital selbst ein Interesse daran haben kann, den 
Arbeitsplatz bestimmter Facharbeitergruppen zu requalifizieren, der Facharbeit — in Ab- 
kehr von tayloristischen Konzepten — einen erneuerten autonomen Spielraum zu geben (vgl. 
Kern/Schumann 1984 — kritisch Düll 1985, Malsch 1985). Gewerkschaftspolitisch käme es 
hier— neben der Vertretung der Interessen der mehrheitlichen Rationalisierungsverlierer im 
Zuge der Durchsetzung dieser »neuen Produktionskonzepte«! — darauf an, diesen Spielraum 
auch zu nutzen und zu verhindern, daß sich daraus Sonderinteressen einzelner privilegierter 
Facharbeitergruppen gegen eine solidarische Gewerkschaftspolitik entwickeln. 

— Die Entwicklung der Beschäftigung zum Dienstleistungssektor hin muß von den Gewerk- 
schaften organisatorisch aufgefangen werden. Dieser Bereich ist aber aufgrund seiner Struk- 
tur (Klein- und Mittelbetriebe, hoher Angestelltenanteil, hoher Anteil der technischen und 
betriebswirtschaftlichen Intelligenz) nicht einfach nach den Mustern des traditionellen »Ma- 
schinenarbeiters« zu organisieren. Wollen die Gewerkschaften aber hier korporatistische In- 
teressenvertretungsstrukturen verhindern bzw. in der Konkurrenz mit Angestelltengewerk- 
schaften (DAG etc.) bestehen, dann muß ihre Politik stärker auf die soziale Form der Arbeit 
(in einem sozialen Herrschaftsverhältnis befindlichen Arbeit) abzielen. Denn der »Weg in die 
Dienstleistungsgesellschaft« ist keineswegs ein Weg aus dem Kapitalismus, wohl aber ein Weg 
aus der Dominanz der Beschäftigung im industriellen Sektor mit seinen besonderen Formen 
der körperlichen Arbeit und des Produzentenstolzes, an denen sich gewerkschaftliche Poli- 
tikformen noch zu eng festmachen. 

— Die bis vor kurzer Zeit insbesonders von neuen sozialen Bewegungen artikulierte Ökolo- 
giefrage wird immer stärker von den Gewerkschaften aufgegriffen und als Frage nach den Be- 
lastungen durch Schadstoffe im Betrieb gewendet. Hier ergeben sich Überschneidungen mit 
der Ökologiebewegung, die den Zusammenhang von Verursachungsinstanz (Betrieb), Bela- 
stung der Lohnabhängigen durch Schadstoffe und Belastung der Gesellschaft durch »Externa- 
lisierung« dieser Schadstoffe rekonstruieren könnten. Ebenso wie bei den Problemen der Ar- 
beitslosigkeit und neuen Armut stellt sich hier die Frage nach einer gesellschaftlichen Lösung, 
die aber bereits inner- und außerhalb der Betriebe als Kampf gegen die Produktion von und 
mit Schadstoffen entwickelt werden kann. Auch die Ökologiefrage ist in unserem System 
letztlich eine Frage nach der Form der sozialen Arbeit. 


Restrukturierungskrise und Gewerkschaftspolitik in der BRD 23 


— Die Flexibilisierung in der Produktion mobilisiert individualistische, auf Selbstbestim- 
mung und Figenverantwortlichkeit aufbauende inhaltliche Vorstellungen von Arbeit (und 
Freizeit), die nicht einfach umkehrbar sind, sondern berechtigte Ansprüche an die Arbeit 
und die Kreativität in der Arbeit ausdrücken (vgl. — bezogen auf Arbeiterjugendliche— dazu 
Baethge u.a. 1986, S. 78 f.). Die gewerkschaftliche Politik kann daher einerseits — wie dies ja 
auch bei der Teilzeitarbeit schon angegangen wird — diese Formen flexibler Produktionsar- 
beit rechtlich bzw. tarifrechtlich stützen, einbinden; zum anderen kann sie die Hoffnung auf 
inhaltliche Selbstverwirklichung in der Arbeit aufnehmen und gegen ihre Einbindung in ein 
kapitalistisches Herrschaftsverhältnis — die diese Hoffnungen immer wieder frustriert — 
wenden! 

Zu (3.): Mit den sichtbar negativen Folgen der kapitalistischen Restrukturierungskrise be- 
steht für die Gewerkschaften auch die Chance, die Zwecke des Wirtschaftens und die Rich- 
tung der Akkumulation zur Diskussion zu stellen: Am deutlichsten wird die »Irrationalität« 
des kapitalistischen Akkumulationsprozesses in der Diskrepanz von Produktivkraftent- 
wicklung und Massenarbeitslosigkeit, von Produktion privaten Reichtums bei Produktion 
von »Neuer Armuts«, von Verschwendungs- und Rüstungswirtschaft bei gleichzeitiger Ver- 
nichtung von Lebenschancen durch Umweltkatastrophen. In den »Konversions-Debatten«, 
den Programmen »Arbeit und Technik« und »Umweltschutz und qualitatives Wachstum« 
deuten sich solche Dimensionen an. 

Letztlich muß eine »soziale Beherrschung« der ökonomischen und der darin enthaltenen 
technologischen Entwicklung — wie sie in diesen Programmen postuliert wird — aber vom 
Zweck der gesellschaftlichen Produktion in unserem System, der quantitativen Ausdehnung 
des Profits, Abstand nehmen. Der Mangel einer gesellschaftlichen Alternative jenseits destra- 
ditionellen Sozialismus-Modells kann dabei auch eine Chance (zur Neuformulierung) sein. 
Die gegenwärtig sich zuspitzenden, weltweiten, aber auch binnenstaatlich sich durchsetzen- 
den gesellschaftlichen und ökologischen Probleme verlangen nach einer bewußt gesellschaft- 
lichen Regulierung auf der Basis einer Gebrauchswertorientierung der Produktion und der 
Solidarität der Produzierenden. Diese scheinbar so abstrakte Problem- und Lösungsdimen- 
sion ist aber unmittelbar am Arbeitsplatz vorfindlich und aufgreifbar: Die Frage nach dem 
»was produzieren« wird von den Belegschaften gestellt, die aufgrund des Nichabsatzes ihrer 
kapitalistisch produzierten Waren auf dem Weltmarkt konkursbedingt entlassen werden. 
Die Frage nach dem »wie produzieren« wird im Zuge der Einführung der neuen Technolo- 
gien und der Flexibilisierungskonzepte auch von den Gewerkschaften artikuliert und der 
»technische Fortschritt« wird angesichts der Rationalisierungsfolgen, der Dequalifizierungs- 
prozesse und der ökologischen Probleme auf seine gesellschaftliche Form hin hinterfragt. Die 
Frage nach dem »für wen produzieren« ist angesichts der rapiden Entwicklung der Produk- 
tivkraft der Arbeit und der Verwendung gesellschaftlichen Reichtums zum Zwecke der welt- 
weiten Spekulation bei gleichzeitiger Verarmung und Entwicklung der Destruktivkräfte 
längst nicht mehr nur ein traditionalistisches Lippenbekenntnis in gewerkschaftlichen Mit- 
gliederzeitschriften. Auf diesen Ebenen können daher — und müssen, wenn man der neokon- 
servativen Antwort auf die kapitalistische Krise Parolı bieten will — konkrete Alternativen 
bzw. Strukturveränderungen im Rahmen einer »Logik der Arbeit«, der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der Produzenten des gesellschaftlichen Reichtums, entwickelt werden. Dazu 
gehört zentral, daß die Autonomie der Kapitalbesitzer über die Verwendung des Profits ein- 
geschränkt wird, um die spekulative Verwendung gesellschaftlichen Reichtums zu verhin- 
dern und eine gebrauchswert-orientierte Produktion in zentralen Produktionssphären ein- 
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zuleiten. Dazu gehört auch eine Ausweitung des sozialen Konsums und der staatlichen Inter- 
ventionen in die Ökonomie, die aber verbunden werden muß mit einer Kontrolle dieser In- 
terventionen »von unten« — Demokratisierung also als Antwort auf die Bürokratiekritik der 
Neokonservativen und ihre Pseudodemokratie des Marktes. 


4. »Restrukturierung« der Gewerkschaften? 


Für die Gewerkschaftsorganisation ergibt sich aber auch aus einem solchen Politikbündel die 

Notwendigkeit einer organisatorischen und »ideologischen« Restrukturierung: 

— Angesichts der vielfältigen Formen der Flexibilisierung, Dezentralisierungen und For- 
men der Individualisierung muß eine Organisation, in der (aus guten Gründen) eine 
stark zentralistische Politikform vorherrscht, den Mitgliedern gegenüber eine abstrakte 
Größe werden. Eine basisnahe Demokratisierung, die der Gewerkschaftsorganisation 
Informationen über die vielfältigen Problemanlagen und Interessen verschaffen könnte, 
müßte also mit der einheitlichen Politikformulierung in grundsätzlichen Fragen verbun- 
den werden. Damit stellte sich erneut die Frage nach dem Verhältnis von Individuum 
und Klasse/Klassenorganisation: Wenn den Neokonservativen der individualistische 
Ansatzpunkt streitig gemacht werden soll, dann bleiben die traditionellen Antworten 
der organisatorisch-zentralistischen Einbindung des Individuums ungenügend.!' 

— Angesichts des Bedeutungsgewinns der Nicht- Arbeitszeit durch die Politik der Arbeits- 
zeitverkürzung und angesichts der Dominanz des Kapitals in der Freizeit, der Durchkapi- 
talisierung des Freizeitbereichs mit Hilfe neuer Kommunikationstechnologien und Me- 
dien, ist die erneute Ausweitung gewerkschaftlicher Arbeit über den Produktionsbereich 
hinaus unabdingbar — ansonsten zerstört die in der Nicht- Arbeitszeit dominierende »In- 
dividualisierung« jeden Erfolg solidarischer Politik in der Produktion. 

— Nur über die Öffnung der Gewerkschaftsbewegung gegenüber existierenden gesell- 
schaftskritischen sozialen Bewegungen und/oder die Reaktivierung von Elementen einer 
eigenen sozialen Bewegung kann die Restrukturierungskrise als Chance aufgegriffen wer- 
den und der Schwerkraft des Kapitals — der eine Politik, die sich allein auf (Teil-) Arbeits- 
märkte stützt, zum Opfer fallen muß — entgegen gewirkt werden. 

Die hier aufgezeigten Problemebenen der Gewerkschaftspolitik in der Restrukturierungskri- 
se können nicht mehr in den herkömmlichen Rastern des »Verteilungskontlikts« bewältigt 
werden; sie resultieren ausder kapitalistischen Form des Reproduktionsprozesses, den auf die 
Kapitalverwertung gerichteten Zweck der Produktion. Insofern kann der Verteilungskampf 
auch nur ein Element der Gewerkschaftspolitik in der Restrukturierungskrise sein. Zugleich 
entzündet sich an vielen Punkten des Restrukturierungsprozesses (zukünftige Technikli- 
nien, Ökologie, Dauerarbeitslosigkeit etc.) gesellschaftlicher Widerstand neben der Gewerk- 
schaftspolitik, teilweise auch gegen sie (sofern die Gewerkschaftspolitik sich am Akkumula- 
tionsinteresse des Kapitals orientiert). Dieser Widerstand kann aber durchaus im Sinne einer 
Offensive gegen die marktradikalen, kapitalistischen Alternativen aufgenommen werden — 
in einer Bündniskonzeption. Die Gewerkschaften allein wären für eine solche Aufgabe si- 
cherlich »funktional überfordert«. Ansatzpunkte für ein solches Aufnehmen von Elementen 
einer neuen sozialen Bewegung sind aber durchaus in der Restrukturierungskrise vorgege- 
ben. Die Frage ist allerdings schon, ob sich die deutschen Gewerkschaften zu einer dazu erfor- 
derlichen »neuen Kultur des Protestes« (M. Kempe) durchringen können. 
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Die aufgezeigten Entwicklungsperspektiven der Gewerkschaftspolitik, für die sich konkre- 
te Ansatzpunkte zeigen, stehen in einem diametralen Gegensatz zur neokonservativen Lö- 
sungsform der Krise. Während diese an die kurzfristigen Interessen der Arbeitnehmer als 
»Eigentümer der Ware Arbeitskraft« anknüpft, diese Interessen absolut setzt im Rahmen ih- 
res Marktmodells und so die Individualität des einzelnen bestärkt (»Jeder ist seines Glückes 
Schmiede), liegt eine alternative Perspektive der Gewerkschaften darin, an das soziale Herr- 
schaftsverhältnis anzuknüpfen. Nur so kann sie gegen den neokonservativen Ansatz ver- 
stärkt Solidarität und gesamtgesellschaftliche Vernunft mobilisieren. Konkret heißt dies 
aber, Elemente einer sozialen Bewegung hinter einer arbeitsmarktbestimmten Lohnpolitik 
zu aktivieren. Eine solche soziale Bewegung wird — wie die Auseinandersetzungen um den 
$ 116 Anfang 1986 gezeigt haben — durch die substantiellen Angriffe der Neokonservativen 
auf die (tarif-)politische Kultur in der Bundesrepublik auch vom politischen Gegner provo- 
ziert. Aber diese harten Auseinandersetzungen können auch dazu führen, daß die Basis der 
Neokonservativen — die CDU/CSU ist ja bekanntlich zu einer populistischen Partei ge- 
worden — unterschätzt wird. Ohne eine theoretische und politische Antwort der Linken 
und der Gewerkschaften auf den erfolgreichen individualistischen Ansatz der Neokonserva- 
tiven, dessen Erfolg durch die ökonomische und technologische Basis von Produktion und 
Reproduktion befördert wird, kann sich eine erneuerte gesellschaftliche Hegemonie der 
Gewerkschaften und der Linken schwerlich ergeben. Zumal aktuell eher einzelne soziale 
Bewegungen diese individualistischen Ansatzpunkte ihrerseits aufnehmen und gegen die 
Gewerkschaften als Repräsentanten einer »Massenkultur« und »zentralistisch-bürokrati- 
schen« Politik wenden können. Das heißt aber auch: Ohne eine Reaktivierung einer sozia- 
len Bewegung und einer gesellschaftlichen Perspektive jenseits der vom Rentabilitätskalkül 
vorgezeichneten droht die Reduktion der Gewerkschaftspolitik auf eine bloße Besitzstands- 
wahrungspolitik — ein »Besitzstand«, der über die Wirkungen des kapitalistischen Restruk- 
turierungsprozesses kleiner wird. 
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Anmerkungen 


1 


Die Individualisierungsthese von U. Beck (1983), die hier positiv übernommen wird, müßte aller- 
dings noch genauer diskutiert werden. Gegen die enge Anbindung dieses Phänomens an den Wohl- 
fahrtsstaat kann m.E. diese These auch und gerade mit der Marxschen Analyse auf die»Normalität« 
des kapitalistischen Produktions- und Reproduktionsprozesses zurückgeführt und begründet wer- 
den; die wohlfahrtsstaatliche Sicherung würde in dieser Sicht die angelegten Tendenzen der privati- 
stischen Haltung und Individualisierung besonders in der Nicht-Arbeitssphäre verstärken. Auch 
scheint mir, daß Beck zu wenig den Marxschen Widerspruch von individueller Freiheit (in der Zir- 
kulationssphäre) und der über den Verkauf der Ware Arbeitskraft eingeleiteten sozialen Herrschaft 
. berücksichtigt, der eine Reduktion der Herausbildung der Klasse auf Homogenisierung als nicht 
hinreichend erscheinen läßt. 
Diese »Amerikanisierungsthese« wird von R. ErdundC. Scherrer mit dem Hinweis zurückgewiesen, 
daß für jede Gewerkschaftsbewegung der Zusammenhang zwischen Arbeitsmarktsegmentierung 
und Organisationsstruktur konstitutiv sei. (1984, $. 88 f.) Dieser Einwand reduziert die Gewerk- 
schaften auf reine Verkaufsunternehmen der »Ware Arbeitskraft« auf den Teilarbeitsmärkten, oh- 
ne die Bedeutung des dadurch eingeleiteten Herrschaftsverhältnisses für die Theorie und (eben 
nachlassenden!)‘Praxis der kontinentaleuropäischen Arbeiterbewegungen und Gewerkschaften 
überhaupt noch in den Blick bekommen zu können. Die Frage ist hier die, ob eine solche Reduk- 
tion, die für etliche US-Gewerkschaften sicherlich konstitutiv ist, sich durchsetzt und mit welchen 
Folgen. 
Vgl. dazu Altvater u.a. 1979, Altvater u.a. 1983, SOST 1983. Die Analyse diesesStrukturbruchs un- 
terscheidet sich dabei im Detail; gemeinsam ist diesen Analysen aber die Begründung einer Verände- 
rung der materiellen und sozialen Basis der Reproduktion auf dem Weltmarkt, ohne auf kontingen- 
te Faktoren oder auf problematische Annahmen im Kontext der Theorie von den »Langen Wellen« 
zurückzugreifen. 
Überspitzt könnte gegen eine basisdemokratische Position in der Neuen Linken damals argumen- 
tiert werden: Gerade weil die Gewerkschaft die Interessen ihrer Basis vertritt, wird sie jetzt Teil des 
»Atomfilzes«. Hier zeigt sich auch besonders deutlich, wie über die Kapitalakkumulation Fakten 
geschaffen wurden, an die Interessen gebunden waren, die eine bloß einzelinteressen-orientierte 
Gewerkschaftspolitik hilflos den Kapitalinteressen auslieferte. Es sollte nicht vergessen werden, 
daß die Arbeitskraft als »variables Kapital« in der Marxschen Theorie Teil des Kapitals ist... 
Insofern dieser Zusammenhang in der Weltwirtschaftskrise der 70er Jahre durch die Eigendynamik 
der Ökonomie (»strukturelle Überakkumulation« ) zur Disposition gestellt wird, ist es berechtigt, 
im Sinne der Fordismus-These von einer »Krise der Regulation« zu sprechen (vgl. Lipietz 1985, vgl. 
auch Esser/Hirsch 1984). Wenn ich hier dennoch die Fordismus-These nicht weiter in der Argu- 
mentation verfolge, dann deshalb, weil wesentliche Elemente dieser These sich in der deutschen 
Entwicklung nicht nach weisen lassen: die besondere Stellung des Maschinenbaus und auch von Tei- 
len der Elektroindustrie gründet gerade nicht in der Massenproduktion, sondern in der Einzel- und 
Kleinserienproduktion und ist eng an die spezialisierte Qualifikation des Facharbeiters gebunden, 
die wiederum den Kern der Gewerkschaftsmitglieder stellen; die keynesianische Regulierung und 
der Einbau der Gewerkschaften in diese Regulieruugsform erfolgt relativ spät, gegen Ende des 
Nachkriegsaufschwungs. 
Vgl. dazu Hofer/Schnur 1986, S. 40 f.; der »moderne Industriebereich«, der »auf dem Höhepunkt 
industrieller Reife zu Beginn der 70er Jahre 37 %« der Erwerbbevölkerung beschäftigte, ist »seit 
Mitte der 70er Jahre im Rückgang begriffen« (Kleber/Stockmann 1986, S. 60). 
Es ist in diesem Zusammenhang zu betonen, daß sich das Gewicht des Dienstleistungssektors im Be- 
schäftigungssystem relativ verstärken wird, aufgrund des Rückgangs in den anderen Sektoren; von 
der Beschäftigungsentwicklung in absoluten Zahlen ist eine »Kompensationsfunktion« des Dienst- 
leistungsbereichs nicht zu erwarten. Die Verschiebung zugunsten dieses Sektors in den 60er und 
70er Jahren belegt die folgende Tabelle: 
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Nach Kleber/Stockmann (1986, S. 58) ergeben sich z.B. folgende Veränderungen — Erwerbsperso- 
nen nach Wirtschaftsbereichen in Tsd. 


1950 1970 1980 
1. Landwirtschaft 5451 2035 1400 
2. Sekundärer Sektor 
Produktionsmittel ... 6058 9751 9055 
Verbrauchsgüter 3834 3239 2545 
3. Tertiärer Sektor 
Handel, Verkehr, Geschäftl. Dienste 3818 5973 6198 
Konsumptive Dienste 1472 1454 1281 
Staatl./wohlfahrtsstaatl. D. 2369 3885 5784 


Anstieg der Erwerbspersonen insges. 23 002 (1950) 
auf 26280 (1980) 


8 Vgl. z.B. die Diskussion in den WSI-Mitteilungen: Schmidt, Düll, Helfert (alle 1985) und die Replik 
von Kern/Schumann (1985) bzw. die ähnlich gelagerte Kontroverse von Hartmann (1985) und 
Schmiede/v. Greiff (1985). In der Diskussion wird oft vernachlässigt, daß Kern/Schumann wie 
auch Baethge/Oberbeck betonen, daß ihre Untersuchungsergebnisse nicht einfach auf die gesam- 
ten ökonomischen Sektoren zu beziehen sind und die durch die Rationalisierungsverlierer domi- 
nierten Arbeitsmarktverhältnisse der Zukunft nur gesamtwirtschaftlich zu bewerten (und zu lösen) 
sind. In dieser Perspektive verbietet sich auch die These von Glotz (1986), der aus den neuen Pro- 
duktionskonzepten »den« Arbeiter der Zukunft entstehen sieht. Zur Kritik der optimistischen 
Sicht bei Kern/Schumann vgl. auch Lucas 1986, eine differenzierende Sicht bei Jürgens u.a. 1985 
und Malsch 1985. 

9 Bezogen auf die Automobil-Industrie in der Bundesrepublik kommen z.B. Jürgens u.a. (1985, $. 24) 
zu folgendem Ergebnis: »Unsere These in diesem Aufsatz geht dahin, daß die Entwicklung neuer 
Produktionskonzepte in der Automobilindustrie der Bundesrepublik beherrscht wird von der 
Technikstrategie. Demgegenüber liegt die Attraktivität des »Japanischen Modells« gerade im Ver- 
sprechen gesteigerter Effizienz und verringerter Kosten ohne Investitionen.« Allerdings heißt dies 
nicht, daß nicht auch »japanische« Organisationsformen versucht werden, diese bestehen aus: »1. 
der Bildung von Arbeitssystemen/ Arbeitsgruppen, die den Arbeitseinsatz flexibler machen sollen; 
2. der »Anreicherung« der Produktionsarbeit mit Qualitätsverantwortung, 3. der Bildung von Qua- 
litätszirkeln und ähnlichen Gruppen« (ebd.). 

10 Diese Kritik trifft gleichermaßen die Diskussion in der Linken der Bundesrepublik insgesamt, die 
das Verhältnis von Individuum und Klasse oder Gesellschaft stets zuungunsten des Individuums ge- 
löst hat (bis hin zu den extremen Karikaturen der K-Gruppen und der RAF). Insofern ist die z.Zt. 
sich entwickelnde Diskussion um die These von der Individualisierung und den Individualismus 
nur zu begrüßen. Vgl. etwa Przeworski 1986. 
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Ulrich Mückenberger 
Zur Rolle des Normalarbeitsverhältnisses bei der 
sozialstaatlichen Umverteilung von Risiken 


Das Wort von der »Krise des Normalarbeitsverhältnisses« hat in der Bundesrepublik überra- 
schend schnell Verbreitung gefunden. Der Begriff des Normalarbeitsverhältnissses hat bis 
vor kurzem kaum existiert, nur derjenige des »Normalarbeitstages«. Von einer »Normali- 
tät« zu sprechen, scheint paradoxerweise gerade erst dann nahezuliegen, wenn der umschrie- 
bene Tatbestand eben nicht mehr selbstverständlich ist, wenn er Brüche und Erosionsten- 
denzen zeigt, die die vorher als gegeben unterstellte Normalität ins Bewußtsein heben und 
benennbar machen. So scheint es sich heute zu verhalten. Vollbeschäftigung besteht nicht 
mehr und zeichnet sich auch nicht mehr ab — weil aufgrund technologischer Basisinnova- 
tionen eine Abkopplung der Beschäftigungslage von Wachstumsentwicklungen erfolgt ist. 
Damit ist die Selbstverständlicheit, daß alle Erwerbswilligen die Möglichkeiten haben, ihr 
und ihrer Angehörigen Leben durch Erwerbsarbeit zu fristen, vorbei. Unter Bedingungen 
der ökologischen Krise ist auch ein geradlinig auf Wachstum setzender Weg aus der Beschäf- 
tigungskrise versperrt. Und selbst wenn unter ökonomischen wie ökologischen Gesichts- . 
punkten eine Rückkehr zur Vollbeschäftigung denkbar wäre, bliebe immer noch die Frage, 
ob diese auch sozial erwünscht würde. Zumindest in bestimmten gesellschaftlichen Berei- 
chen ist nämlich die Gruppierung des Lebens, der Identität, der individuellen und kollekti- 
ven Vergesellschaftung um Erwerbsarbeit und daraus hergeleitete gesellschaftliche Rollen 
nicht länger fraglos. Aus alledem erklärt sich der heutige Streit um das Normalarbeitsver- 
hältnis. Den einen gilt es als Bezugspunkt individueller und kollektiver Reproduktion, den 
es »wiederzuerlangen« gelte (Bosch 1986, S. 163 ff.). Die anderen sehen in der Krise des Nor- 
malarbeitsverhältnisses zumindest auch die Chance einer Neubestimmung des Verhältnisses 
von Arbeit und Leben, von individueller und kollektiver Produktion und Reproduktion 
(etwa Mückenberger 1985). Daß die überkommene Form der Reproduktion abhängig Be- 
schäftigter keine selbstverständliche Normalität mehr darstellt, unterstellen implizit beide 
Positionen. 

Mein Beitrag gilt der Frage, welche Rolle das Normalarbeitsverhältnis bei den gegenwärti- 
gen staatlichen Interventionen in die industriellen Beziehungen einerseits, die soziale Siche- 
rung andererseits spielt und nach welcher Logik dabei Chancen wie Risiken bestimmter Be- 
schäftigungsgruppen neu konturiert werden. Der Zugang ist normativer Art, da er sich mit 
den Leitbildern der normsetzenden staatlichen Instanz beschäftigt. Ich versuche, die gegen- 
wärtig unbestritten beobachtbare Tendenz zur »Flexibilisierung« des Arbeitsverhältnisses 
in der Begrifflichkeit von Regulierung und Deregulierung darzustellen. Dabei zeigt sich, daß 
das Normalarbeitsverhältnis in den aktuellen Normsetzungsprozessen auf arbeitsrechtli- 
chem Gebiet einerseits, sozialrechtlichem Gebiet andererseits durchaus unterschiedliche 
Konjunkturen hat und daß die Gesamtsicht beider Interesse verdient. 


1. Regulierung 


Die aktuelle Arbeits- und Sozialpolitik hat nicht erst mit dem Regierungswechsel 1982 be- 
gonnen, ist aber durch ihn stark beschleunigt worden. Sie zentriert um Konzepte wie »Flexi- 
bilisierung des Arbeitsverhältnisses«, »Abbau beschäftigungshemmender Arbeitsschutzvor- 
schriften« oder auch allgemein »Deregulierung«. Schon Jahre vor 1982 wie danach wurde das 
Netz sozialer Sicherung durch Haushaltsstruktur-, Konsolidierungs- und Haushaltsbegleit- 
gesetze gelockert — vielfach zu Lasten »randständig« erscheinender Klientengruppen, die für 
ihre Anliegen wenig öffentliche Aufmerksamkeit und öffentlichen Druck mobilisieren 
konnten (Bieback 1984). Auch der Beginn von Überlegungen zur Reduzierung arbeitsrechtli- 
cher Schutzvorschriften liegt schon fast ein Jahrzehnt zurück (Zachert 1984). Seit 1982 ver- 
geht kein Jahr, in dem nicht arbeitsrechtliche Initiativen und Gesetzesprojekte lanciert wür- 
dedn, die am überkommenen arbeitsrechtlichen Schutzsystem rütteln (Mückenberger 
1985b). 

Man versteht diese Konzepte und Gesetzesinitiativen erst, wenn man einen Begriff von ar- 
beitsrechtlicher und sozialrechtlicher Regulierung hat, die diese Deregulierungstendenzen 
voraussetzen und auf die sie sich negierend beziehen. Zumindest für Deutschland gilt, daß die 
Herausbildung des Normalarbeitsverhältnisses der Inbegriff arbeitsrechtlicher Regulierung 
ist, daß Deregulierung und Flexibilisierung die Erosion eben-dieses Normalarbeitsverhältnisses 
betreiben. Ich möchte das im folgenden anhand dreier Untersuchungsebenen — der systema- 
tischen, der praktischen und der institutionellen — demonstrieren. Diese drei Ebenen eignen 
sich gleichermaßen als Untersuchungsraster der Regulierungs- wie der Deregulierungsten- 
denz. Ich bin mir darüber im klaren, daß der hier vorgestellte normative Zugang zahlreiche 
Probleme offenläßt. Wie sich in der empirischen Wirklichkeit vorfindliche Arbeitsverhält- 
nisse verändert haben, noch verändern und verändern werden, kann man mit diesem Instru- 
mentarium nicht ermessen. Deshalb bleiben auch die von der neueren legislatorischen Ab- 
wendung vom Normalarbeitsverhältnis ausgehenden personal- und arbeitsmarktpolitischen 
Auswirkungen eine bloße Vermutung: Ob die neueren Gesetzgebungsakte schon vorfind- 
liche Arbeitsmarktprozesse lediglich nachvollziehen, gesetzlich sanktionieren und legitimie- 
ren oder ob sie ihrerseits die Ursache für unternehmenspolitische Entscheidungen neuer Art 
abgeben. Was wir bisher z.B. über die tatsächlichen Auswirkungen des Beschäftigungsförde- 
rungsgesetzes 1985 wissen, ist wenig (GTB 1986; HBV 1986; Zachert 1986; Erdmann 1986). 
Das Verhältnis zwischen der Veränderung normativer Leitbilder und arbeitsmarktpoliti- 
scher Verhaltensmuster und Auswirkungen zu ermitteln, bleibt daher eine noch zu lösende 
Aufgabe. 


1.1. Die systematische Ebene 


Arbeitsrechtliche Regulierung setzt einen Zustand ursprünglicher Flexibilität der Arbeits- 
kraft als Ware voraus. Die Entwicklung auch des menschlichen Arbeitsvermögens »from 
status to contract« (Sir Henry Maine 1927) bedurfte des historischen Prozesses der »Freiset- 
zung« der Arbeitskraft und der zivilrechtlichen Regulierung des Austausches von Arbeitslei- 
stung gegen Entgelt. Die ursprüngliche Flexibilität der Arbeitskraft — an der hier nicht ihre 
historische Herausbildung, sondern das Modellhafte interessiert — wurde zwar durch recht- 
liche Akte begründet (»Bauernbefreiung«, Gewerbefreiheit usw.), war aber darüber hinaus 
frei von jeglicher Regulierung. Sie drückt sich juristisch aus in Gestalt der (Arbeits-) Ver- 
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tragsfreiheit ($ 105 der noch heute geltenden Gewerbeordnung, der annähernd wörtlich auf 

die preußische Gewerbeordnung von 1845 zurückgeht) und des unternehmerischen Direk- 

tionsrechts ($ 121 Gewerbeordnung mit demselben historischen Ursprung). Schrankenlose 

Arbeitsvertragsfreiheit und schrankenloses Direktionsrecht des Arbeitsgebers begründeten 

eine im Prinzip uneingeschränkte, rechtlich legitimierte Flexibilität der Arbeitskraft. Die 

Flexibilität war beides, was man heute unter diesen Begriff faßt: Statusflexibilität 1.5. der ar- 

beitsmarktpolitischen Verfügbarkeit von Arbeitskraft und Personaleinsatzflexibilität 1.5. 

personalpolitischer Verfügbarkeit. 

Arbeitsrechtliche Regulierung stellt die praktische Kritik der ursprünglichen Flexibilität der 

Arbeitskraft dar. Ihr liegt die gesellschaftliche Erfahrung dessen zugrunde, was Marx als die 

doppelte »Freiheit« der Lohnarbeiter bezeichnete (Marx 1966, $. 181 ff.), sowie die Erfah- 

rung, daß Arbeitsvertragsfreiheit für Lohnabhängige keine reale Freiheit ist und daß das Di- 

rektionsrecht Gewaltausübung legitimiert. Sie vollzog sich im Wechselverhältnis sozialer 

Problemfelder und Bewegungen, Konfliktsituationen und kompromißhaften Lösungen (sie- 

he im einzelnen Blanke u.a. 1975; Mückenberger 1985c, $. 262 ff.). Rechtssystematisch — und 

damit abstrahierend von realgeschichtlichen Entwicklungen — betrachtet, bestand und be- 
steht arbeitsrechtliche Regulierung in zweierlei: 

— $ubstantieller Regulierung, d.h. der Setzung von Standards, die arbeitsvertraglich nicht 
unter- (so etwa in der Lohnfrage) oder überschritten werden dürfen (etwa in der Arbeits- 
zeitfrage). Solche Art substantieller Regulierung findet sich etwa in Arbeitszeitbeschrän- 
kungen, Beschäftigungsverboten für bestimmte Gruppen von abhängig Beschäftigten, 
Mindestlohnregelungen, Mindestanforderungen an die Sicherheit von. Arbeitsstätten 
und -geräten; Begründung eines gewissen Bestandsschutzes für Arbeitsverhältnisse usw. 
Vielfach gehörten und gehören diese substantiellen Regulierungen dem öffentlichen 
Recht an, das kraft seines Geltungsanspruchs der zivilrechtlichen Vertragsfreiheit und 
dem zivilrechtlich begründeten Direktionsrecht des Arbeitgebers Grenzen zog. 

— Prozeduraler Regulierung, d.h. der Setzung von, zunehmend kollektiven, Verfahren der 
Konfliktlösung. Prozedurale Regulierung unterscheidet sich von substantieller dadurch, 
daß nicht etwa einzuhaltende Standards reguliert werden, sondern daß reguliert wird, 
wer Standards setzen bzw. ihre Einhaltung kontrollieren darf. Einschlägig sind hier für 
die deutsche Entwicklung das Tarifwesen, das Betriebsverfassungs- und das Unterneh- 
mensmitbestimmungsrecht. Anders als substantielle Regulierung besteht die prozedura- 
le im allgemeinen nicht in Ge- und Verboten, die die Arbeitsvertragsfreiheit und das Di- 
rektionsrecht einschränken, sondern in — wenn auch durch das Repräsentationsprinzip 
gebrochener — Beteiligung der abhängig Beschäftigten an der Aushandlung der Vertrags- 
bedingungen und an der betriebs- und unternehmensinternen Ausübung der Direktions- 
macht. 

Zwischen beiden geschilderten Formen der Regulierung besteht eine historische Phasenfol- 

ge. Regulierung begann als wesentlich substantielles Arbeitsschutzrecht, entwickelte sich 

dann mit der Ausbildung kollektiver Strukturen auf seiten der abhängig Beschäftigten zu we- 

sentlich kollektiven Konfliktaustragungsprozeduren und besteht heute in einem nicht im- 

mer leicht bestimmbaren Wechselverhältnis beider Regulierungsformen. Der unbestreitbare 

Zuwachs prozeduraler Regulierung bedeutet, daß die Befugnis zur Setzung und Kontrolle 

von Standards, die beim Abschluß und Vollzug des Arbeitsverhältnisses einzuhalten waren, 

zunehmend vom Finzelarbeitsvertrag auf Kollektivvereinbarungen überging. 
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1.2. Die praktische Ebene 


Ergebnis dieser substantiellen und prozeduralen Regulierung im historischen Prozeß ist die 
Herausbildung der rechtskonstruktiven Figur des Normalarbeitsverhältnisses. Mit dem 
Normalarbeitsverhältnis ist ein normatives Leitbild praktischer staatlicher Arbeitspolitik ge- 
meint, eine vorherrschende handlungsleitende Fiktion dessen, was als Arbeitsverhältnis zu 
gelten haben, nicht eine Deskription dessen, was empirisch an Arbeitsverhältnissen vorfind- 
lich war undist. Ich habe in anderem Zusammenhang (Mückenberger 1985a) mit »Normalar- 
beitsverhältnis« dasjenige Arbeitsverhältnis umrissen, das nach der geltenden Arbeits- und 
Sozialverfassung den optimalen Schutz genießt. Dabei sind vor allen Dingen sieben Kriterien 
aufgefallen, mit deren Vorliegen die Schutzintensität eines Arbeitsverhältnisses steigt bzw. 
bei deren Nichtvorliegen diese Schutzintensität sinkt: 

— Die Dauer der Betriebszugehörigkeit; 

— die Dauer von Beschäftigungszeiten insgesamt; 

— das Alter, das Beschäftigte im Erwerbsleben erreicht haben; 

— die Arbeit auf Vollzeitbasıs; 

— die Arbeit innerhalb des betrieblichen Sozialzusammenhangs; 

— die Größe des Betriebs, in dem die Arbeit verrichtet wird; 

— das qualifikatorische Niveau, das der/die Beschäftigte innerhalb des Betriebs erreicht hat. 
Das normative Leitbild des Normalarbeitsverhältnisses hat also ein solches Arbeitsverhält- 
nis zum Bezugspunkt, das dauerhaft und kontinuierlich, im möglichst großbetrieblichen 
Zusammenhang auf Vollzeitbasis erfolgt und Qualifikation voraussetzt. Auf diesen Typ von 
Arbeitsverhältnis sind die Schutz- und Gewährleistungsfunktionen der Arbeits- und Sozial- 
ordnung zugeschnitten. In dieser Form stellt das Normalarbeitsverhältnis sowohl eine indi- 
viduelle Rechtsbeziehung als auch ein gesamtgesellschaftliches Arrangement der Produk- 
tion und Reproduktion der Menschen dar (ausführlich Mückenberger 1985). 

Auch wenn im deutschen Arbeitsrecht nicht von unumschränkter Geltung eines »Seniori- 
tätsprinzips« gesprochen werden kann (s. dazu Dohse u.a., 1982), weisen doch die dem Nor- 
malarbeitsverhältnis innewohnenden Schutz- und Gewährleistungsfunktionen gewisse 
Ähnlichkeiten zu denen des Senioritätsprinzips auf. Vor allem weist in diese Richtung, daß 
rechtliche Vorteile an das Grundmerkmal der Dauer und Kontinuität der Beschäftigung an- 
knüpfen. Das Leitbild des Normalarbeitsverhältnisses weist somit neben schützenden auch 
selektive Momente auf. Es bietet zwar einerseits gewissen Schutz gegenüber unternehmer:- 
scher Vertrags- und Direktionsmacht. Diesen Schutz bietet es aber nur, indem es zwischen 
Beschäftigteninteressen danach »diskriminiert«, inwieweit sie am Grundkriterium von Dau- 
er und Kontinuität der Beschäftigung teilhaben oder nicht. Wahrscheinlich haben diese dis- 
kriminatorischen Funktionen des Normalarbeitsverhältnisses immer schon bestanden. Sie 
dürften auch ursächlich dafür sein, daß das »Normalarbeitsverhältnis« nie empirischer Nor- 
malzustand, sondern immer Fiktion, wenn auch vielleicht handlungsleitende Fiktion, war. 
Immer hat es neben den dem Modell des Normalarbeitsverhältnisses angenäherten empiri- 
schen Arbeitsverhältnissen solche gegeben, die randständig waren und blieben, unstetig, 
Taglohn, Saisonarbeit; immer — und das wird heute zunehmend reklamiert — hat es gesell- 
schaftliche »Arbeit« gegeben, die ungeachtet ihrer gesellschaftlichen Erforderlichkeit nicht 
als Lohnarbeit organisiert war und somit nicht am Schutz- und Gewährleistungszusammen- 
hang des Normalarbeitsverhältnisses teilnahm. Gleichwohl scheint die diskriminatorische 
Funktion des Normalarbeitsverhältnisses nicht zu allen Zeiten gleichermaßen sichtbar ge- 
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wesen und zum Problem geworden zu sein. Die Stärke der rechtlich besser geschützten Be- 
schäftigtengruppen kann unter bestimmten Bedingungen — die ich höchst pauschal und vor- 
läufig als Prosperitätsbedingungen bezeichnen möchte — auch schwächer geschützten Be- 
schäftigtengruppen zugute kommen und so zu allgemeinem sozialen Fortschritt — was nicht 
unbedingt heißt: Ausgleich — führen. Dies hat wahrscheinlich für die Arbeitsrechtsentwick- 
lung in Deutschland während der Prosperitätsphasen der Weimarer Zeit und der Bundesre- 
publik gegolten. 

Regulierung auf dem Gebiet des Sozialrechts stellt gegenüber arbeitsrechtlicher Regulierung 

einen relativen Gegensatz dar. Sozialrechtliche Regulierung bekräftigt, ja begründet, die Do- 

minanz des Normalarbeitsverhältnisses und relativiert, ja negiert, sie zugleich. 

— Vorallem das Äquivalenzprinzip im Sozialversicherungsrecht, aber auch etwa das Nach- 
rangprinzip im Sozialhilferecht, reproduzieren die Dominanz und Selektivität des Nor- 
malarbeitsverhältnisses. Diese genannten Prinzipien des Sozialrechts dehnen nämlich 
lediglich die ungleiche Chancenverteilung im aktiven Arbeitsverhältnis auf solche Le- 
benssituationen aus, die der aktiven Erwerbsarbeit vor-, neben- oder nachgelagert sind. 
Wenn die sog. »Rentenformel« der $$ 1253, 54 Reichsversicherungsordnung die Höhe 
der individuellen Rente mit den Multiplikatoren der anrechnungsfähigen Versiche- 
rungsjahre und des Verhältnisses der individuellen zu den Durchschnittsverdiensten 
koppelt, so reproduziert es damit lediglich Schutzpositionen des aktiven Erwerbslebens 
beim Altersruhegeld. Abweichung vom Normalarbeitsverhältnis im aktiven Erwerbsle- 
ben — erwa diskontinuierliche Beschäftigung oder Phasen von Niedrigverdienst wegen 
Teilzeitarbeit oder geringer Qualifikation — bewirken so unmittelbar Unterversorgung 
in der Zeit danach: Ursache eines Teils der »neuen Armut« , des Elends alter Frauen 
(Riedmüller 1985). 

— Aber schon kraft seiner Existenz erschöpft sich das Sozialrecht nicht in dieser Funktion: 
Denn es besteht ja wesentlich in der Überlebenssicherung in Phasen der Nichtarbeit. Der 
Fortschritt der sozialen Sicherung kann geradezu auch mit ihrer Entkoppelung vom Nor- 
malarbeitsverhältnis gleichgesetzt werden: So etwa bei der Ausweitung des Kreises der 
Versicherten und der mitversicherten Familienangehörigen; beim Sachleistungsprinzip 
in der Kranken- und Unfallversicherung; bei der — mit dem Warenkorbprinzip aner- 
kannten — Bedarfsorientierung der Sozialhilfe; bei allen Sozialleistungen, die nicht am ge- 
genwärtigen oder vergangenen Bestand eines Arbeitsverhältnisses anknüpfen. 

Bei der Expansion des Sozialrechts ist somit, wenn auch nicht die Infragestellung des Leit- 
bilds des Normalarbeitsverhältnisses, so doch eine deutliche Relativierung der ihm inne- 
wohnenden Selektivität bei der Chancen- und Risikoverteilung zu verzeichnen. Auch diese 
Relativierung dürfte sich in Deutschland am stärksten in den genannten Prosperitätsphasen 
zugetragen haben. Die Erwerbsarbeitsgesellschaft und die diese regulierende Sozialverfas- 
sung konnten sich ungeachtet der selektiven Funktionen des Leitbildes des Normalarbeits- 
verhältnisses als Solidarzusammenhang darstellen und legitimieren. Dies wird zumindest 
auch an der geschilderten ungleichen Akzentuierung einerseits des Normalarbeitsverhält- 
nisses, andererseits der Gegentendenzen zu ihm innerhalb dieser beiden Rechtsgebiete und 
zwischen diesen beiden Rechtsgebieten liegen. »Die Starken ziehen die Schwachen mit«, so 
mag die Friedensformel gelautet haben. Die rechtlich Bevorzugten sind zwar bevorzugt, 
aber dies kommt auch den Benachteiligten zugute. 
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1.3. Die institutionelle Ebene 


Das institutionelle Sicherungsgefüge, die Sozialverfassung, der bürgerlichen Gesellschaft 
baut auf dem geschilderten, um die Figur des Normalarbeitsverhältnisses gruppierten gesamt- 
gesellschaftlichen Arrangement der Produktion und Reproduktion der Menschen auf. Es 
setzt sich aus drei institutionellen Bereichen zusammen: 

— Die Normen und Institutionen der Arbeitspolitik, die die abhängige Arbeit und ihren 
Austausch mit dem Kapital rechtlich formen und nach dem normativen Fluchtpunkt des 
Normalarbeitsverhältnisses ausgestalten. Sie bestehen wesentlich aus individuellem und 
kollektivem Arbeitsmarkt- und -schutzrecht. 

— Die Normen und Institutionen der Sozialversicherung, die — zwar auf die Figur des Nor- 
malarbeitsverhältnisses bezogen, gleichwohl getrennt von ihm organisiert — eine Art 
Marktersatzrecht darstellen, indem sie die individuelleund kollektive Reproduktion dort 
zu sichern suchen, wo der Normalfall der Reproduktion über Erwerbsarbeit aus gesell- 
schaftlich anerkannten Gründen ausbleibt. Die einschlägige Regelungsmaterie ist hier das 
Sozialversicherungsrecht. 

— Die Normen und Institutionen der Sozialhilfe. Auch diese haben — wie die Pflicht zur 
Verwertung der eigenen Arbeitskraft, das Subsidiaritätsprinzip wie auch das Lohnab- 
standsprinzip zeigen — in der Reproduktion über Erwerbsarbeit ihren normativen Be- 
zugspunkt. Der Leistungsseite nach aber sind sie ein bedarfbezogenes Subsistenzrecht, das 
nur mehr den generellen Vorrang von Marktprozessen voraussetzt, das von diesen aber 
nicht mehr die normativen Rationalitäts- und Entscheidungskriterien erhält. 

Stünden diese drei institutionellen Bereiche des Sicherungsgefüges gleichberechtigt nebeneinan- 

der, so wäre die Koppelung der bürgerlichen Sozialverfassung an das Normalarbeitsverhältnis 

entscheidend gelockert. Tatsächlich aber stehen sie — wie Leibfried und Tennstedt gezeigt ha- 
ben (1985) — in einem hierarchischen Verhältnis zueinander. Bezugsberechtigung und Höhe 
von Sozialversicherungsleistungen sind nachrangig gegenüber Erwerbseinkommen, in gleicher 

Weise noch einmal nachrangig ausgestaltet ist die Sozialhilfe. So bleibt das institutionelle Siche- 

rungsgefüge der geltenden Rechtsordnung von der Dominanz des Normalarbeitsverhältnisses 

geprägt, auch wo einzelne seiner Bereiche in dieser entgegengerichteten Logik organisiert sind. 


2. Deregulierung 


Seit Ende der Prosperitätsperiode der Bundesrepublik ist der vorgehend beschriebene Typ von 
Regulierung im Rückgang begriffen. Schon Mitte der 70er Jahre begannen einschneidende Ein- 
griffe in die sozialrechtlichen Positionen bestimmter Gruppen Abhängiger und wurden arbeits- 
rechtliche »Lockerungen« diskutiert. Arbeitsrechtliche Gesetzesinitiativen dieser Art wurden 
mit dem Regierungswechsel 1982 entfaltet. Es geht mir hier nicht darum, die ökonomischen, 
ökologischen, technologischen und sozialen Verursachungszusammenhänge der neuen Ent- 
wicklung nachzuzeichnen. Mich interessiert unter der genannten normativen Fragestellung, 
welchen Neuzuschnitt das Leitbild des Normalarbeitsverhältnisses erfahren hat und inwiefern 
sich dadurch die Chancenzuteilung durch sozialstaatliche Interventionen verändert hat. De- 
regulierung drängt — das mag trivial erscheinen — Regulierung partiell zurück. Wir können 
uns also zur Analyse der gegenwärtigen Deregulierungstendenzen derselben drei Ebenen bedie- 
nen, die bei der Analyse von Regulierung entwickelt und angewendet wurden. 
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2.1. Die systematische Ebene 


2.1.1. Die derzeit zu verzeichnende Deregulierungstendenz wendet sich primär und eindeu- 

tig gegen substantielle Regulierung. Das Ziel ist hier die Verringerung von Standards, die im 

Verlauf arbeitsrechtlicher Entwicklung (von der sozialrechtlichen wird noch zu sprechen 

sein) erzielt worden sind. Nicht zufällig setzen viele neuere arbeitsrechtliche Gesetzgebungs- 

prozesse beim Individualarbeitsrecht an, da es stärker als das kollektive durch substantielle 

Standards geprägt ist. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang Gesetze oder Gesetzesinitia- 

tiven, die die Statusflexibilität, und solche, die die Personaleinsatzflexibilität betreffen. 

— Zur ersteren gehören vor allem die Neuregelungen, die die Befristung von Arbeitsverhält- 
nissen erleichtern ($ 1 Beschäftigungsförderungsgesetz 1985, $$ 57 a ff. Hochschulrah- 
mengesetz, Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten in der Weiterbildung). Das 
Bundesarbeitsgericht hatte über lange Zeit eine Kontrolle von Befristungsabreden herbei- 
geführt, um das Unterlaufen des Kündigungsschutzes durch Befristungsabreden zu ver- 
hindern. Im Ergebnis forderte diese Rechtsprechung — nicht eben weitgehend — einen 
»sachlichen Grund« für Tatsache und Dauer einer Befristung. Von diesem Erfordernis 
eben — damit von der Überwachung des Bestandsschutzes durch betriebliche Interessen- 
vertretung wie durch Gerichte — stellt vor allem $ 1 Beschäftigungsförderungsgesetz in 
gewissem Umfang frei. Zu erwähnen ist auch noch die Veränderung des Anwendungsberei- 
ches des Kündigungsschutzrechts ($ 23 Kündigungsschutzgesetz i.d.F. des Beschäftigungs- 
förderungsgesetzes). Werden geringfügig Beschäftigte bei der Mindestbeschäftigtenzahl, 
die für die Anwendbarkeit eines bestimmten Gesetzes relevant ist, nicht mitgezählt, so 
wird eine nicht gering zu veranschlagende Zahl von Kleinstbetrieben aus dem Geltungs- 
bereich des Kündigungsschutzgesetzes ausgenommen, und zugleich wird ein Anreiz be- 
gründet, ungeschützte Arbeitsverhältnisse mit hoher Bestandsflexibilität zu begründen. 

— Der Personaleinsatzflexibilität dienen Regelungen und Regelungsinitiativen, die vor al- 
lem auf dem Gebiet der Arbeitszeit den Normalarbeitstag durch flexiblere Zeitformen zu 
ersetzen versuchen. Vorreiter war insoweit die Novelle zum Jugendarbeitsschutzgesetz 
von 1984, die die zeitliche Verfügbarkeit von Kindern und Jugendlichen erheblich ausge- 
weitet hat. Bedeutsam werden dürfte der Arbeitszeitentwurf der Bundesregierung, der im 
praktischen Ergebnis zu einer Aufhebung des Normalarbeitstages führen wird. Nach die- 
sem Entwurf existiert der 8stündige Normalarbeitstag (allerdings bei 6tägiger Arbeitswo- 
che) nur noch alseine rechnerische Größe, nicht mehr alserfahrbarer Teil der Lebenszeit. 
$ 1 des Entwurfs sieht nämlich vor, daß die werktägliche Arbeitszeit bis zu 10 Stunden 
verlängert werden darf, wenn sie sich nur innerhalb eines Ausgleichszeitraumes von 3 Ka- 
lendermonaten auf 8 (in Ausnahmefällen 9) werktägliche Stunden ausgleicht (wobei hin- 
zuzudenken ist, daß der Samstag nach wie vor Werktag bleibt). Damit können Arbeits- 
zeitquanta aufgestaut und abgefeiert werden, die den Arbeitsquanta entsprechen, ohne 
daf} dabei noch gesetzliche Mehrarbeitsbegrenzungen und damit -vergütungen eine Rolle 
spielten. Auch die Bestimmungen des Beschäftigungsförderungsgesetzes über Teilzeitar- 
beit (Legalisierung der bislang umstrittenen Formen der » Arbeit auf Abruf« und des »job 
sharing«) und Arbeitnehmerüberlassung (Verlängerung der zulässigen Entleihdauer) er- 
höhen die Personaleinsatzflexibilität der so Beschäftigten. 

2.1.2. Weniger eindeutig wendet sich die gegenwärtige Deregulierung gegen prozedurale Re- 

gulierungsformen der Vergangenheit. Da die juristischen Details anderweit abgehandelt sind, 

kann ich mich auch hier auf Grundlinien beschränken. 
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Beobachten läßt sich, was ich als »progressive Regression« zum Einzelarbeitsvertrag be- 
zeichnen möchte. Viele der neueren Bestimmungen verlagern die Entscheidungspräroga- 
tive darüber, was im Arbeitsverhältnis gelten soll, auf die jeweiligen Partner. Ob man die 
bereits genannten Verminderungen substantieller Standards nimmt, ob die Teilzeitbe- 
stimmungen, die Befristungserleichterung sowie die Einschränkung des Kündigungs- 
schutzes im Beschäftigungsförderungsgesetz, immer finden sich die Partner des Einzelar- 
beitsvertrages »aufgewertet«. Dies stellt insofern eine Regression dar, als arbeitsrechtliche 
Regulierung — wie oben beschrieben — aus gutem Grund das gegenteilige Ziel verfolgte. 
Wenn ich diese Regression als »progressiv« beschrieben habe, dann um sie von dem über- 
kommenen Flexibilitätstyp des 19ten Jahrhunderts abzuheben. Die neuen »atypischen«, 
individuell ausgehandelten Arbeitsverhältnisse entstehen auf einer gegenüber dem 19ten 
Jahrhundert völlig verwandelten technologischen und arbeitsorganisatorischen Basis. In 
ihnen kündet sich möglicherweise die Rechtsform postindustrieller, computerisierter Ar- 
beitsverhältnisse an. 

Komplementär dazu gewinnt der Typ des »Permissivgesetzes« an Boden. Viele der neuen 
Gesetze lassen sich — diese Eigenschaft teilen sie freilich mit vielen schon bestehenden — 
in der rechtstheoretischen Kategorie der »bestimmten Allgemeinheit« nicht erfassen — in 
der Weise, daß sich am Gesetz selbst für eine unbestimmte Vielzahl von Einzelfällen das 
Ergebnis seiner Anwendung ablesen ließe. Die neuen Gesetze geben bloße generalklau- 
selartige Rahmenregelungen, verlagern aber die eigentliche Entscheidung über die Fest- 
setzung von Standards auf andere Ebenen. Der Sache nach gehört hierzu auch die zuvor 
genannte Verlagerung der Entscheidungsprärogative auf den Einzelarbeitsvertrag. Be- 
sonders deutlich wird die permissive Tendenz, am Arbeitszeitgesetzentwurf, der nur aus 
ganz wenigen substantiellen Regelungen, in der Hauptsache aber aus Bestimmungen über 
Ausnahmeprozeduren besteht. Aber auch andere Gesetze — etwa $ 21 a Jugendarbeits- 
schutzgesetz — eröffnen Behörden die Befugnis zur Verteilung von Ausnahmegenehmi- 
gungen von gesetzlichen Standards. Neuerdings tauchen in diesem Zusammenhang stets 
auch die Kirchen auf, denen das Recht eingeräumt wird, durch einseitig gesetzte Regelun- 
gen von gesetzlichen Standards abzuweichen. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch eine gesetzgeberische Neubewertung des 
Tarifvertrages, die ich als das Ansinnen des »Pejorativ-Tarifvertrages« kennzeichne. Bis- 
lang wurde dem Tarifvertrag im allgemeinen die Funktion zugeschrieben, bessere als die 
gesetzlichen Standards zu setzen; gesetzliche Regelungen galten sozusagen als »Sockel«, 
auf dem tarifvertragliche im Sinne sozialen Fortschritts aufbauen konnten. Von diesem 
Prinzip ist in neueren Gesetzen auffällig oft abgewichen worden. So eröffnen Regelungen 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes, des Beschäftigungsförderungsgesetzes wie auch des Ar- 
beitszeitgesetzentwurfes der Bundesregierung den Tarifvertragsparteien ausdrücklich die 
Möglichkeit, von den gesetzlichen Regelungen zuungunsten der Beschäftigten abzuwei- 
chen. Umgekehrt errichten $ 57 a Satz 2 Hochschulrahmengesetz sowie $ 1 Abs. 5 des 
Ärzteweiterbildungsgesetzes eine Sperre auch gegen günstigere tarifvertragliche Regelun- 
gen, machen also aus gesetzlichen Mindeststandards Höchststandards. Auch für $ 1 Be- 
schäftigungsförderungsgesetz wird die — allerdings umstrittene — Meinung vertreten, 
daß die Befristungserleichterung durch das Gesetz solchen Tarifvertragsbestimmungen 
vorgehe, die an die zulässige Befristung von Arbeitsverhältnissen engere Anforderungen 
stellen. Deregulierung bedeutet in diesem Zusammenhang, daß der Tarifvertragals das ge- 
genüber dem Gesetz flexiblere, marktnähere Instrumentarium aufgewertet wird: Gesetz- 
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liche Standards werden der auch verschlechternden Korrektur durch Marktkräfte über- 
antwortet. 

— Die Tendenz zur Maßnahmeregelung schlägt in den neueren Gesetzen gleichfalls durch. 
Mit ihnen wird situativ und personell selektiv reagiert auf arbeitsmarktpolitische und 
ökonomische Problemknoten. Deutlichste Beispiele sind die Befristung zweier Regelun- 
gen des Beschäftigungsförderungsgesetzes auf ca. 5 Jahre (Befristungserleichterung, Er- 
leichterung der Arbeitsnehmerüberlassung) sowie die Befristung des Ärzteweiterbil- 
dungsgesetzes auf etwas über 10 Jahre. Aber auch die Regelungen bezüglich bestimmter 
Personengruppen (wissenschaftliches Personal an Hochschulen, Ärzte, Jugendliche, 
Schwerbehinderte) weisen in diese Richtung. 

— Schließlich (wenn auch nicht geradlinig) betreiben die neueren Arbeitsrechtsinitiativen 
die Parzellierung auch kollektiver Verhandlungsstrukturen. Der Novellierungsentwurf 
zum Betriebsverfassungsgesetz und den Personalvertretungsgesetzen sollte betrieblichen 
Minderheiten im Betriebsrat und dessen Ausschüssen größere Repräsentanz verschaffen, 
damit die relative »Einheitlichkeit« betrieblicher Interessenvertretungsstrukturen 
lockern. Dieser Entwurf ist allerdings — nach der Auseinandersetzung um $ 116 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes — von der Regierungskoalition auf eine mögliche nächste Legisla- 
turperiode verschoben worden. Verabschiedet wurde hingegen die Neufassung von $ 116 
Arbeitsförderungsgesetz (Mückenberger 1986). Das Risiko des Wegfalls von Lohnersatz- 
leistungsansprüchen von Arbeitnehmern derselben Branche bei Fernwirkungen eines 
Arbeitskampfes wird nach der Neuregelung um so höher sein, je dichter die Forderungen 
in den verschiedenen Tarifbezirken beieinander liegen. Insofern wird in der Konsequenz 
der Neuregelung — ob gewollt oder nicht — eine Streuung und Dezentralisierung der Ta- 
rifthemen und -zeiträume liegen. 


2.2. Die praktische Ebene 


2.2.1. Die beschriebenen Gesetze und Gesetzesinitiativen haben nicht mehr das Normalar- 
beitsverhältnis zum Leitbild. Sie haben dieses zwar formell nicht stark tangiert. Aber sie sind 
Bestandteil eines Prozesses, der den Charakter dieses Leitbildes als herrschender Fiktion, ins- 
besondere als handlungsleitend, in Frage stellt. Die gesetzliche Tendenz zur Flexibilisierung 
nimmt einegrößer werdende Anzahl vorfindlicher Arbeitsverhältnisse aus der Geltungszone 
des Normalarbeitsverhältnisses heraus. Diese verlieren somit dessen Schutz, ohne daß dieser 
formell geändert werden müßte. Die gesetzliche Stimulierung von Teilzeitarbeit, von entbe- 
trieblichter Arbeit sowie von befristeter Arbeit — wie sie durch das Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz bewirkt wird — führt zu einer Ausweitung solcher Beschäftigungsverhältnisse, 
die, ohne dafs die Sozialverfassung grundlegend geändert werden müßte, den Schutz dieser 
Sozialverfassung kaum oder nur ganz eingeschränkt genießen. 

Mit der Verringerung des Geltungsbereichs des Normalarbeitsverhältnisses wird zunächst 
die individuelle Reproduktionssicherung verschlechtert. Es dürfte sich eine »Labilitätsspira- 
le« entwickeln, wie wir sie aus der gesundheitspolitischen Debatte kennen. Bestimmte Be- 
schäftigtengruppen, die den Weg zur stetigen Beschäftigung nicht gefunden haben oder aus 
arbeitsmarktpolitischen oder sonstigen strukturellen Gründen daraus herausgefallen sind 
oder noch herausfallen, werden kontinuierlich auf diskontinuierliche Beschäftigung verwie- 
sen. Die Labilitätsspirale wirkt nur in Richtung auf diskontinuierliche Beschäftigung, nicht 
umgekehrt: Der Aufstieg von diskontinuierlicher zu stetiger Beschäftigung wird die seltene 
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Ausnahme bleiben. Vieles spricht dafür, daß aufgrund der angedeuteten Erosion des Normal- 
arbeitsverhältnisses Segmentationslinien des Arbeitsmarktes, die schon existieren, noch ver- 
tieft werden. Vielfach dürfte dies zu Lasten der Beschäftigungschancen von Frauen gehen. 
2.2.2. Kennzeichnet so die neuere Arbeitsrechtsentwicklung eine Abkehr vom Leitbild des 
Normalarbeitsverhältnisses, so kann die sozialrechtliche Entwicklung — wie Bieback (1985) 
herausgearbeitet hat — eher alsein umgekehrter Prozeß verstanden werden. Die sozialrecht- 
liche Entwicklung der letzten Jahre ist nämlich von einer erneuten Verstärkung des »markt- 
mäßigen Sicherungstyps« geprägt (Bieback 1985, $. 707 ff.). Dabei lassen sich im einzelnen 
folgende Entwicklungslinien beobachten: 

— Sozialeinkommen als zumindest zeitweilige Alternative zu Markteinkommen sind verrin- 
gert, der Zugang zu ihnen erschwert worden (so die Neuregelungen des Arbeitsförderungs- 
gesetzes, des Bundessozialhilfegesetzes, des Kindergeldgesetzes, des Bundesausbildungs- 

: förderungsgesetzes). Die Regelmäßigkeit des Zwangs zur Aufnahme einer abhängigen 
Erwerbstätigkeit wurde damit verstärkt. 

— Spiegelbildlich dazu wird die traditionelle Erwerbsrolle in solchen Arbeitsverhältnissen, 
die dem Leitbild des Normalarbeitsverhältnisses angenähert sind, bevorzugt. So führt die 
Erhöhung von Anwartschaftszeiten im Arbeitsförderungs- und Rentenversicherungs- 
recht zur Ausgrenzung atypischer Arbeitsverhältnisse, und die Verlängerung der Bezugs- 
dauer von Arbeitslosengeld für Längerbeschäftigte komplettiert den staatlichen Umver- 
teilungsprozeß zugunsten des Normalarbeitsverhältnisses. 

— Durch die Reduktion universaler und die Verstärkung einzelfallorientierter Tatbestands- 
merkmale für die Gewährung von Sozialleistungen hat das Sozialleistungsrecht an Allge- 
meinheitscharakter eingebüßt und eine zunehmend selektive Struktur angenommen. Bei 
einer Reihe von Sozialleistungen — der Erwerbsunfähigkeits-, Berufsunfähigkeitsrente, 
dem Altersruhegeld, den Rehabilitationsleistungen, dem Arbeitslosengeld, der Arbeitslo- 
senhilfe, dem Kindergeld, dem Erziehungsgeld — wird heute der Bedarf bzw. die Bedürf- 
tigkeit als Anspruchsvoraussetzung betont. Damit wird bei der Antragstellung eine Selek- 
tion nach subjektiven Voraussetzungen erforderlich. Diese selektive Struktur wirkt nach 
aller Erfahrung schichtenspezifisch unterschiedlich und bedeutet einen Machtzuwachs 
der mittelverteilenden Verwaltung. 

— Mit der Reindividualisierung bestimmter Sozialleistungen nimmt deren verhaltenssteu- 
ernde Funktion zu. Die Verfügbarkeits- und Zumutbarkeitskriterien im Arbeitsförde- 
rungsrecht sowie der Rentenversicherung, die zunehmenden Anforderungen des Nach- 
weises der Bedürftigkeit sowie der Zuwachs an Selbstbeteiligungsvorkehrungen etwa in 
der Krankenversicherung verstärken die auf individuelles Verhalten gerichteten staatli- 
chen Erwartungen und statten sie mit einschneidenden Sanktionen aus. Im Ergebnis wird 
die Hergabe von Sozialleistungen damit zunehmend mit dem verbunden, was Habermas 
als »innere Kolonialisierung« bezeichnet hat (1981, Bd. 2, $. 520 ff.). 

Deregulierung bedeutet so praktisch eine Schere zwischen arbeitsrechtlicher Erosion und so- 

zialrechtlicher Restitution des Normalarbeitsverhältnisses. Auf dem Gebiet des Status ab- 

hängig Beschäftigter im Erwerbsleben werden zunehmend Segmente des Arbeitsmarktes aus 
der Schutzzone des Normalarbeitsverhältnisses ausgegliedert. Zugleich wird das diffizile so- 
zialrechtliche Sicherungsgefüge, das auch Antipode zum Normalarbeitsverhältnis war und 
dadurch zum sozialen Ausgleich beitrug, zunehmend eben dieses Elements beraubt. Die vor- 
dergründig gegenläufige Tendenz in beiden Rechtsgebieten — Schwächung des Normalar- 
beitsverhältnisses hier, Stärkung dort — weist im Ergebinis so doch die gleiche Richtung auf. 
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Das Spannungsgefüge zwischen Bekräftigung der Dominanz des Normalarbeitsverhältnisses 
und gegenwirkendem sozialen Ausgleich, das beiden Rechtsgebieten — dem Sozialrecht 
mehr als dem Arbeitsrecht — das Gepräge gibt, wird zu Lasten des sozialen Ausgleichs umge- 
formt. Die Geltungszone des Normalarbeitsverhältnisses wird faktisch wie rechtlich schma- 
ler, zugleich aber wird der sozialrechtliche Schutz- und Solidarzusammenhang schärfer unter 
den Vorbehalt der Kriterien eben dieses Normalarbeitsverhältnisses gestellt. Daß sich damit 
das Problem des Solidarzusammenhanges der bestehenden Gesellschaft brutaler stellt als zu- 
vor, liegt auf der Hand. Wo die Selektivität sozialstaatlicher Chancenzuteilung steigt, wer- 
den die Spaltungstendenzen des Arbeitsmarktes verstärkt und auf die sozialstaatliche Inter- 
vention selber übertragen. Die Spaltung des Arbeitsmarktes wird so überformt — einerseits 
reproduziert und legitimiert, andererseits aber rückwirkend induziert und vertieft — durch 
eine Spaltung des Sozialstaats und des Arbeitsrechts. Unter diesen Bedingungen droht die 
frühere Friedensformel »Die Starken ziehen die Schwachen mit« an Terrain zu verlieren. Sie 
droht umzuschlagen in die Formel »Die Starken koppeln sich von den Schwachen ab«. Pro- 
blembeschreibende Begriffe wie die Gefahr der »Zweidrittelgesellschaft« oder der »Ellenbo- 
gengesellschaft« finden in diesen Entwicklungen eine reale Grundlage. 


2.3. Die institutionelle Ebene 


Von diesen praktischen Ergebnissen wird unweigerlich das dreigestufte Gefüge der Arbeits- 
und Sozialverfassung in Mitleidenschaft gezogen. In dem Maße, wie das arbeitspolitisch ge- 
steuerte System der Erwerbsarbeit seine Leistungs- und Integrationskraft einbüßt, verlagert 
es seine Strukturprobleme auf die Systeme der sozialen Sicherung. Massenarbeitslosigkeit 
und Unterversorgung durch unkontinuierliche oder nur partielle Beschäftigung mindern na- 
türlich erst einmal die Reproduktionssicherung durch Erwerbseinkommen. Die Minderung 
des Erwerbseinkommens bewirkt zwei gleichermaßen kritische Tendenzen im Sozialversi- 
cherungssystem. 

— Sofern Leistungen der sozialen Sicherung dem Äquivalenzprinzip folgen, reproduziert 
sich in ihrer Höhe, Dauer und/oder den Anspruchsvoraussetzungen die materielle Aus- 
stattung im aktiven Erwerbsleben; dies wird durch den Beitrags-/Leistungs-Nexus be- 
wirkt. Das Vordringen diskontinuierlicher, prekärer Beschäftigung bewirkt so unmittel- 
bar Sicherungslücken bei den Lohnersatzleistungen. 

— Wo Sozialleistungen aber dem Sachleistungs- oder Bedarfsprinzip folgen, bewirken sie 
unter der geschilderten Erosionstendenz eine für die Sozialversicherungsträger kritische 
Schere zwischen Aufgaben und Ausgaben, da sie typischerweise zu Beitragsrückgängen 
bei gleichzeitigem Leistungsanstieg führen. Die Folge sind meist Beitragserhöhungen, 
Leistungskürzungen oder beides. 

Damit wird viel Problemstoff auf das dem Sozialversicherungssystem wiederum nachgelager- 
te System der Sozialhilfe abgeleistet. Aus einer Institution, der unter Prosperitätsbedingun- 
gen die Reproduktionssicherung im Ausnahmefalle einer nicht vermeidbaren Notlage zuge- 
dacht wurde, wird eine solche, die einen dauerhaft aus den Systemen der Erwerbsarbeit und 
der Sozialversicherung ausgegrenzten Personenkreis stetig zu versorgen hat, weil diese bei- 
den Systeme die Reproduktion der Gesellschaft nicht mehr allgemein gewährleisten. 

So entsteht eine dysfunktionale Dauerbelastung der Kommunalhaushalte und eine Bindung 

der Mittel an Zwecke, die auf Dauer von den Kommunen gar nicht wahrgenommen werden 

können. Nur zu nahe liegt, daß die Kommunen sich der durch Dauerarmut erzeugten Dauer- 
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finanzbelastungen durch Sozialhilfeleistungen zu entledigen versuchen, indem sie die Anfor- 
derungen an den Leistungsbezug administrativ und selektiv erhöhen. Viele Kommunen be- 
mühen sich heute um die Förderung eines staatlich administrierten Arbeitsmarktes, der die 
Sozialhilfelast mindern soll, indem entweder Sozialhilfeempfänger durch zeitweilige Be- 
- schäftigung die Voraussetzung für den Bezug von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe er- 
werben, somit bei späterer Arbeitslosigkeit nicht mehr den Kommunalhaushalten zur Last 
fallen sollen (Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen), oder indem die Anforderungen an den So- 
zualhilfebezug durch das Angebot sog. »Pflichtarbeit« nach $$ 19 u. 25 des Bundessozialhilfe- 
gesetzes erhöht und damit die Leistungsempfänger entweder einer Art Arbeitszwang unter- 
worfen oder zu einem großen Teil aus dem Leistungsbezug ausgegrenzt werden. 

Auch wo Ausgrenzung nur droht, nicht wirklich schon eintritt, tut sieihre Wirkung, indem 
sie verhaltenssteuernd und sanktionierend wirkt. An Bedeutung gewinnt wieder ein »Zwang 
zur Bereitschaft« zur Aufnahme bestimmter Tätigkeiten — wie am deutlichsten an den 
Pflichtarbeiten nach Bundessozialhilfegesetz, an den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, an 
Umschulungsmaßnahmen usw. zu demonstrieren ist —. Bei diesem administrativen Eingriff 
in personale Verhaltensspielräume, der hochgradig selektiv und individualisierend verläuft, 
ist eben erneut das umschrieben, was Habermas mit »innerer Kolonialisierung« bezeichnet. 
Habermas beschreibt mit diesem Begriff ein Phänomen der Entfremdung, das der sozialstaat- 
lichen Entwicklungsperiode des bürgerlichen Staates eigentümlich ist. Der bürgerliche Staat 
konnte — nach Habermas — eine relative Befriedung der von ökonomischen Klassengegen- 
sätzen und politischer Entmündigung geprägten bürgerlichen Gesellschaft erreichen, indem 
er mit sozialstaatlichen Mitteln die ausgebeutete Produzenten- durch eine expandierende 
Konsumentenrolle, die entmündigte Bürger — durch eine expandierende Sozialleistungs- 
klientenrolle zu kompensieren verstand. In dem Maße freilich, wie sozialstaatliche Expan- 
sion ins Stocken gerät, schwinden auch die Mittel zu konsumistischen und sozialstaatlichen 
Kompensationen. Sozialstaatliche Befriedung kann unter diesen Bedingungen nur noch 
durch — zuweilen gewaltsames — Eindringen in individuelle und kollektive gesellschaftliche 
(Habermas würde sagen: »lebensweltliche«) Freiräume und deren Funktionalisierung für sy- 
stemisch erforderte Zwecke — eben: durch »innere Kolonialisierung« — erfolgen. 
Deregulierung und Flexibilisierung bewirken so — auf der Ebene des dreigegliederten Institu- 
tionensystems der Reproduktionssicherung in der bürgerlichen Gesellschaft betrachtet — 
weit mehr alseine Veränderung der Arbeitsbeziehurigen. Sie lösen Problemverschiebungen 
im gesamten sozialpolitischen Institutionsgefüge aus, bürden Lasten auf, für deren Tragung 
die Institutionen weder ausgestattet noch geeignet sind und derer sie sich — mit wiederum 
schädlichen Folgen — zuentledigen versuchen. Das überkommene Institutionensystem gerät 
so aus den Fugen. 


3. Perspektiven 


Als Antwort auf die in der Einleitung genannte Untersuchungsfrage läßt sich festhalten, daß 
das Normalarbeitsverhältnis in der neueren sozialpolitischen Gesetzgebung eine paradoxe 
Gegenläufigkeit aufweist: Während. die arbeitsrechtliche Entwicklung dazu tendiert, den 
schon arbeitsmarktpolitisch angelegten Tendenzen zur Erosion des Normalarbeitsverhält- 
nisses Raum und Legitimität zu verschaffen, tendiert die sozialrechtliche gerade umgekehrt 
dazu, seine Schutz- und Gewährleistungsfunktionen stärker auf dem Normalarbeitsverhält- 
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nis angenäherte tatsächliche Arbeitsverhältnisse zu konzentrieren. Zwangsläufige Folge die- 
ser doppelten Entwicklung sind Schutzdefizite und Versorgungslücken, die in dem Maße, 
wie sie sich strukturieren und verfestigen, Probleme von Dauerarmut und Dauerausgren- 
zung bestimmter Teilpopulationen aufwerfen. Eigentlich müßten sich rechtliche Strategien, 
die sich auf den Erwerbsbereich, und solche, die sich auf den Bereich der sozialen Sicherung 
beziehen, sozusagen in einem »antizyklischen« Gang zueinander befinden. Ließe sich im Er- 
werbsarbeitsbereich das Normalarbeitsverhältnis zu einem empirisch allemein geltenden Zu- 
stand machen — wohlgemerkt: eine rein modellhafte Annahme —, so wäre die Rückschrau- 
bung des sozialen Sicherungssystems relativ unschädlich. Läßt sich hingegen die Erosion des 
Normalarbeitsverhältnisses weder stoppen noch gar rückgängig machen — eine nicht nur 
modellhafte Annahme —, so müßte sich die soziale Sicherung umgekehrt insoweit ausweiten, 
wie Reproduktionssicherung über Erwerbsarbeit nicht gewährleistet wird. Statt einer dieser 
denkmöglichen antizyklischen Entwicklungen weisen die arbeits- und sozialpolitischen Ini- 
tiativen einen »prozyklischen« Charakter auf, indem Arbeitsverhältnisse, die schon arbeits- 
politisch prekär ausgestaltet sind, nun auch noch wichtiger Bereiche sozialer Sicherung be- 
raubt werden. 
Soll man — um die in der Einleitung genannte strategische Kontroverse wieder aufzunehmen — 
unter den geschilderten Bedingungen um die Zukunft des Normalarbeitsverhältnisses oder um 
Alternativen zu ihm kämpfen? Ich persönlich gehe aufgrund der in der Einleitung genannten, 
aber in diesem Aufsatz nicht begründeten Annahme davon aus, daß der Prozeß der Erosion des 
Normalarbeitsverhältnisses nicht umkehrbar ist, räume aber ein, daß diese Annahme ebenso 
ungesichert ist wie die Annahme, über eine graduell fortschreitende Politik der Arbeitszeitver- 
kürzung, flankiert durch wirtschaftspolitische beschäftigungssteigernde staatliche Maßnah- 
men, lasse sich ein Zustand der Vollbeschäftigung erringen, der für alle reproduktionssichernd 
wirkt. Unter Bedingungen der Ungewißheit über künftige wirtschaftliche, technologische und 
arbeitsmarktpolitische Entwicklungen und unter Berücksichtigung möglicher Zielkonflikte 
zwischen ökonomischen, ökologischen und sozialen Optionen liegt eine Kombination zweier 
strategischer Orientierungen nahe: 

— Einerseits gibt es keinen Grund, den Flexibilisierungs- und Deregulierungsbestrebungen 
von konservativer Seite, soweit Widerstand dagegen mobilisierbar ist, Raum zu lassen. 
Aus der Annahme der Unvermeidlichkeit der Niedergangs des Normalarbeitsverhältnis- 
ses sozusagen die Bereitschaft zum Verzicht auf überkommene soziale Errungenschaften 
herleiten zu wollen, ist keineswegs zwangsläufig. Man kann sich sehr wohl mit seinen be- 
grenzten Mitteln gegen Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse und gegen Abbau der So- 
zialleistungen zu wehren versuchen und doch davon ausgehen, daß diese Abwehr allein 
auf Dauer dem zu lösenden sozialen Problem nicht gerecht wird. 

— Gerade unter diesen Bedingungen ist andererseits dringend erforderlich, sich an der Dis- 
kussion und Ausarbeitung von Alternativen zu dem zu beteiligen, was gegenwärtig der 
Erosionsgefahr ausgesetzt ist. Werden solche Alternativen nicht mitgedacht, wird allein 
der defensive Weg der »Verteidigung« des Normalarbeitsverhältnisses verfolgt, so werden 
der Sache nach aktuell wirkende Ausgrenzungsprozesse lediglich unthematisiert hinge- 
nommen. Wer in der gegenwärtigen Situation allein aufs Erwerbsarbeitssystem gerichtete 
Strategien artikuliert — wenn auch in der besten Absicht, das Maß der realen Beschäfti- 
gung auszuweiten —, macht sich in gewissem Umfang an der Ausgrenzung derer, »die im 
Dunkel sind«, mitschuldig. 

Ich habe in anderem Zusammenhang angedeutet, was über bloße »Verteidigung« des Nor- 
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malarbeitsverhältnisses hinausgehende Zielsetzungen sein könnten (Mückenberger 1985a: 

S. 466-472). Dieser Entwurf zentriert um wenige Grundüberlegungen: 

— Zu respektieren wäre das Bedürfnis nach einer neuen Organisation von Arbeit und Le- 
ben, Produktion und Reproduktion, die nicht der überkommenen Lohnarbeitserhik 
verhaftet bleibt, sondern dem gesellschaftlichen Wert und der gesellschaftlichen Erfor- 
derlichkeit auch anderer als in Lohnarbeit verrichteter gesellschaftlicher Tätigkeiten 
Rechnung trägt. 

— Deshalb müßten sich perspektivische arbeits- und sozialpolitische Überlegungen auf das 
Ziel richten, Organisationsformen zu schaffen, die es den Individuen erlauben, gleicher- 
mafen erwünschte Rollen im Erwerbsarbeitsbereich wie im »privaten« und gesellschaft- 
lichen Lebensbereich einnehmen zu können, die ihnen auch den Wechsel zwischen die- 
sen Rollen ohne die Gefahr drohender sozialer Deklassierung ermöglichen. Mit einer 
solchen Neuorganisation des Verhältnisses von Arbeit und Leben wäre nicht nur eine 
Umverteilung der vorhandenen Erwerbsarbeit auf mehr Personen — damit das Problem 
der strukturierten Arbeitslosigkeit — zu verbinden. Ziel wäre dabei auch, Versuchen zu 
einer Neubestimmung der Rolle von Männern und Frauen in Erwerbsarbeit und häusli- 
cher Arbeit Raum zu geben, schließlich auch, dem Problem der öffentlichen — kulturel- 
len, sozialen, infrastrukturellen, gesundheitlichen, kommunikativen — Unterversor- 
gung durch Förderung der zu ihrer Behebung geeigneten gesellschaftlichen Tätigkeiten 
Rechnung zu tragen. 

— Jede solche weiterführende Überlegung zu einer Neuorganisation des Verhältnisses von 
Arbeit und Leben führt aber unweigerlich zu der Frage, wie die Existenzsicherung zu ge- 
währleisten ist — vor allem bei solchen Tätigkeiten, die außerhalb destradierten Lohnar- 
beitsverhältnisses verrichtet werden. M.E. ist in diesem Zusammenhangeine Tendenz zu 
radikalisieren, die ich schon unter 2. am Entstehungs- und Ausgestaltungsprozeß des So- 
zialrechts nachgezeichnet habe und die zuerst von A. Gorz (1983) konsequent zu Ende 
gedacht worden ist: Die Tendenz zur »Entkoppelung von Erwerbsarbeit und Einkom- 
men«. Ohne eine materielle Grundsicherung aller Bürger und ohne darauf gerichtete ge- 
sellschaftliche Umverteilungsprozesse erscheint jeder Versuch einer Neuorganisation des 
Verhältnisses von Arbeit und Leben aussichtslos, weil er all denen, die sich außererwerb- 
lichen Tätigkeiten zuwenden wollen, eine materielle Existenzgrundlage vorenthält. 

Anzustreben wäre somit ein gesellschaftlicher Weg, der — in welchem Umfang die Erosion 
des Normalarbeitsverhältnisses auch aufzuhalten sein mag — gleichzeitig mit einer Auswei- 
tung und Umverteilung von Erwerbsarbeit eine Ausweitung eigenständiger sozialpoliti- 
scher Sicherungen betreibt. Ein solches Bestreben erscheint auf dem ersten Blick naiv, da 
doch die Zeitläufe derart sind, daß nicht einmal einschneidende Eingriffe in arbeitsrechtli- 
che Sicherungen abgewehrt werden können. Aber um wieviel größer ist die Illusion anzu- 
nehmen, man könne in einer Zeit größter welt- wie binnenwirtschaftlicher ökonomischer, 
ökologischer und sozialer Verwerfungen sein Heil allein darin suchen, das tradierte Arran- 
gement individueller und kollektiver Produktion und Reproduktion, das unter den indu- 
striekapitalistischen Entwicklungen ausgebildet worden ist, »verteidigen« und »wiederher- 
stellen« zu wollen? 
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Irmgard und Lothar Hack 

Gesamtarbeiter, aufgemischt und umgeforscht. 
Veränderte Formen und Strukturen industrieller 
Produktionssysteme 


Der unmittelbare Produktionsprozeß hat so seine Tücken. Die theoretische Konzeptualisie- 
rung der »widersprüchlichen Einheit von Arbeits- und Verwertungsprozeß« bezeichnet ei- 
nen grundlegenden gesellschaftlichen Strukturkonflikt. Der Widerspruch ist aber offenbar 
auch als unerträgliche intellektuelle Zumutungempfunden worden, als kognitive Dissonanz. 
Versöhnung mußte her, so oder so. 

Seit Jahren wird deshalb geraunt und prognostiziert, das Kapital werde alles lebendige Ar- 
beitsvermögen aus seinem Kompetenzbereich ausweisen und sehne sich nach menschenlee- 
ren Fabriken: der Geist desKapitalismusgraulesich vor allen menschlichen Störfaktoren und 
werde erst Ruhe finden, wenn er es nur noch mit seinesgleichen zu tun habe, in wahren Gei- 
sterschichten, rund um die Uhr. 

Da die Versöhnung durch (spirituelle) Eliminierung sich immer wieder als voreilig herausge- 
stellt hat, tauchen ständig neue Partnerschaftskonstruktionen (nPk) auf, denen zufolge die Ver- 
söhnung von Kapital und Arbeit gemeinsam gefeiert werden kann. Strukturveränderungen, 
die es in den industriellen Organisationszusammenhängen geben mag(oder nicht), werden so 
stilisiert und selektiv wahrgenommen, daß eine gemeinsame Interessenbasis wie von selbst 
entsteht. 

Man kann allerdings auch auf die Idee kommen, das Kapital könne mit dem Widerspruch 
sehr gut leben und gehe mit ihm, auf eine zugleich ganz pragmatische und theoretisch ge- 
schickte Weise, völlig anders um: unversöhnlich und konfliktfreudig. 

Nach vielen Jahrzehnten der Auslagerung von produktionsnotwendigen Funktionen aus dem 
Bereich der unmittelbaren Produktion und der Konstruktion immer neuer Koordinations- 
und Kontrollmechanismen ist eine Konstellation entstanden, in der nun immer häufiger die 
Vermutung auftaucht, man könne den Gesamtzusammenhang der industriellen Produktion 
nicht mehr angemessen aus dem geschrumpften Bereich der unmittelbaren Produktion (s. Co- 
riat/Zarifan, 1986; Veltz, 1986) bzw. der materiellen Güterproduktion (Hack/Hack, 1985) re- 
konstruieren. Über die harten Strukturveränderungen, die sich seit mehr als einem Jahrzehnt 
in der industriellen Produktion vollziehen, haben sich allerdings die Geröllhalden und Müll- 
berge zahlreicher modischer Ad-hoc-Interpretationen gelegt, die zunehmend den Blick auf die 
Realitätsstrukturen versperren. 

Bezeichnend hierfür ist das verbreitete Gerede von »Paradigmawandlungen« (vgl. Kern/ 
Schumann, 1984), wobei in einem Zug (1.) objektive Strukturveränderungen, (2.) Verände- 
rungen unternehmensstrategischer Konzepte und (3.) Wandlungen sozialwissenschaftlicher 
Thematisierungsformen gemeint sein sollen. Zwar ist davon auszugehen, daß es zwischen 
den drei Ebenen der Interpretation ein enges und komplexes Geflecht von Wechselbeziehun- 
gen gibt; das läßt sich jedoch nur bestimmen, wenn man die drei Ebenen zumindest analy- 
tisch sorgfältig auseinanderhält: 

Hintergrund und Teilursache dieses eingetrübten Wirklichkeitsbildes ist sicher die offizielle 
Statistik, die per Gesetz auf eine Art der Berichterstattung festgelegt ist, die die identifizierba- 
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ren Strukturzusammenhänge industrieller Arbeit vorweg immer schon destruiert. Diese ein- 
gebaute Tendenz zur Fehlberichterstattung ist durch die Strukturveränderungen der letzten 
Jahrzehnte noch verstärkt worden (s. Hack, 1986a). 

Durch empirisch-analytische Konzeptionen, die induktiv aus Einzelbeobachtungen die zer- 
störten Gesamtzusammenhänge rekonstruieren und auf diese Weise zu Tendenzaussagen 
kommen wollen, lassen sich die Fehler der Ausgangslage (der Datenerhebung) nicht mehr 
wettmachen. Man muß sich schon die Mühe oder den Spaß machen,. mit Hilfe eigener Pri- 
märerhebungen zunächst einmal jene Gesamtbilder zu ermitteln, in denen sich die Koniuren 
des Gesamtarbeiters überhaupt noch erkennen lassen. 

An einigen Beispielen diese Konturen zu skizzieren, ist Gegenstand des 1. Abschnitts der fol- 
genden Argumentation. Im 2. Abschnitt soll dargestellt werden, daß es keineswegs primär 
unternehmens- oder betriebsstrategische Konzepte sind, die die Strukturveränderungen an- 
leiten, sondern daß es Organisationsformen sind, in denen und durch die industrielle Struk- 
turveränderungen erzeugt werden. Der 3. Abschnitt dient dann dazu, aus einer kritischen 
Re-Interpretation der strukturierten Funktions- und Erzeugungszusammenhänge indu- 
strieller Realität einige gewerkschaftliche Folgerungen anzudeuten. 


1. Konturen: Veränderungen der Sozialstruktur in industriellen Unternehmen 


Selbst die neuesten industriesoziologischen Bestseller reproduzieren stillschweigend (s. 
Hack, 1986c) und wie selbstverständlich ein einfaches Abziehbild der industriellen Arbeits- 
welt, an dem sich seit Jahrzehnten kaum etwas geändert zu haben scheint. Demzufolge steht 
einer kleinen Gruppe von kaufmännischen und technischen Angestellten eine große Über- 
zahl von Blaukitteln gegenüber, von denen die meisten an Fließbändern und Werkbänken ar- 
beiten und einige wenige in der Instandhaltung, im Lager oder in der Pförtnerloge. 

Dieses Muster liefert auch die Grundlage für jene negative Idylle des kreuzweise taylorisierten 
»Massenarbeiters«, an dem das Kapital undifferenziert und gleichgültig die Dominanz seiner 
Verwertungsimperative erprobt. Der Gewinn dieses stabilen und statischen Bildes war offen- 
sichtlich: intellektuelle Genügsamkeit und Arbeitsökonomie. Man brauchte die Lektüre des 
»Kapital« nur hin und wieder durch einen Blick in die WIRTSCHAFTSWOCHE oder den 
Wirtschaftsteilder FRANKFURTER ALLGEMEINEN zu ergänzen und blieb dennoch auf 
dem Stand der Forschung. 

Wohl nur vor diesem Hintergrund sind die Irritationen und leichtfertigen Rezeptionen zu 
verstehen, mit denen kritische Politologen und Soziologen auf die neuen Berichte von Um- 
brüchen und »Paradigmawandlungen« reagiert haben. Die Realitätsveränderungen, von de- 
nen unversehens die Rede ist, sind teilweise bereits ein Vierteljahrhundert alt. 


a) Veränderungen der Qualifikationsstrukturen 


Am Beispiel der SIEMENS AG! lassen sich diese Strukturveränderungen der letzten zweiein- 
halb Jahrzehnte zumindest in groben Zügen ablesen (vgl. die Tab. 1). Die Proportionen des 
Jahres 1962 entsprechen dem oben notierten einfachen Bild der Industrie, das im großen und 
ganzen bereits ein halbes Jahrhundert früher einigermaßen zutraf (s. Hack/Hack, 1985). Es 
dominierten die (Firmenjargon) »Gewerblich Tätigen« (67,3%) und unter diesen wieder ein- 
deutig die Un- und Angelernten. Montagebänder, Stanzen; Spulenwicklerinnen, aber auch 
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Werkzeugmacher und Maschinenschlosser. Unter den kaufmännischen Angestellten gab es 
nur eine vergleichsweise kleine Gruppe von 900 Hochschul- und Fachhochschul- Absolven- 
ten. Immerhin: nahezu jeder fünfte Beschäftigte der SIEMENS AG war bereits 1962 ein tech- 
nischer Angestellter, davon waren wiederum fast die Hälfte Naturwissenschaftler und Inge- 
nieure. 


Tah. 1: Veränderungen der Qualifikations- resp. Tätigkeitsstrukturen in der Elektro/nik/industrie 
am Beispiel der SIEMENS AG (1962, 1973, 1981; 1983, 1984, 1985. Jeweils per 30.9.) 


1962 1.9.73 1981 1983 1984 1985 
absolut in% absolut in% absolut in% absolut in% absolut in% absolut in% 


I. Gewerblich Tätige 116600 67,3 118100 58,8 91100 51,0. 78200 48,3 80400 48,5 89200 47,96 


1. Facharbeiter 39800 37 800 35200 ca.32700 ca.39000 
2. An- und Ungelernte 76800 80300 55900 ca.45500 ca.50200 
Il. Technisch Tätige 31500 182 50100 25,0 52500 29,3 51600 31,8 53400 32,2 58200 31,3 
1. Hochschul-Absolv. 8200 
2. EhS- Absolventen 14900 21050 15400 23400 25100 27900 
3. Techniker 3800 6500 7900 
4. techn. Assistenten 1500 
5. Sonst. techn. Tätige DR vn 17400 
6. Meister j 1900 2000 2100 ca. 1900 
III. Kaufmännisch 
Tätige 2510 145 32500 162 35200 19,7 32300 199 31900 19,3 38600 20,75 

1. Hochschul-Abs. 
2. EhS-Absolventen 900 2000 5600 5200 ca. 5300 
3. Siemens-Lehre 3400 
4. Externe Lehre und an a 8200 

Fachschulausbildung 
5. Sonstige 9000 12000 12300 
6. Sekretärinnen und 

Schreibkräfte 6900 7500 570 ca. 5000 


Belegschaft insgesamt 


; 173200 100 200700 100 178800 100 162100 100 165700 100 186000 100 
(ohne Auszubildende) 


Quellen: s. Hack/Hack, 1985, 5. 419 ff 


Bis 1973 stieg die Zahl der technischen Angestellten um ca. 60% ‚ die der kaufmännischen 
Angestellten um etwa 30%. Dagegen blieb die Gesamtzahl der Arbeiter nahezu konstant, der 
Anteil der Facharbeiter an allen »Gewerblich Tätigen« sarık von 34,1% auf 32,1%: Nahrung 
für die These vom Allgemeinwerden des unqualifizierten Massenarbeiters. Allerdings nur, 
wenn man übersah, daß der Anteil der Angestellten von 32,7% (1962) auf 41,2% (1973) ange- 
stiegen war. 

Der wirkliche Umbruch erfolgte allerdings erst in dem Jahrzehnt zwischen 1973 und 1983. 
Die Gesamtbelegschaft schrumpfte um nahezu 20%, allerdings vollzog sich dieser Einbruch 
ausschließlich im Bereich der Industriearbeiterschaft und hier wiederum ganz überwiegend 
bei den an- und ungelernten Arbeitern und Arbeiterinnen, deren Anzahl fast halbiert wurde. 
In diese Zeit fällt der Übergang von der Elektromechanik auf die Elektronik, durch den die 
industriellen Arbeitsbedingungen im shop-floor-Bereich bzw. in den Werkstätten grundle- 
gend verändert wurden. 

Zwischen 1973 und 1983 verschwand allerdings auch jede dritte Schreibkraft aus den SIE- 
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MENS-Büros, Ausdruck der Bürorationalisierung und -automatisierung dieser Periode. 
Nimmt man den Schwund der An- und Ungelernten und den der Schreibkräfte zusammen, 
so erhält man eine ungewöhnlich deutliche Widerlegung der sog. Polarisierungsthese, die in je- 
nen Jahren grassierte: zwischen 1973 und 1983 wurde insbesondere im Bereich der niedrigen 
Qualifikationen wegrationalisiert. 

Zusätzlich zu den technologischen und organisatorischen Veränderungen, die mit dem 
Übergang von der Elektromechanik zur Elektronik einhergingen, ist die Periode zwischen 
1981 und 1983 durch konjunkturelle Einengungen sowie durch eine spezielle unternehmens- 
strategische Zurückhaltung im Konzern? gekennzeichnet, denen auch fast 10% der kaufmän- 
nischen Angestellten zum Opfer fielen. 

Das Ausbauprogramm, das SIEMENS seit Ende 1983 betreibt, hat zwar auch zur Neueinstel- 
lung von 11000 Arbeitern geführt. In der gleichen Zeit aber wurde auch die Zahl der Ange- 
stellten um 12 300 erhöht. Erst damit hat sich der allgemeine Trend stabilisiert. Der Anteil der 
Angestellten hat nicht nur in der Schrumpfphase zugenommen, er wächst auch weiterhin in 
der Ausbauphase. 

Allein im Geschäftsjahr 1984/85 (1983/84) wurden insgesamt 4600 (2600) Hochschul- und 
Fachhochschulabsolventen neu eingestellt, deren Gesamtzahl im Unternehmen sich damit 
auf 34 200 (30 700) erhöhte?. Das aber ist die gleiche Größenordnung, in der sich der Fachar- 
beiteranteil des Unternehmens bewegt. Welche Aussagen man immer darüber machen will, 
wie sich die Stellung der »Produktionsintelligenz« (Kern/Schumann, 1984) in der Industrie 
gegenwärtig verändert: man kann dabei nicht mehr von der Rolle der technischen Intelligenz 
der Naturwissenschaftler und Ingenieure absehen. Zwar arbeitet der größte Teil der natur- 
wissenschaftlich-technischen Universitätsabsolventen (56,7%) und FhS-Absolventen (33,6%) 
in den Bereichen Forschung, Entwicklung und Konstruktion‘; aber immerhin 9,8% resp. 
26,2% sind in den Bereichen Fertigung, Außenmontage, Inbetriebsetzung und Service be- 
schäftigt und 24,6% bzw. 34,2% in Vertrieb und Projektierung. 


b)Veränderungen der produktiven Bereiche und Funktionen 


So wie ein erheblicher Teil der technischen Angestellten in der Fertigung oder in fertigungs- 
nahen Abteilungen? tätig ist, so ist bei SIEMENS der größte Teil der Facharbeiter außerhalb 
der Fertigung beschäftigt, allein 34% in den Zentralniederlassungen des Unternehmens (s. 
Hack/Hack, $. 396 ff.). Diese Zentralniederlassungen sind nun nicht, wie harmlose Indu- 
striesoziologen meinen könnten, einfache »Verkaufsstellen«, sondern veritable Produktions- 
standorte. So erwirtschaftete die ZN Frankfurt/M 1980/81 einen Jahresumsatz von 1040 
Mio. DM, von denen 31% als eigene Wertschöpfung ausgewiesen werden (ebd.). 

In der folgenden Tabelle 2 sind (auf der linken Seite) die Funktionsbereiche dieser Zentralnie- 
derlassung ausgebreitet, wobei der Vergleich zwischen den Jahren 1975 und 1981 vor allem 
den gesunkenen Verwaltungsaufwand einerseits (s.o.) und den Ausbau von Wartungsarbei- 
ten andererseits zum Ausdruck bringt. Wichtig ist etwas anderes: der oben notierte Wert- 
schöpfungsanteil von gut 310 Millionen DM erfolgte, ohne daß irgendeine Teiltätigkeit als 
»Produktion/Fertigung« verrechnet würde. Was damit nur ganz abstrakt angedeutet ist, ist‘ 
ein wesentliches Kennzeichen der gegenwärtigen Industriestruktur: vor allem im Investi- 
tionsgütersektor vollzieht sich ein erheblicher Teil der produktiven Wertschöpfung als Monta- 
ge und Wartung. Weder Marktmechanismen noch Produktionsstrukturen lassen sich ohne 
diese Tatsache angemessen beschreiben. 
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Beiläufig verweist die Tab. 2 auf eines der üblichen Defizite der amtlichen Statistik. Die War- 
tungsarbeiten. von OLIVETTI Dtld. gehören zur »Dienstleistung«, da das Unternehmen 
rechtlich selbständig ist und in der BRD keine »Produktion« besitzt. Die ZN von SIEMENS 
hingegen wird als »Industriearbeit« verrechnet. 


Tab. 2: Arheitsplatzstrukturen nach Funktionshereichen resp. Kosrenstellen in der Elektroindustrie, 
am Beispiel der Vertriebsorganisarionen in Frankfurt/M (SIEMENS und OLIVETTI Deutschland, 
1975 und 1981) 


s 


SIEMENS AG OLIVETTI Deutschland GmbH 
f Zentralniederlassung Frankfurt/M Geschäftsstelle Frankfurt/M 

Arbeitsplätze nach mm mm | mm mn m nm nn 
Funktionsbereichen 1975 1981 1975 1981 
bzw. Kostenstellen absolur ıin% absolur ıin% absolut in% absolut  1in% 
I. Verwaltung 437,6 11,9 251,1 23 263 42,9 203 38,4 
I. Produktion/ 

Fertigung _ En _ 
II. 1. Werkstätten 278,6 7,6 216,1 6,4 

2. Wartung 487,4 13,2 604,3 18,0 102 16,6 85 16,1 

3. Montage 1489,2 40,4 1231,8 36,6 
IV. Vertrieb 912,9 24,8 981,8 29,2 157 25,6 182 34,5 
V. Entwicklung 64 10,4 32 6,1 

Technische 

Abteilung 76,3 2,1 77,9 2,3 
VI. Kundenschulung e 27 4,4 26 4,9 
Arbeitsplätze insgesamt 3682 100 3363 100 613 100 528 100 
Auszubildende 520 418 12 14 
Belegschaft i Insgesanır. 4202 3781 625 542 


* Das Lehrzentrum der SIEMENS AG in Frankfurt-Rödelheim (mit ca. 25 Beschäftigten) ist organi- 


satorisch direkt dem Unternehmensbereich »Datenverarbeitung« zugeordnet. (Der UB D ist inzwi- 
schen organisatorisch aufgeteilt worden.) 


Quelle: Eigene Erhebungen im März. und April 1982 


Bemüht man sich um eine Bestandsaufnahme der tatsächlichen Funktionsdifferenzierungen 
und Strukturzusammenhänge industrieller Unternehmensorganisationen, so zeigt selbst eine 
relativ grobe Aufteilung (vgl. Tab. 3 am Bsp. der Chemieindustrie), daß der Funktionsbe- 
reich »Produktion« schon seit langem von einer Vielzahl von produktionsnotwendigen Spe- 
zialfunktionen umlagert ist. Entgegen dem ersten Augenschein, läßt sich aus dieser funktio- 
nalen Ausdifferenzierung nicht schließen, daß 40% der Beschäftigten von HOECHST-Welt 
in der »unmittelbaren Produktion« tätig sind, und alle anderen mit indirekter oder gar mit 
»Dienstleistungsarbeit« befaßt wären. 

Wie sich schon am Beispiel der Zentralniederlassungen von SIEMENS zeigte, sind die schein- 
bar nur »nachgelagerten« Arbeiten teilweise genuiner Bestandteil der industriellen Produk- 
tionsprozesse. So gehört zum Funktionsbereich »Verkauf/Vertrieb« der HOECHST AG 
(Tab. 3) eine Hauptabteilung »Transport- und Verkehrstechnik/TVT«, die unter anderem 
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olgende Abteilungen umfaßt: Schiffsumschlag, Landumschlag und Mobilkräne; Bahnbetrie- 
be Fahrdienst und Bahnbetriebe Werkstätten; Kraftverkehr Fahrbetrieb mit 135 Beschäftig- 
ten (ohne Disposition) und Kraftverkehr Werkstätten mit etwa 100 Beschäftigten, jeweils al- 
ein im Stammwerk.* Diese Formen der »Lokomotionsarbeit« (Marx) gehören zweifelsfrei 
zur materiellen Güterproduktion (s. Hack/Hack, $. 58 f.). 

Sieht man sich die funktionalen Ausdifferenzierungen noch etwas genauer an, so stellt man 
est, daß allein im Stammwerk der HOECHST AG (1981) knapp 1.600 Angestellte und Ar- 
beiter in verschiedenen Abteilungen der Anwendungstechnik (ATA) beschäftigt waren (Hack, 
1986c), in denen unternehmensintern Marktanforderungen (Kundenwünsche) mit den In- 
teressen der Produktion sowie den Forschungs- und Entwicklungsabteilungen vermittelt 
werden. Dabei werden. in eigenen Laboratorien beispielsweise Spezifikationen von Kunst- 
stoffen verändert, die sich aus den Anforderungen von Textilunternehmen und den Vor- 
schlägen der Textilmaschinenproduzenten ergeben. Die jeweilige Zuordnung der ATA-Be- 
reiche zur Produktion, zum Verkauf oder zur Entwicklung ist dabei häufig relativ beliebig. 
Die Antizipation der Wertrealisationsbedingungen geschieht dabei in einer organisatori- 
schen Form, die zugleich Auswirkungen auf die verbindlichen Definitionen det»produkti- 
ven Prozesse« hat (s.u.). Dabei werden die Grenzen zwischen direkter und indirekter Arbeit 
aufgeweicht (s. Coriat/Zarifian, 1986). 


Tab. 3: Größenordnungen der Funktionshereich in einem Chemieunternehmen 
(am Beispiel des HOECHST-Konzerns; nach Beschäftigtenzahlen für das Stammwerk, den Konzern- 
bereich und den Bereich HOECHST- Welt. 1981) 


Stammwerk Ffm-Höchst HOECHST-Konzern HOECHST-Welt 


1971 1981 1981 1981 
in % absolut in % absolut* in % absolur* 1% 
1. Verwaltung”* 25 6000 21 16 000 20 30000 17 
2. Produktion 29 7874 27,5 32600 41 70600 40 
3. Ingenieurwesen 
Werkstätten 17 4826 16,9 12 700 16 19 400 11 
Hilfsbetriebe 
4. Forschung und 
Entwicklung 12 3920 13,7 7150 9 13 000 7 
5. Verkauf/ 
Vertrieb 44.000 25 


Beschäftigte insg 


{a} 


6. Auszubildende 


Belegschaft ı insgesamt 31122 84511 184722 


* Absolute Zahlen stark abgerundet, nach den offiziellen Prozentangaben berechnet. 
Ein sehr weiter Begriff von »Verwaltung«, der fast schon eine Residualkategorie darstellt. 


Quellen: HOECHST: Geschäftsbericht 1981. »Hoechst in Zahlen«, Ausgabe 1981. HOECHST AG; Referat 
Sozialpolitik 


Gegenläufig gilt das aber auch, wenn man vom Funktionsbereich »Produktion« ausgeht, zu 
dem im Konzernbereich von HOECHST ca. 40 % der Belegschaft gezählt werden, im 
Stammwerk immerhin noch 27,5 % (S. (Tab. 3). 
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In der folgenden Übersicht wurden die Arbeitsplatzstrukturen für drei der ca. 200 Produk- 
tionsbetriebe, die es im Stammwerk der HOECHST AG gibt, zusammengestellt. Es handelt 
sich dabei zum einen um die zentrale Antibiotika-Fermentation des Konzerns, in der in gro- 
ßen »Kulturbetrieben« Penicilline, Tetracyclin, Cephalosporine und Flavomycin als Grund- 
lage entsprechender Arzneimittel »kultiviert« und in Behältern steigender Größenordnung 
— bis zu 120 000 Liter, mit einem Produktionswert von jeweils 50000 DM — in kontinuierli- 
chen Produktionsprozessen, die bis zu 35 Tage dauern, gezüchtet und vermehrt werden. Es 
handelt sich zum anderen um einen Rernazol-Farbenbetrieb mit insgesamt acht Produktions- 
straßen. Und es handelt sich schließlich um den neueren von zwei Betrieben zur Durchfüh- 
rung der Chloralkalielektrolyse, einem der Standardverfahren der anorganischen Chemie zur 
Gewinnung von Chlor, Wasserstoff und Natronlauge, als Vor- bzw. Zwischenprodukten 
der weiteren chemischen Kuppel produktion. Die Anlage, die nach dem Amalgamverfahren 
arbeitet, wurde als »zu 70 Prozent automatisiert« vorgestellt; 53 % der Gesamtkosten sind 
Stromkosten. 

Geht man von der (üblichen) Annahme aus, daß in diesen Produktionsbetrieben ausschließ- 
lich und unzweideutig »produktive Arbeit« geleistet werde, gerät man bei der Interpretation 
beträchtlich ins Schleudern. Nahezu jeder siebente Beschäftigte wird als Angehöriger des 
»Führungspersonals« vorgestellt. Das sind neben den drei Betriebsleitern und deren Stellver- 
tretern (i.d.R. Chemiker oder Verfahrensingenieure) mehrere Wissenschaftler (in der Anti- 
biotika-Fermentation) sowie die jeweiligen Schichtleiter, was angesichts der in den Anlagen 
und Produkten enthaltenen Wertgrößen nicht verwunderlich ist. In der gleichen Größen- 
ordnung bewegt sich der Anteil der Laborangestellten bzw. Laborantinnen, die mit der regel- 
mäßigen Durchführung der Kontrollen des Rohstoffeinsatzes sowie der (Überwachung der) 
laufenden In-Prozeß-Kontrollen im Farbenbetrieb und in der Fermentation beschäftigt sind. 
Beide Beschäftigtenkategorien fallen gewöhnlich nicht unter die Vorstellung vom »unmittel- 
baren Produktionsprozeß«. Strenggenommen würde das auch nicht auf die Meßwartentätig- 
keiten zutreffen, die per definitionem nur mittelbar mit den Produktionsprozessen zu tun 
haben. 

Richtig handgreifliche unmittelbare Arbeit, mit großem körperlichem Einsatz verbunden, fin- 
det manı noch am ehesten bei den jeweils zwei ungelernten Männern, die pro Schicht das Abfül- 
len am Ende der acht Produktionstraßen des Remazol-Farbenbetriebs zu besorgen haben. 
Für das Beispiel der Fermentation ist in der Übersicht auch noch beispielhaft der Aufwand 
des zugehörigen Werkstattpersonals notiert. Die 11 Betriebsschlosser, MSR-Mechaniker und 
Elektriker sind zwar fast ausschließlich in dem Fermentationsbetrieb tätig, organisatorisch 
gehören sie aber zum Funktionsbereich »Ingenieurwesen, Werktstätten, Hilfsbetriebe« (s. 
Tab. 3), der in der Chemieindustrie eine große Rolle spielt, die weit über den industriesozio- 
logisch gut erforschten Instandhaltungsbereich hinausgeht und unter anderem für die gesam- 
te unternehmensinterne Investitionsplanung und -betreuung zuständig ist, womit sich der 
Begriff von »produktiver Arbeit« noch einmal beträchtlich erweitert. 

Der »produktive Bereich« heutiger Industriearbeit, so kann man zunächst zusammenfassen, 
besteht weder notwendigerweise aus »unmittelbarer« Produktion noch ausschließlich aus 
den Arbeiten »gewerblicher« Arbeitnehmer. Der Anteil der Angestellten, auch hoch qualifi- 
zierter Naturwissenschaftler und Ingenieure, in den produktiven Bereichen hat in den letz- 
ten 15 Jahren beträchtlich zugenommen. 

Das gilt um so mehr, wenn man den Funktionsbereich »Forschung und Entwicklung« in die 
Analyse mit einbezieht. In den großen Chemiekonzernen arbeiten teilweise bereits mehr als 
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Übersicht 1: Arbeitsplatzstrukturen in der chemischen Industrie (drei Betriebe im Stammwerk der HOECHST AG) 


Beschäf- davon: Wartungspersonal 
Betrieb / Kennzeichnung tigte »Führungs- Labor Schichtbelegschaft des Funktionsbereichs 
insgesamt personal« Bemerkungen Meß- Werk- »Ingenieurwesen / 
warte statt Werkstätten« 
D 740 Antibiotika-Fermentation 5 Betriebsschlosser 
Betrieb von ca. 70 Behäl- 3 MSR-Mechaniker 
tern mit bis zu 120 000 | 120 20 20 80 4Schichten 4x2 der BMA (Betriebs- 
Fasssungsvermögen (je 20 Personen) Meß- Abteilung) 
3 Elektriker 
B 595 Remazol-Farbenbetrieb die meisten in 
8 Produktionsstraßen mit 56 ca. 5 12 40 der Tagesschicht; 
jeweils 4 Behältergrößen 8 Personen in der 
Nachtschicht 
G 290 Chloralkali-Elektrolyse 
(Nach dem Amalgam- 60 cal 7. 24 4Schichten 4x 1(2) ca. 5 
verfahren) außerdem die 
Normalschicht mit 
24 Personen 
Belegschaft der drei 
Betriebe insgesamt: absolut 236 ca. 32 32 144 + 24 12 (16) ca.5 
in % 10% ca.13,6% 13,6% 61% + 10% = ca.2% 


Quelle: Eigene Erhebungen (Sommer 1982) 


10 % der Beschäftigten in diesem Bereich. Im SIEMENS-Konzern wurde die FE-Organisa- 
tion des Unternehmens im Geschäftsjahr 1984/85 um ca. 3 000 auf etwa 36000 Personen auf- 
gestockt. Technologisch führende Unternehmen, wie das japanische Werkzeugmaschinen- 
unternehmen FANUC Letd., geben an, daß rd. 30 % der Belegschaft mit Forschungs- und 
Entwicklungsaufgaben beschäftigt sind.’ 

Systematisch entscheidend ist allerdings, daß die industriellen Forschungs- und Entwicklungs- 
prozesse als Produktionsprozesse ausgelegt sind. Für das betriebswirtschaftliche Verständnis der 
Industrieforschung ist das ein alter Hut: »Der F + E-Prozeß läßt sich als ein Produktionspro- 
zeß interpretieren, bei dem durch den Einsatz von Arbeit, sachlichen Produktionsmitteln und 
technologischem Wissen die neue Technologie als Output erzielt wird.« (Pausenberger/Volk- 
mann, 1981, S. 7). Das aber läßt sich nur begründen, wenn man das Verständnis der industriel- 
len Produktionsprozesse auf immaterielle Produktionsprozesse und deren Industrialisierbar- 
keit erweitert (s. Hack/Hack). In der Marxschen Theorietradition bereitet das insofern keine 
unüberwindlichen Schwierigkeiten, da hier »produktive Arbeit« im Kapitalismus von Anfang 
an nicht mit Bezug auf den konkret-nützlichen Charakter der Tätigkeit bestimmt wurde, son- 
dern mit Rekurs auf die Funktion im Kapitalverwertungsprozeß und somit auf die gesellschaft- 
lichen Formbestimmungen. 


2. Die Erzeugung von organisatorischen und technologischen Strukturen 
als gesellschaftlicher Prozeß 


Daß die industriellen Forschungs- und Entwicklungsapparate eine strategisch zentrale Rolle 
bei der Durchsetzung veränderter Industrialisierungsformen spielen, ist fast schon zu einem 
Standardargument geworden, zumal im Rahmen der viel beschworenen Weltmarktkonku- 
renz zwischen den USA, Japan und Europa (en gros oder en detail). »Industrie-Forschung ist 
zur wichtigsten Antriebskraft des Prozesses technologischen Wandels geworden«.?Die Frage 
ist nur, was das bedeutet bzw. wie man sich das vorstellen muß. 


a) Vernetzung zu industriellen Produktionssystemen 


Die jahrzehntealte Tendenz zu immer weiter getriebenen funktionalen Ausdifferenzierun- 
gen wurde zwar ständig von neuen Koordinations- und Kontrolleinrichtungen überlagert, 
aber sie führte doch zu Formen der Fragmentierung und Komplexitätszunahme, die immer 
von Neuem mit Unübersichtlichkeiten und vielfältigen »Reibungsverlusten« verbunden wa- 
ren (Bylinski, 1981). F.W. Taylors »wissenschaftliche Betriebsführung« war nur eine unter 
zahlreichen Facetten dieser ambivalenten Kontrollstrategien. 

Kennzeichen der wissenschaftlich begründeten Industrien (»science based industries«), die 
seit dem Ende des 19. Jahrhunderts entstanden, waren partikulare Rationalisierungskonzep- 
te auf der Basis quasi-theoretischer Modelle, an die die Wirklichkeitsstrukturen der indu- 
striellen Produktionsprozesse angepaßt wurden, was immer auch eine Frage des Einsatzes in- 
dustrieller Macht und Herrschaft war. An den »Rändern« dieser Rationalisierungsinseln 
aber, und häufig auch unter ihrer Oberfläche, entstanden immer wieder neue Varianten der 
grundlegend widersprüchlichen und irrationalen Arbeitssituation, die durch relativ eigen- 
ständige Interaktionsformen erträglich und handhabbar gemacht werden mußten (Burawoy, 
1979). 
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Zugleich wurden die materiellen Produktions- resp. Fertigungsprozesse in vielfältigen For- 
men als Informationsprozesse abgebildet und beeinflußbar gemacht (s. Bravermans, (1977) 
»schattenhaften Abriß«). Im Verlauf der fortschreitenden Industrialisierung der Infor- 
mationsverarbeitungsprozesse stellt sich allerdings auch hier das Problem der Umsetzung 
und Einbettung logischer Konzepte in und durch soziale Interaktionen. 
Erst vor diesem Hintergrund lassen sich die neuen Entwicklungen verstehen, in deren 
Verlauf die industriellen Produktionsprozesse zunehmend an Systemkonzepten ausgerichtet 
werden. 
Propagiert werden jetzt Konzeptionen der Vernetzung und der Systemoptimierung. »Wo 
Arbeitsabläufe vernetzt und Materialflüsse optimiert werden, verlagert sich der Schwer- 
punkt auf die System-Optimierung. Einzeloperationen und klassisch-technologische Vor- 
gänge sind von nachgeordneter Bedeutung.« (SEL, 1985, S. 12). 
»Die ‘Fabrik’ der Zukunft wird anders aussehen, als wir esgewöhnt sind. Bereits heute kom- 
men zahlreiche System-Bausteine zum Einsatz. Numerisch gesteuerte Maschinen, Roboter, 
automatische Lager, moderne Test- und Qualitätskontrollen sowie “Automatisierungs-In- 
seln’ sind Beispiele dafür. 
Das Ziel dieser Maßnahmen ist eine Fertigung, die durch die vollständige Integration der Pro- 
zeß-, Materialfluß-und Informationssteuerungssysteme gekennzeichnet ist. Bausteine für die 
Veränderung sind modulare rechnerunterstützte Systeme für einzelne Aufgabengebiete: 

CAE: Computer Aided Engineering, 

CAD: Computer Aided Design, 

CAM: Computer Aided Manufacturing, 

CAT: Computer Aided Testing, 

CAP: Computer Aided Planning, 

CAQ: Computer Aided Quality Assurance. 
Das gemeinsame Dach dieser verschiedenen ‘C-Techniken’ ist CIM: Computer Integrated 

Manufacturing. Es werden die verschiedenen Systeme vernetzt und der durchgehende Daten- 

fluß aller am Produktionsprozeß beteiligten Unternehmensfunktionen ermöglicht. Ziel ist 
es, die Information, die zum wertvollsten Produktionsfaktor wird, zur richtigen Zeit und 
mit der benötigten Genauigkeit an der richtigen Stelle zu haben. Das System muß offen sein, 
die Grenzen werden sich zum Kunden und zum Lieferanten verschieben. CIM setzt eine 
ganzheitliche Betrachtung voraus, denn nur im Zusammenspiel aller Unternehmensfunktio- 
nen sind effektive Produktionsfortschritte zu erzielen.« (SEL, 1985, S. 15). 
Nun kann man solche Formen der Propagierung neuer Produktionskonzepte natürlich 
nicht einfach beim Wort nehmen. Sie haben zugleich die Funktion der Produktwerbung, 
wenn es sich um Hersteller von Automatisierungssystemen handelt, als auch die Funktion 
vorbeugender sozialpolitischer Befriedung. Eine etwas größere Verbindlichkeit hat es da 
schon, wenn SIEMENS im Unternehmensbereich »Energie- und Automatisierungstech- 
nik«, zum 1. Oktober 1983'° einen neuen Geschäftbereich »Produktionsautomatisierung 
und Automatisierungssysteme« ausgründet, als dessen Geschäftsfeld eben jene vernetzten 
neuen Produktionssysteme vorgestellt werden. Allerdings lassen sich auch die Ausführungen 
zu neuen »Strategien der Automatisierung«, die der Leiter des Geschäftsbereiches »Produk- 
tionsautomatisierung und Automatisierungssysteme« jüngst skizzierte (Waller, 1985), noch 
als Teil einer umfassenden Verkaufsstrategie interpretieren. 
Die von Waller angezeigte Richtungsbestimmung des Übergangs von Automatisierungsin- 
seln zu flexiblen Fertigungssystemen klingt allerdings ganz plausibel: »Es stellt sich die Aufga- 
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be, (die) Automatisierungsinseln durch den körperlichen Material- und Teilefluß zu einem 
durchgängigen System zu vereinigen, mit dem Informationsfluß zu verknüpfen und damit zu 
einer noch besseren Nutzung des Investments zukommen.« (Waller, 1985, 5. 20) Es geht also 
weiterhin um das alte Ziel der Rentabilitätssteigerung bzw. Kapitalverwertung, nun aller- 
dings in neuer Form und mit geschärften Instrumenten. 

Was in der »Ökonomie der Zeit« (Marx) von Anfang an enthalten war, bekommt nun den 
Charakter einer durchgängigen »Temporalisierung« (Luhmann) aller Prozesse und Struktur- 
zusammenhänge (vgl. Flexibilisierung). »Ein schneller Übergang von der Produktidee zum 
lieferfähigen Produkt ist Gegenstand (der neuen Automatisierungsstrategie). Sie zielt darauf 
ab, schneller als der Mitbewerber mit einem neuen Produkt auf dem Markt zu sein und damit 
gleichzeitig die Produktlebenszeit zu verlängern. Dazu ist eine Beschleunigung der Entwick- 
lung, Konstruktion und Fertigungsplanung notwendig.« (Waller 1985, $. 19) 

Daß die automatisierte Fabrik mit einem »durchgängigen Informationsfluß von der Kon- 
struktion biszur Werkzeugmaschine«, oder gar von der Forschung biszu den Kunden, »noch 
nicht in vollem Maß Realität« (Waller, 1985, S. 22) ist, ist auch den Propagandisten dieser Ent- 
wicklung klar.Immerhin aber ist der Aufbau von computergestützten Produktionssystemen 
inzwischen so weit vorangetrieben worden, daß ihr Stellenwert auch in kritischen Analysen 
(Lucas, 1986) hervorgehoben wird. 

Die Bedeutung der Beschleunigung der Gesamtprozesse läßt sich schließlich an den riesigen 
Investitionsvorhaben (1,9 Mrd. DM) ablesen, mit denen im Bereich der Miniaturisierung 
elektronischer Bauelemente Forschungs-, Entwicklungs- und Fertigungsprozesse fast gleich- 
zeitig (Deker, 1985) forciert werden, was ohne den Einsatz von Planungstechniken und Sy- 
stemkonzepten nicht realisierbar wäre. 

Die Frage ist also nicht so sehr, ob in irgendwelchen Managementfraktionen neue Produk- 
tionskonzepte ventiliert werden. Wichtiger ist, daß realiter zunehmend rechnerunterstütz- 
te, vernetzte Produktionsstysteme erprobt und weiterentwickelt werden, für die wiederum 
systemtheoretische Konzepte und Modelle handlungsleitend sind. Völlig falsch wäre es aller- 
dings anzunehmen, der Einsatz und die Realisierung solcher neuen Produktionssysteme 
werde reibungslos und widerspruchsfrei erfolgen. Damit solche systemischen Vernetzungen 
funktionieren können, ist eine vorgängige Umrüstung der Produktionsorganisation und 
der Sozialstrukturen der industriellen Arbeit erforderlich. Eine solche »Aufmischung« des 
Gesamtarbeiters läuft bereits seit gut einem Jahrzehnt (s.o.). 

Will man sich nicht damit begnügen, in den neunziger Jahren selbstgefällig festzustellen, die 
Dominanz des Kapitalverwertungsprozesses habe sich (wieder einmal) durchgesetzt, muß 
man sich schon auf die konkreteren und detaillierteren Probleme einlassen, die nur dann 
auftauchen, wenn man (sich) fragt, wie denn diese neuen Produktionssysteme konzipiert, 
erprobt und realisiert werden. Diese Veränderung der Fragestellung ist schon deshalb zwin- 
gend, weil in die Optimierungsstrategien und Planungsabläufe die soziokulturellen und so- 
zioökonomischen Auslegungen bzw. Strukturierungen immer verbindlicher und unaus- 
weichlicher eingelassen werden. 


b) Funktionswerte: Wertanalıyse, Wertgestaltung, Kommunikations- und Informationswertanalyse 
Bezeichnenderweise gibt es dazu u.W. praktisch keine sozialwissenschaftlichen Untersu- 
chungen. Man kann sich Anregungen holen aus David F. Nobles (1977) Analyse der »Tech- 


nologie als soziale Produktion« und seiner ausgreifenden Darstellung der Art und Weise, wie 
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die politischen, sozialen und ökonomischen Interessen in der Entwicklung der NC-Maschi- 
nen (1984) zum Tragen gekommen sind. 

Will man wirklich konsequent die »Technologieentwicklung als sozialen Prozeß« (Hack 
1986) begreifen, so benötigt man allerdings auch ein theoretisches Konzept, mit dessen Hil- 
fe man verstehen kann, wie naturwissenschaftlich-technologische und sozio-ökonomische 
Argumente resp. Kriterien gleichzeitig bei der Auslegung technologischer Systeme bedacht, 
d.h. auch wechselseitig ineinander überführt werden können. Die sozialwissenschaftliche 
Analyse dieser Problemkonstellation hat gerade erst begonnen (s. Hack/Hack 1985). Auf- 
schlußreich und erhellend für die Frage, wie sich Technologieentwicklung unter den Regu- 
lativen der Kapitalverwertung vollzieht, sind die Arbeiten auf dem Gebiet der Wertanalyse, 
deren Anfänge (bei GENERAL ELECTRIC) auf Probleme der Materialknappheit Ende des 
I. Weltkrieges zurückgehen (s. Voigt 1971; Bender 1986). Voigt (1971, 5. 8) gibt hierzu eine 
allgemeine Definition, die hinreichend lakonisch und präzise ist: »Die Wertanalyse ist eine 
umfassende Rationalisierungstechnik, die im Gegensatz zu anderen Systemen funktions- und 
wertgerichtet alle Bereiche eines Unternehmens gleichgeordnet in die Bemühungen der Ge- 
winnoptimierung einbezieht.« 

Etwas genauer gesagt dient die Wertanalyse, »als Methode der industriellen Führungstech- 
nik«, vor allem dem Teilziel, die im Unternehmen zu erstellende Leistung zu optimieren, was 
wiederum »das Lösen einer technischen und zugleich wirtschaftlichen Aufgabe (erfordert), 
die darin besteht, durch optimale Produktgestaltung optimale Gewinne zu erzielen.« (Gün- 
ther 1971, 5. 23). Für die Ingenieursarbeit bedeutet das: »die optimale technische Konzeption 
der Produkte (kann) nur in Verbindung mit der Optimierung des zu erwartenden wirtschaft- 
lichen Nutzens gefunden werden. Die Ingenieursaufgabe ist demnach so aufzufassen, daß zu- 
gleich mit den technischen, leistungsorientierten Anforderungen auch die wirtschaftlichen 
Erfordernisse nachdrücklich zur Geltung kommen.« (Günther 1971, $. 239). 
Handlungsleitend für die Arbeit der Wertanalysegruppen — in denen Entwickler, Kon- 
strukteure, Fertigungsplaner, Vertriebsleute etc. zusammensitzen — ist die Orientierung an 
Funktionswerten, in denen Tausch- und Gebrauchswerte, Kriterien der Produktions- und 
Marktökonomie auf einen Nenner gebracht werden, was eine vollständige Formalisierung 
impliziert, für deren Durchsetzung Verfahrensroutinen und Berechnungsmodelle ent- 
wickelt wurden (vgl. Bender 1986, S. 48 ff.). 

Die Methode der Wertanalyse wurde zunächst für die ex post-Rationalisierung für bereits 
etablierte materielle Produktionsprozesse entwickelt und später zur vorgreifenden Rationa- 
lisierung bei Neuentwicklungen von Produkten und Verfahren erweitert (»Wertgestal- 
tung«). Vor allem die Unternehmensberatungsfirma McKINSEY hat die Methode in den 
sechziger Jahren als Rationalisierungsmethode von Angestelltenarbeiten (»Gemeinkosten- 
wertanalyse«) eingesetzt. 

Inzwischen wird versucht, die Methode auf Informations- und Kommunikationsprozesse 
zu übertragen. Zentral ist hierbei das aus dem Fertigungsbereich bekannte Problem der 
»Verkürzung der Durchlaufzeiten« (Matertalfluß, Maschinenbelegung), das nun auf die 
Form der »Informations-Durchlaufzeiten« erweitert bzw. übertragen wird, was gleicherma- 
ßen auf Entwicklungs-, Fertigungs- und Vertriebsbereiche bezogen wird (Bucksch 1986). 
Die Methode der »Kommunikations- und Informations-Wertanalyse/KIWA« läßt sich aber 
nur erfolgreich anwenden, so Bucksch, der Leiter der Fachabteilung »Planungs- und Steue- 
rungsmethoden« bei SIEMENS!!, wenn zuvor exakt geklärt und definiert wird, welche 
Funktion bestimmte Informationen resp. Kommunikationen haben sollen. Erst dann lasse 
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sich eine Reduzierung der Informations-Durchlaufzeiten um bis zu 50 % oder 60 %, eine 
»Verbesserung des Informationswertes« in mehr als 90 % der Fälle und eine »Verringerung 
des Aufwandes um 10 % bis 20 %« erreichen (Bucksch 1986). 


3. Die langfristige Vorbereitung und Erzeugung umfassender »Folgen« 


Die Pointe der Konstellation ist klar: Um zu einer systematischen Vernetzung im Sinne der 
ganzheitlichen industriellen Produktionssysteme zu kommen, muß der gesamte Prozeß der 
industriellen Arbeiten — von Forschung und Entwicklung über Konstruktion und Ferti- 
gung bis zu Vertrieb und Kundenbeziehungen — als durchgängiger Informationszusammen- 
hang ausgelegt werden. Dafür aber müssen zunächst die vormals »geistigen Arbeiten« der 
Angestellten in kontrollierbare immaterielle Produktionsprozesse umgerüstet werden, die 
nach dem Muster der Funktionswertdefinitionen der materiellen Produktionsprozesse ihre 
gesellschaftliche Formbestimmung erhalten. Prozesse der Informatisierung, der Intellektua- 
lisierung (Veltz, 1986) und der Verwissenschaftlichung (Hack/Hack, 1985) einerseits und 
Prozesse der industriellen Produktion andererseits werden zunehmend als zwei Seiten der- 
selben Abläufe installiert. 

Diese Abläufe aber lassen sich nicht angemessen als Ergebnis von »Strategien« oder intentio- 
nal verfolgten »Konzepten« begreifen, sie sind das Resultat organisierter Strukturverände- 
rungen; die erwähnten Wertanalysegruppen oder auch die anwendungstechnischen Abtei- 
lungen und Zentralniederlassungen sind nur ein besonders deutlich greifbarer Ausdruck 
dieser Formen organisierter Realitätsproduktion. 


a) Konfigurationen, ganzheitliche Systeme 


Die ausufernde Automatisierung industrieller Systeme der materiellen und immateriellen 
Produktion erfolgt, wie skizziert, zunehmend nach dem Muster ganzheitlicher Konstruk- 
tionen sozialer Realität. Den Mechanismen und Verfahren der Re-Integrationen liegen ei- 
nerseits systemtheoretische Modelle, andererseits funktionswertanalytische Prozeduren 
zugrunde. Erst beide Verfahren gemeinsam bilden die Bedingungen der Herstellung der 
Vergleichbarkeit »Kommensurabilisierung«) von konkret völlig unterschiedlichen Arbei- 
ten von Kaufleuten und Ingenieuren, Physikern und Fließbandarbeitern, Laborantinnen 
und Drehern etc. 

In der sozialwissenschaftlichen Diskussion hat das häufig zu dem Kurzschluß geführt, die 
objektiv und methodisch vergleichbar gemachten unterschiedlichen Industriearbeiten wür- 
den damit zugleich zunehmend gleichartig bzw. identisch, auf einem gemeinsamen Primitiv- 
niveau. Dieses Mißverständnis liegt dem undifferenzierten Gerede vom »homogenisierten 
Massenarbeiter« zugrunde, aber auch der pauschalisierenden Interpretation der »Taylorisie- 
rung intellektueller Arbeit« (Cooley, 1981) jedenfalls dann, wenn aus der provozierenden 
Strukturinterpretation unvermittelt eine empirische Feststellung gemacht wird. 

Die strukturelle und funktionelle Einheit des »Gesamtarbeiters« läßt sich nur auf der hoch 
abstrakten und formalisierten Ebene des Systemzusammenhangs bestimmen. Deshalb ist es 
auch unsinnig, auf der Ebene der einzelnen, konkret-nützlichen Arbeitsprozesse von einer 
Tendenz zur »ganzheitlichen Arbeit« oder gar von einem sich abzeichnenden »Ende der Ar- 
beitsteilung« zu schwadronieren. Das ist ein typischer Blackout einer theoretisch unterbe- 
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lichteten Sozialforschung, die aus konkreten Einzelphänomenen Generalisierungen zu 
züchten versucht, ohne sich um die realen Strukturzusammenhänge zu kümmern. 

Ein dritter sozialwissenschaftlicher Fehlschluß liegt schließlich darin, der realen Entwick- 
lung zu Produktions- bzw. Automatisierungssystemen dadurch gerecht werden zu wollen, 
daß man kritiklos systemtheoretische Kategorien und Interpretationsverfahren über- 
nimmt. Der von Luhmann ausgespielte subjektlose Handlungsbegriff entspricht zwar recht 
gut den funktionsanalytisch konstruierten Elementen der industriellen Produktionssyste- 
me, er bietet allerdings keinen Ansatzpunkt für eine kritische Interpretation der Wirkun- 
gen systemtheoretischer Konstruktionen und, vor allem, der Prozeduren und Verfahren 
der Umrüstung der industriellen Wirklichkeit, damit Rechnersysteme überhaupt eingesetzt 
werden können. 

Im sog. »Konfigurationsmanagement« geht es um die Planung komplexer Rechnerkonfigu- 
rationen und Datenübertragungskonzepte, um Vernetzung von Workstations und Groß- 
rechnern, um Systembetreuung von Großrechenanlagen und um Systemanalyse, beispiels- 
weise im Bereich der Integration von CAD-Software. »Konfiguration« bedeutet dabei das 
Zusammenwirken zahlreicher Finzelelemente in einem übergreifenden Systemzusammen- 
hang. »Management« verweist auf die Tatsache, daß diese Systemzusammenhänge in plan- 
voller und organisierter Form gemacht werden, wobei für Entwurf und Realisierung »Kon- 
figurationsmanagementwerkzeuge« eingesetzt werden. 


b) Fatale Folgen der doppelten Fragmentierung 


Die arbeitspolitsche resp. soziale Frage ist, ob es auch auf dieser Ebene gelingt, die Durchset- 
zung von Arbeitnehmerinteressen sicherzustellen. Dabei dürfte es wenig hilfreich sein, dem 
»technozentrischen Entwicklungspfad« abstrakt einen selbst-gemalten »anthropozentri- 
schen Entwicklungspfad« (Brödner 1985) entgegenzusetzen. 

Wenn es im Rahmen der diffusen und komplexen Entwicklungsdynamik, mit der wir es 
zur Zeit zu tun haben, eine vergleichsweise stabile Anforderung gibt, der sich zeitgemäße 
gewerkschaftliche Strategien zu stellen haben, dann liegt sie unserer Ansicht nach darin, die 
technischen und »menschlichen« bzw. die naturwissenschaftlich-technologischen und so- 
zio-ökonomischen Kriterien der Entwicklungen zunächst in einen denkbaren und sodann 
in einen politisch handhabbaren Zusammenhang zu bringen. 

Ein wichtiger Ansatzpunkt hierfür liegt sicher in Steinkühlers (1986, S. 6) Feststellung: »Die 
durch die Industrieländer beeinflußte und gegenwärtig weltweit vorherrschende Technik 
ist nicht naturwüchsig. Sie folgt keiner eindeutigen inneren Fachlogik und ist nicht unabän- 
derlich festgelegt. Alternativen zur vorherrschenden Technik sind denkbar und gestaltbar.« 
Diese Alternativen aber entstehen weder von selbst noch sind sie beiläufig dem vorherr- 
schenden Wissenschaftsbetrieb abzuverlangen. Das gilt auch für die etablierten Sozialwis- 
senschaften, die nach wie vor um die Prozeduren und Mechanismen der Erzeugung wissen- 
schaftlichen Wissens und technologischer Systeme einen ängstlichen Bogen machen. 
Fatal wird es allerdings, wenn die notwendige Umorientierung auch der gewerkschaftlichen 
Strategien durch soziologische Interpretationen nicht unterstützt und gefördert, sondern 
durch Falschmeldungen nachdrücklich behindert wird. 

Deutlich wird das, wenn man das Problem der Fragmentierung von Arbeitnehmerinteres- 
sen bedenkt. Auf der einen Seite haben die neuen Informationsverarbeitungsmöglichkeiten 
einer »Flexibilisierung« der Tarifvertragsregelungen Vorschub geleistet, die die strategi- 
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schen Verarbeitungskapazitäten der Gewerkschaften, zur Definition gemeinsamer Interes- 
sen, zu überfordern droht. Auf dieser konkreten Ebene ist es mehr als irreführend, wenn 
durch die vorschnelle Konstruktion von Typenbildungen (»Rationalisierungsgewinner«) 
Gemeinsamkeiten vorgetäuscht werden. 

Auf der anderen Seite sind durch die Prozesse der Durchstrukturierung immer umfassenderer 
Produktionssysteme tatsächlich gemeinsame Grundlagen für die Interessen von Angestellten 
und Arbeitern produziert worden, die in unreflektierter Weise weg-diskutiert werden, wenn 
man zum Beispiel den Begriff der »Produktionsintelligenz« an ausgewählte Facharbeitergrup- 
pen zu koppeln versucht. In dieser Hinsicht jedenfalls ist das Vorstandsmitglied der IG Metall, 
Karl-Heinz Janzen, den einschläfernden soziologischen Interpretationen um einige Schritte 
voraus, wenn er schreibt (1985, S. 14/15): »Unsere politische Grundannahme lautet: Arbeit 
und Technik entwickeln sich nicht von selbst. Sie werden von Menschen entwickelt — also von 
Wissenschaftlern, Ingenieuren und Technikern, dabei jedoch angestoßen von einseitigen inter- 
essenbezogenen Anforderungen der Unternehmer, Militärs oder Politiker, die den Menschen 
allenfalls als Randproblem in ihr Kalkül mit einbeziehen.« 

Versucht man, gemeinsame Interessen von Angelernten, Facharbeitern, Technikern, Inge- 
nieuren und Naturwissenschaftlern bei der Erzeugung und Anwendungtechnologischer Sy- 
steme zu bestimmen, so braucht man im übrigen nicht gleich zu befürchten, daß hier ein un- 
differenzierter und grenzenlos ideologischer »Gesamtarbeiter« konstruiert wird. Deutlich 
genug zeichnet sich seit langem eine recht scharfe Grenze innerhalb der Angestelltenschaft 
ab, jenseits derer nach wie vor gut sortiert die Vertreter der Kapitalinteressen zu finden sind.'? 
Zwar kann man von der »ganzheitlichen Betrachtungsweises, die sie forcieren, lernen; wenn 
es dabei aber nicht gelingt, eine andere Gewichtung und Bewertung — im Sinne von Arbeit- 
nehmer- und Menschrechten — in die Definitions- und Realisierungsphasen der technologi- 
schen Entwicklungen einzubringen, werden die Gewerkschaften je von Neuem vor »vollen- 
dete Tatsachen« gestellt werden, deren (gesellschaftlich produzierten) »Sachzwängen« siesich 
dann nicht mehr werden entziehen können. 


Anmerkungen 


1 Die folgenden Zahlen beziehen sich nur auf den Inlandsbereich des Unternehmens, wobei auch die 

Beteiligungen (KWU, Hell etc.) ausgeklammert sind. 

2 Noch zu Beginn der achtziger Jahre wurde Siemens, wegen seiner hohen Liquidität (IOMrd. DM) in 
der Wirtschaftspresse als »Bank mit angeschlossener Elektroabteilung« verspottet und als »lahmer 
Riese« vorgestellt. Die Tendenz, auf grundlegend neuen technologischen Gebieten die Konkurren- 
ten die Fehler machen zu lassen, und sich erst spät und mit ausgetüftelter Strategie insRennen zu be- 
geben, gehört zur traditionellen »Unternehmensphilosophie«, die beim anstehenden Einstieg in die 
Mikroelektronik fast zum völligen Einbruch geführt hätte. Wenn man schon »Unternehmensstra- 
tegien« als Bestandteil der formativen Kräfte der Industriestruktur berücksichtigen will, wären sol- 
che industriegeschichtlichen Dimensionen zu beachten. 

. 3 Vgl. Geschäftsbericht 1985 von SIEMENS, S. 11. 

4 Vgl. Siemens: Informationen für Ingenieure, Informatiker und Naturwissenschaftler. Ausgabe 
1985, S. 4. 

5 Dazu gehört natürlich insbesondere der ganze Bereich der FeruigungsplAnuing und Fertigungssteue- 
rung (s. Hack, 1986 c) 
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6 Vgl. die Geschäftsberichte von HOECHST sowie die Berichte in der Firmenzeitschrift »Farben- 
Post«, insbesondere H. 12, 1982 und H. 4, 1983. 

7 \Vgl. »Wo Roboter neue Roboter produzieren«. In: FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEI- 
TUNG Nr. 147, 30. Juni 1986. 

8 »Now,R &D is Corporate America’s Answer to Japan Inc.« In: BUSINESS WEER. June 23, 1986, 
5.78. Es handelt sich dabei um den Einleitungsaufsatz zu dem alljährlich von BW veröffentlichten 
»R &2 D Scoreboard«, in dem die selbstfinanzierten FE-Aufwendungen der US-amerikanischen In- 
dustrieunternehmen, nach Branchen aufgeteilt, zusammengestellt sind. 

9 Vgl. zum Folgenden den Geschäftsbericht 1985 der SEL (ITT). Alle Hervorhebungen im Text von 
uns. 

10 Vgl. Geschäftsbericht 1984 von SIEMENS, $. 16. In gewisser Hinsicht steht der neue Gb quer zu 
den (sechs) herkömmlichen, kundenspezifisch ausgerichteten Geschäftsbereichen »Energieversor- 
gung«, »Verkehr und öffentliche Auftraggeber«, »Grundstoffindustrie«, »Verarbeitende Industries 
etc. Als Grund für die Ausgründung des neuen Gb wird u.a. der stark gestiegene Auftragseingang 
angegeben. 

11 Vgl. hierzu auch die Angaben in den Siemens-Mitteilungen H. 9, 1984, $. 16-17; H. 6, 1985, $. 9. Die 
Fachabteilung »Planungs- und Steuerungsmethoden« gehört zum Zentralbereich »Forschung und 
Technik« in München-Perlach. 

12 Man kann diese Gruppe weitgehend mit den »Leitenden Angestellten« gleichsetzen (trotz aller so- 
zialpolitischer Auseinandersetzungen). Die Größenordnung ist mit 5-10 % der Gesamtbelegschaf- 
ten anzusetzen. Beispiel: Im Stammwerk der HOECHST AG wurden 1985, neben 13 190 Arbei- 
tern, 13 923 Angestellte (= 51,35 %) gezählt; davon wurden vom Unternehmen 2538 als»Leitende 
Angestellte« geführt: das ist knapp jeder fünfte Angestellte oder 9,36 % der Gesamtbelegschaft. Zu 
bedenken ist, daß hier eine Reihe der zentralen Unternehmensfunktionen anfallen, so daß der 
Schnitt für den Konzern niedriger anzusetzen ist. Vgl. FRANKFURTER RUNDSCHAU vom 
13.1.1986. 
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Boy Lüthje 
Regulierungskrise im Telekommunikationssektor in der BRD 


Im Folgenden soll von jenen Tendenzen zu einer umfassenden »Entstaatlichung« des Tele- 
kommunikationswesens die Rede sein, die ın anderen kapitalistischen Industrieländern unter 
dem Etikett »Deregulierung« für Schlagzeilen sorgen — so die Entflechtung der Fernmelde- 
monopolgesellschaft AT & T in den USA, die Privatisierungder britischen Fernmeldebehör- 
de »British Telecom« oder die Teilprivatisierung von »Nippon Telephone and Telegraph« in 
Japan. Besonders in den USA und Großbritannien sind hier unter den Vorzeichen neo-kon- 
servativer Marktideologie Veränderungen in den ökonomisch-politischen Rahmenbedin- 
gungen der Entwicklung der Telekommunikation geschaffen worden, die nicht nur zu enor- 
men Arbeitsplatzverlusten in den traditionell gesicherten Beschäftigungsverhältnissen der 
»communication workers« geführt haben, sondern auch gewerkschaftliche Einflußmöglich- 
keiten auf die übergreifende Technikentwicklung im Bereich der Informations- und Kom- 
munikations-(IUK-)Netze nahezu gänzlich beseitigen (vgl. z.B. Kohl 1982, Batstone u.a. 
1984, ETUI 1984). 

Im Gegensatz dazu scheint die Modernisierungspolitik der dominanten Gruppen des Indu- 
striekapitals und des Staates in der BRD auf eine recht behutsame Modifizierung der nationa- 
len Konkurrenzbedingungen in der Telekommunikationsbranche hinauszulaufen. Bis heute 
bildet die Stabilität des Fernmeldemonopols der Deutschen Bundespost den Rahmen für die 
Existenz solider sozialpartnerschaftlicher Beziehungen zwischen Kapital, Staat und Gewerk- 
schaften im bundesdeutschen Telekommunikationssektor. 

Wie ist es zu erklären, daß die Umbrüche auf dem Weltmarkt der Telekommunikation die 
bestehenden Formen und Mechanismen der Staatsintervention im Telekommunikationssek- 
tor der BRD bisher kaum berührt haben, obwohl die westdeutsche Telekommunikationsin- 
dustrie als einer der größten Exporteure auf dem Weltmarkt ähnlichen internationalen An- 
passungszwängen wie etwa das US-amerikanische oder das japanische Kapital unterliegt? Zu 
fragen ist, welche spezifischen ökonomischen Bedingungen die relative Stabilität der politi- 
schen Regulierungsmechanismen im Telekommunikationssektor der BRD ermöglichen, ob 
und in welcher Form sich weltmarktvermittelte »Entstaatlichungstendenzen« auch in der 
BRD durchsetzen und welche Folgen und Auswirkungen dies für die betroffenen Lohnab- 
hängigen und die sie repräsentierenden Gewerkschaften haben kann. Die Beantwortung die- 
ser Frage erfordert eine genauere Untersuchung der Veränderungen in den Weltmarktstrate- 
gien der betreffenden multinationalen Konzerne in der BRD. 


1. »Deregulierung« und Weltmarktkonkurrenz in der Telekommunikationsbranche 
Versuchen wir zunächst, einige zentrale ökonomische Implikatoren der Regulierungskrise 
im Telekommunikationswesen der kapitalistischen Industrieländer herauszuarbeiten. 


Zu Recht bezeichnet Junne (1983) die Entregulierung von Telekommunikationsmärkten als 
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eines der wichtigsten Felder des »strukturpolitischen Wettlaufs« zwischen den entwickelten 
kapitalistischen Nationen in den sog. Hochtechnologieindustrien. Betont werden muß, daß 
die Umbrüche in den staatlichen Regulierungspraktiken im Telekommunikationsbereich 
auf strukturelle Ursachen in den Akkumulations- und Konkurrenzverhältnissen des Kapitals 
zurückzuführen sind. Wir haben es mit einer »Formkrise« (vgl. Altvater 1983) von Staatsin- 
tervention zutun, in welcher die in der »fordistischen« Epoche des Kapitalismus dominieren- 
den Formen und Mechanismen staatlicher Infrastruktur unter dem Druck veränderter Ak- 
kumulationsverhältnisse zur Disposition stehen. 

Im Kalkül der zahlreichen konservativen Verfechter von Deregulierungsmaßnahmen er- 
scheint die Aufhebung der Monopolstellung der nationalen Fernmeldegesellschaften als das 
Patentrezept, mit dem sowohl die gesamtwirtschaftlichen Rationalisierungswirkungen neu- 
er Kommunikationstechniken durchgesetzt, als auch der Konkurrenzdruck zwischen den 
Produzenten von Telekommunikationseinrichtungen zur Beschleunigung des technischen 
Fortschritts intensiviert werden können. Kernargument solcher »Deregulierungstheorien« 
(vgl. z.B. Kaufer 1981) ist die These vom Ende des »natürlichen Monopols« in der Nachrich- 
tenübermittlung. In der bürgerlichen Wettbewerbstheorie wird das Fernmeldewesen tradi- 
tionell als ein »wettbewerblicher Ausnahmebereich« angesehen — als ein Markt, in dem »die 
unternehmerische Kostendegression (economies of scales) in Relation zur gegebenen Markt- 
größe so wichtig ist, daß im Wettbewerb auf Dauer nur ein Unternehmen überleben würde. 
Das natürliche Monopol ist somit dadurch gekennzeichnet, daß die im Markt nachgefragte 
Menge von einem einzigen Anbieter zu niedrigeren Kosten produziert werden kann als von 
jeder größeren Zahl von Unternehmen. Bei einer derartigen Marktkonzentration würde die 
Zulassung von Wettbewerb zu einer Vergeudung von Ressourcen führen« (Monopolkom- 
mission 1981, $. 25). Die Größenvorteile beim Betrieb von Fernmeldenetzen beruhen im 
wesentlichen auf technologischen Faktoren, d.h. vor allem auf Kostenvorteilen durch den 
Netzverbund, der eine langfristige Investitionsplanung ermöglicht bzw. durch »Vermei- 
dung von Doppelinvestitionen« eine rentable Auslastung und Amortisation dieser Investi- 
tionen gestattet (ebd.). 

Nach Auffassung neo-liberaler Ökonomen ist das »natürliche Monopol« beim Betrieb von 
Fernmeldezentren durch die Entwicklungder Kommunikationstechnologie heute überholt, 
weil die enorme Leistungsfähigkeit vollelektronischer Vermittlungs- und Übertragungsyste- 
me einen rentablen Betrieb auch kleinerer und spezialisierter Kommunikationsnetze zuläßt 
(vgl. z.B. Mestmäcker 1980, Wiley 1980, Knieps 1983). 

Dieser Entwicklungstrend verweist darauf, daß das Monopol des Staates im Nachrichten we- 
sen in der Ökonomie des Kapitaliusmus alles andere als eine »natürliche« Angelegenheit ist. 
Das staatliche Fernmeldemonopol stellt vielmehr die einer bestimmten Stufe der Produktiv- 
kraftentwicklung des Kapitals adäquate Form zur Regulierung der gesamtwirtschaftlichen In- 
frastrukturaufgabe Nachrichtenübermittlung dar. 

»Mit der stofflichen Veränderung des Produktionsprozesses«, so haben z.B. Armanski u.a. 
zutreffend festgestellt, »ändern sich auch die allgemeinen Produktionsbedingungen. Mit der 
Revolutionierung und Ausdehnung der Produktion erfolgt ebenso die Notwendigkeit der 
beständigen Ausweitung und Umwälzung der allgemeinen Produktionsbedingungen (z.B. 
Kommunikations- und Transportwesen). Umfang und Veränderungsgeschwindigkeit sowie 
der Grad der Wahrnehmung und Erstellung der allgemeinen Produktionsbedingungen 
durch den Staat bilden zugleich ein Moment der Größenbewegung staatlicher Lohnarbeit« 
(Armanski u.a. 1976, $. 17). 
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Welches sind nun die Faktoren, die der heute anstehenden Neubestimmung der Grenzen der 
Staatstätigkeit im Kommunikationswesen den Charakter eines krisenhaft zugespitzten 
»Strukturzwanges« verleihen? 

Die ökonomischen Ursachen dieser Entwicklung sind in den veränderten Akkumulations- 
und Konkurrenzverhältnissen des Kapitals zu suchen. Der ökonomische »Strukturbruch« 
(vgl. Altvater u.a. 1983) in der Telekommunikationsindustrie ist als ein komplexer Neustruk- 
turierungsprozeß kapitalistischer Produktions- und Marktökonomie in der Branche zu charakte- 
risieren (zu den Begriffen Produktions- und Marktökonomie vgl. Sohn-Rethel 1974 sowie an 
diesen anknüpfend Benz-Overhage u.a. 1982). 

Von der Marktseite her ist dieser Prozeß dadurch bestimmt, daß die enorme Produktiventfal- 
tung in der Nachrichtenübertragung durch Mikroelektronik, Digitalisierung und optoelektro- 
nische Kabeltechnologie die zu einem rentablen Betrieb erforderlichen Mindestgrößen von 
Kommunikationsnetzen so weit reduziert hat, daß das Angebot von Telekommunikations- 
netzen und -diensten heute zu einer ergiebigen Quelle privatunternehmerischer Gewinnma- 
ximierung geworden ist. Zwar existieren von seiten der etablierten Wirtschaftswissenschaft 
keine präzisen Rentabilitätsberechnungen über das genaue Ausmaß von economies of scales- 
Effekten in Fernmeldenetzen (vgl. OECD 1983, 5.99 ff.; Knieps 1983), aber diezunehmende 
Zahl gewinnträchtiger Unternehmen im Bereich privater Telekommunikationsnetze und 
das Vordringen multinationaler EDV-Konzerne in den Sektor der Telekommunikations- 
dienstleistungen sagt hier mehr über die veränderten Realitäten aus, als jede statistische Ren- 
tabilitätsschätzung. 

Größeres Gewicht noch kommt den verschiedenen nationalen Deregulierungspolitiken in 
ihrer Funktion als Instrument zur Neustrukturierung der Absatzmärkte für die Herstellerkon- 
zerne von Telekommunikationseinrichtungen zu. So hat die Deregulierung der Fernmelde- 
monopole in den USA, Großbritannien und Japan zur Folge, daß die Telekommunikations- 
märkte dieser Länder nunmehr auch ausländischen IUK-Herstellern zugänglich werden. Das 
Zurückdrängen der auf die Interessen der nationalen Fernmeldekonzerne ausgerichtete 
Nachfragemacht der staatlichen oder staatlich regulierten Fernmeldemonopole beinhaltet 
tendenziell die Realisierung eines effektiven Preiswettbewerbes der multinationalen Konzer- 
ne der Branche und damit eine weitgehende Homogenisierung des Weltmarktes der Tele- 
kommunikationstechnik (vgl. OECD 1933, $. 45 und $. 87). 

Die Notwendigkeit der Internationalisierung der Telekommunikationsmärkte erwächst aus 
der Internationalisierung der Produktionsstrategien des Kapitals und steht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit den veränderten produktionsökonomischen Normen in der Telekommu- 
nikationsindustrie. Zwei zentrale Momente dieses Prozesses seien hier benannt: 

Zum ersten hat das Zusammenwachsen von Datenverarbeitungs- und Nachrichtentechnik in di- 
gitalisierten Telekommunikationssystemen zur Folge, daß auch die Konkurrenzverhältnisse 
des Branchenkapitals einer umfassenden Neustrukturierung unterliegen. Die Durchsetzung 
der EDV-Produkttechnologie in der Telekommunikation macht die Kapitale der EDV- 
Branche zu unmittelbaren Konkurrenten der traditionellen Fernmeldekonzerne. 

Zum zweiten geht die Integration der Fernmeldeindustrie in den »informationstechnischen 
Branchenkomplex« (vgl. Ernst 1984) einher mit tiefgreifenden Veränderungen an der Pro- 
duktionsbasis des Kapitals. Die traditionell auf elektromechanische Produkttechnologien 
ausgerichtete Herstellung von Fernmeldesystemen wird den produktionsökonomischen Nor- 
men der EDV-Industrie unterstellt. Die Restrukturierung der Produktionsbasis des Bran- 
chenkapitals erfordert eine enorme Steigerung der Kapitalintensität, bedingt durch die proht- 
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bitiv hohen FuE-Aufwendungen und die überproportionalen Fixkostenanteile in den hoch- 
automatisierten Produktionsprozessen für elektronische Vermittlungs- und Übertragungs- 
systeme (eine detaillierte Analyse der produktionsökonomischen Veränderungen in der 
Fernmeldeindustrie liefern Benz-Overhage u.a. 1982). 

Die neue Stufenleiter der economies of scales in der Herstellung von Telekommunikations- 
einrichtungen steigert die zur Verwertung der konstanten Kapitalvorschüsse notwendigen 
Absatzmengen in Größenordnungen, die auf den fragmentierten nationalen Märkten der In- 
dustrieländer nicht mehr realisierbar sind. In einer Studie des Ifo-Instituts für Wirtschaftbe- 
rechnung wird geschätzt, daß in der Produktion öffentlicher digitaler Vermittlungssysteme 
»bereits eine Veränderung des Weltmarktanteils von 5 auf 3 % die Amortisationsdauer der 
FuE-Aufwendungen um 60 % erhöht« (Ifo 1983, S. 65). Anzumerken ist, daß »im Jahre 1978 
dieser Prozentsatz von nur vier Firmen weltweit erreicht wurde. ... Daraus kann gefolgert 
werden, daß insbesondere in Westeuropa die Erträge auf den nationalen Märkten immer we- 
niger ausreichen, um die Investitionen in neue Nachrichtentechnologien tragen zu können« 
(ebd.). 

Strukturelle Überproduktionstendenzen und der verschärfte internationale Verdrängungs- 
wettbewerb bilden heute das Szenarium einer rasanten Internationalisierung der »Produk- 
tionsketten« (vgl. Palloız 1979) in der Telekommunikationsindustrie. 

Die Internationalisierung der kommunikationstechnischen Produktion vollzieht sich im 
Kontext einer seit Anfang der achziger Jahre in Ganggekommenen Welle der Kapitalzentra- 
lisierung auf Weltmarktebene. Triebfeder dieses globalen Neustrukturierungsprozesses ist 
der für die multinationalen Konzerne der Branche bestehende Zwang, die zum Aufbau kohä- 
renter internationaler Produktionsketten notwendigen Produktions- und Technologiepo- 
tentiale sowie entsprechende Absatzmärkte zu gewinnen. 

Ein Knotenpunkt dieser internationalen Zentralisierungsbewegung des Kapitals ist die 1984 
in Kraft getretene Entflechtung des US-amerikanischen AT & T-Konzerns, der nunmehr 
mit dem erklärten Ziel, die Dominanzstellung von IBM in der IuK-Branche zu brechen, zu ei- 
nem der wichtigsten Akteure der Weltmarktkonkurrenz geworden ist. Charakteristisch für 
den gegenwärtigen Internationalisierungsprozeß in der Telekommunikationsindustrie sind 
etwa die spektakulären Beteiligungen von AT & T an Olivetti und dem Telekommunika- 
tionsbereich von Philips. 

Nicht ohne Grund wird in diesem Zusammenhang z.B. in einer Studie des Europäischen Ge- 
werkschaftsinstituts davor gewarnt, daß nach Teilen der Computer- und Halbleiterproduk- 
tion in Zukunft auch die kommunikationstechnische Industrie in europäische Ländern zu 
reinen »point of sale assembly operations« von US-Konzernen verwandelt werden könnte 
und damit der westeuropäischen Industrie die Kontrolle über strategisch entscheidende 
Technologiepotentiale entzogen würde (vgl. ETUI 1984, S. 40 ff.). 


2. Fernmeldemonopol und Exportstrategien des Elektrokapitals in der BRD 


Wie ist es nun zu erklären, daß der ökonomische Strukturbruch im Telekommunikations- 
sektor in der Bundesrepublik bislang nicht zu einer weiterreichenden Deregulierung des 
Fernmeldemonopols geführt hat? 

Eine nähere Betrachtung der Akkumulations- und Reproduktionsstrukturen des westdeut- 
schen IuK-Kapitals gibt Aufschluß zur Beantwortung dieser Frage. Es erweist sich, daß die 
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von den elektrotechnischen Universalkonzernen Siemens, Bosch und AEG dominierte 
bundesdeutsche Telekommunikationsindustrie in besonderem Maße von der Produktions- 
und Technologieentwicklung im Kernbereich der traditionellen Fernmeldeproduktion ab- 
hängig ist. 

Die Ausgangsbasis des westdeutschen Kapitals in dem gegenwärtigen Neustrukturierungs- 
prozeß von Kapitalakkumulation und Branchenkonkurrenz im Zuge der Verschmelzung 
von EDV- Fernmelde- und Büromaschinenindustrie läßt sich kurz folgendermaßen charak- 
terisieren: Während die Konzerne der bundesdeutschen Telekommunikationsbranche über 
eine technologisch hochentwickelte und exportstarke Fernmeldeproduktion verfügen und 
die Büromaschinenindustrie trotz schwerer Strukturkrisen der führenden Unternehmen 
(Triumph-Adler und Olympia) nach wie vor eine erstrangige Stellung am Weltmarkt ein- 
nehmen kann, ist die internationale Konkurrenzposition des BRD-Kapitals im engeren, 
strategisch entscheidenden Bereich der EDV-Produktion, d.h. bei Rechnersystemen und 
Halbleitern vergleichsweise schwach (vgl. z.B. Ifo 1983, BMFT 1984). Hier kann nur der re- 
lativ kleine Nixdorf-Konzern eine rasch expandierende internationale Marktstellung vor- 
weisen, während Siemens seine Stellung als drittgrößter Computerhersteller in Westeuropa 
(vgl. FT v. 4.7.1984) in beträchtlichem Maße seiner Vorzugsstellung bei öffentlichen EDV- 
Förderungsprogrammen in der BRD verdankt (vgl. die Zeit v. 23.3.85). Das nach wie vor 
relative hohe Exportvolumen der BRD in der EDV-Technik basiert weniger auf den Ex- 
portfolgen westdeutscher Hersteller, sondern »im wesentlichen auf den Aktivitäten der hier 
ansässigen Tochtergesellschaften ausländischer Konzerne (allen voran IBM)« (Ifo 1983, S. 
86). Mit'einem geschätzten Marktanteil von 36 % (im Gesamtbereich der EDV-Produktion, 
1982; vgl. ebd.) ist IBM der dominierende Konzern der EDV-Branche in der BRD. Die IBM- 
Deutschland GmbH ist mit einem Jahresumsatz von über 10 Mrd. DM (vgl. Geschäftsbe- 
richt 1983) nicht nur die größte Auslandstochtergesellschaft des US-Multis (vgl. FAZ v. 
28.9.1985), sondern auch ein zentrales Glied in den internationalen Produktionsketten die- 
ses Konzerns. 

Angesichts ihrer relativen Schwächeposition in der EDV-Technik sind die westdeutschen IuK- 
Konzerne darauf angewiesen, bei der Zusammenfassung der Produktionspotentiale innerhalb 
des informationstechnischen Branchenkomplexes eine Strategie der »Rückwärtsintegration« 
(vgl. OECD 1983, Gizycki/Schubert 1984, ETUI 1984) zu verfolgen; die technologische Spit- 
zenstellung und die internationalen Konkurrenzvorsprünge in der Fernmeldeproduktion sınd 
die entscheidenden ökonomischen Aktivposten des BRD-Kapitals bei der »Vernetzung« der 
Produktionsstrategien im Telekommunikationsbereich. Immerhin ist die bundesdeutsche 
Fernmeldeindustrie einer der größten Exporteure von nachrichtentechnischen Anlagen auf 
dem Weltmarkt — nach eigener Darstellung sogar der größte (vgl. OECD 1983 sowie ZVEI 
1983)". 

In Anbetracht der überproportionalen Dominanz des fernmeldetechnischen Sektors im 
Produktions- und Reproduktionszusammenhang des IuK-technischen Kapitals der BRD 
liegt es auf der Hand, daß der Konkurrenzverlauf im traditionellen Marktbereich der Nach- 
richtentechnik eine, wenn nıcht die entscheidende Determinante der internationalen Wett- 
bewerbsfähigkeit der westdeutschen IuK-Konzerne ist. 

Der ökonomische und technische Entwicklungsrhythmus der Fernmeldeindustrie wird in 
der BRD — wie auch in anderen Industrieländern — traditionell von der engen Verkop- 
plung der Produktionsstrategien der Konzerne mit der Nachfragepolitik des staatlichen 
Fernmeldemonopols bestimmt. 
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Die traditionelle Struktur des BRD-Fernmeldemarktes im Überblick 


Produktgruppe Nachfrage-- Anbieter Markt- Besonderheiten 
anteil DBP anteil 
Vermittlungs- 99,95% Siemens 46% Patent- 
systeme SEL (ITT) 30% austausch 
DeTeWe (Siemens) 14 % zwischen allen 
T & N (Bosch) 10% Anbietern 
Telegrafie- 100 % Siemens 60% Zulieferung von 
einrichtungen SEL(IT'T) 40 % Siemens an SEL 
in erheblichem 
Umfang 
Endgeräte 100 % Siemens Die vier größten 
(einfacher SEL(ITT) Firmen vergeben 
Hauptanschluß) T& N (Bosch) als »Systemführer« 
DeTeWe (Siemens) Nachbaurechte 
sowie 8 »Nachbau- an die kleineren 
firmen« (Krone, Firmen 
Bosse, DFG, 
Merk, Hagenuk, 
Apparatebau Hei- 
bel, Telefonfabrik 
Reiner, Widmaier) 
Nebenstellen- 19 % DBP 19 % DBP vermarktet 
anlagen Private 831% kleinere Neben- 
(wie Anbieter stellenanlagen 
Endgeräte, aber in eigener 
keine System- Regie 
führerschaften) 
Übertragungs- 80 % Siemens Systemführer: 
technik (Weit- SEL(ITT) Siemens 
verkehrseinrich- AEG! 
tungen, Verstär- TeKaDe 
kerstellen, Richt- (Philips) 
funkeinr. etc.) 
Fernmeldekabel 80 % Siemens k.A. Hersteller 
AEG in Rationalisie- 
SEL (ITT) rungskartell 
Kabelmetall zusammen- 
sowie 13 kleinere geschlossen. Kein 
Firmen Systemführer. 
Quelle: Monopolkommission 1981 
1 bis 1981, heute z.T. Bosch 
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Die traditionelle Struktur der fernmeldetechnischen Beschaffungskartelle im Bereich der 
Deutschen Bundespost verdeutlicht dies (vgl. die nebenstehende Übersicht). Die DBP hat in 
den wichtigsten Bereichen des kommunikationstechnischen Binnenmarktes ein mehr oder 
weniger vollständiges Nachfragemonopol inne und deckt bis in die Gegenwart »nahezu ih- 
ren gesamten Bedarfs an fernmeldetechnischen Ausrüstungsgütern auf dem Inlandsmarkt 
(lfo 1983, S. 147). Ausländische Anbieter finden in den betreffenden Marktbereichen nur 
Berücksichtigung, wenn sie selbständige Tochtergesellschaften in der BRD unterhalten. 
Diese sind fest in die Lieferantenkartelle bei der DBP integriert. 

Marktführer in fast allen Bereichen ist der Siemens-Konzern, der zusammen mit AEG und 
den ausländischen »Bündnispartnern« IT'T (SEL) und Philips (PKI) traditionell den Fern- 
meldemarkt der BRD beherrscht. Die AEG hat durch die Abtrennung der »Telematik«- 
Tochterunternehmen Telefonbau und Normalzeit (T&N) und ANT-Weitverkehrstech- 
nik während der Konzernkrise Anfang der achziger Jahre entscheidende Marktanteile in 
den Beschaffungskartellen bei der DBP an den Bosch-Konzern verloren. 

In diese stabile Oligopolstruktur sind neben den Großkonzernen eine Reihe von mittel- 
ständischen Unternehmen inkorporiert (bei einfachen Fernmeldeendgeräten und im sog. 
»Kabelkartell«, vgl. Hoppmann/Schlögl 1971 und Raabe/Stöhr 1974), denen die Vermark- 
tung ihrer Produktion durch die Bundespost eine relativ sichere Konkurrenzstellung ga- 
rantiert und den Erhalt eines aufwendigen Vertriebs- und Marketingapparates entbehrlich 
macht (vgl. Rittershofer 1977 und ZVEI 1983). 

Das entscheidende Element dieses Systems staatlich vermittelter Konkurrenzregulierung 
bildet die Verzahnung der Auftragsvergabepolitik der Bundespost mit der Entwicklung 
und Festlegung von marktabgrenzenden Technologienormen. Wie aus der nebenstehenden, 
nach Angaben der Monopolkommission zusammengestellten, Übersicht hervorgeht, sind 
die wesentlichen Herstellerkonzerne — allen voran Siemens — als »Systemführer« zugleich 
direkt an der Ausarbeitung der technischen Entwicklungsnormen für Fernmeldeanlagen 
beteiligt. Die Erarbeitung dieser Normen erfolgt in »technischen Arbeitskreisen« der Bun- 
despost gemeinsam mit dem Fachverband Fernmeldetechnik des Zentralverbandes der 
Elektroindustrie (ZVEI) und gelegentlich auch unter Beteiligung einzelner Unternehmen 
der Fernmeldeindustrie (Monopolkommission 1981, S. 52). 

Diese Entwicklungsnormen werden — in verschiedenen Abstufungen (vgl. Dohmen 1980, 
S. 24) — den betrieblichen Erfordernissen der Bundespost entsprechend auf eine allgemein- 
verbindliche Standardisierung ausgerichtet (sog. »Fernmeldeeinheitstechnik«) und determi- 
nieren als »Marktzugangsnormen« in entscheidender Weise die Struktur der Fernmelde- 
märkte in der Bundesrepublik. Grundsätzlich haben Abweichungen einzelner Hersteller 
von den Standards der Einheitstechnik zu Folge, daß die Zulassung des betreffenden Geräts 
durch die Bundespost verweigert wird. »Dies bewirkt ein Ausscheiden des Herstellers aus 
dem Markt« (Monopolkommission 1981, S. 44). 

Die bemerkenswerte Stabilität der Konkurrenz- und Regulierungsmechanismen in der 
bundesdeutschen Fernmeldeindustrie beruht auf der weitgehenden ökonomischen Dek- 
kung der unternehmenspolitischen Ziele des Staatsbetriebes Bundespost mit den produk- 
tions- und marktökonomischen Strategien der Fernmeldekonzerne. 

Ökonomisch »erfolgreich« ist dieser staatlich -industrielle Regulierungsverbund in doppel- 
ter Hinsicht. Einerseits waren die in diesem Rahmen getroffenen frühzeitigen und langfri- 
stigen Entscheidungen über den Einsatz fortgeschrittenster Fernmeldetechnologien eine 
entscheidende Voraussetzung dafür, daß in der BRD im Verlauf der Nachkriegszeit ein 
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Fernmeldenetz entstehen konnte, dessen Entwicklungsniveau heute als international vor- 
bildlich gilt. Kein anderes Industrieland verfügt heute über eine Fernmeldeinfrastruktur 
von vergleichbarer technischer Geschlossenheit und Einheitlichkeit (vgl. Möhring 1976, 
S. 39 f., sowie Wirtschaftswoche v. 8.2.85). 

Andererseits ist im hohen Perfektionsgrad der westdeutschen Fernmeldeeinheitstechnik 
der entscheidende Konkurrenzvorteil der westdeutschen Fernmeldeindustrie beim Export 
nachrichtentechnischer Ausrüstungsgüter auf dem Weltmarkt zu sehen. Die Exportstrate- 
gie der BRD-Konzerne basiert im wesentlichen auf der Lieferung »schlüsselfertiger« fern- 
meldetechnischer Großsysteme, oftmals kompletter nationaler Fernmeldenetze. Primäres 
Entwicklungsziel ist nach eigener Darstellung »nicht Modernität um jeden Preis, sondern 
ein Angebot ausgereifter technologischer Lösungen mit optimalem Nutzen für Anwender 
und Betreiber privater und öffentlicher Kommunikationsnetze« (ZVEI 1983, $. 57). Die 
staatlich-industrielle Technologienormenpolitik im Rahmen der fernmeldetechnischen Be- 
schaffungskartelle bei der DBP hat somit wesentliche Voraussetzungen dafür geschaffen, 
daß die Fernmeldeindustrie zu einem der wichtigsten Exportzweige des elektrotechnischen 
Anlagenbaus in der BRD werden konnte (vgl. Plettner 1983). 


3. Neuformierung der Konkurrenzverhältnisse in der westdeutschen 
Telekommunikationsindustrie 


Wie wirken sich nun der Bruch der traditionellen Branchenstruktur und die Internationali- 
sierungstendenzen in der Produktion auf die Konkurrenzstrategien des Branchenkapitals 
in der westdeutschen Telekommunikationsindustrie aus? Welche Rolle kommt den tradi- 
tionellen Mechanismen der Konkurrenzregulierung in der Fernmeldeindustrie in den Kri- 
senstrategien des bundesdeutschen Elektronikkapitals zur Bewältigung dieses Strukturbru- 
ches zu? 

Das strategische Problem der westdeutschen Konzerne im internationalen Konkurrenz- 
wettlauf um die Zukunftsmärkte der IuK-Technik liegt, wie bereits dargestellt, in der rela- 
tiven Schwächeposition im engeren Bereich der EDV-Produktion. »Ein zu kleiner Heimat- 
markt, der zudem maßgeblich von Tochtergesellschaften ausländischer Firmen beherrscht 
wird, ein fragmentierter europäischer Markt, ... eine zu geringe Präsenz auf dem Welt- 
markt« sowie »eine ungenügende Arbeitsteilung in der deutschen informationstechnischen 
Wirtschaft« werden von der Industrie als wesentliche Ursachen dieser Situation angeführt 
(Memorandum 1983, $. 8). 

Die relative Konkurrenzschwäche im EDV-Bereich kontrastiert mit der Exportstärke der 
Elektronikindustrie in Produktionszweigen, in denen die Verknüpfung der Informations- 
technik mit Mechanik, Nachrichtentechnik und anderen Produktionstechnologien für 
»anwendungsbezogene« Systemlösungen im Vordergrund steht (ebd., vgl. auch BMFT 
1984, 5. 22). Die informationstechnische Industrie hebt die »aus den Besonderheiten des 
Heimatmarktes sich ergebenden« Konkurrenzvorteile hervor: »Langfristige Systempla- 
nung in Zusammenarbeit mit den Anwendern ermöglicht die evolutionäre Weiterentwick- 
lung informationstechnischer Problemlösungen«. Auf diesem Hintergrund wird »der Hei- 
matmarkt höchste Bedeutung für Innovation und deren Erprobung behalten. In diesem 
Rahmen wird der Ausbau der informationstechnischen Netze und Dienste durch die Bun- 
despost eine entscheidende Rolle spielen. Hinreichende Seriengrößen in der Komponen- 


Regulierungskrise im Telekommunikationssektor in der BRD 71 


ten- und Geräteproduktion sind bei schärfer werdendem Preiswettbewerb unabdingbar« 
(Memorandum 1983, 5. 9). 

Solche Formulierungen in einem industriepolitischen »Grundsatzprogramm« der im Be- 
reich der IuK-Technik maßgebenden bundesdeutschen Unternehmen reflektieren das stra- 
tegische Interesse dieser Kapitalgruppierung an seiner Ausdehnung der traditionellen »Leit- 
funktion« des fernmeldetechnischen Binnenmarktes auf die im Zuge der Integration von 
EDV- und Nachrichtentechnik entstehenden neuen Telekommunikationsmärkte. Die zur 
Realisierung der produktionsökonomisch erforderlichen Massenproduktionseffekte bei der 
Herstellungelektronischer Telekommunikationssysteme müssen durch eine solche staatlich 
forcierte und regulierte Binnenmarktexpansion sichergestellt werden. Ebenso kommt der 
Bundespost im Hinblick auf die verschärfte Technologienormenkonkurrenz eine Vorreiter- 
funktion im internationalen Standardisierungswettlauf zu (vgl. ebd., S. 11). 

Es verwundert nicht, wenn in diesem Zusammenhang die Forderung erhoben wird, daß »za- 
mindest in Kernbereichen der IuK- Technik Beschaffungsvorhaben grundsätzlich in Zusammen- 
arbeit mit inländischen Herstellern entwickelt und abgewickelt werden« sollen (ebd., $. 13). 
Hiermit ist von seiten des bundesdeutschen Elektronikkapitals zugleich die Demarkations- 
linie gegenüber etwaigen Deregulierungsbestrebungen im bundesdeutschen Telekommuni- 
kationswesen gezogen. 

Freilich bleibt ein Modernisierungsbündnis des nationalen Branchenkapitals in einer Situa- 
tion zugespitzter ökonomischer Krisenentwicklung nicht unberührt von kapitalinternen 
Interessenwidersprüchen. Konflikte und Brüche entstehen, wenn ökonomische Differen- 
zen innerhalb eines solchen kapitalistischen Interessenblocks und gegenüber anderen Kapi- 
talgruppierungen zum Ausgleich gebracht werden müssen, wenn Strukturkrisen ganzer 
Konzerne das Auseinanderbrechen der Interessenkoalition heraufbeschwören oder wenn 
die Abschottung des nationalen Binnenmarktes Protektionismusvorwürfe von Seiten inter- 
nationaler Konkurrenz hervorruft. Einige wesentliche Konflikte seien hier skizziert. 
Festzuhalten ist zunächst, daß das naheliegende Interesse der nationalen Elektronikindustrie 
in der BRD an der Aufrechterhaltung der Regulierungsfunktion des staatlichen Fernmelde- 
monopols kaum von potentiellen Anwendern und Betreibern neuer Kommunikationstech- 
niken in Frage gestellt wird (z.B. von Banken, Versicherungs- oder Industrieunternehmen 
anderer Branchen). Hierin unterscheiden sich die kapitalinternen Interessenskonstellationen 
in der BRD zumindest der Form nach von denen etwa in den USA oder in Großbritannien, 
wo einflußmächtige Organisationen der »Telekommunikationsbenutzer« zu den wichtig- 
sten Exponenten der »Deregulierungslobby« gehörten. Ein wesentlicher Grund dafür, daß 
solche Interessengegensätze in der BRD bislang kaum zu einer ernsthaften Infragestellung der 
Regulierunsfunktion des staatlichen Fernmeldemonopols geführt haben, ist sicherlich in 
dem Umstand zu suchen, daß die wichtigsten Nutzer neuer Telekommunikationsnetze und 
-dienste, allen voran die bundesdeutschen Großkonzerne des Bank- und Versicherungskapi- 
tals, eng mit den Konzernen der Herstellerindustrie verbunden sind. Die Telekommunika- 
tionshersteller Siemens, Bosch, Nixdorf sowie seit der jüngst erfolgten Übernahme durch 
Daimler-Benz auch die AEG sind durch vielfältige Kapital- und Personalbeziehungen mit 
den führenden Gruppen des bundesdeutschen Finanzkapitals, der Deutschen Bank und der 
Allianz AG funktional verflochten (vgl. Lüthje 1985, S. 89 ff., sowie Spiegel v. 11.2.85). Akut 
gefährdet war das Modernisierungsbündnis der westdeutschen Kommunikationsunterneh- 
men auf dem Höhepunkt der AEG-Krise im Jahre 1982. Die AEG sollte nach Sanierung der 
defizitären Produktionszweige im Konsumgüterbereich in einen »Telematik«-Konzern um- 
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gewandelt werden (vgl. z.B. FR v. 15.9.1985). Durch die Übernahme der AEG-Tochterge- 
sellschaften T & N und ANT durch Bosch sowie Mannesmann und die Allianz AG wurde 
dieses sog. »Telematik-Konzept« faktisch unter Führung des Bosch-Konzerns verwirklicht, 
der so zum zweitwichtigsten Hersteller von Telekommunikationseinrichtungen in der BRD 
avancierte (vgl. Wirtschaftswoche v. 4.12.84). 

Auf diese Weise gelang zugleich ein entscheidender Schritt zur langfristigen Absicherung des 
Telekommunikationsmarktes in der BRD. Das ursprüngliche »Telematik-Konzept« zur Sa- 
nierung der AEG sollte bekanntlich durch eine Kapitalbeteiligung des britischen Elektro- 
und Fernmeldekonzerns GEC ermöglicht werden. Einer der bedeutenden Konkurrenten 
der bundesdeutschen Konzerne auf dem Weltmarkt hätte so Zugang zu den Beschaffungs- 
und Technologiekartellen im Bereich der Bundespost und damit zur Technologieentwick- 
lung aller westdeutschen Telekommunikationshersteller erhalten. An der Vermeidung eines 
solchen Präzedenzfalles durch eine »nationale Lösung« der AEG-Krise hat deshalb nicht zu- 
letzt Siemens ein vitales Interesse gehabt (vgl. NZZ v. 10.1.82 und Spiegel v. 5.7.82). 
Konnte es den Unternehmen der bundesdeutschen Telekommunikationsbranche bislang 
gelingen, ihr Modernisierungsbündnis gegenüber Interessenwidersprüchen zu anderen Ka- 
pitalfraktionen und dem Vordringen ausländischer Konkurrenten in den Kernbereich des 
Telekommunikationsbinnenmarktes abzuschotten, so ist gleichwohl absehbar, daß die tra- 
ditionelle Verteilung der »Einflußsphären« zwischen den Konzernen im Rahmen der posta- 
lischen Beschaffungs- und Technologiekartelle längerfristig nicht aufrechtzuerhalten ist. 
Einerseits werden im Zuge des Zusammenwachsens von EDV- und nachrichtentechnischer 
Produktion bestehende Marktabgrenzungen u.a. im Endgerätebereich (z.B. zwischen einfa- 
chen Telefongeräten, Nebenstelleneinrichtungen, Teletex-, Telefaxterminals etc.) obsolet, 
andererseits stehen die Kartellstrukturen in der bundesdeutschen Fernmeldeindustrie ange- 
sichts der beschleunigten Internationalisierung der Telekommunikationsmärkte unter ver- 
schärftem Druck ausländischer Konkurrenten. Ein charakteristisches Beispiel für die aus 
dem Zusammenwachsen der kommunikationstechnischen Produktionsmärkte sich erge- 
benden Interessenüberschneidungen zwischen »alten« und »neuen« Telekommunikations- 
herstellern bietet die Entwicklung des Nixdorf-Konzerns. Bis vor wenigen Jahren noch ein 
»Outsider« in der Telekommunikationsbranche ist dieser inzwischen in den Rang eines eta- 
blierten Lieferanten der Bundespost aufgerückt. Nach längeren Konflikten gelang Nixdorf 
1984 mit der Zulassung eines Digitaltelefons durch die Bundespost der Vorstoß in den von 
etablierten Lieferfirmen wie Siemens und T&N dominierten Endgeräte- und Nebenstellen- 
markt. Nixdorf hat 1984 angekündigt, im Rahmen seiner längerfristigen Konzernplanung 
umfangreiche Investitions- und Entwicklungsprogramme im Bereich der kommunikations- 
technischen Produktion vorzunehmen. Die etwa zum gleichen Zeitpunkt erfolgte Börsen- 
einführung der Nixdorf-Aktie durch die Deutsche Bank dient u.a. zur Abdeckung des dafür 
erforderlichen Finanzbedarfs (vgl. FAZ v. 21.2.8) 

Ein weiteres Beispiel für die Schwierigkeiten der etablierten Telekommunikationshersteller ın 
der BRD, die traditionelle Regulierung des Binnenmarktes aufrechtzuerhalten, bildet das Ende 
des seit den sechziger Jahren bestehenden Rationalisierungskartells in der Kabelindustrie (vgl. 
Hoppmann/Schlögl 1971 und Raabe/Stöhr 1974). Die mittelständischen Hersteller dieser 
Branche sind nicht mehr in der Lage, die Investitionen für die zukünftige Glasfaserkabeltech- 
nologie zu tätigen. Das Bundeskartellamt hat inzwischen das Auslaufen der Genehmigung für 
das »Kabelkartell« beschlossen (vgl. SZ v. 4.1.85). 

Durch die Errichtung einer gemeinsamen Produktionsstätte für Glasfaserkabel mit Absatz- 


Regulierungskrise im Telekommunikationssektor inder BRD 73 


garantien der Bundespost versuchten die fünf Großunternehmen der bundesdeutschen Ka- 
belbranche (Siemens, AEG, SEL, PKI und Kabelmetall), die traditionelle Abschottung des 
Binnenmarktes weiterhin zu gewährleisten. Dieses Projekt mußte allerdings vom Bundes- 
kartellamt untersagt werden, weil Ende 1983 das Chemieunternehmen Wacker gemeinsam 
mit dem kurz vor der Entflechtung stehenden US-Konzern AT&T ebenfalls den Aufbau ei- 
ner Glasfaserkabelproduktion in der BRD ankündigte (vgl. Wirtschaftswoche v. 13.1.8 und 
Spiegel v. 4.12.85). Nach der Ablehnung des Bundeskartellamtes hat Siemens gemeinsam mit 
der US-Gesellschaft Corning den Aufbau einer Glasfaserkabelproduktion in der BRD nun- 
mehr in eigener Regie in Angriff genommen — mit der ausdrücklichen Option allerdings, 
daß zu einem späteren Zeitpunkt noch weitere Gesellschafter aufgenommen werden können 
(vgl. FR v. 4.12.84). Der Fall des »Kabelkartells« illustriert augenfällig, wie die internen Me- 
chanismen der Konkurrenzregulierung in der Telekommunikationsindustrie der BRD unter 
den Zwängen des zugespitzten Konkurrenzkampfes auf dem Weltmarkt brüchig werden 
können. 

Nicht mehr auszuschließen ist inzwischen auch eine offene handelspolitische Konfrontation 
zwischen der BRD und den USA, vergleichbar mit der Anti-Protektionismuskampagne der 
USA gegen die restriktiven Importbedingungen für Telekommunikationseinrichtungen in 
Japan (vgl. z.B. FT v.29.3.85). Der IBM-Konzern tritt in letzter Zeit mit deutlicher Kritik an 
den Beschaffungspraktiken der europäischen Fernmeldeverwaltungen in die Öffentlichkeit 
und fordert eine Beschränkung der marktregulierenden Funktionen der staatlichen Fernmel- 
demonopole auf den Netzbereich und eine Liberalisierung der Endgerätemärkte(vgl. FAZ v. 
24.10.85 und 28.9.85). 

Das »Protektionsdilemma« der bundesdeutschen Telekommunikationsindustrie ist nicht zu 
übersehen. Der Amortisationszwang für die gesteigerten Kapitalaufwendungen in der kom- 
munikationstechnischen Produktion macht die Ausdehnung der Anteile auf den Kommu- 
nikationsmärkten der Industrieländer und hier u.a. auf dem liberalisierten US-Markt auch 
für die betreffenden bundesdeutschen Unternehmen zu einer Existenzfrage. Eine Liberali- 
sierung des Telekommunikationsmarktes in der BRD durch eine partielle Deregulierung 
des Fernmeldemonopols der Bundespost ist die Gegenleistung, die im Interesse der Auf- 
rechterhaltung der Fxportchancen der nationalen Telekommunikationsindustrie von bun- 
desdeutscher Seite auf mittlere Sicht zu erbringen ist. Eine Konsequenz, die den unmittelba- 
ren Konkurrenzinteressen einiger betroffener Einzelkapitale zuwiderlaufen mag, aber der 
Sachzwanglogik einer weltmarktorientierten Modernisierungspolitik entspricht. 


4. Umstrukturierung der Bundespost als Krisenlösungsprogramm 


Bis hierher haben wir zentrale ökonomische Aspekte der Regulierungskrise im Telekommu- 
nikationssektor der BRD dargestellt. Abschließend soll nun gefragt werden, in welcher Form 
sich der Strukturbruch in den Konkurrenzbedingungen des Kapitals in der Infrastruktur- 
und Regulierungspolitik des Staates reproduziert. 

Zugespitzt läßt sich die These formulieren, daß die relative Stabilität des staatlichen Fern- 
meldemonopols in der BRD durch die bislang erfolgreiche kapitalinterne Regulierung der 
Strukturkrisen in der Telekommunikationsbranche ermöglicht wurde. Die ungebrochene 
Konkurrenzstärke der elektrotechnischen Universalkonzerne der BRD auf dem Fernmelde- 
weltmarkt bildet im Zusammenhang einer Interessenallianz der dominanten Gruppierun- 
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gen des westdeutschen Exportkapitals die Voraussetzung dafür, daß sich die ökonomischen 
Strukturprobleme im »Zukunftssektor« Telekommunikation (insbesondere die Wettbe- 
werbsschwäche bundesdeutscher Konzerne in der Computer- und Halbleiterproduktion) 
bislang nicht zu einer offenen Formkrise staatlicher Interventions- und Regulierungspolitik 
verdichtet haben. 

Die Strategie staatlicher Industriepolitik im Telekommunikationsbereich hat sich als auße- 
rordentlich stabil erwiesen und ist auch im Gefolge der konservativ-liberalen Regierungs- 
übernahme von 1982 kaum modifiziert worden. Über die Aufrechterhaltung eines staatlı- 
chen Monopols im Kernbereich des Kommunikationsnetzes besteht prinzipiell politischer 
Konsens zwischen Unternehmern (vgl. z.B. DIHT 1983, $. 79 ff., ZVEI 1983 u.a.m.), politi- 
schen Parteien (vgl. z.B. SPD-Medienkommission 1984, CDU 1981, FDP 1984) und Ge- 
werkschaften (vgl. z.B. Bock 1985). Wenn die Bundespost als »Motor« nationaler Industrie- 
politik im Telekommunikationssektor fungieren soll, so ist damit nicht nur der Ausbau der 
traditionellen »Investitionslenkungsfunktion« des Posthaushaltes (der immerhin ein Fünftel 
aller industriellen Anlageinvestitionen in der BRD trägt; vgl. Rittershofer 1977 sowie DP 
vom 20.10.85), sondern auch eine bestimmte politische Strategie zur Durchsetzung dieses 
großtechnologischen Investitionsprogrammes intendiert. Die »Modernisierung der Volks- 
wirtschaft« im Telekommunikationsbereich soll durch den stillschweigenden Konsens der 
dominanten Fraktionen des westdeutschen Exportkapitals und jenes schrumpfenden Kerns 
der Lohnabhängigen, denen die beschleunigte Durchsetzung neuer IuK-Techniken relative 
Arbeitsplatzsicherheit verheißt, abgestützt werden (vgl. Hauff 1979). 

De facto besteht in der BRD eine nationale Modernisierungskoalition von Kapital, Gewerk- 
schaft und Staat im Kommunikationswesen, denn auch von den Gewerkschaften wird die 
Orientierung staatlicher Infrastrukturpolitik am Sachzwang der internationalen Konkur- 
renzfähigkeit der bundesdeutschen Industrie prinzipiell in Frage gestellt (vgl. Rittershofer 
1977, Bock 1985). Insofern ließe sich schtußfolgern, daß das staatliche Fernmeldemonopol ın 
der BRD auch deshalb gegen neo-konservative Privatisierungsforderungen weitgehend ım- 
mun bleiben konnte, weil staatliche Regulierung der Infrastrukturpolitik im Bereich der neu- 
en IuK-Techniken deren »soztalfriedliche« Durchsetzung erleichtert. 

Wie sieht das zukünftige Szenario der Interventionspraxis des Staates im Rahmen einer sol- 
chen, an den Konkurrenzinteressen des »Exportkerns« des westdeutschen Kapitals ausgerich- 
teten Industriepolitik im Telekommunikationsbereich aus? 

(a) Zentrale Aufgabe des Staates ist und bleibt der Ausbau der kommunikationstechnischen 
Netzinfrastruktur. Festgehalten wird an der traditionellen Gleichschaltung der Investitions- 
politik der Bundespost und der Fernmeldekonzerne. Die mittelfristige Investitionsplanung 
der DBP ist die Grundlage der Investitions- und Personalplanung der beteiligten Unterneh- 
men (Ifo 1983, $. 84). Die Ausbauplanung des ISIDN-Netzes? soll dabei nach Auffassung indu- 
strienaher Experten ausdrücklich nicht dem bei Fernmeldeinvestitionen der Bundespost tra- 
ditionell gepflegten Prinzip der »Bedarfsorientierung« folgen (vgl. Arnold 1984, S. 12). Die 
Infrastrukturinvestitionen der DBP werden auf die Förderung exportrelevanter Schlüssel- 
technologien konzentriert, d.h. der Ausbau des ISDN-Netzes für die Daten-, Text- und 
Sprachkommunikation besitzt unbedingte Priorität vor dem Ausbau z.B. des Kabelfernseh- 
netzes (d.h. der sog. »Kupferverkabelung«, vgl. Ifo 1983, $. 88). Die vieldiskutierte Fernseh- 
verkabelung soll nach Kriterien des effektiven wirtschaftlichen Bedarfs erfolgen, wobei eine 
finanzielle Entlastung der DBP dadurch erreicht werden kann, »daß die Errichtung von Insel- 
netzen von privaten Interessenten durchgeführt wird« (ebd. 5. 89). Die beträchtlichen finan- 
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ziellen Überschüsse der Bundespost der letzten Jahre bilden die ökonomische Grundlage die- 
ses »Zukunftsinvestitionsprogrammss«, das bis zum abgeschlossenen Ausbau eines Glasfaser- 
universalnetzes (etwain den Jahren 2010 bis 2020) die astronomische Größenordung von 300 
Mrd. DM erreichen dürfte (so eine Schätzung der Enquete- "Kommission Neue IuK-Techni- 
ken des Bundestages 1983, S. 229). 

(b) Im Widerspruch zu einer solchen »Kurzschaltung« staatlicher und industrieller Investi- 
tionspolitik beim forcierten Ausbau des Telekommunikationsnetzes steht jedoch die Inter- 
nationalisierung der Konkurrenz in der Telekommunikationsindustrie. Hierdurch besteht 
mittlerweile auch in der BRD akuter Druck zur Deregulierung des nationalen Kommunika- 
tionsmarktes. Entsprechende politische Entscheidungen bereitet derzeit eine von der Bun- 
desregierung eingesetzte »Regierungskommission Fernmeldewesen« vor (mit Vertretern von 
Parteien und Unternehmerverbänden, Wissenschaftlern sowie einem Repräsentanten der 
Postgewerkschaft). 

Das sich gegenwärtig abzeichnende Regulierungsmodell für den bundesdeutschen Telekom- 
munikationsmarkt läßt sich in etwa wie folgt umreißen: 

— Der Kernbestand des Fernmeldemonopols, die Hoheit der DBP über die Kommunika- 
tionsnetze, bleibt weitgehend erhalten. In diesem Punkt besteht seit je bemerkenswerte 
Übereinstimmung zwischen neo-liberalen Kritikern des Fernmeldemonopols (vgl. z.B. 
Mestmäcker 1980, v. Weizsäcker 1983 sowie mit Einschränkungen Monopolkommission 
1981) und den Befürwortern einer technokratisch-pragmatischen Industriepolitik (vgl. z.B. 
Ifo 1983, Arnold 1984). Nicht auszuschließen ist jedoch die Zulassung privater Anbieter 
beim Betrieb von sog. »Mehrwertnetzen« (value added networks, VAN), wie etwa im jüng- 
sten Jahresgutachten des Sachverständigenrates gefordert wurde (vgl. FAZ v. 26.11.85). 

— Die Beschaffungspolitik der DBP wird partiell für ausländische Unternehmen und für Te- 
lekommunikationshersteller aus dem Bereich der EDV-Industrie geöffnet. Dies ist auf neuen 
Telekommunikationsmärkten, z.B. bei Datenübermittlungseinrichtungen, Bildschirmtext 
(Auftragsvergabe an IBM) oder den Breitbandpilotversuchen der Bundespost (Beteiligung 
z.B. von Nixdorf) schon seit einiger Zeit der Fall (vgl. Tenzer 1985). 

‚— Längerfristig wird das staatliche Fernmeldemonopol auf den Bereich der Kommunika- 
tionsnetze beschränkt, der Post wird ihr Anbietermonopol bzw. ihre regulierende Markt- 
stellung (als Zulassungsbehörde) im Bereich der kommunikationstechnischen Endgeräte — 
u.U. auch beim einfachen Fernsprechanschluß — entzogen. 

Mit dieser »neuen Arbeitsteilung« zwischen Post und Privatanbietern (vgl. FAZ v. 
28.9.1985) wäre auch den strategischen Interessen der etablierten Telekommunikationsher- 
steller in der BRD Rechnung getragen, indem die Ausrüstung des Telekommunikationszet- 
zes mit Schlüsselsystemen der Übertragungs-, Vermittlungs- und Kabeltechnologie regulier- 
ter Bereich bliebe und die Bundespost hier auch weiterhin entscheidend an der Festlegung 
exportrelevanter Technologiestandards beteiligt wäre. Die Deregulierung des besonders 
wachstumsträchtigen Endgerätemarkses würde auch ausländische Konkurrenten den Zu- 
gang zum bundesdeutschen Kommunikationsmarkt ermöglichen und umgekehrt zur lang- 
fristigen Absicherung der Exportchancen westdeutschen Hersteller auf den Märkten ande- 
rer Industrieländer beitragen. 

(c) Die »sektorspezifische« Konzentration der Investitionsmittel der Bundespost auf den stra- 
tegischen Kernbereich der neuen IuK-Netze wird ökonomisch abgesichert durch die umfas- 
sende Ausrichtung der Unternehmenspolitik der DBP am betriebswirtschaftlichen Kalkül 
der Gewinnorientierung anstelle der traditionellen Verpflichtungen zur »Kostendeckung« 
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(Kalkulation auf Basis von Marktpreisen statt allgemeinverbindlicher Gebühren). Nicht also 
Privatisierung ökonomischer Staatsfunktionen im orthodox neo-liberalen Sinne, sondern 
deren durchgreifende »Kommerzialisierung« bei weitgehender Aufrechterhaltung staatlicher 
Hohkeitsrechte ist angesagt (zum Begriff »commercialism« vgl. z.B. die Darstellung der Ent- 
wicklung der British Post Office bei Batstone u.a. 1984, S. 26 ff.). 

Die soziale und politische »Achillesferse« des großindustriell-staatlichen Modernisierungs- 
programms im Telekommunikationssektor der BRD sind die sog. »Quersubventionen« in- 
nerhalb des Gesamtunternehmens Bundespost, d.h. korrekt ausgedrückt der Umstand, daß 
die DBP betriebswirtschaftliche Kostendeckung erzielt, indem die Verluste in den Postdien- 
sten (Brief-, Paketverkehr etc.) durch die Gewinne aus dem Fernmeldebereich bilanziell aus- 
geglichen werden. Um die »Überforderung des Fermeldewesens durch das Postwesen« (so 
eine blumige Formulierung des DIHT 1983, S. 79) zu beseitigen, steht zur Diskussion, die 
Bundespost in drei voneinander unabhängige Unternehmensbereiche aufzugliedern (Fern- 
melde-, Post- und Postbankdienste), die jeweils zur Gewinnerzielung aus eigener Kraft ver- 
pflichtet sind (vgl. z.B. Wirtschaftswoche v. 8.9.84 sowie 15.2.85, SVR 1985). 

Wenn auch die konkrete Gestalt solcher Pläne gegenwärtig noch unbestimmt ist, so erfor- 
dert der Abbau der »Quersubventionen« weitreichende Rationalisierungs- und Umstruktu- 
rierungsmaßnahmen im Bereich der Postdienste, die nach heute vorliegenden Gutachten 
privater Unternehmensberatungsfirmen die Vernichtung von jährlich 20000 bis 30000 Ar- 
beitsplätzen innerhalb von sechs bis acht Jahren zur Folge haben könnten (vgl. Handelsblatt 
v. 11.5.85 sowie Knight Wendling AG 1985). 

Die »Entflechtung« (Wirtschaftswoche v. 15.2.85) der traditionellen Struktur des Staatsunter- 
nehmens Bundespost ist darüber hinaus eine notwendige Rahmenbedingung für die weitere Be- 
teiligung der Bundespost im deregulierten Bereich des Fernmeldemarktes (Endgeräte und Ne- 
benstellen) »unter Wettbewerbsbedingungen«, wird doch die Verbindung von kommerziell 
agierenden Unternehmensteilen und Aufgabenbereichen staatlicher »Daseinsvorsorge« mit 
Monopolcharakter in einem Unternehmen nach herrschender wettbewerbsrechtlicher Mei- 
nung als unvertretbar angesehen (vgl. z. B. Mestnäcker 1980, Monopolkommission 1981). 


5. Modernisierung der Telekommunikation und Gewerkschaften 


Vor dem Hintergrund der heute auch in der BRD wirksamen Tendenzen zu einer Liberali- 
sierung des Fernmeldemonopols scheint sich unsere eingangs aufgestellte These zu bestäti- 
gen, daß der »Entstaatlichung« des Telekommunikationswesens in den kapitalistischen In- 
dustrieländern ein allgemeiner ökonomischer Strukturzwang aufgrund der krisenhaften 
Veränderungen in den Produktions- und Akkumulationsbedingungen des Kapitals unter- 
liegt. Die vom Diktat der veränderten Konkurrenzverhältnisse auf dem Weltmarkt angetrie- 
bene Neubestimmung der Grenzen der Staatsintervention im Telekommunikationssektor 
soll in der BRD nicht nach dem Muster einer harten neo-liberalen »deregulation policy«, d.h. 
im Wege einer radikalen Privatisierung ökonomischer Staatsfunktionen, vollzogen werden 
(wie in Großbritannien); vielmehr zeichnet sich eine grundlegende Neudefinition der ökono- 
mischen Rationalitätskriterien kapitalistischer Staatsintervention ab, die sich in der Abkehr 
vom ökonomischen Prinzip der »Daseinsvorsorge« und der Durchsetzung einer konsequen- 
ten Gewinn- und Kostenorientierung des Staatsunternehmens Bundespost manifestiert. Die- 
ser Umstrukturierungsprozeß ließe sich (in Anlehnung an Batstone u.a. 198) als Kommerzia- 
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hisierung ökonomischer Staatsfunktionen charakterisieren: Die Bundespost, so könnte man 
es zugespitzt formulieren, soll zwar ein Staatsunternehmen bleiben, sich aber wie ein Pri- 
vatunternehmen verhalten. 

Welches sind die sozialen und politischen Gefahren einer solchen an den Stukturzwängen 
kapitalistischer Weltmarktkonkurrenz ausgerichteten Modernisierungsstrategie, und wel- 
che Probleme stellen sich den Gewerkschaften? 

Hier ist nicht nur auf die enormen gesamtwirtschaftlichen Baronslisennsstolgen und den 
Arbeitsplatzabbau bei der Bundespost durch den Ausbau neuer Telekommunikationsnetze 
hinzuweisen (stellvertretend für viele Zerdick 1984, Kubicek/Rolf 1985). Die Umstruktu- 
rierung des Staatsunternehmens Bundespost würde auch das politische Terrain. des gesell- 
schaftlichen Konkflikts um die Anwendung und Kontrolle der neuen IuK-Technologien 
entscheidend verändern. Die Kommerzialisierung der DBP dient im Kalkül kapitalistischer 
Krisenbewältigungsstrategie nicht nur der beschleunigten Durchsetzung des ISDN-Investi- 
tionsprogramms in ökonomischer Hinsicht, sondern auch dessen politischer Absicherung: 
»nach außen« gegenüber zunehmenden »Akzeptanzängsten« in der Bevölkerung und unter 
den rationalisierungsbetroffenen Lohnabhängigen; »nach innen« gegenüber gewerkschaftli- 
chem Widerstand gegen den mit der Modernisierung der Telekommunikation verbunde- 
nen Arbeitsplatzabbau bei der DBP. Beide Aspekte dieser politischen Absicherungsstrategie 
stellen die Gewerkschaften vor Probleme, die das vorherrschende sozialpartnerschaftliche 
Selbstverständnis der Gewerkschaftspolitik in der BRD in seinen Grundlagen berühren. 
Einschlägige Stellungnahmen der Spitzenverbände der Wirtschaft verweisen sehr deutlich 
auf die intendierte »Außenabsicherung« des IuK-technischen Zukunftsinvestitionspro- 
gramms durch den Ausbau des »Präventions- und Sicherheitsstaates« (vgl. Hirsch 1980) im 
Telekommunikationswesen. »Die Weiterentwicklung des Fernmeldewesens«, so etwa ein 
führender Vertreter des DIHT, »darf nicht in Abhängigkeit von tages- und parteipoliti- 
schen Auseinandersetzungen geraten. Sie darf ebenso nicht von der jeweiligen Lage der öf- 
fentlichen Haushalte abhängig werden« (Mayer, 1983). Deshalb, so die Schlußfolgerung, 
»müssen auch die Voraussetzungen geschaffen werden, daß eine solche Weiterentwicklung 
unabhängig von den jeweils aktuellen politischen Trends und Konstellationen gesichert 
ist« (ders. 1986). 

Die institutionellen Voraussetzungen für eine solche politische Abschottungsstrategie be- 
stehen, denn die unternehmensrechtliche Eigenständigkeit der DBP garantiert, daß die 
Entscheidungen über den Posthaushalt (mit z.Zt. etwa 70 Mrd. DM größer als der größte 
Einzeletat des Bundes) faktisch keiner parlamentarischen Kontrolle unterliegen und damit 
gegenüber instabilen politischen Kräftekonstellationen und »unsicheren« parlamentarischen 
Mehrheitsverhältnissen abgeschirmt werden können (vgl. Raabe/Stöhr 1974). Darüber 
hinausgehend streben die Unternehmerverbände heute eine gesetzliche Festschreibung der 
Kommerzialisierung der Bundespost mittels einer Reform von Postverwaltungs- und Fern- 
meldeanlagengesetz an. Die Forderungen laufen praktisch auf die strikte Orientierung der 
Infrastruktur der DBP auf Kriterien der Gewinnorientierung und des ökonomischen Be- 
darfs der Wirtschaft für Telekommunikationsdienstleistungen hinaus (vgl. Mayer 1986 und 
BDI, BdA, DIHT u.a. 1986). 

Angesichts der ökonomischen Dimensionen und der weitreichenden sozialen Folgewir- 
kungen des Ausbaus der IIDN-Infrastruktur erscheint die Entpolitisierung der hiermit ver- 
bundenen gesellschaftlichen Konflikte als eine wesentliche soziale Stabilitätsbedingung des 
großindustriellen Modernisierungsprogramms in der Telekommunikation. Von Unterneh- 
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merseite sind hier unverkennbar Lehren aus den Auseinandersetzungen um andere »Groß- 
technologieprojekte« (wie z.B. um Atomkraftwerke) und aus politischen Konflikten um 
den Datenschutz (Volkszählung!) gezogen worden; mit Erfolg offenbar, denn eine breite 
Auseinandersetzung um neue IuK-Technologien gibt es heute in der politischen Öffentlich- 
keit der BRD faktisch nicht. 

Fatal ist eine solche Entpolitisierung v.a. für die von den Rationalisierungswirkungen des 
Einsatzes neuer Telekommunikationstechniken betroffenen Lohnabhängigen. »Da es der- 
zeit keine erkennbar wirksamen Formen der Mitbestimmung zur Beeinflussung dieser neu- 
en Formen der Rationalisierung durch atomisierte Auslagerung von Arbeit gibt«, stellt z.B. 
Kubicek (1986) mit Bezug auf das Problem der sog. Heimarbeit zutreffend fest, »wird mit 
dem Angebot der ‘billigen Datenfernübertragung für jedermann’ direkt in die betrieblichen 
Rationalisierungsprozesse zugunsten der Arbeitgeber eingegriffen.« Dasselbe gilt auch für 
Rationalisierungsmaßnahmen im Bürobereich und in der Produktion (z.B. bei betriebs- 
übergreifenden Verfahren der computergestützten Fertigungs- und Logistikrationalisierung 
oder bei der Einführung elektronischer Fernsatzverfahren in der Druckindustrie). 
Nimmt man die heute schon bestehende politische und institutionelle Abschottung der 
staatlich-industriellen Technologiepolitik im bundesdeutschen Telekommunikationswesen 
zur Kenntnis, erscheinen die in letzter Zeit von gewerkschaftlicher Seite verstärkt erhobe- 
nen Forderungen nach einer Ausweitung überbetrieblicher Mitbestimmungsrechte beim 
Einsatz neuer IuK-Technologien (vgl. Bleicher 1985) wenig überzeugend. Im Gegenteil: die 
auf eine Ausschaltung öffentlicher Kontrolle über das Kommunikationswesen angelegte un- 
ternehmerische Modernisierungspolitik ist dazu angetan, eine solche sozialpartnerschaftli- 
che Mitgestaltung durch Mitbestimmung bereits im Vorfeld zu unterlaufen. 

Es stellt sich die Frage, welche Ansätze die Gewerkschaften haben, die Rationalisierungsaus- 
wirkungen des Ausbaus der neuen IuK-Netze »von innen heraus«, also durch eine entspre- 
chende Beeinflussung der Unternehmenspolitik der Bundespost, zu verhindern or zu be- 
grenzen. 

Die Deutsche Postgewerkschaft spielt in diesem Zusammienhang — nach einem Wort ihres 
Vorsitzenden K. v. Haaren — in der Tat die Rolle einer »Schlüsselgewerkschaft« innerhalb 
des DGB. Festzuhalten ist jedoch, daß auch die DPG weder im Rahmen der Mitbestim- 
mungsrechte der Personalräte noch durch ihre Beteiligung am Postverwaltungsrat über 
nennenswerte formelle Möglichkeiten zur Beeinflussung der postalischen Technologiepoli- 
tik verfügt. Die jahrelang erhobene Forderung der DPG nach paritätischer Mitbestimmung 
im Postverwaltungsrat ist auch in Zeiten sozialdemokratischer Regierungsverantwortung 
niemals verwirklicht worden. 

Bei der Bundespost sind heute die Zeichen deutlich auf die Zurückdrängung des gewerk- 
schaftlichen Einflusses in der Personal- und Beschäftigungspolitik des Unternehmens ge- 
stellt. Auf den anstehenden massiven Arbeitsplatzabbau im Postwesen wurde bereits hinge- 
wiesen. Nach Aussagen des DPG-Hauptvorstandes ist hier mit der Gefährdung von 30000 
Arbeitsplätzen in den nächsten Jahren zu rechnen (vgl. FAZ v. 16.11.85). Eine erste Aus- 
wertung einer vom Postministerium in Auftrag gegebene Studie »strategisches Konzept für 
das Postwesen« (mit der Vorgabe der Eigenwirtschaftlichkeit des Postwesens, vgl. Knight- 
Wendling AG 1985) ergab die akute Gefährdung von ca. 55 000 Arbeitsplätzen im Post- und 
Postgirodienst (vgl. DPG Hessen 1985). Die Beratungsfirma sprach sogar von einem Ratio- 
nalisierungspotential von jährlich 20000 bis 30000 Arbeitsplätzen im Gesamtunternehmen 
DBP während der nächsten sechs bis acht Jahre (vgl. Handelsblatt v. 20.5.85). 
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Der wachstumsträchtige Telekommunikationsbereich der DBP wird Arbeitsplatzvernich- 
tungen dieses Ausmaßes keinesfalls »auffangen« können, denn auch hier zieht die Einfüh- 
rung der neuen IIDN-Fernmeldetechnologien starken Beschäftigungsabbau nach sich (nach 
Aussagen aus dem Bundespostministerium und einschlägigen Personalbedarfsprognosen der 
Verwaltung fallen z.B. im Bereich der Fernmeldevermittlungstechnik bei Einführung der 
Digitaltechnik ein Drittel aller Arbeitsplätze weg). Die datengestützte Rationalisierung der 
nichttechnischen Fernmeldedienste (z.B. Buchung, Auskunft, Störungsannahme) gefährdet 
ca. 6500 Arbeitsplätze (vgl. Gewerkschaftliche Praxis 10/81). Kaum absehbar sind heute die 
Fernwirkungen möglicher Privatisierungsmaßnahmen v.a. im Bereich der Installation und 
Wartung von Fernmeldeendgeräten (z.Zt. ca. 30000 Beschäftigte; vgl. Tenzer 1985). 
Angesichts dieser Breite der Rationalisierungsbetroffenheit unter den rund 54.000 staatli- 
chen Lohnarbeitern bei der DBP und aufgrund der durch Beamtenstatus und Rationalisie- 
rungsschutztarifverträge bestehenden weitreichenden Beschäftigungsgarantien ist die Post- 
verwaltung zur Durchsetzung ihrer Rationalisierungsmaßnahmen auf eine Vielzahl von 
Praktiken des »flexiblen« Beschäftigungsabbaus unter Vermeidung von offenen Massenent- 
lassungen angewiesen: Ausnützen »natürlicher« Beschäftigtenabgänge, Ausweitung des oh- 
nehin schon außerordentlich hohen Anteils von Teilzeitbeschäftigung, vermehrte Anwen- 
dung von Methoden der »kapazitätsorientierten variablen Arbeitszeit« u.a.m. Bereits heute 
sind die Personalräte der DPG in vielen Bereichen mit einer Flut von Personalumsetzungen 
auf betrieblicher, lokaler und regionaler Ebene konfrontiert, die die Grenzen personalrätli- 
cher Rationalisierungsschutzpolitik deutlich werden läßt (das Eintreten der DPG für die 35- 
Stunden Woche in der Tarifrunde 1984 war auch ein Versuch, auf solche Probleme eine 
Antwort zu finden). 

Entscheidend für eine erfolgreiche gewerkschaftliche Stategie der Beschäftigungssicherung 
wird es sein, ob esgelingt, die einheitliche Unternehmensstruktur der DBP zu erhalten; denn 
die Kommerzialisierung der DBP nach dem »profit-center« Prinzip zielt auch auf eine Seg- 
mentierung und Fragmentierung gewerkschaftlicher Interessenvertretung durch die Auf- 
spaltung des Unternehmens in »ökonomische« und »unökonomische« Betriebseinheiten 
(wie z.B. in Staatsbetrieben in Großbritannien, etwa bei der Kohlebehörde, offensiv prakti- 
ziert). Damit wäre langfristig auch die vom Funktionieren einen einheitlichen, hierarchisier- 
ten Systems der gesetzlichen Personalvertretung geprägte Struktur der Betriebsgewerkschaft 
DPG in Frage gestellt, zumal die Entwicklung einer Beschäftigungssicherungsstrategie auf ta- 
rifpolitischer Ebene an die Grenzen der repressiven Einschränkung der Streikmöglichkeiten 
(und damit letzten Endes der Tariffähigkeit) der DPG durch die höchstrichterliche Rechts- 
sprechung zum Beamtenstreik stößt. 

In Anbetracht solcher Perspektiven zeigt sich einmal mehr das Dilemma der sozialdemokra- 
tischen Vorstellung von einer »sozialen Steuerung« weltmarktorientierter Modernisierungs- 
politik (vgl. Glotz 1985, S. 208). Dieses »Modernisierungsdilemma der Gewerkschaften« (vgl. 
Briefs 1985) ist aber im Falle der Telekommunikation nicht nur ein technologiepolitisches, 
d.h. das Problem des Akzeptierens oder Nicht-Akzeptierens einer bestimmten Form von ka- 
pitalistisch determinierter Technik. Vielmehr ist grundsätzlich die Frage nach der Rolle des 
Staates in der kapitalistischen Krisenentwicklung »jenseits des Keynesianismus« aufgewor- 
fen: auf der einen Seite steht die (keynesianisch geprägte) gewerkschaftliche Forderung nach 
der »Gemeinwohlorientierung« öffentlicher Dienstleistungen (vgl. z.B. Rittershofer 1977), 
auf der anderen Seite kapitalseitig unabweisbarer Zwang zur — wenn auch nur schrittweisen 
— Beteiligung am internationalen »Deregulierungswettlauf« in der Telekommunikation. 
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Für die DPG ist die Erhaltung des staatlichen Post- und Fernmeldemonopols eine Frage von 
existenzieller Bedeutung. Auf die Antworten der SPD darf man gespannt sein (Peter Glotz 
arbeitet sich als Mitglied der Regierungskommission Fernmeldewesen gerade in die Materie 
ein). 

Die DPG hat bezüglich der Rolle des Staates als Träger der nachrichtentechnischen Infra- 
struktur eindeutige programmatische Grundlagen (vgl. DPG 1974). In der Perspektive des 
Grundsatzprogramms von 1974 ist durchaus eine gewerkschaftliche Position begründbar, 
die den Erhalt des Fernmeldemonopols und einer einheitlichen Unternehmensstruktur der 
DBP mit einer konsequenten Politik der Ausweitung der öffentlichen politischen Kontrolle 
des Kommunikationswesens und seiner Gestaltung, mit der Forderung nach einer durchgrei- 
fenden Verkürzung der Arbeitszeit und einer offensiv praktizierten tariflichen Beschäfti- 
gungs- und Qualifikationssicherungspolitik verbindet (zur Technikdiskussion in der DPG 
vgl. die ausführliche Darstellung von Thöne 1984). Demgegenüber steht aber — oftmals un- 
ausgesprochen — die Befürchtung, durch eine allzu harte Kritik an der Technologiepolitik 
der DBP und den damit verbundenen Rationalisierungsauswirkungen Wasser auf die Müh- 
len der von konservativer Seite geführten Deregulierungsdiskussion zu leiten (vgl. Well- 
mann/Sommer 1985). 

Tatsache bleibt, daß die weltmarktorientierte Modernisierung der Telekommunikation 
durch den Ausbau des ISDN-Netzes und die Rationalisierung, Deregulierung und Kommer- 
zialisierung der Bundespost nur die beiden Seiten einer Medaille sind. Die Selbstverpflich- 
tung sozialdemokratischer Modernisierungspolitik auf die ökonomische Sachzwanglogik 
der Weltmarktkonkurrenz ist damit einmal mehr zur Diskussion gestellt. 


Anmerkungen 


1 Solche unterschiedlichen Aussagen über die Rangstellung wichtiger Exportländer auf dem Welt- 
markt ergeben sich immer wieder aufgrund der unscharfen statistischen Abgrenzung der Produkt- 
gruppe »Ausrüstungsgüter der Telekommunikation«. 

2 Unter ISDN (= Integrated Services Digital Network) versteht man technisch die Integration des be- 
stehenden Fernsprechnetzes mit dem Daten- und Fernschreibnetz auf der Basis einer einheitlichen 
digitalen Vermittlungstechnik. DasSchlagwort »Verkabelung« ist in dieser Beziehung insofern irre- 
führend, ja verharmlosend, als die Integration der verschiedenen Kommunikationsnetze bereits auf 
Grundlage des heute vorhandenen Fernmeldekabelnetzes möglich ist und betrieben wird. 
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Rudi Schmidt /Rainer Trinczek 


Erfahrungen und Perspektiven gewerkschaftlicher 
Arbeitszeitpolitik 


Nachdem im Vorfeld der Tarifauseinandersetzung über die 35-Stunden-Woche Unterneh- 
mer und regierungsnahe Beobachter meinten, mit dem drohenden Streik um die Arbeitszeit- 
verkürzung werde die Systemfrage gestellt, ist es nach dem Streik mit seiner überraschenden 
Kompromißformel, mit der erstmals eine pauschale Arbeitszeitverkürzung durch differen- 
zierende und flexibilisierende Elemente modifiziert worden war, und vor allem nach den 
zum 1.4. 1985 abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen erstaunlich ruhig um die weitere Ar- 
beitszeitverkürzung geworden. Sechs Monate vor dem beabsichtigten Kündigungstermin ge- 
ben sıch beide Seiten gelassen; im Sommer 1983 war die Propagandaschlacht bereits voll im 
Gange. Das deutet darauf hin, daß die Tarifparteien in der kommenden Runde der Arbeits- 
zeitverkürzung glimpflich miteinander umgehen wollen. 

Innerhalb der IG Metall allerdings ist das Resümee gezogen und die Reflexion über die Tarif- 
strategie im nächsten Jahr in vollem Gange. Dabei wird zu beachten sein, daß diese Tarifrun- 
de fast gleichgroße Bedeutung hat, wie die von 1983/84. Differenzierte, variabilisierte Ar- 
beitszeiten und die Delegation von Tarifkompetenz an die Betriebe, das alles steht erneut zur 
Disposition. Was 1984 wie ein böser Zufall aussah, muß jetzt bewußt in die Verhandlungen 
einbezogen werden. Der Arbeitszeit-Rahmen, der 1987 in dem Tarifvertrag festgelegt wird, 
behält für die nächsten Jahre betrieblicher Arbeitszeit-Praxis Gestaltungskraft. 

Um die gegenwärtige tarifpolitische Situation der Gewerkschaften richtig einschätzen zu 
können, sollen hier die Erfahrungen mit der betrieblichen Umsetzung des Tarifvertrags von 
1984 zur 38 1/2-Stunden-Woche anhand der Ergebnisse eines Forschungsprojekts in der mit- 
telfränkischen Metallindustrie! dargestellt und auf dieser Basis erste Schlußfolgerungen für ei- 
ne künftige Weiterentwicklung der gewerkschaftlichen Arbeitszeitpolitik gezogen werden. 
Handlungsgrundlage der Betriebe war der Leber-Kompromiß vom Juli 1984. Dieser bestand 
nicht, wie sonst üblich, in erzwungenen Abstrichen von einer ansonsten genuinen Gewerk- 
schaftsforderung, sondern in der Verbindung zweier, in gewisser Hinsicht gegensätzlicher 
Forderungen in ein und demselben Tarifvertrag. Einerseits war die Arbeitszeit um 1 1/2 
Stunden verkürzt worden, andererseits konnte nach dem neuen Tarifvertrag die individuelle 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit ([RWAZ) eines vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers 
erstmals ein um den neuen Fixpunkt 38 1/2 schwankendes Volumen (zwischen 37 und 40 
Stunden) aufweisen; im Durchschnitt der IRWAZ aller Beschäftigten eines Betriebs darf je- 
doch nicht von der festgelegten Marke 38 1/2 h abgewichen werden. 

Darüber hinaus war vereinbart worden, daß die »individuelle regelmäßige wöchentliche Ar- 
beitszeit (...) gleichmäßig oder ungleichmäßiig auf fünf Werktage verteilt« werden kann und erst 
»im Durchschnitt von zwei Monaten« erreicht werden muß. Dieser Vertragspassus ermöglicht 
unterschiedliche Umsetzungsformen der Arbeitszeitverkürzung — von den verschiedenen Va- 
rianten einer wöchentlichen Arbeitszeitverkürzung bis hin zu Freie-Tage-Regelungen. 

Eine weitere Novität bestand in der Delegation von Normsetzungsmacht durch die Tarifpar- 
teien an die Betriebe; zur Konkretisierung des Vertrags mußten Betriebsvereinbarungen ab- 
geschlossen werden. 
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1. Die ökonomischen und technologischen Begründungen für die Flexibilisierung der 
Produktion 


Es ist häufig konstatiert worden, daß die Expansionsphase der Massengüterproduktion in der 
Nachkriegsperiode unwiderruflich zu Ende gegangen ist. Einerseits sind die Basisbedürfnisse 
in den Industriestaaten weitgehend gedeckt, andererseits hat die Weltmarktkonkurrenz der 
Drittwelt- bzw. Schwellenländer durch niedrige Löhne viele Bereiche bei uns einst heimi- 
scher Konsumgüterproduktion an sich gezogen, bis hin zu klassischen Industriebranchen 
wie Stahl- und Werftindustrie mit inzwischen lange erprobter, leicht transferierbarer Teech- 
nologie. Tendenziell konzentriert sich daher in den kapitalistischen Industriestaaten die Fer- 
tigung komplexer Güter hoher Produktqualität. 
Diese Weltmarktkonstellation und entsprechende Konkurrenzbedingungen unterstellt, ist 
für die Analyse der Entwicklungsperspektive der betrieblichen Fertigungsstrukturen von 
der marktinduzierten Tendenz zu komplexen Gütern hoher Produktqualität auszugehen. 
Die verschärfte Konkurrenz zwischen den Industriestaaten und den sog. Schwellenländern 
“ zwingt in Teilbereichen zur scheininnovativen Produktvariation, andererseits aber auch zur 
Berücksichtigung differenzierter Bedürfnisse. In der industriellen Produktpalette nimmt 
Spezifizierung, Differenzierung und Variation der Güter zu. Dadurch ist der Markt weniger 
kalkulierbar geworden, was die Unternehmen dazu zwingt, “marktnäher’ zu produzieren. 
Die prinzipiell immer prekäre Balance zwischen dem vom Markt ausgehenden Flexibilitäts- 
gebot und der in der Rationalität des Produktionsapparats angelegten Chance zur Senkung 
der Fertigungskosten durch »größtmögliche Uniformierung des Produktionsprogramms 
und eine langfristige Intensivnutzung des Anlagenparks« (Behrbohm 1985, S. 1) läßt sich bei 
Verringerung der Losgröße, die aus der oben dargestellten absatzorientierten Spezifizierung 
der Produkte folgt, nur noch mühsam im Gleichgewicht halten. Zusätzlich verschärft wird 
dieser Zielkonflikt einerseits durch die unerwartete Schwerfälligkeit zentral konzipierter 
EDV-Informations- und Steuerungssysteme (Behrbohm, S. 22), andererseits durch den er- 
höhten Verwertungsdruck des kapitalintensiv ausgestatteten modernen Produktionsappa- 
rats (Brödner 1985, S. 52). Die zur Sicherung der Rentabilität angestrebte Beschleunigung 
der Kapitalumschlagzeiten zwingt zu möglichst hoher Auslastung. Die dafür erforderliche 
Kontinuität ist aber durch die beschleunigten Innovationszyklen bei Produkt- und Ferti- 
gungsstruktur, durch den wachsenden Komplexitätsgrad und die dadurch steigende Störan- 
fälligkeit der Fertigungsanlagen nicht immer gewährleistet (vgl. Brödner, S. 116; Behrbohm, 
$. 27 f.). 
Aus den aufgezeigten wirtschaftlichen und produktionstechnischen Bedingungen geht her- 
vor, daß für die betriebliche Disposition der Unternehmen der Aspekt der Flexibilität zuneh- 
mende Bedeutung erhält. Das wird vor allem Auswirkungen auf die Arbeitseinsatzpolitik ha- 
ben, mit Folgen für die Anzahl der Beschäftigten, für die Qualifikation, für Arbeitsorganisa- 
tion, Leistungspolitik, Entlohnung und betriebliches Zeitreglement. 
Die Umstände der öffentlichen Etablierung des Themas Flexibilisierung’ durch die Unter- 
nehmerverbände 1983, seine propagandistische Handhabung und die Praxis der Umsetzung 
der flexibilisierenden Elemente des 38 1/2-Stunden-Tarifvertrags in der Metallindustrie spre- 
chen insgesamt dafür, daß die Unternehmer diese Forderung über ihre — faktisch noch rela- 
tiv begrenzte — Bedeutung hinaus in erster Linie als antigewerkschaftlichen Kampfbegriff ver- 
wendet haben. Im Prinzip gilt gegenwärtig nämlich immer noch, was Arbeitgeber-Präsident 
Otto Esser ein Jahr vor dem Streik um die 35-Stunden-Woche zur Flexibilisierung von Ar- 
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beitszeiten gesagt hat: »Leider zeigt sich in der Praxis, daß die Möglichkeiten derartiger Flexi- 
bilisierung aus den verschiedensten Gründen nach wie vor begrenzt sind« (Esser 1983). Denn 
das ist eines unserer bemerkenswerten Ergebnisse aus der Betriebsuntersuchung: Außerhalb 
von Gleitzeitbetrieben existieren praktisch keine leistungsfähigen elektronischen Arbeits- 
zeiterfassungs- und Verarbeitungssysteme. Sie bilden aber die Voraussetzung für Arbeitszeit- 
differenzierungen und-variabilisierungen größeren Umfanges. Ein weiteres Hemmnis für ei- 
ne verstärkte Implementation flexibler Arbeitszeitelemente ist die erstaunliche Persistenz 
betrieblicher Traditionen auch in der Denkstruktur des mittleren und oberen Managements. 
Überhaupt ist es Außenstehenden und vielfach gerade auch den kritischen Sozialwissen- 
schaftlern, die sich gegenüber der Annahme von der strikten Geltung des Rationalitätsmu- 
sters im Betrieb (»Verwissenschaftlichung der Produktion«) besonders empfänglich zeigen, 
schwer zu vermitteln, wie wenig dieses Bild der betrieblichen Alltagspraxis entspricht. Zwei- 
fellos gibt es Teilsysteme im Betrieb von hoher Rationalität, in größeren Betrieben ist es aber 
oftmals sehr schwierig, Rationalität und Effizienz der Teilsysteme für den Gesamtbetrieb auf 
einem gleich hohen Niveau zu integrieren?. 

Es ist also einerseits von einer langfristigen Tendenz steigenden Flexibilisierungsbedarfs auszuge- 
hen, andererseits von einem nur allmählichen Adaptionsprozeß von Strukturinnovationen an 
die bestehende Betriebstradition. 

In der wissenschaftlichen Diskussion und erst recht bei den Belegschaften ist inzwischen ei- 
ne gewisse Ernüchterung bei der Einschätzung von Möglichkeiten zur Arbeitszeitflexibili- 
sierung eingetreten. Dazu hat zum einen die Zerstörung der Unternehmerlegende aus dem 
Tarifkampf beigetragen, daß durch Arbeitszeitflexibilisierung neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden können. Denn auch die scheinheilig in den Flexibilisierungsumschlag verpackte 
Aufteilung von vollen Arbeitsplätzen in Teilzeitarbeitsplätze hat letztlich weder etwas mit 
Flexibilisierung zu tun, noch wird dadurch Arbeit mit ausreichendem Einkommen gewähr- 
leistet. Dies aber war stets die Forderung der Gewerkschaften bei ihrem Konzept der Ar- 
beitszeitverkürzung — und mußte von ihrer Aufgabenstellung her auch notwendig so for- 
muliert werden. 

Auch die eigentliche ‘Flexibilisierung’ von Arbeitszeit: eine ungleichmäßige Verteilung der 
Arbeitszeit in der Woche oder im Monat (längstens innerhalb zweier Monate), besser: “Varia- 
bilisierung’, schafft natürlich keine neuen Arbeitsplätze. Das wurde von den Unternehmer- 
verbänden rach dem Streik auch gar nicht mehr behauptet. Der kostensparende Effekt durch 
“flexibilisierte Arbeitszeit’ — z.B. »unproduktive Stunden (zu) vermeiden« (Gesamtmetall, 
1984) wurde in allen Interpretationshilfen und Umsetzungsmaterialien von Gesamtmetall 
und seinen regionalen Verbänden herausgestrichen. Flexible Arbeitszeiten wurden in erster 
Linie als Mittel angesehen, »‘schlummernde’ Leistungs-/Produktivitätsreserven zu aktivie- 
ren« (ebd.)”. 

Die andere Distanzierung kommt von den damit angesprochenen Arbeitnehmern selbst. 
Wie unsere Untersuchung der betrieblichen Umsetzung gezeigt hat, sind die von den Unter- 
nehmen eingeräumten Möglichkeiten und das Ausmaf selbstbestimmter Arbeitszeitflexibili- 
sierung, » Arbeitszeitsouveränität«, in der Praxis der neu eingeführten Flexibilisierungsmaß- 
nahmen äufserst gering. Es dominiert — außerhalb von Gleitzeitmodellen — die direktorale 
Anordnungspraxis”. 

Diese allgemeine Ernüchterung wird vielleicht dazu beitragen, daß bei der anstehenden Tarif- 
runde 1987 über weitere Arbeitszeitverkürzungen weniger ideologische Schaumschlägerei 
praktiziert wird, zumal die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit und die kommende Bundestags- 
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wahl der Bundesregierung die offene Unterstützung der Unternehmervorstellung diesmal 
eher erschwert. 


2. Verbetrieblichung: Stärkung oder Schwächung der Vertretungsmacht von 
Arbeitnehmerinteressen? 


Der Zwang zur betrieblichen Umsetzung des Tarifvertrags war einer der tarifpolitsch um- 
strittensten Punkte des Leber-Kompromisses, und es entzündete sich schnell eine Kontrover- 
se über die möglichen Folgen der »Verbetrieblichung«. Es lag nahe, in der Umsetzungsdiskus- 
sion das Konzept der betriebsnahen Tarifpolitik zu revitalisieren (siehe z.B. Sperling 1985). 
Nach dieser tarifpolitschen Konzeption sollte die betriebliche gegenüber der tarifvertragli- 
chen Ebene an Gewicht gewinnen und gleichzeitig durch eine verstärkte Einbeziehung der 
Belegschaften ein basismobilisierender Effekt — und damit letztlich eine Stärkung der Ge- 
werkschaftsarbeit von unten — erzielt werden. Falls — so die Hoffnung der Vertreter dieser 
(Minderheiten-)Position — bei der betrieblichen Umsetzung des 38 1/2-Stunden-Tarifver- 
trags eine solche offensive Aufnahme der Verbetrieblichungsstrategie des Kapitals durch die 
Gewerkschaften und ihre betrieblichen Kader gelänge, könnte sich die Verlagerung von Ver- 
handlungskompetenz auf die Betriebsebene als ein Pyrrhus-Sieg der Unternehmer heraus- 
stellen. 

Die Skeptiker hielten eine solche Stärkung der gewerkschaftlichen Vertretungsmacht für un- 
wahrscheinlich. Zum einen wurde diese Einschätzung mit dem Hinweis auf die pazifizieren- 
de Wirkung der über 10 Jahre dauernden beschäftigungspolitischen Krise untermauert, zum 
anderen auf das in der besonderen Struktur des bundesdeutschen Systems der industriellen 
Beziehungen angelegte Machtgefälle zwischen den Regelungsebenen Tarifautonomie und 
Betriebsverfassung verwiesen. Auch das für die Tarifpolitik zuständige IGM-Vorstandsmit- 
glied H. Janßen reihte sich bei den Skeptikern ein, alser kurz nach Tarifabschluß bekannte, 
»daß einer der Punkte, der uns am besorgtesten sein läßt, eben die Delegierung tarifpoliti- 
scher Aufgaben an die Betriebsräte ist« (Janßen 1984). 

Eine Gewerkschaftspolitik, die — wie in der Bundesrepublik — wesentlich auf die Aushand- 
lung betriebsübergreifender Tarifverträge ausgerichtet ist, hat strukturell mit 2 Problemen zu 
kämpfen: die nicht vollständig ausgeschöpften Verteilungsspielräume in prosperierenden 
Unternehmen und die notorische Basisferne einer hochgradig zentralisierten und effizienten 
»Tarifmaschine«. 

Gleichzeitig hat eine überbetriebliche Tarifpolitik allerdings ‚gegenüber einer betriebszen- 
trierten Politik den Vorteil der Vereinheitlichung — und zwar in zweierlei Hinsicht: Zum ei- 
nen werden die Rahmenbedingungen für die Konkurrenz der Einzelkapitale vereinheitlicht; 
solche berechenbaren und gleichen Ausgangsbedingungen für die Konkurrenz sind über- 
haupt der materielle Kern des Kapitalinteresses an betriebsübergreifenden Tarifverträgen. 
Zum anderen mindern diese flächendeckenden Tarifverträge auch die Konkurrenz der Lohn- 
abhängigen untereinander und vereinheitlichen deren Lebensbedingungen. 

Eine betriebszentrierte Gewerkschaftspolitik kann sich die größere Betriebs- und Basisnähe 
nur auf Kosten dieser vereinheitlichenden Wirkung erkaufen. Fine solche Politik läuft je- 
doch Gefahr, das prekäre Gleichgewicht zwischen der tarifvertraglichen und der betriebli- 
chen Ebene nicht mehr halten zu können. Denn bei einer Verbetrieblichung von tarifpoliti- 
schen Regelungstatbeständen werden die bislang fixen und gleichen Rahmenbedingungen 


88 Rudi Schmidt /Rainer Trinczek 


der Konkurrenz wieder zu flüssigen und betrieblich beeinflußbaren Größen, die nicht mehr 
der Konkurrenz vorgegeben sind, sondern die zu konfliktreichen und ruinösen Auseinander- 
setzungen in der Konkurrenz führen können. Dies birgt die Gefahr, daß sich der in der Kon- 
kurrenzstruktur kapitalistischer Ökonomien immer schon angelegte Betriebszentrismus zu 
Lasten der betriebsübergreifenden Solidarität der Lohnabhängigen zum manifesten Betriebs- 
syndikalismus verstärkt. Eine Aufsplitterung der Lebenschancen von Arbeitnehmern und — 
damit einhergehend — Differenzierungs- und Entsolidarisierungsprozesse wären die wahr- 
scheinliche Folge einer solchen betriebszentrierten Politik. 

Bei der Umsetzung des 38 1/2-Stunden-Tarifvertrags ließen sich die Gefahren der Verbe- 
trieblichung teilweise exemplarisch beobachten: Es kam insbesondere in Regionen mit ge- 
werkschaftlich »schwachen« Verwaltungsstellen bzw. bei sozialpartnerschaftlichen Be- 
triebsräten dazu, daß die Betriebsräte dem von Unternehmerseite definierten Betriebswohl 
einen höheren Stellenwert beimaßen als den strategischen Interesssen der Gewerkschaft: 
Die betrieblichen Interessenvertreter wurden von dem Argument der Manager »überzeugt«, 
daß nur deren Umsetzungsmodell die notwendige betriebsoptimale Anwendung des Tarif- 
vertrags darstelle, und beschränkten sich in den Verhandlungen auf Veränderungen des von 
Unternehmerseite vorgegebenen Modells — teilweise unabhängig davon, ob dieses mit den 
Vorstellungen der IG Metall konform ging. So verteidigten z.B. Betriebsräte von ihnen ab- 
geschlossene Regelungen mit Betriebsschließungstagen hartnäckig gegenüber der IG Metall, 
obwohl solche Vereinbarungen nach deren Rechtsauslegung des Tarifvertrags überhaupt 
nicht zulässig waren. Mitunter bedienten sıch die betrieblichen Interessenvertreter im Streit 
um diese — zugegebenerweise juristisch nicht vollständig geklärte — Frage sogar der Argu- 
mentation offizieller Arbeitgeberhandreichungen. Hierin zeigen sich eindeutig Ansätze ei- 
ner betriebssyndikalistischen Politik, die letztlich die Normsetzungsmacht der Gewerk- 
schaft untergräbt. 

Gleichzeitig bestätigen solche betrieblichen Verhandlungsverläufe die theoretisch abgeleitete 
Vermutung, daß der Hinweis auf die prekäre Wettbewerbsposition des Betriebs in der Regel 
genügt, um die Betriebsräte auf das gemeinsame Interesse von Beschäftigten und Kapitaleig- 
nern zu verpflichten: Die Sicherung einer starken Stellung des Betriebs in der Konkurrenz. 
Bei der Analyse der Verbetrieblichungstendenzen und ihrer Bedeutung konzentrieren wir 
unsere Darstellung im folgenden auf drei der wesentlichen Strukturmomente der betriebli- 
chen Umsetzung, wobei die Ausgangsfrage nach der Stärkung bzw. Schwächung der Vertre- 
tungsmacht für Arbeitnehmerinteressen den Orientierungspunkt für unsere Darstellung ab- 
gibt: 

a) Die »Kultur« der innerbetrieblichen Austauschbeziehungen 

b) Die Verhandlungskonstellation in Konzernbetrieben 

c) Die politisierende Wirkung des Tarifvertrags 


a) Die »Kultur« der innerbetrieblichen Austauschbeziehungen 


Alle empirischen Untersuchungen über die innerbetrieblichen Austauschbeziehungen zwi- 
schen Betriebsrat und Management belegen — bei aller Unterschiedlichkeit ihrer sonstigen 
Ergebnisse — eines: Die außerordentlich große Differenziertheit der möglichen Formen, die 
die industriellen Beziehungen auf Betriebsebene annehmen können (siehe z.B. Kotthoff 
1981; Kluge/Kneer/Schneider 1981). 
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Zwar konturieren das Betriebsverfassungsgesetz und die einschlägigen Entscheidungen der- 
Arbeitsgerichte einen rechtlich relativ stark normierten Rahmen der bundesdeutschen Be- 
triebsverfassung (s. Erd 1978). Diese normativen Vorgaben erlangen in.der betrieblichen 
Realität zum Teil jedoch nur mittelbare Wirksamkeit. Zwar werden allein die Rechtsnor- 
men staatlicherseits garantiert, d.h. sie sind juristisch sanktionsfähig, in der Alltagspraxis 
kommt diesem Handlungsrahmen aber weniger eine Verpflichtungs- denn eine Orientie- 
rungsfunktion für die Akteure der Betriebsverfassung zu (so auch: Rosenbaum 1982). Ent- 
sprechend ist bei einer empirischen Analyse der betrieblichen Austauschprozesse ein buntes 
Nebeneinander von formellen und informellen Regelungen zu registrieren, von denen sich 
letztere zum Großteil in einer rechtlichen Grauzone bewegen; einige sind sogar eindeutig il- 
legal. 

Die reale politische Kräftekonstellation in einem Betrieb wird von einer Vielzahl von Para- 
metern (z.B. der ökonomischen Lage des Betriebs, der Branchenzugehörigkeit, der Produk- 
tions- und Produktstruktur, der Managementpraxis, der Struktur der Belegschaft, dem ge- 
werkschaftlichen Organisationsgrad, dem gesellschaftlichen und politischen Bewußtsein 
der betrieblichen Akteure etc.) beeinflußt, deren Relevanz jeweils von Betrieb zu Betrieb 
unterschiedlich groß sein kann. Das jeweilige Niveau der innerbetrieblichen Austauschbe- 
ziehungen muß als Resultat eines betriebsspezifisch verlaufenden, vielfältigen historischen 
Prozesses verstanden werden. Im Verlauf einer solchen ökonomischen, politischen und so- 
zialen Betriebsgeschichte bildet sich in der Regel eine innerbetrieblich akzepierte Definition 
von »normalen« Beziehungen heraus, sozusagen eine betriebsspezifische »Kultur« der Aus- 
tauschbeziehungen zwischen Kapital und Arbeit’, die von den beteiligten Parteien getragen 
wird. Bestimmte Interaktionsformen, die sich in langjährigen, nahezu alltäglich erfolgenden 
Kontakten zwischen Management und betrieblicher Interessenvertretung eingeschliffen ha- 
ben, werden mit der Zeit zu nicht weiter hinterfragten, quasi institutionalisierten Tradi- 
tionsbeständen, zu informellen Regeln, die eine überaus starke normative Wirkung entfal- 
ten können. Dies entlastet die Betriebsparteien, führt zu gegenseitiger Berechenbarkeit, 
schafft Vertrauen und — um in der Luhmann’schen Terminologie der Systemtheorie zu 
sprechen — reduziert die Komplexität dieser sozialen Situation (Luhmann 1973). 

Wir konnten in unserer Untersuchung feststellen, daß sich in der überwiegenden Zahl der 
Fälle die beiden Verhandlungsparteien bei der Suche nach einem sicheren Orientierungs- 
pfad durch die Unwägbarkeiten der betrieblichen Umsetzung des 38 1/2-Stunden-Ver- 
trags an das normale und gewohnte Procedere — man ist beinahe versucht zu sagen: an das 
eingeübte Ritual — innerbetrieblicher Verhandlungen hielten. Sogar in den (wenigen) Fäl- 
len, bei denen dieses betriebsspezifische Normalitätsmuster verletzt wurde, mußte die bis- 
lang vertraute Normalität als Meßlatte herhalten: »Das ist bei uns sonst immer ganz anders 
abgelaufen !« 

Was als »normak« gilt, kann von Betrieb zu Betrieb durchaus verschieden sein. Hierüber de- 
finieren sich die unterschiedlichen Ausprägungen der »Kultur« der betrieblichen Austausch- 
beziehungen. Während z.B. eine »kollektive Information« der Belegschaft beim Betriebsrat 
— wozu die Arbeitnehmer streikähnlich den Arbeitsplatz verlassen — in Betrieben mit so- 
zialpartnerschaftlich strukturierten Austauschbeziehungen als grobe Verletzung des üblichen 
Modus betrachtet würde, ist dasselbe Ereignis in den (wenigen) traditionell konfliktori- 
schen Betrieben bei wichtigen Verhandlungen bereits Normalität und ruft beim Manage- 
ment nur noch halbherzige Proteste wegen des vermeintlichen Verstoßes gegen Buchstaben 
und Geist des Betriebsverfassungsgesetzes hervor. 
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In nahezu allen der von uns untersuchten Falle setzte sich die je betriebsspezifisch gewachsene 
»Kultur« der innerbetrieblichen Austauschbeziehung auch gegenüber dem potentiell innovativen 
Verhandlungsgegenstand durch — und zwar unabhängig davon, ob diese langjährig eingeübten 
und bewährten Muster nun harmonisierend oder konfliktorisch strukturiert waren. Wesentliche 
Veränderungen hin zu einer Aktivierung der Betriebspolitik fanden nicht statt, vielmehr galt in 
den meisten Betrieben: Business as usual. 

Dies verweist darauf, daß offensichtlich die Einhaltung des »normalen« Verfahrens die (in- 
nerbetriebliche) Legitimität des erzielten Ergebnisses sichert; das erfüllte Verhandlungsri- 
tual macht nämlich in aller Regel einen allseits akzeptierten Kompromiß wahrscheinlich. 
Damit besteht ein originäres Interesse am Erhalt der betriebsspezifischen Aushandlungsfor- 
men, das beide Betriebsparteien miteinander teilen. Verletzungen der betrieblichen Rituale 
bergen Risiken für die Beteiligten und werden entsprechend feinfühlig registriert; denn jede 
noch so geringe Abweichung signalisiert, daß die Legitimität des legitimationsstiftenden 
Verfahrens selbst in Gefahr zu geraten droht. Nolens volens würde damit aber der gesicher- 
te Bestand dessen, was bislang als betriebliche Normalität galt, selbst wieder zum Gegen- 
stand der betrieblichen Interessenauseinandersetzung. 

Daß in den Betrieben weitgehend der betriebspolitische Status quo gewahrt wurde bzw. ge- 
wahrt werden konnte, führen wir daher teilweise auch auf das Interesse der Geschäftsleitun- 
gen am Erhalt dieser informellen Normenstruktur der innerbetrieblichen Beziehungen zu- 
rück, deren Verletzung nur schwer kalkulierbare »soziale Kosten« verursacht hätte. Die 
eher »konservative« Umsetzungspolitik der Unternehmen und der weitgehende Verzicht 
auf die Durchsetzung der konfliktträchtigen Arbeitszeitregelungen mit einem großen Flexi- 
bilisierungsrahmen fielen den Unternehmen um so leichter, da ein aus solchen Modellen 
entspringender betriebswirtschaftlicher Nutzen häufig in Zweifel gezogen wurde. 


b) Die Verhandlungskonstellation in Konzernbetrieben® 


Ein vordringliches Problem der betrieblichen Umsetzung des 38 1/2-Stunden-Tarifver- 
trags — im Grunde jedoch ein Problem betrieblicher Arbeitnehmerpolitik generell — ist die 
Konzernzugehörigkeit von Betrieben, die aufgrund wachsender Kapitalkonzentration stän- 
dig zunimmt. Von den 38 Betrieben mit mehr als 500 Beschäftigten in unserer Untersu- 
chungsgruppe waren bereits 29 im Besitz von Konzernen. 
Während in Konzernen die wesentlichen Unternehmensentscheidungen auf überbetriebli- 
cher Ebene gefällt werden, ist das klassische Arbeitsfeld der Arbeitnehmervertretung immer 
noch der einzelne Betrieb. Der Gesamt-/Konzernbetriebsrat ist bekanntlich nicht nur von 
‚ Gesetzes wegen mit schwachen Kompetenzen ausgestattet, sondern auch die Gewerk- 
schaftspolitik ist — trotz der Konzernbetreuer beim Vorstand — weitgehend betriebszen- 
triert. 
Darüber hinaus treffen in den überbetrieblichen Mitbestimmungsgremien unterschiedliche 
Standortinteressen aufeinander. Da die einzelnen Werke innerhalb der Konzerne um die 
Zuweisung einer »sicheren« Produktion und d.h. um die mittelfristige Sicherung der Be- 
schäftigung konkurrieren, betätigen sich die Betriebsräte in diesen Gremien häufig als Lob- 
byisten »ihrer« Betriebe. Diese Standortkonkurrenz erschwert die Vereinheitlichung der 
Vertretungspolitik in den Konzernen, zumal aufgrund der faktischen Machtverteilung die 
einzelnen Standortbetriebsräte nur schwer auf eine einheitliche Gesamt-/Konzernbetriebs- 
ratslinie gezwungen werden können. 
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Auf Unternehmerseite ist dagegen die Macht an der Spitze der Konzernhierarchie konzen- 
triert. Im Vergleich mit der Arbeitnehmervertretung besteht hier das Machtgefälle entlang 
der Konzernhierarchie in entgegengesetzter Richtung: Je wichtiger eine Entscheidung ist, auf 
desto höherer Hierarchieebene wird sie gefällt und mittels Direktionsrecht nach unten 
durchgesetzt. 

Bei der Umsetzung des 38 1/2-Stunden-Tarifvertrags entschieden in den Konzernen in der 
Regel Arbeitsgruppen, die direkt bei der Konzernspitze angesiedelt waren, über die Eck- 
punkte der Betriebsvereinbarungen, die dann dezentral von den örtlichen Geschäftleitungen 
auszuhandeln waren. Häufig sahen sich daher Betriebsräte in den einzelnen Standorten mit 
Managementvertretern konfrontiert, die als ausführende Organe betriebsexterner Entschei- 
dungsgremien die Verhandlungen nicht autonom führen konnten, sondern an vorgegebene 
Richtlinien gebunden waren. 


c) Die politisierende Wirkung des Tarıfvertrags 


Gegenüber den bislangin Zusammenhang mit der Verbetrieblichungangesprochenen Punk- 
ten, die eher aufeine Schwächung der Vertretungsmacht für Arbeitnehmerinteressen hinwei- 
sen, gilt es allerdings auch gegenläufige Tendenzen hervorzuheben — wie schwach diese ge- 
genwärtig auch ausgeprägt sein mögen. 

»Arbeitszeit« wurde im Verlauf des Umsetzungsprozesses in vielen Betrieben zu einem The- 
ma unter den Beschäftigten. Die Offenheit des Tarifvertrags für unterschiedliche betriebli- 
che Arbeitszeitmodelle regte bei vielen Arbeitnehmern Reflexionen über die jeweils indivi- 
duell gewünschte Freizeitoption an. Es wurden persönliche Arbeitszeitinteressen formuliert 
und die bestehenden betrieblichen Arbeitszeitstrukturen in bezug auf die eigenen Bedürfnis- 
se hinterfragt. Dieser Prozeß weist auf eine gestiegene Sensibilität der Belegschaft für Arbeits- 
zeitfragen hin, an die die IG Metall in der nächsten Arbeitszeitrunde anknüpfen kann: Die 
Forderung nach der 35-Stunden-Woche ist heute sicherlich stärker in den Belegschaften ver- 
ankert als im Vorfeld der Tarifrunde 1984. Jedoch wurde — und das stützt wiederum unsere 
These vom Erhalt des betriebspolitischen Status quo — diesesteilweise spontane Interesse der 
Belegschaften nur ausnahmsweise von den Betriebsräten aufgenommen, unterstützt, zur Mobi- 
lisierung genutzt und als Druckmittel in den Verhandlungen eingesetzt. Mündliche oder 
schriftliche Befragungen der Belegschaft bzw. der Gewerkschaftsmitglieder zur gewünsch- 
ten Form der Arbeitszeitverkürzung sind nur in ganz wenigen Betrieben unseres Untersu- 
chungsgebiets vorgenommen worden. Daß viele Betriebsräte weder gewillt noch in der Lage 
sind, die Belegschaft wirksam zu mobilisieren, wurde an deren Handlungsweise in konflikto- 
risch ablaufenden Umsetzungen deutlich. Während die (wenigen) Betriebsräte, die von sich 
aus die Konfrontation einkalkulierten, auch die Belegschaft in die Auseinandersetzung aktiv 
einbezogen, bis hin zu Warnstreiks usw., waren diejenigen, denen die Geschäftsleitung den 
Konflikt aufgezwungen hatte — zumeist wegen der Einführung differenzierter Arbeitszeiten 
(s. Kap. 4) — fast nie in der Lage, daraufhin die Belegschaft als Gegenmacht zu mobilisieren. 
Durch den Zwangzur Umsetzungdes Tarifvertrags wurden die betrieblichen Arbeitszeitstruk- 
turen jedoch — zumindest temporär — auch zu einem zentralen Gebiet der Betriebsratsarbeit. 
Teilweise fanden hier Lernprozesse statt; die Arbeitnehmervertreter mußten mitunter ihren 
Betrieb erst wieder kennenlernen und mit Erstaunen feststellen, welches Ausmaß an Diffe- 
renziertheit das betriebliche Arbeitszeitregime bereits gewonnen hatte. 
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3. Wöchentliche Arbeitszeitverkürzung vs. Freie-Tage-Regelungen 


Im folgenden wollen wir uns auf die Kontroverse: wöchentliche Arbeitszeitverkürzung vs. 
Freie-Tage-Regelung konzentrieren, die in dieser Polarität wesentlich die betriebliche Um- 
setzungsdiskussion über die Frage der Lage und Verteilung der künftigen Arbeitszeiten be-. 
herrschte’. Die zahlreichen Varianten der beiden betrieblich favorisierten Hauptmodelle 
standen — auch im Verhandlungskalkül der beiden Betriebsparteien — zunächst hintan. Erst 
nachdem Einigkeit in der Grundsatzfrage ‘Freie Tage oder Wochenarbeitszeitverkürzung’ 
erzielt worden war, wurden mögliche Varianten diskutiert. 

Unter “wöchentliche Arbeitszeitverkürzung’ wurden solche Regelungen subsumiert, nach de- 
nen die Arbeitszeit regelmäßig jede Woche im gleichen Ausmaß verkürzt wird, d.h. die indi- 
viduelle regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit der tatsächlichen wöchentlichen Arbeitszeit 
entspricht, unabhängig davon, ob diese Verkürzungtäglich oder am Ende der Woche erfolgt. 
Daneben wird in der Umsetzungsdiskussion üblicherweise auch die Variante zur wöchentli- 
chen Arbeitszeit gezählt, nach der die Arbeitszeit jeden zweiten Freitag verkürzt wird. 

Bei Freie- Tage-Regelungen sammelt jeder Beschäftigte die Differenz zwischen der tatsächlich 
geleisteten und der vertraglich vereinbarten individuellen regelmäßigen wöchentlichen Ar- 
beitszeit (IRWAZ) zu einem Freizeitbudget an, das er durch ganztägige Freizeitentnahme 
wieder ausgleichen kann. Bei Freie-Tage-Regelungen standen zwei Varianten zur Diskus- 
sion: das sogenannte »rollierende Freischichtmodell« und Regelungen mit festen Betriebs- 
schließungstagen. Nach der ersten Variante steht den Arbeitnehmern in einem rollierenden 
System an jedem 26. Arbeitstag ein freier Tag zur Verfügung; bei Regelungen mit Betriebs- 
schließungstagen werden feste Tage vereinbart, an denen der gesamte Betrieb schließt. 

(a) Im Zentrum der Unternehmerüberlegungen zur Umsetzung des 38 1/2-Stunden-Tarifver- 
trags stand die Betriebsnutzungszeit; sie zu verkürzen, konnte grundsätzlich nicht im Kapital- 
interesse liegen. 

Überwiegend glaubten kleinere Betriebe, sich auf eine wöchentliche Arbeitszeitverkürzung 
einlassen zu können, die einer durchgängigen wöchentlichen Reduzierung der Betriebsnut- 
zungszeit gleichkommt. Häufig gehen solche Vereinbarungen mit einer großzügigen Hand- 
habung der Mehrarbeit einher, was den Betrieben »notfalls« doch eine volle Ausnutzung der 
Kapazitäten ermöglicht. 

Auch die in der Mehrzahl der Fälle von Unternehmerseite favorisierte Umsetzungsvariante 
mit festen Betriebsschließungstagen bedeutet eine Minderung der jährlichen Betriebsnut- 
zungszeit. Eine solche Regelungerlaubt es aber Unternehmen mit vorhersehbaren jahreszyk- 
lischen Produktionsschwankungen, die Betriebsschließungstage in die »Flautezeit« zu legen 
und somit eine Anpassung des Arbeitszeitvolumens an betriebsspezifische saisonale Belange 
vorzunehmen. Auf diese Weise kann trotz Arbeitszeitverkürzung eine Reduktion der Be- 
triebsnutzungszeit für den Zeitraum der bekannten saisonalen Spitzen umgangen werden — 
und exakt dies entspricht dem Interesse der Unternehmen. 

Wie oben dargelegt führt die wachsende Kapitalintensität im Produktionsbereich zu einem 
steigenden Interesse der Unternehmen daran, die Maschinenlaufzeiten nicht nur zuerhalten, 
sondern sie noch möglichst auszudehnen. Diesem Kalkül folgend wurden Umsetzungsmo- 
delle, die für sich genommen einer Minderung der Betriebsnutzungszeit gleichkommen wür- 
den, von einigen Unternehmen unter der Bedingung akzeptiert, daß durch gleichzeitige Ein- 
führung/ Ausweitung von Schichtarbeit die (Über-)Kompensation der verloren gegangenen 
Maschinenlaufzeiten gewährleistet ist. 
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Die optimale Anpassung der Betriebszeiten an je unterschiedliche betriebliche Belange stand 
also als Zielvorstellung im Zentrum des Unternehmerinteresses. Tendenziell kamen diesem 
Interesse Freie-Tage-Regelungen näher als Modelle einer wöchentlichen Arbeitszeitverkür- 
zung. i 

Diese Orientierung an Freie-Tage-Regelungen entsprach auch dem ideologischen und tarif- 
politischen Interesse des Metallunternehmerverbandes. In der Tarifauseinandersetzung 1984 
war es auch wesentlich um die 40-Stunden-Marke gegangen, die von Unternehmerseite ta- 
buisiert worden war. Der IG Metall-Parole:»Wir haben das Tabu gebrochen« (Der Gewerk- 
schafter, H. 7/1984 ), konnte der damalige Gesamtmetall-Präsident W. Thiele mit Blick auf 
die möglichen Freie-Tage-Regelungen entgegenhalten: »Auch nach der neuen Arbeitszeitre- 
gelung können die Betriebe weiterhin 40 Stunden in der Woche produzieren« (Thiele 1984). 
Die zumindest kurzfristig von einigen (zumeist konzerngebunden) Unternehmen vorge- 
nommene Betonung offensichtlich verbandspolitischer Interessen bei der betrieblichen Um- 
setzung der Arbeitszeitverkürzung wird an einer ganzen Reihe von eigentümlichen Manö- 
vern der Geschäftsleitungen deutlich; teilweise gingen sie soweit, diese Verbandslinie sogar 
unter Verstoß gegen unmittelbare ökonomische Interessen zu verteidigen. 

In einem Tochterunternehmen eines deutschen Elektrokonzerns wollte z.B. der Betriebsrat 
eine wöchentliche Arbeitszeitverkürzung am Freitag um 1 1/2 Stunden einführen; beson- 
ders bei den Arbeitern in der Wechselschicht wäre der frühe Freitagsschluß sehr begrüßt wor- 
den. Die Geschäftsleitung forderte dagegen strikt eine Freie-Tage-Regelung, um die Betriebs- 
nutzungszeit aufrechterhalten zu können. Selbst das Kompromißangebot des Betriebsrats, 
nur die Wechselschichtler in eine Freitagsregelung aufzunehmen und für die anderen Be- 
schäftigten eine Freie-Tage-Regelung einzuführen, wurde abgelehnt. Um ihrer Forderung 
Nachdruck zu verleihen, drohte die Geschäftsleitung auch mit differenzierten Arbeitszeiten, 
falls der Betriebsrat weiter auf einem frühen Freitagsschluß beharre. Die Betriebsrats-Min- 
derheit sah darin einen Bluff und wollte es zusammen mit der Mehrzahl der gewerkschaftli- 
chen Vertrauensleute auf einen Streik der Wechselschichtler ankommen lassen. Die weniger 
konfliktbereite Betriebsrats-Mehrheit hielt dies für zu riskant und schloß mit der Geschäfts- 
leitung eine Betriebsvereinbarung über eine einheitliche Freie-Tage-Regelung ab. Der Ge- 
schäftleitung war die Ablehnung dieser Arbeitszeitregelung durch große Teile der Beleg- 
schaft nicht verborgen geblieben; um sie und den Betriebsrat dafür zu gewinnen, machte sie 
so weitgehende Zugeständnisse, daß jetzt per Saldo der ökonomische Nachteil den vermeint- 
lichen Vorteil überwiegt. Sie hatte eingewilligt, die Mehrzahl der freien Tage für die Beleg- 
schaft frei wählbar zu machen und zwar jeweils an einem Freitag oder Montag; nur 3 Tage 
sollten als “Brückentage’ einheitlich für den gesamten Betrieb gelten. In der Praxis stellte sich 
heraus, daß fast ausschließlich der Freitaggenommen wird, und esdurch unregelmäßige Häu- 
fungen zur Unterbesetzung in verschiedenen Fertigungsbereichen kommt. In einer Teilefer- 
tigung mit normalerweise 15 Mann sind z.B. an einigen Freitagen des 6-Wochen-Turnus, in 
denen jeweils ein freier Taganfällt, manchmal nur noch etwa 5 bis 6 Mann anwesend, und die 
Montage muß dann an den Montagen erst die Zeit “abbummeln’, bis die volle Belegschaft in 
der Teilefertigung den nötigen Nachschub bereitgestellt hat. Es wäre für die Beurteilung des 
Verhältnisses von unmittelbar ökonomischen und verbandspolitischen Interessen aufschluß- 
reich zu wissen, ob solche Regelungen auch in Zukunft Bestand haben werden. 

b) Die IG Metall befand sich in der Frage: wöchentliche Arbeitszeitverkürzung oder Freie- 
Tage-Regelung in einem Zielkonflikt. Ursprünglich hatte sie die Forderung nach der 35-Stun- 
den-Woche in eindeutig beschäftigungspolitischer Absicht verabschiedet; »Arbeitsplätze 
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sichern und schaffen« lautete die Parole. Beschäftigungseffekte ließen sich aber unter den Bedin- 
gungen des 38 1/2-Stunden-Tarifvertrags unproblematisch lediglich bei Regelungen erzielen, 
die die Betriebsnutzungszeit aufrechterhalten, also bei rollierenden Freischichtmodellen. 
Solche Freie-Tage-Regelungen konfligieren allerdings — wie bereits erwähnt — mit der ge- 
werkschaftspolitischen Intention, die mobilisierungsträchtige Perspektive »35-Stunden- 
Woche« bei den Beschäftigten nicht zu verbauen. Dieser Zielorientierung konnten nur die 
unterschiedlichen Modelle einer wöchentlichen Arbeitszeitverkürzung gerecht werden, die 
allerdings geringere Beschäftigungseffekte zur Folge hätten. 

Der IGM-Vorstand entzog sich diesem Dilemma, verzichtete hier auf eine eindeutige Emp- 
fehlung an die Betriebsräte und gab den betrieblichen Interessenvertretern — nach langwieri- 
gem innerorganisatorischen Tauziehen — lediglich drei als akzeptabel bezeichnete Umset- 
zungvarianten mit auf den Verhandlungsweg: 

— Verkürzung der Arbeitszeit an jedem Freitag um 1 1/2 Stunden; 

— Verkürzung der Arbeitszeit an jedem zweiten Freitag um 3 Stunden; 

— Nach 26 Arbeitstagen einen ganzen Tag frei (rollierende Freischicht). 

Die Verwaltungsstelle Nürnberg glaubte dagegen, zur Wahrung des mittelfristigen tarifpoli- 
tischen Ziels der 35-Stunden-Woche dieser Vorstandslinie nicht folgen zu können, und ver- 
pflichtete die betrieblichen Funktionäre einheitlich auf eine Wochenarbeitszeitverkürzung. 
Betriebsräte, die die Frage der zukünftigen Arbeitszeitverteilung in ihren verhandlungstakti- 
schen Überlegungen bereits der möglichen Kompromißmasse zugeschlagen hatten, konnten 
sich jedoch in dieser Situation hinter der Position des Vorstands verschanzen, die auch andere 
Umsetzungsformen zuließ. 

Das Fehlen einer eindeutigen Vorgabe aus der IGM-Zentrale wertete auch die Gegenseite als 
Signal für die Kompromißbereitschaft der Gewerkschaft; die Managementvertreter glaubten 
nun, in dieser Frage lediglich mit hinhaltendem Widerstand von Gewerkschaft und Betriebs- 
räten rechnen zu müssen. 

c) Das Interesse der Beschäftigten war verständlicherweise vorrangig auf Regelungen gerichtet, 
die ihren individuellen Freizeitoptionen entgegenkommen. Diese werden teils von der spezi- 
fischen beruflichen, teils von der außerberuflichen Situation und den persönlichen Freizeit- 
interessen der Lohnabhängigen beeinflußt. 

Wegen dieser vielfältigen Einflußfaktoren lassen sich — so weit wir das erheben konnten — 
nur jeweils dominante Arbeitszeitwünsche für verschiedene Beschäftigungsgruppen ange- 
ben: Arbeitnehmer in Wechselschicht optierten eindeutig für Regelungen, durch die die 
Schichten am Freitag jeweils um 1 1/2 Stunden verkürzt werden, so daß die Spätschicht 3 
Stunden früher als bisher den Betrieb verlassen kann. Ein solches Umsetzungsmodell sichert 
den Wechselschichtarbeitern den arbeitsfreien Freitagabend, der von besonders hohem Frei- 
zeitwert ist, dasich an diesem Abend kulturelle Angebote konzentrieren. 

Dagegen dominierte bei 3-Schichtarbeitern der Wunsch nach Freie-Tage-Regelungen; dies 
war vor allem dann der Fall, wenn gesichert werden konnte, daß die Freischicht jeweilsin der 
besonders gesundheitsbelastenden Nachtschicht an Freitagen abgefeiert wird. Eine Verkür- 
zung jeder Schicht an Freitagen um 1 1/2 Stunden erschien im Hinblick auf das Arbeitsende 
der Nachtschicht um 1.30 Uhr am Samstagmorgen wenig attraktiv. 

Bei den Beschäftigten in Normalarbeitszeit waren die Arbeitszeitwünsche recht different: 
Männliche Angestellte neigten Freie-Tage-Regelungen zu, da wöchentliche Formen der Ar- 
beitszeitverkürzung der Gefahr unterliegen, daß sie durch »freiwilliges« Hinausschieben des 
Arbeitsendes letztlich kompensiert würden. Darüber hinaus entsprachen freie Tage — vor al- 
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lem in Verbindung mit Wochenenden — dem weitverbreiteten Interesse bei Angestellten an 
Kurzurlauben, die vielen Arbeitern schon aus finanziellen Gründen verwehrt sind. 

Auch Pendler sprachen sich überwiegend für Freie-Tage-Regelungen aus. Bei ihnen führt ein 
solches Modell aufgrund der eingesparten langen Wegezeiten zu einem zusätzlichen Freizeit- 
gewinn. 

Dagegen optierten familiengebundene Frauen mit der immer noch typischen Doppelbela- 
stung von Beruf und Haushalt mehrheitlich für eine wöchentliche Arbeitszeitverkürzung 
um 1 1/2 Stunden am Freitag. Dies würde ihnen erlauben, die notwendigen Einkäufe und 
Hausarbeiten von Samstagmorgen auf Freitagnachmittag zu verlegen; damit wäre ihre Ar- 
beitsbelastung an den Wochenenden zumindest eingeschränkt. 

Bei Arbeitern waren die Arbeitszeitwünsche — soweit wir das feststellen konnten — weniger 
eindeutig. Eine wöchentliche Arbeitszeitverkürzung wurde ebenso gutgeheißen wie Freie- 
Tage-Regelungen; Hauptsache war, daß die Arbeitszeit überhaupt reduziert wurde. Regelun- 
gen mit festen Betriebsschließungstagen wurden durchgängig immer dann positiv aufgenom- 
men, wenn sie als sogenannte »Brückentage-Regelungen« konzipiert waren, d. h. wenn die 
freien Tage jeweils in Zusammenhang mit einem Wochenfeiertag und/oder einem Wochen- 
ende gelegt wurden. 

Diese unterschiedlichen Freizeitoptionen der Beschäftigten zeigen, daß die Vereinbarung ver- 
schiedener Arbeitszeitformen innerhalb eines Betriebs nicht immer ausschließlich in den Hexibih- 
sierungswünschen der Unternehmen begründet sein muß. Mitunter war der Wunsch nach einer 
(regelungsarmen) einheitlichen Regelung auf Unternehmerseite größer als auf Arbeitneh- 
merseite. 


4. Die Kontroverse um die differenzierte Arbeitszeit 


Die vielleicht kontroverseste Bestimmung des Manteltarifvertrags war die Möglichkeit, diffe- 
renzierte Arbeitszeiten einzuführen. Jeder Betriebsleitung war angesichts der scharfen Ableh- 
nung durch die Gewerkschaft und die ihr darin folgenden Betriebsräte klar, daß sie bei einer 
beabsichtigten Einführung solcher Arbeitszeitformen heftige Konflikte riskieren würde. Wir 
gingen der Frage nach, inwiefern die betriebliche Entschlossenheit zur Arbeitszeit-Differenzie- 
rung mit der ökonomischen Stellung des Unternehmens am Markt korrespondierte. 
Betrachtet man die von differenzierten Arbeitszeiten betroffene Personengruppe nach den 
Auswahlkriterien, so sind es fast immer höher qualifizierte Spezialisten, Arbeitskräfte in Erig- ' 
paßbereichen oder untere Führungskräfte (z.B. Meister, Gruppenleiter), also sämtlich im obe- 
ren Lohn- und Gehaltsgruppenbereich aber noch unterhalb der AT-Regelungen. Von ihnen 
glaubt man, zur Aufrechterhaltung der Produktion ihren bisherigen Arbeitsumfang von 40 
Stunden pro Woche nicht mindern zu können. Die Bestimmung des entsprechenden Äquiva- 
lents von in 37 Stunden zu beschäftigenden Arbeitskräften war dagegen sekundär und wurde in 
Abhängigkeit von der Zahl der als unverzichtbar geltenden 40-Stündler getroffen. 

Dieses Kalkül ist ökonomisch rational unter der Voraussetzung, daß die Stellungam Markt 
günstig ist, Fertigung und Absatz floriert. Von den untersuchten 38 Betrieben waren die 
Hälfte rezessiv oder stagnierten zum Verhandlungszeitpunkt. Die andere Hälfte prosperier- 
te. Die beiden Gruppen unterschieden sich nicht hinsichtlich der unternehmerischen Ent- 
schlossenheit zur Arbeitszeit-Differenzierung. Dies deutet darauf hin, daß das Argument, 
knappe Arbeitskraft aus Gründen höherer Rentabilität oder Beschaffungssch wierigkeiten 
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umfassend nutzen zu können, jedenfalls in keinen erkennbaren Zusammenhang mit der 
Marktlage der Unternehmen gebracht werden kann. 
Eindeutig hingegen ist der Einfluß eines anderen Faktors, die Konzernbindung. Von insge- 
samt 103 untersuchten Betrieben haben 21 Betriebe differenzierte Arbeitszeiten eingeführt, 
drei Viertel davon waren konzernabhängig; davon hatte die Mehrzahl über 500 Beschäftigte. 
Unter diesen größeren differenzierenden Betrieben — insgesamt 13 — sind sogar alle kon- 
zerngebunden. 
Wir haben den Entstehungsprozeß der Forderung bei einer größeren Zahl von Konzernbe- 
trieben zu rekonstruieren versucht. In nahezu allen Fällen, wo dies gelang, war festzustellen, 
daß die Option für differenzierte Arbeitszeiten von der Konzernzentrale ausging und nicht 
von der örtlichen Geschäftsleitung. Vorgaben wurden meist pauschal formuliert, in einzel- 
nen Fällen als Zahlenvorgabe, z.B. forderte die auswärtige Zentrale eines Nürnberger Elek- 
trounternehmens, acht Prozent der Arbeitnehmer differenzierte Arbeitszeiten zuzuweisen, 
in anderen wurde eine »deutliche Zahl« verlangt. Nur in einer kleinen Minderzahl von Fäl- 
len, in denen auch ein erhöhter Produktionsdruck bestand, ging offenbar die Anregung zur 
Differenzierung von Arbeitszeiten vor der örtlichen Geschäftsleitung aus, dann aber eher in 
einer kompromißorientierten Form. 
Berücksichtigt man die dominante Rolle, die die Konzerne bei der Formulierung der Tarıfpo- 
litik im Rahmen von Gesamtmetall und in den regionalen Verbänden gespielt haben, wird 
evident, daß die Durchsetzung der Arbeitszeit-Differenzierung zwischen 37 und 40 Stunden, 
die propagandistisch für die These von der neuen Flexibilisierung der Arbeitszeit eine so gro- 
ße Bedeutung gehabt hat, offensichtlich nicht so sehr ökonomisch, sondern in erster Linie ver- 
bandspolitisch begründet worden ist. Dafür spricht auch die geringe Zahl der von differenzier- 
ten Arbeitszeiten betroffenen Personen. In den differenzierenden Betrieben wurde lediglich 
für durchschnittlich 8,8% der Beschäftigten eine andere individuelle regelmäßige wöchentli- 
che Arbeitszeit vereinbart als 38,5 Stunden. Bezogen auf die Gesamtheit der Beschäftigten in 
den von uns berücksichtigten 103 Betrieben sind nur 3,4% der Metallarbeitnehmer direkt 
von Differenzierungmaßnahmen betroffen®. Man kann also davon ausgehen, daß der Wider- 
stand gegen diese neuen Arbeitszeitregelungen in den Betrieben — von den Geschäftsleitun- 
gen bis zu den Belegschaften — groß gewesen ist. 
Ein Beispiel zur Ilustration: Die Geschäftsleitung eines Konzernbetriebs war gegen die um- 
fassende Arbeitszeitdifferenzierung, die ihr der Konzernvorstand vorgeschrieben hatte — 
von dem ein Mitglied wiederum im Vorstand des Unternehmerverbandes saß. Die Arbeits- 
zeitdifferenzierung sollte im Angestelltenbereich durchgeführt werden, auch im Bereich von 
Entwicklung und Konstruktion. In kluger Vorausberechnung der Reaktion der Beschäftig- 
ten gab der Personalchef den Abteilungsleitern den Auftrag, quer durch ihre Abteilungen je 
zur Hälfte 40-Stündler und 37-Stündler auszuwählen. Dieses Vorhaben führte zu massiven 
Protesten und teilweise zu Empörung. Ingenieure, die wohl noch nie daran gedacht hatten, 
erklärten, sie würden streiken, wenn dieser Plan Realität annähme. Die Geschäftsleitung mel- 
dete die Unruhe an die Konzernleitung und bekam freie Hand für eine sog. kleine Lösung, in 
der nur eine relativ geringe Zahl 40-Stündler in ausgewählten Bereichen, im Einverständnis 
mit dem Betriebsrat aber keine 37-Stündler gefunden wurden. Die Verletzung des Tarifver- 
trags in diesem Punkt — Wahrung des Durchschnitts von 38 1/2 Stunden für die gesamte Be- 
legschaft — nahm der Betriebsrat hier wegen der Vermeidung der künftigen finanziellen Be- 
nachteiligung der 37-Stündler in Kauf. 
Daß die Gewerkschaft und die Betriebsräte differenzierte Arbeitszeiten möglichst verhin- 
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dern wollten, um die kollektive Willensbildung nicht noch weiter zu erschweren, liegt auf 
der Hand. Warum aber waren solche Arbeitzeitregelungen auch bei den meisten Geschäfts- 
leitungen nicht sehr erwünscht? Dafür gibt es zwei wesentliche Gründe: 

1. Eine deutliche Aufspaltung der Belegschaft bewirkt immer Unruhe und Ärger bei den Be- 
troffenen, mit dem Betriebsrat sowieso, und man konnte jaauch nicht wissen, wieweit der die 
Belegschaft dagegen aufwiegeln würde. 

2. Die personalwirtschaftliche Steuerung ist aufwendig. Es müßte die genaue Entsprechung 
von 40-Stündlern und 37-Stündlern gefunden werden; es galt nämlich, dem Betriebsrat mo- 
natlich nachzuweisen, daß der betriebliche Durchschnitt von 38 1/2 Stunden gewahrt blieb. 
Den Mehrbedarf an qualifizierten Arbeitskräften zu decken, hätte — wenn dies zeitweilig 
nicht durch Zukauf auf dem externen Arbeitsmarkt erreichbar gewesen wäre — wie auch bis- 
her schon durch Überstunden geleistet werden können. Mehrkosten würden kurz- und mit- 
telfristig gegenüber dem Modell differenzierter Arbeitszeiten nicht entstehen, denn den 37- 
Stündlern muß janach dem Tarifvertrag über vier Lohnrunden hinweg auch ein Lohnaus- 
gleich gezahlt werden. 

Wie stellten sich nun die Betroffenen dazu? Unter den Spezialisten und Funktionsträgern, denen 
weiterhin eine individuelle regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden zugewiesen 
wurde, war die Ablehnung im allgemeinen gering. Gewöhnlich haben auch im Tarif bezahlte 
Ingenieure in Entwicklungs- und Konstruktionsabteilungen oder untere Führungskräfte häufig 
länger als 40 Stunden die Woche gearbeitet. Sie waren der sachrationalen Verpackung der unter- 
nehmerischen Argumente auch besonders zugänglich. Schließlich bedeutete die Einordnung in 
die Gruppe der 40-Stündler auch die prestigeträchtige Adelung zum Unentbehrlichen, worauf 
besonders Angestellte mit ihren subtilen Konkurrenzmechanismen durchaus Wert legen. 
Unbehagen oder Ärger wurde hingegen nur von seiten der Arbeiter laut, qualifizierten Fach- 
arbeitern an Engpaßmaschinen, die mit einem gewissen Grimm mitansehen mußten, wie ih- 
re Kollegen freitags schon 1 1/2 Stunden früher den Hammer hinwarfen oder acht Tage im 
Jahr zusätzlichen »Urlaub« nehmen konnten. Daran wird nicht nur deutlich, daß Arbeiter 
weniger prestigeanfällig sind, was unter anderem auch an den geringeren Karrierechancen 
liegt, sondern daß für die eigene Zufriedenheit der unmittelbare Vergleich mit der Arbeits- 
zeitpraxis von Kollegen wichtig ist. 

Die Gruppe der 37-Stündler bildete in den Betrieben das größte Verhandlungsproblem. Die Be- 
triebsräte waren in klarer Übereinstimmung mit der Gewerkschaft gegen jede individuelle Ar- 
beitszeitdifferenzierung, vor allem um die Regelarbeitszeit für die Belegschaft zu erhalten und 
um keine zusätzlichen, konkurrenzfördernden Subgruppen entstehen zu lassen. Während aber 
ihr Widerstand gegenüber den 40-Stündlern weniger ausgeprägt war, weil dieser Arbeitneh- 
merbereich ohnehin nicht eben gewerkschaftlich stark organisiert ist, kämpften sie in der Regel 
vehement um jeden 37-Stündler. Sie argumentierten in erster Linie mit dem Einkommensver- 
lust, den diese ohnehin in niedrigen Einkommensstufen angesiedelte Gruppe nach Ablaufen 
der Ausgleichsfrist gegenüber den 38 1/2-Stündlern hinnehmen müßte. Um diesen Konflikt zu 
entspannen, willigten die Geschäftsleitungen hier vielfach in das Prinzip der Freiwilligkeit ein 
und ergänzten es um soziale Kriterien wie Alter, Behinderung etc. In Einzelfällen wuchs da- 
durch die Anzahl von Aspiranten auf einen 37-Stunden-Arbeitsplatz über das von den Ver- 
handlungsparteien beschlossene Volumen hinaus. Ein Betrieb führte sogar Wartelisten ein. Bei 
denjenigen, denen die 37-Stunden- Arbeitszeit oktroyiert worden war, herrschte aber überwie- 
gend Unbehagen und eine gewisse Mißstimmung über die damit verbundene Diskriminierung, 
weniger bei Frauen als bei Männern, wenn diese weder alt noch krank waren. 
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5. Tarifpolitische Schlußfolgerungen 


Selten in der deutschen Nachkriegsgeschichte ist ein Tarifkonflikt so kontrovers wahrge- 
nommen und interpretiert worden wie der Streik um die 35-Stunden-Woche 1984. In dem 
gesellschaftlichen Lager, das sich mit der Gewerkschaftsforderung identifizierte und mit die- 
sem strategisch offensiven Konzept die verschiedensten politischen Erwartungen verknüpf- 
te, war die Auffassung allgemein, daß mit diesem Arbeitskampf die gesellschaftspolitischen 
Weichen für die Entwicklung der nächsten Jahre gestellt würden. Am prononciertesten wur- 
de diese Position von Oskar Negt formuliert, der sich eine »konsequente Arbeitszeitpolitik« 
unter krisenhaften Bedingungen nur als »politische(n) Machtkampf« vorstellen kann, »als 
Kampf um die Prinzipien gesellschaftlicher Organisierung von Arbeit, ja einer freien und ge- 
rechten Gesellschaft selbst« (Negt 1984, S. 13). Daß Arbeitszeitverkürzung »an die Grundfe- 
sten des Herrschaftssystems (rührt)«(a.a.O.,$. 19), ging wohl über die Intention der Gewerk- 
schaften hinaus, wurde so aber auch von der Gegenseite, den Kapitalmagnaten und der ihnen 
gewogenen Bundesregierung gesehen; Arbeitgeberpräsident O. Esser: »Diesmal ging es letz- 
ten Endes um die politische Frage des Wirtschaftssystems« (Esser 1984, S. 5). - 
Diese Deutung war wohl zu hoch gegriffen, denn es stand ja nicht die Abschaffung des Privat- 
eigentums an Produktionsmitteln auf dem Programm. Dennoch überrascht, wie groß die In- 
tegrationskraft des bundesrepublikanischen Systems der industriellen Beziehungen für vor- 
her als so konträr angesehene Gestaltungsprinzipien wie pauschale Arbeitszeitverkürzung 
und Flexibilisierung der Arbeitszeit ist. Das wurde erst vor kurzem mit dem Tarifvertrag für 
das Berliner Heizungshandwerk demonstriert (s. FR v. 5.7.1986). Hier sind neue Elemente der 
Tarifgestaltung (Stufenplan der Arbeitszeitverkürzung mit der 37 1/2-Stunden-Woche bis 
1988, Einführung eines Qualifikationsurlaubs, Verpflichtung zum Freizeitausgleich für 
Mehrarbeit von der ersten Stunde an, Einführung des Monatslohns) mit solchen einer erwei- 
terten Flexibilisierung verknüpft. Die auch in diesem Vertrag — u.a. mit 3-jähriger Laufzeit 
und niedrigen Lohnzuwächsen erkauft — enthaltenen Pferdefüße relativieren sich allerdings 
vor dem Hintergrund der ohnehin bei den Heizungsinstallateuren (wie auch in anderen Bau- 
berufen) üblichen irregulären Arbeitszeitpraktiken. 

Zur tarifpolitischen Einschätzung der gegenwärtigen Situation und der Entwicklungsper- 
spektive muß man sich noch einmal der Ausgangsbedingungen versichern. Mit der erklärten 
"Absicht, im Anfangsschwung der Wenderegierung auch gleich die stärkste Gegen-Bastion, 
die Gewerkschaften, auf dem Weg zur Neuformierung des Verhältnisses von Lohnarbeit und 
Kapital zu schleifen, d.h. die Arbeitsverhältnisse zu individualisieren, zu entrechtlichen und 
gleichzeitig nach den unternehmerischen Interessen zu flexibilisieren, war bereits vor der 
1983 eingeleiteten Tarifrunde ein politisches Programm gegen die Gewerkschaften aufge- 
stellt worden. Die von diesen langfristig angezielte Arbeitszeitverkürzung zur Sicherung ih- 
rer Vertretungsmacht ebenso wie zur Verbesserung der Lebensbedingungen von Arbeitslo- 
sen und Beschäftigten mußte eine um so größere Bedeutung und damit einen offensiven und 
politischen Charakter erhalten, der dieser Forderung so zunächst nicht inhärent war. 
Nachdem mit dem Streikergebnis der status quo gerade noch gewahrt werden konnte, trat 
Ernüchterung auf beiden Seiten ein. Die Auseinandersetzung verlagerte sich auf die Ebene 
des Staats: weiterer Abbau von Arbeitsschutzgesetzen, und auf die Betriebe: Umsetzung des 
Tarifvertrags. Resümiert man diese Vorgänge für eine Analyse der aktuellen Kräftevertei- 
lung, so ist unverkennbar, daß sich in den letzten drei Jahren die politischen Rahmenbedin- 
gungen und die gesellschaftspolitischen Handlungsvoraussetzungen für die Gewerkschaften 
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weiter verschlechtert haben. Es spricht einiges dafür, daß die Unternehmer sich mit dem Er- 
reichten roll back einstweilen zufrieden geben, weil der Streik und die Gewerkschaftskam- 
pagne gegen den $ 116 AFG ihnen doch gezeigt haben, daß die deutsche Gewerkschaftsbewe- 
gung auch in der Krise handlungsfähig geblieben ist. Vorläufig zumindest hat sich die Ausein- 
andersetzung wieder auf den Kampf um den kleinen Geländegewinn bei Tarifnormen und 
ım Betriebsalltag verlagert. 

Die hier vor allem relevante Frage ist, ob es die Gewerkschaften vermocht haben, an ihrer 
‘zweiten Front’: in den Betrieben durch die Betriebsräte und die Belegschaften etwas von dem 
verlorenen Terrain wieder zurückzuerobern. Die Antwort darauf ist unterschiedlich und 
kann nur vorläufig gegeben werden, zu unübersichtilch ist das Gelände. 

In mancher Hinsicht kann auch von einer Inkubationszeit nener Arbeitszeitformen gespro- 
chen werden. Die nötige Klarheit zu gewinnen wird dadurch erschwert, daß aktuelle Renta- 
bilitätskriterien bei der betrieblichen Umsetzung häufig anderen, nämlich verbandspoliti- 
schen oder betriebspolitischen Erwägungen untergeordnet wurden, und es vorerst nicht zu 
erkennen ist, ob bzw. wann solche ‘Vorleistungen im Dienste des allgemeinen Kapitalinteres- 
ses’ oder langfristiger Konzerninteresen ihren konkreten Nutzen bringen bzw. revidiert wer- 
den müssen. 

Um mehr Klarheit über die langfristige Entwicklung unternehmerischer Arbeitszeitpolitik 
zu gewinnen, muß auf die vom Weltmarkt, von der veränderten Produktstruktur, den Kapi- 
taleinsatz- und Verwertungsbedingungen und auf die von der Produktionstechnik gesetzten 
Voraussetzungen rekurriert werden. Der daraus folgende Zwang zu marktnäherer Produk- 
tion und die neuen technisch-organisatorischen Möglichkeiten zu flexibler Fertigung wer- 
den auch ihre arbeitspolitischen Konsequenzen nach sich ziehen. Zwar ist langfristig mit ei- 
ner zunehmenden Entkoppelung des Mensch-Maschine-Arbeitssystems zu rechnen, aber für 
den von uns absehbaren Zeitraum spielen solche Möglichkeiten keine nennenswerte Rolle. 
Die Unternehmer werden deshalb weiter darum bemüht sein, Produktionsschwankungen in 
erster Linie über Maßnahmen betrieblicher Arbeitszeitgestaltung aufzufangen. Das bisherige 
Instrumentarium: Mehrarbeit, Kurzarbeit, Schichtarbeit, Leiharbeit, Entlassungen oder 
Neueinstellungen von Arbeitskräften kann nun durch variabilisierte Arbeitszeitformen und 
individuell unterschiedliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeiten (zwischen 37 und 40 
Stunden) erweitert werden. Bemerkenswerterweise sind diese beiden kapitaladäquatesten 
“Flexibilisierungs’-Formen bei der betrieblichen Umsetzung am wenigsten angewandt wor- 
den. Das hat nun weniger damit zu tun, daß sich die verstärkten Flexibilitätsanforderungen 
kurzfristig noch nicht so stark in den Betrieben auswirken als damit, daß die Bedingungen für 
ihre Einführung nicht sonderlich günstig sind und der Nutzen ungewiß bleibt. 

Die variabilisierten Arbeitszeitformen spielen offensichtlich deshalb noch keine große Rol- 
le, weil der Ausgleichszeitraum von zwei Monaten, innerhalb dessen die wöchentliche Ar- 
beitszeit um den Durchschnitt von 38 1/2 Stunden nach oben bis 48 bzw. 54 h (AZO) und 
entsprechend nach unten schwanken kann, den Unternehmen nicht groß genug ist. Ange- 
strebt wird der Jahresarbeitszeitvertrag. Wenn ihnen die Erweiterung des Zeitrahmens über 
zwei Monate hinaus gelingt, werden solche Arbeitszeitformen für die Unternehmen eine er- 
hebliche Attraktivität gewinnen (Einsparung von Personal und von Mehrarbeitszeitzu- 
schlägen). 

Demgegenüber ist die Zukunft der differenzierten Arbeitszeiten nicht vorauszusehen. Gut 
materialistisch wäre anzunehmen, daß die ökonomischen Interessen sich allmählich vor die 
kurzfristigen taktischen Überlegungen drängen werden und die in den Betrieben ungeliebte 
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differenzierte Arbeitszeit zum Verschwinden bringen. Es wäre aber auch umgekehrt denkbar, 
daß die Unternehmerverbände die Funktion der differenzierten Arbeitszeit als Speerspitze ge- 
gen die Regelarbeitszeit nutzen, um damit die Aushebelung der normativen Schutzfunktion 
zugunsten weitergehender Flexibilisierungen zu betreiben. Wenn dies Kalkül Erfolg haben 
sollte, könnte man es auf etwas Sand im Getriebe schon ankommen lassen. 

Eine Prognose über den künftigen Stellenwert differenzierter Arbeitszeiten in der Unterneh- 
mensstrategie läßt sich schwer stellen. Es ist denkbar, daß eine gewisse Zahl von Unterneh- 
men ein für die Beteiligten passables Arrangement mit diesem Modell finden wird und es als 
ein Mittel zur betrieblichen Flexibilisierungsstrategie nutzen will. Die Arbeitszeitdifferenzie- 
rung kann auch durch Ausweitung des Differenzierungsrahmens zwischen z.B. 35 und 40 
Stunden an Attraktivität gewinnen und dann Teilzeitarbeit zwischen 20 und 35 Stunden er- 
leichtern. Schließlich ist denkbar, daß das Modell differenzierter Arbeitszeiten zur Verhand- 
lungsmasse im Tarifpoker gehört und wegen praktischer Irrelevanz für andere Ziele geopfert 
wird. 

Insgesamt ist bei der Beurteilung der flexiblen Arbeitszeitformen nicht davon auszugehen, 
daß die Unternehmer das erreichte Flexibilitätsniveau aufgeben, aus den dargelegten Grün- 
den ist eher mit dem Verlangen nach einer Ausweitung zu rechnen. Andererseits werden die 
aufgezeigten organisatorischen Schwierigkeiten bei der Bewältigung umfassender Arbeits- 
zeitflexibilisierung und der registrierte bzw. antizipierte Widerstand seitens Belegschaft, Be- 
triebsrat und Gewerkschaft die Unternehmer im allgemeinen nur zu moderat erweiterten 
Flexibilisierungskonzepten veranlassen — was Maximalforderungen bei Tarifverhandlungen 
keinesfalls ausschließt. 

Mit der Flexibilisierung der Arbeitszeit häufig eng verbunden ist die Ausdehnung der Be- 
triebsnutzungszeit. Diese Form der Verflüssigung fester Arbeitszeit-Standards dürfte wohl 
die problematischste Seite der Neugestaltung betrieblicher Arbeitszeitmuster sein. Durch Einbe- 
ziehung der Samstags- und Wochenendarbeit und vor allem der Nachtschichten wird schon 
jetzt in vielen Betrieben — und zwar unabhängig vom Tarifvertrag über die 38 1/2-Stunden- 
Woche — eine teilweise erhebliche Ausdehnung der Betriebsnutzungszeit vorgenommen. 
Man darf nicht übersehen, daß die hierin liegenden Gefahren für die sozialen Bedürfnisse, 
für die Gesundheit und die allgemeine Lebensqualität teilweise höher zu veranschlagen sind 
als die durch mögliche Schwankungen der Arbeitszeiten auf der Basis des jetzigen bzw. ei- 
nes eventuell erweiterten Variabilisierungsrahmens verursachten Nachteile. Hieran wird 
deutlich, wie sehr sich inzwischen die betrieblichen Arbeitszeitstrukturen zu einem eigenen 
Gestaltungsbereich der Arbeitspolitik ausgeweitet haben und daher künftig vermehrt Be- 
rücksichtigung in der Tarifpolitik finden müssen, gerade auch deshalb, weil der großzügige 
Rahmen der gesetzlichen Arbeitszeitordnung (AZO) den Unternehmern sehr weite Spiel- 
räume läßt. j 

Bislang ist die Festlegung der betrieblichen Arbeitszeiten weitgehend ohne Mitwirkung der 
Arbeitnehmer vor sich gegangen. Mit der Flexibilisierung ist schon seit einigen Jahren von 
Unternehmerverbänden, Publizisten und Wissenschaftlern die Möglichkeit von mehr Ar- 
beitszeitautonomie für die Beschäftigten in Verbindung gebracht worden. Unseren Ergebnis- 
sen zufolge wird faktisch von den Unternehmensleitungen nach wie vor die Bedeutung eines 
Motivationsstimulus für Arbeitnehmer durch selbstbestimmte Arbeitzeitformen gegenüber 
dem Interesse an einem möglichst uneingeschränkten betrieblichen Arbeitszeitregiment ge- 
ring eingeschätzt: Von mehr Arbeitszeitautonomie als Folge von nen eingeführten Flexibilisie- 
rungsmajsnahmen kann beim Gros der Beschäftigten nicht gesprochen werden. 
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Die Betriebsvereinbarungen sehen Wahlmöglichkeiten bzw. Mitentscheidungen im allgemei- 
nen nur bei zwei Formen der Arbeitszeitgestaltung vor, bei Systemen ‘gleitender Arbeitszeit’ und 
bei Freie- Tage-Regelungen. Mit ‘gleitender Arbeitszeit” hat ein bereits bestehendes System 
"beeinflußbarer Zeitbestimmung durch die Umsetzung des Manteltarifvertrags eine begrenz- 
te Ausweitung erfahren. Es ist aber nur in ca. einem Drittel der Betriebe eingeführt — aller- 
dings mit steigender Tendenz — und gilt mit wenigen Ausnahmen nur für Angestellte. In ei- 
nigen Betrieben mit Freie-Tage-Regelungen kann ein Teil der Tage nach Rücksprache mit 
dem Vorgesetzten selbst bestimmt werden. Die Formulierungen sind hier überwiegend so ge- 
wählt, daß die betrieblichen Interessen im Zweifel immer Vorrang haben. Lediglich in ganz 
wenigen Fällen gibt es für Arbeitnehmer einen vertraglichen Anspruch auf weitgehende Mit- 
entscheidung über Lage und Dauer der zusätzlichen arbeitsfreien Zeit. Wenn nicht künftig 
mehr Druck von den Betriebsräten und Belegschaften ausgeht, wird es auch nicht mehr Au- 
tonomie in der Arbeitszeitgestaltung geben. 

Die erstmals in den Betrieben stattfindende Diskussion über unterschiedliche Arbeitszeitmo- 
delle hat bei vielen Belegschaftsgruppen Vorstellungen über alternative Optionen entstehen 
lassen, die aber in der Regel keine eigenständig artikulierte Form annahmen, weil die Be- 
triebsräte nur selten interessiert daran waren, die Belegschaftsmeinung via Basismobilisie- 
rung in den Verhandlungsprozeß einzubringen und sich mit Gesprächen am Arbeitsplatz, 
Vertrauensleute-Informationen und gelegentlich verteilten Flugblättern begnügten. Im 
Zweifelsfall schätzten die Betriebsräte den Wert eines einheitlichen — wenn auch fiktiven — 
Belegschaftswillens gegenüber der Geschäftsleitung höher ein als die tatsächliche Ermittlung 
der Arbeitnehmerwünsche, weil sie darin die Gefahr der Verselbständigung widersprüchli- 
cher Gruppenmeinungen sahen. 

Für eine künftige Arbeitzeitpolitik der Gewerkschaften wird es aber von Belang sein, jenseits 
der taktischen Distanzierung der Betriebsräte von den Belegschaftsoptionen, zwischen ge- 
nuinen Gruppenwünschen wie den von Schichtarbeitern oder Pendlern und den leichter zu 
vereinheitlichenden Präferenzen einer relativ homogenen Gruppe, wie z. B. Arbeitern in 
Normalschicht mit geringem Pendleranteil, zu unterscheiden. Hier muß in der Tarifpolitik 
zwischen interessenvereinheitlichender Pauschalität bzw. Standardisierung und bedürfnisnaber 
Differenzierung von Arbeitszeit die richtige Balance gefunden werden. Die größte Mobilisie- 
rung gelang in der Umsetzung immer dort, wo entweder eine eindeutig negativ gewertete Ar- 
beitszeitregulierung wie die differenzierte Arbeitszeit (IRWAZ zwischen 37 und 40 Stunden) 
abgewehrt werden sollte oder aber aus der Interesenlage einer bestimmten Belegschaftsgrup- 
pe heraus, wie z.B. von den Wechselschichtlern bei Grundig-Langwasser, mit Arbeitsnieder- 
legungen ein früher Freitagsschluß erzwungen wurde, der wegen des besonderen Freizeit- 
werts für diese Gruppe auch einen hohen Identifikationswert hatte. 

Die unmittelbar politisierende und basismobilisierende Wirkung der betrieblichen Umset- 
zung war im allgemginen schwach. Es hat aber im Umsetzungsprozeß bei den Beschäftigten 
und Betriebsräten eine allgemeine Sensibilisierung für Arbeitszeitfragen stattgefunden, was 
ein gewisses Politisierungspotential für die anstehende Tarifrunde zur Arbeitszeitverkürzung be- 
deutet. Um dieses Potential zu fördern und zu nutzen, ist ein gewisser Differenzierungsspiel- 
raum für die Betriebe sinnvoll. 

Andererseits steht die IG Metall vor großen Problemen bei der Abwehr der von den Unter- 
nehmern zu erwartenden weitergehenden Flexibilisierungsforderungen. Es ist aus verschie- 
denen Gründen nicht anzunehmen, daß sie es 1987 wegen weiterer Arbeitszeitverkürzung 
auf einen Streik ankommen lassen will, einige Anhaltspunkte sprechen dafür, daß bei den 
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Unternehmerverbänden von der gleichen Disposition auszugehen ist. Wenn der zu erwar- 
tende Kompromiß also nur mit gewissen Zugeständnissen erreicht werden kann, ist es wich- 
tig, sich angesichts der Erfahrungen aus der Umsetzung des 38 1/2-Stunden-Tarifvertrags 
über die Essentials gewerkschaftlicher Arbeitszeitpolitik klarzuwerden. 

Mit Hinblick auf die Wahrung von Vertrerungsmacht und Aktionsfähigkeit muß der Ge- 
werkschaft an möglichst einheitlichen Interessen gelegen sein. Während sie hierüber in einer 
permanenten, aber unvermeidlichen Spannung mit den unterschiedlichen Arbeitnehmer- 
gruppen sich befindet, liegt der aus dieser Zwecksetzung hervorgehende Anspruch auf die 
Kollektivität der Arbeitsvertragsbeziehungen sowohl im eigenen wie im Interesse der lohn- 
abhängig Beschäftigten. Der unternehmerischen Tendenz zur Individualisierung der Ver- 
tragsbeziehungen muß sie entgegenwirken. Insofern ist bei allem unterstellbaren Wandel der 
Lebensbedingungen und Bedürfnisse ein bestimmtes Maß an genereller Normativität des Ar- 
beitsverhältnisses für eine wirksame gewerkschaftliche Interessenvertretung ebenso unerläßlich 
wie für die individuelle Interessenwahrung. Das gilt auch für die tarifliche Arbeitszeitgestal- 
tung. Trotz wachsender Bedürfnisse zu differenzierter Arbeitszeitgestaltung ist das indivi- 
duell gewünschte Variabilisierungsmaß offenbar deutlich geringer, als von Verfechtern einer 
weitgehenden Flexibilisierung der Arbeitszeit unterstellt wird. Untersuchungen über die 
Gleitzeitpraxis zeigen z.B., daß ca. 80 % der Beschäftigten nach Wahl eines ihnen genehmen 
täglichen Zeitrahmens ziemlich regelmäßig die gewählten Anfangs- und Endzeiten der Ar- 
beit einhalten. Das weist darauf hin, daß es ein ausgeprägtes Bedürfnis nach Normalität auch im 
individuellen täglichen Zeitbudget gibt, das aus den verschiedensten sozialen und individuel- 
len Gründen nur selten durchbrochen wird bzw. durchbrochen werden kann. Eine Gewerk- 
schaft, die den Variabilisierungsspielraum von Arbeitszeit begrenzt hält, verletzt damit nicht 
notwendigerweise individuelle Interessenlagen. 

Auf der anderen Seite ist auch nicht zu erwarten, daß die Erosion des über Jahrhunderte ge- 
wachsenen, soziokulturell legitimierten Wochenrhythmus auf Dauer über beliebig viele fle- 
xible Arbeitszeitmuster zu dessen völliger Destruktion führen wird. Die Vorstellung vom to- 
tal disponiblen Arbeitssubjekt bleibt ein Wunschtraum der Unternehmer. Daß gelegentlich 
auch mancher “Vordenker” die umfassende Flexibilität des Individuums proklamiert, liegt 
vermutlich — wenn er nicht gerade im Dienste von Werbung oder Freizeitindustrie steht — 
an der blinden Übertragung der für die Alltagssituation des Intellektuellen typischen, prinzi- 
piellen Dispositionsfreiheit über Zeit auf die Situation von Normalarbeitnehmern. Insofern 
verteidigen die Gewerkschaften auch keinen Anachronismus, wenn sie den Normalarbeitstag 
und das Normalarbeitsverhältnis weiterhin zur Grundlage der Arbeitsvertragsbeziehungen er- 
klären. 

Daß die IG Metall — bei aller Unbewäglichkeit die man ihrer “Tanker’-Eigenschaft zuge- 
schrieben hat — dennoch fähig ist, inzwischen an ihrer Arbeitszeitpolitik laut gewordene 
kritische Gedanken und neue Eiwicklängen; praktische Probleme und unterschiedliche 
Bedürfnisse aufzunehmen, beweist das in diesem Heft auszugsweise abgedruckte Positions- 
papier zu »Arbeitszeitflexibilisierung und Arbeitnehmerinteressen« von der tarifpolitischen 
Abteilung des Vorstands. Es soll hier nicht weiter kommentiert werden; wo es nicht für sich 
spricht, mag unser Erfahrungsbericht kritische Interpretationshilfe leisten. An den Abwei- 
chungen des künftigen Tarifvertrags von diesem Programm wird man 1987 nicht nur den 
aktuellen Stand des Kräfteverhältnisses, sondern auch die Entwicklungsperspektiven able- 
sen können, nach denen sich künftig die industrielle Arbeitszeitpolitik gestalten wird. 
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Anmerkungen 


1 Die Datenbasis besteht aus den Betriebsvereinbarungen von 103 Betrieben und dem Material, das 
bei der begleitenden Untersuchung des Aushandlungs-Prozesses in 38 Betrieben mit mehr als 500 
Beschäftigten im Raum Nürnberg/Fürth/Erlangen erhoben wurde. In diesen Betrieben wurden 
zwiscben 1984 und 1986 u.a. mehrfach Intensivinterviews mit Betriebsräten, Vertrauensleuten und 
teilweise auch mit Vertretern der Geschäftsleitungen geführt. 

An dem Projekt haben ferner Jochen Soyez, Betina Volk, Margit Volkmann und Elisabetb Werner 
mitgearbeitet. 

2 Das drückt sicb auch in der von Dohse (1986, $. 107) dargelegten Differenz zwischen normativer 
und empriiscb orientierter Managementsoziologie aus. 

3 Kritisch zum vermeintlich arbeitsplatzschaffenden Effekt s. Rürup/Struwe, 1984. Zu dem Problem 
der Arbeitszeitflexibilisierung existierte bereits vor dem Streik eine umfangreicbe Literatur; unter 
den kritischen Beiträgen finden sich die relevantesten in den WSI-Mitteilungen, vgl. auch Prokla 
Nr. 46. 

4 Dies Ergebnis steht ganz im Gegensatz. zu den Hoffnungen, die einige Autoren wie z.B. B. Teriet 
(1977 et passim) oder die von Th. Schmid (1985) versammelten mit der “flexiblen Arbeitszeit” für das 
Desiderat größerer ‘Arbeitszeitsouveränität’ verbinden. 

5 Unsere Ausführungen zur »Kultur« der innerbetrieblichen Austauschbeziehungen beschränken 
sich auf die Beziebungen zwischen Management und Betriebsrat. Ähnliche Überlegungen, die sich 
aber sehr viel stärker auf die Beziehungsstruktur zwischen Management und Belegschaft beziehen, 
werden von Kotthoff (1985) angestellt. Auch die »informelle Normstruktur« (Dombois 1980) der 
Beziebungen zwischen Arbeitern und ibren unmittelbaren Vorgesetzten und — aus einer anderen 
Perspektive — die betriebsspezifischen »innerberrieblichen Handlungskonstellationen« (Weltz/ 
Lullies 1984) verweisen auf die Notwendigkeit, solche handlungsrelevanten betriebskulturellen 
Phänomene stärker bei arbeits- und betriebspolitischen Analysen zu berücksichtigen. 

6 Die spezifische Problematik von Interessenvertretung in konzernabhängigen Betrieben muß — 
trotz gelegentlicher Hinweise in den Arbeiten des WZB-Konzern-Projekts (Dohse, Jürgens, 
Malsch), so z.B. bei Dohse (1986) — immer noch als Leerstelle der bundesdeutschen industrie- und 
gewerkschaftssoziologiscben Forschung bezeichnet werden. 

7 Die ungleichmäßige Verteilung der Arbeitszeit innerhalb des vom Tarifvertrag vorgegebenen Zeit- 
raums von zwei Monaten spielt in der innerbetrieblichen Umsetzungspraxis — ganz im Gegensatz 
zur (tarif-)politischen Diskussion in der Öffentlichkeit — bislang kaum eine Rolle. Daher wird hier 
nicht näber auf diese Möglichkeit zur Variabilisierung der Arbeitszeiten eingegangen. 

8 Hinweise aus anderen Tarifbezirken lassen auf einen teilweise etwas höheren Betroffenbeitsgrad 
bei Differenzierungsmaßnahmen schließen; realistischerweise muß daher im Bundesdurchschnitt 
von etwa 5-6 % der Beschäftigten mit differenzierten Arbeitszeiten ausgegangen werden. 
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Dokumentation: 

IG Metall-Vorstand 

Arbeitszeitflexibilisierung und Arbeitnehmerinteressen — 
Positionspapier der IG Metall (Auszug) 


5. Mit- und selbstbestimmte Arbeitszeiten anstatt kapitalorientierter 
Arbeitszeitflexibilisierung 


5.1. Die IG Metall stellt sich damit nicht grundsätzlich gegen jede Form von neuen Ar- 
beitszeiten und neuen Arbeitszeitregelungen. Sie wird selbstverständlich — wie bis-. 
her — weitere generelle Arbeitszeitverkürzung für alle Arbeitnehmer fordern, dafür 
mobilisieren und nötigenfalls auch kämpfen. Die 35-Stunden- Woche ist und bleibt 


das wichtigste und vorrangige Ziel qualitativer Tarifpolitik. 


Je kürzer die regelmäßige Arbeitszeit pro Woche wird, desto größer wird das Interesse der 
Arbeitnehmer an der Lage und Verteilung dieser Arbeitszeit in ihrem Sinne. Von da- 
her wird das Problem, ob Lage und Verteilung der Arbeitszeit nach den Wünschen 
der Arbeitnehmer oder im Interesse der betrieblichen Erfordernisse geregelt wird, 


aus der Arbeitszeitdiskussion für die Zukunft nicht mehr wegzudenken sein. 


Das betriebliche Interesse ist vor allem darauf gerichtet, die Arbeitszeiten den Produk- 
tionsschwankungen anzupassen bzw. durch Ausweitung der Betriebsnutzungs- und Ma- 
schinenlaufzeiten die Kapitalstückkosten zu senken und so bei möglichst gleichbleibendem 
Kapitaleinsatz die Produktion zu steigern. Beide Tendenzen können arbeitsplatzver- 
nichtend sein. Denn bei Anpassung der Arbeitszeiten an die Produktionsschwankun- 
gen kann mit weniger Arbeitsvolumen der gleiche und ein höherer Produktionsum- 
fang erreicht werden. Und eine Vergrößerung der Produktionsmöglichkeiten führt 
zunächst weder national noch international zu einer Ausweitung der Absatzmöglich- 


keiten, sondern zunächst nur zu einer Verschärfung der Konkurrenz. 


Das Interesse der Arbeitnehmer ist dagegen auf geregelte und planbare Arbeitszeit, die 
über längere Zeiträume hinweg überschaubar ist, gerichtet. Für die Gestaltung der Ar- 
beitszeit sind bei einzelnen Arbeitnehmern oder bestimmte Gruppen von Arbeitneh- 
mern (z.B. ältere Arbeitnehmer, Eltern von Babies und Kleinkindern) spezifische Le- 
bensumstände für eine Gestaltung von Lage und Verteilung der Arbeitszeit nach ihren 
Interessen mafsgebend((z.B. späterer Arbeitsbeginn, verlängertes Wochenende, frühe- 


res Arbeitsende). 


Deshalb verlangt das Interesse der Arbeitnehmer die tarıfliche Normierung von Eck- 
punkten flexibler oder variabler Arbeitszeiten und vor allem die Sicherung von Gestal- 


tungsmöglichkeiten nach ıhren Interessen. 


5.2. DieIG Metall strebt eine kürzere Wochenarbeitszeit an, um Arbeitsplätze zu sichern 
und zu schaffen, die Arbeit zu humanisieren und die Lebensqualität für abhängig Be- 


schäftigte und ihre Familien zu verbessern. 
E23 


Der vollständige Text ist abgedruckt in der Juli-Nummer des »Express« 
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5.3. 


5.4. 


Neue Arbeitszeiten und -regelungen dürfen diese Wirkung nicht zunichte machen 
und müssen akzeptabel für die Beschäftigen sein. 

Sie dürfen 

— keine negativen Beschäftigungswirkung haben, 

— nicht zu zusätzlichen Belastungen führen, 

— die Freizeitsituation nicht verschlechtern, 

— das Entgelt der Arbeitnehmer nicht mindern. 

Zur Wahrung kollektiver Interessenvertretung muß die Gestaltungs- und Normie- 
rungsfunktion von Tarifverträgen und der IG Metall als Tarifvertragspartei in 
grundlegenden Fragen der Arbeitszeitgestaltung erhalten bleiben. 


Für künftige tarifliche Regelungen ergeben sich daraus u.a. folgende Zielsetzungen 

und Orientierungspunkte: 

— Abwehr der Differenzierung von Arbeitszeiten und ihre Ausweitung (unter- 
schiedliche Arbeitszeiten der Dauer nach) bei weiterer Arbeitszeitverkürzung 
mit allem Nachdruck; die Arbeitszeit für das »Normalarbeitsverhältnis« sollte 
als unmittelbarer Anspruch für den einzelnen Arbeitnehmer wieder abschlie- 

‘ Rend im Tarifvertrag geregelt sein. 

— Abwehr variabler und flexibler Arbeitszeitsysteme, die zur Individualisierung 
von Arbeitszeiten führen, wie z.B. Kapovaz, Jahresarbeitszeit, Job-Sharing, ver- 
deckte Schichtarbeit usw. 

— Sicherung des freien Wochendendes (Samstag und Sonntag); keine zusätzliche 
Einbeziehung des Samstags in die Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit; 

— Erhaltung des 8-Stunden-Tages als Höchstgrenze der regelmäßigen täglichen 
Arbeitszeit (ohne Mehrarbeit und Vor- bzw. Nacharbeit); 

— Erhaltung des jetzigen Ausgleichszeitraums bei ungleichmäßiger Verteilung der 
regelmäßigen Arbeitszeit auf die einzelnen Wochen (Metallindustrie: 2 Monate) 
und Festlegung einer Schwankungsbreite bei einer Höchstarbeitszeit von 40 
Stunden die Woche. 

— zwingender Freizeitausgleich für Mehrarbeit ab der ersten Mehrarbeitsstunde 
und Festlegung eines eng begrenzten Ausgleichszeitraumes; Wahlmöglichkeit 
zwischen Geld und zusätzlicher bezahlter Freizeit bei den Zuschlägen; 

— Verwirklichung von zusätzlichen Freizeitzuschlägen für sozial beeinträchtigen- 
de oder gesundheitsschädliche Arbeitszeiten, wie Nachtschicht, Spätschicht, 
Samstagsarbeit und für Arbeitnehmergruppen, z.B. ältere Arbeitnehmer oder 
für Arbeitnehmer mit besonders belastenden Arbeitsbedingungen (z.B. bei tarif- 
lich bezahlter Arbeitszeit von 7,7 bzw. 8 Stunden pro Schicht wird tatsächlich 
6,5 oder 7 Stunden ohne Anrechnung von Pausen gearbeitet; 

— tarifliche Regelung von Eckpunkten für versetzte Arbeitszeit und Gleitzeit; 

— tarifliche Regelung von Mindestbedingungen für Teilzeitarbeit. 


Die Formen der gleichmäßigen und ungleichmäßigen Verteilung der Arbeitszeit, 
die unter Berücksichtigung dieser Eckpunkte möglich sind, sollten in Zukunft im 
Tarifvertrag abschließend aufgezählt und als Wahlmöglichkeiten der Belegschaften 
und der Arbeitnehmer für die Lage der Arbeitszeit gekennzeichnet sein. 

Für die konkrete Regelung der Wahl- und Gestaltungsmöglichkeiten bei der Lage 
und Verteilung der Arbeitszeit sollte folgendes Verfahren gelten: 
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5.5. 


— Alle Möglichkeiten zur Regelung der Lage und Verteilung der Arbeitszeit soll- 
ten im Tarifvertrag abschließend aufgezählt werden. 

— Durch Betriebsvereinbarungen können eine betriebseinheitliche Lage und Vertei- 
lung der Arbeitszeit oder ggfs. unterschiedliche Regelungen für einzelne Grup- 
pen von Arbeitnehmern oder Betriebsabteilungen im Rahmen der tarifvertragli- 
chen Wahlmöglichkeiten festgelegt werden. 

— Insbesondere für jede Form ungleichmäßßiger Verteilung der Arbeitszeit sollte der 
Freizeitanspruch gesetzt und tarıflich geregelt werden (Umfang der Freizeit, 
Entstehung, Bezahlung und Verbrauch des Freizeitanspruches). Probleme bei 
der Bezahlung bei ungleichmäßiger Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit 
können durch die Vereinbarung eines verbindlichen tariflichen Monatslohnes 
(Monatsentgelt) gelöst werden. 


Mit den neuen Arbeitszeitbestimmungen wurde die Regelung der individuellen re- 
gelmäßigen Arbeitszeit von der Regelung der Betriebsnutzungszeit weitestgehend 
abgekoppelt. Mit der tariflichen Arbeitszeit wird heute deutlicher als je nur noch die 
Arbeitzeit des Arbeitnehmers erfaßt, während die Dauer der Betriebsnutzungszeit 
der alleinigen Verfügung des Arbeitgebers unterliegt. 

Für die Zukunft ist daher zu überlegen, ob aus humanen und beschäftigungspoliti- 
schen Gründen von uns aus nicht auch auf eine Regelung der Betriebsnutzungszeit ge- 
drungen werden muß. Dies gilt vor allem auch deshalb, weil eine Ausweitung der 
Betriebsnutzungszeiten und somit des Produktionsumfangs ohne Ausweitung der 
Absatzmöglichkeiten im In- und Ausland keine zusätzlichen Arbeitsplätze schafft, 
sondern die Konkurrenz verschärft und über ruinösen Wettbewerb Arbeitsplätze zu 
vernichten droht. 
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Ingeborg Tömmel 
Ökonomische Integration und Regionalpolitik in der EG 


1. Einleitung 


Folgt man dem Bild, das die Massenmedien von der EG zeichnen, dann ergibt sich der Eindruck 
einer krisengeschüttelten Institution: ständige Auseinandersetzungen um Beitragszahlungen 
der Mitgliedsländer, unlösbare Probleme mit Butterbergen, Weinseen und Überschüssen an 
»mediterranen« Produkten, keine Einigung bei der Festlegung von Stahlproduktionsquoten 
oder Fischereirechten, undnoch weniger in Grundsatzfragen, wie beispielsweise der Erarbei- 
tung eines neuen Finanzierungssystems, der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit oder gar der 
Neugestaltung der Agrarpolitik. Kein Wunder, daß die EG in der öffentlichen Meinung als 
eher disfunktionale, handlungsunfähige und geldverschlingende Institution erscheint, auf die 
man besser verzichten könne. 

Andererseits ist aber nicht zu übersehen, daß von seiten der Mitgliedstaaten ungeachtet all 
dieser Probleme zielstrebig der Wegeiner weiteren Integration verfolgt wird, auch wenn dies 
mit gänzlich anderen als den in den 50er und 60er Jahren unter dem Fernziel der»Vereinigten 
Staaten von Europa« anvisierten Mitteln geschieht. So wurden zwar die ehrgeizigen Konzep- 
tionen einer weitgehenden Wirtschafts- und Währungsunion stillschweigend fallengelassen; 
dem steht aber mit der sukzessiven Aufnahme neuer Mitgliedsländer eine enorme Auswei- 
tungdes politischen und ökonomischen Einflußbereiches der EG gegenüber. Zudem wurden 
der Politikformulierungsprozeß weiter differenziert (durch die Installierung eines direkt ge- 
wählten europäischen Parlaments), die Kompetenzen der EG erweitert (u.a. durch die Ein- 
schränkung des Vetorechts der Mitgliedsstaaten), sowie neue Politikbereiche auf EG-Niveau 
erschlossen. 

Als ein solcher neuer Politikbereich ist die Regionalpolitik der EG anzusehen, wie sie 1975 
mit der Errichtung eines sog. Regionalfonds erstmalig installiert und seitdem kontinuierlich 
ausgeweitet und differenziert wurde. Allerdings erscheint dieser Schritt erstaunlich, da der 
Regionalpolitik auf nationalem Niveau angesichts rapide sinkender mobiler Investitionen ei- 
ne wirtschaftspolitische Wirkung abgesprochen wird und ihre sozialstaatliche Intention — 
die Erhöhung der Chancengleichheit der Bürger in peripheren Gebieten — angesichts enorm 
hoher Arbeitslosenquoten auch und gerade in städtischen Verdichtungsgebieten als politisch 
überholt gilt. 

Dennoch könnte man annehmen, daß für eine Regionalpolitik auf EG-Niveau in stärkerem 
Maße ein Handlungsbedarf gegeben ist als auf internationalem Niveau. Insbesondere die Ver- 
schärfung regionaler Probleme in den »ärmeren« Mitgliedsländern als Folge der Wirtschafts- 
krise sowie die weitergehende Internationalisierung der betrieblichen Standortwahl bei 
gleichzeitig lokalen bzw. nationalen Politiken zu ihrer Beeinflussung legt es nahe, auch die 
Politik zur Lösung solcher Probleme auf das internationale Niveau zu verlagern. Der aktuelle 
Ausbau der Regionalpolitik auf EG-Niveau bei gleichzeitiger Einschränkung entsprechen- 
der Politiken in den Mitgliedsstaaten wäre dann als Prozeß einer Kompetenzverlagerung auf 
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eineräumlich und hierarchisch höhere Ebene der Staatsintervention zu interpretieren, wobei 
der Inhalt der Politik im Prinzip der gleiche bliebe, ihre Wirksamkeit jedoch erhöht werden 
könnte. 
Gegenüber dieser so plausibel erscheinenden Interpretation ist aber auch eine andere Hypo- 
these denkbar, nämlich daß die Regionalpolitik auf EG-Niveau in ihrem Inhalt und in ihrer 
Wirkungsweise nicht identisch ist mit einer solchen auf nationalem Niveau; dementspre- 
chend ginge es auch nicht um eine einfache Kompetenzverlagerung, sondern um die Ausbil- 
dung eines qualitativ-neuen Politikbereiches, der als Antwort auf neue Problemsituationen 
zu werten ist. Damit wäre die EG auch. nicht mehr primär als räumlich größere und damit 
hierarchisch höhere Kompetenzebene zu sehen, wie dies als common sense stillschweigend 
angenommen und von den nationalen Regierungen auch gerne so dargestellt wird, sondern 
als eine zusätzliche Ebene der Ausführung von Staatsinterventionen, die aufgrund des inter- 
nationalen Eingriffsniveaus und der spezifisch ausgeprägten Kompetenzstruktur andere In- 
halte von Politik und andere Formen der Interessenvermittlung möglich macht. Die Politik 
der EG wäre somit als komplementärer Bestandteil der Politik auf nationalem Niveau aufzu- 
fassen. 
Vor dem Hintergrund dieser zweiten Hypothese soll im folgenden die Regionalpolitik der 
EG in ihrer Funktion und Wirkungsweise analysiert werden. Dabei ist zu klären, welche 
qualitativ neuen Probleme mit dieser Politik beantwortet werden, warum diesen Proble- 
men durch Staatseingriffe auf internationalem Niveau begegnet wird bzw. werden muß, 
und worin die qualitative Differenz zwischen einer Regionalpolitik auf EG-Niveau und ent- 
sprechenden Politiken der Mitgliedsstaaten liegt. Damit wird zugleich geklärt, welche Inter- 
essen mit einer solchen Politik vertreten werden (und welche nicht), und in welcher Weise 
die widersprüchlichen Interessen, die die einzelnen Nationalstaaten repräsentieren, vermit- 
telt werden. 
Konkret werden im folgenden zunächst die Haupttendenzen der regionalen Entwicklung in 
Europa analysiert im Hinblick auf die Frage, in welchem Sinne tatsächlich ein »regionales 
Problem« in der EG besteht. Aus der Diskrepanz zwischen realer Problemsituation in den 
Mitgliedsländern und politischer Problemformulierung durch die EG wird abgeleitet, daß 
die Funktion der EG-Reginalpolitik nicht im Bereich der Lösung bzw. Vermittlung regional 
ungleicher Entwicklung liegt. 
In einem zweiten Schritt werden dann anhand der Analyse des eingesetzten Instrumentari- 
ums sowie der Wirkungsweise der EG-Regionalpolitik — am Beispiel Italiens — die tatsächlı- 
chen Funktionen und Effekte dieser Politik herausgearbeitet: 

— ihre ökonomische Funktion des Eingriffs in die internationalen Konkurrenzbeziehungen 
der Kapitale zugunsten von auf internationalem Niveau schwächeren, jedoch im nationalen 
Rahmen dominanten Kapitalen; 

— ihre politische Funktion als Instrument der Absicherung der EG-Erweiterung und damit 
auch neuer Formen der Integration, durch Vermittlung der widersprüchlichen Interessen der 
in den jeweiligen Ländern dominanten Kapitale, repräsentiert durch die beteiligten National- 
staaten; und schließlich 
— ihre ökonomischen und regionalen Effekte der Ausbildung einer neuen internationalen Ar- 
beitsteilung auf EG-Niveau unter Inkaufnahme einer Verschärfung der regionalen Disparitä- 
ten innerhalb der jeweiligen Mitgliedsländer. 
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2. Das »regionale Problem« in der EG 
2.1. Drei Positionen zur Regionalentwicklung in Europa 


Können wir davon ausgehen, daß unter Fachwissenschaftlern und EG-Experten und selbst 
in Kreisen der interessierten Öffentlichkeit Einigkeit darüber besteht, daß es ein »regionales 
Problem« auf EG-Niveau gibt, so ist zunächst zu fragen, worin dieses Problem besteht und in 
welcher Hinsicht es als EG-spezifisches zu interpretieren ist. 

In regionalwissenschaftlichen Fachpublikationen! wird als wichtigste Tendenz der europäi- 
schen Regionalentwicklung die Herausbildung eines zentralen, hochentwickelten Gebietes 
gesehen — als Agglomerationsbestand, als entwickelte Achse oder, wie es in einer DDR-Pu- 
blikation heißt, als »Integrationskerngebiet« bezeichnet —, das von den englischen Midlands 
und London über die Randstad Holland und die sog. Rheinschiene bis zum Industriedreieck 
Norditaliens reicht und Verzweigungen nach Belgien und Frankreich aufweist. Diesem 
Kerngebiet steht eine ausgedehnte Peripherie, auch »Integrationsrandgebiet« genannt, gegen- 
über, die nicht nur im funktionalen, sondern auch im räumlichen Sinne die Randbereiche 
Westeuropas umfaßt: den italienischen Süden, Westfrankreich, das »Zonenrandgebiet« der 
BRD, Nordengland/Schottland sowie große Teile Irlands und Dänemarks. Es wird also hier 
von einem Zentrum-Peripherie-Modell auf internationalem Maßstab ausgegangen, dem al- 
lerdings, anders als in der Entwicklungsländerforschung, nicht ganze — entwickelte oder un- 
terentwickelte — Länder zugeordnet werden, sondern bei dem alle beteiligten Länder unab- 
hängig vom Verlauf der nationalstaatlichen Grenzen sowohl Anteil am Zentrum als auch an 
der Peripherie haben, wenngleich im einzelnen in sehr unterschiedlichem Maße. 

Als Erklärung für diese Entwicklungstendenzen wird die als Folge der Bildung des gemeinsa- 
men Marktes erhöhte Mobilität der Produktionsfaktoren (Kapital und Arbeit) angeführt, die 
in Verbindung mit der erhöhten Standortgunst des Zentrumsgebietes gegenüber den Peri- 
pherien innerhalb des vergrößerten Wirtschaftsraumes zukumulativen Konzentrations- und 
Entleerungseffekten führt. Es werden also für das Gesamtgebiet der EG Prozesse angenom- 
men, wie sie sich im allgemeinen auf nationalstaatlichem Niveau abspielen. Dem entspricht 
die Betonung der tendenziellen Herausbildung eines Zentrums gegenüber einer ausgedehn- 
ten Peripherie, also einer räumlich-funktionalen Konstellation, wie sie eher für Nationalstaa- 
ten gilt?. Und entsprechend der in solchen Untersuchungen implizit enthaltenen Vorstel- 
lung, daß die EG letztendlich eine Maßstabsvergrößerung des nationalen Staates sei, (wobei 
nach und nach die Staatsfunktionen von den Einzelländern auf die EG übertragen würden), 
werden auch die regionalen Disparitäten auf EG-Niveau als allmähliche Maßstabsvergröße- 
rung der ım nationalen Rahmen sich stellenden Disparitäten bei gleichzeitiger Vertiefung des 
Gegensatzes zwischen den hochentwickelten und den geringstentwickelten Gebieten gese- 
hen. Die logische Schlußfolgerung aus solchen Analysen ist dann: Die regionalen Probleme 
auf EG-Niveau sind größer bzw. tiefgreifender als innerhalb der Einzelstaaten, deshalb muß 
ihnen auch mit schlagkräftigeren Mitteln und Maßnahmen, als dies bisher in den Einzelstaa- 
ten der Fall war, begegnet werden, d.h., einer Regionalpolitik auf internationalem Niveau. 
Betrachten wir demgegenüber die Analysen, die die EG-Bürokratie zur Vorbereitung und 
Fundierung ihrer Politik erstellt, so stehen ganz andere Aspekte des »regionalen Problems« 
im Vordergund (vgl. Kommission, 1971, 1973, Commission 181). Soweit strukturelle Dispa- 
ritäten zwischen Zentrum- und peripheren Gebieten ermittelt werden, geschieht dies vor al- 
lem für die beteiligten Mitgliedsstaaten gesondert. Dabei werden zwei Kategorien von Pro- 
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blemgebieten herausgearbeitet, nämlich zum einen überwiegend agrarisch strukturierte Ge- 
biete, zum anderen industrielle Umstrukturierungsgebiete, meist basierend auf einer Mono- 
struktur, wie z.B. der Kohleförderung und/oder Stahlproduktion oder aber der Textilindu- 
strie. Beide Gebietskategorien werden in dem Maße als Problemgebiete gewertet, wie ihre 
Arbeitslosenquote hoch liegt. D.h. die Einordnung als Problemgebiet steht indirekt ın Zu- 
sammenhang mit der gesamtwirtschaftlichen Situation eines Landes. 

Soweit jedoch die Regionalstruktur des EG-Gebietes als ganzes analysiert wird, geschieht 
dies anhand einer Reihe von quantitativen Indikatoren. Als aussagekräftigsteund damit auch 
als politikrelevante werden dabei das Bruttoinlandsprodukt (pro Kopf der Bevölkerung) so- 
wie die Arbeitslosenquote herangezogen. Beide Indikatoren bilden auf nationalem Niveau 
tatsächlich annähernd die Agglomerations- und Entleerungsgebiete ab?, auf internationalem 
Niveau dagegen spiegeln sie in erster Linie die Differenzen zwischen wirtschaftsstarken und 
wirtschaftsschwachen Ländern wider und erst in zweiter Linie die Strukturunterschiede zwi- 
schen verschiedenen entwickelten Regionen*. Indem allerdings die genannten Indikatoren 
zumeist als Abweichungen vom EG-Durchschnitt berechnet werden, tritt die zweitgenannte 
Differenzierung noch mehr in den Hintergrund: Die traditionellen, überwiegend agrarisch 
strukturierten Notstandsgebiete der BRD, wie beispielsweise der Bayrische Wald oder Ost- 
friesland, erscheinen dann »entwickelter« als die hochdifferenzierten Agglomerationen Eng- 
lands (London) oder Italiens (Mailand und Turin)’; für das Gesamtgebiet der EG entsteht das 
Bild eines vom Zentrum zur Peripherie abfallenden Entwicklungskontinuums. Insgesamt er- 
gibt sich somit aufgrund der EG-Analyse nicht eine Erfassung der regionalen Disparitäten im 
Sinne von strukturellen Differenzen zwischen industrialisierten, verstädterten Gebieten und 
agrarisch strukturierten, ländlichen Gebieten, sondern ein Bild von »reichen« und »armen« 
Ländern sowie von »reichen« und »armen« Regionen, wobei die »Ärmsten der Armen«, die 
peripheren, gering entwickelten Regionen der »armen« Länder, als »besonders benachteilig- 
te« Gebiete kenntlich werden. ” 

Mögliche Ursachen für diese Art von Disparitäten werden in den EG-Untersuchungen nicht 
klar genannt. Man beschränkt sich auf die Feststellung, daß die EG das Wirtschaftswachstum 
enorm beschleunigt habe, die Disparitäten jedoch nicht verringert seien. Implizit werden die 
Disparitäten jedoch eher auf die strukturellen Probleme der nationalen Wirtschaften, und da- 
mit die Disparitäten zwischen den Ländern, als auf Prozesse, die die Gesamt-EG betreffen, zu- 
rückgeführt. Lediglich die Probleme sog. »alter« Industriegebiete werden als Folge der not- 
wendigen ökonomischen Modernisierungen auf EG-Niveau dargestellt. Die konsequente 
Schlußfolgerung aus solchen Analysen ist dann: Fördermaßnahmen der EG sollten vor allem 
auf die gering entwickelten Regionen der »armen« Länder mit hoher Arbeitslosenquote, ho- 
hem Anteil der Erwerbstätigen im primären Sektor und niedrigem Bruttoinlandsprodukt ge- 
lenkt werden — also z.B. auf Süditalien, sowie große Teile der neuen mediterranen Mitglieds- 
länder, kaum jedoch auf die peripheren Gebiete der BRD. 

Gegenüber den beschriebenen Positionen — regionaler Disparitäten einerseits als Maßstabsver- 
größerung von Zentrum und Peripherie zu EG-Dimensionen, andererseits als Disparitäten 
zwischen verschieden entwickelten Staaten — soll hier eine dritte Position entwickelt werden, 
nämlich, daf3 die regionalen Disparitäten sich nach wie vor in nationalen Dimensionen repro- 
duzieren, jedoch unter dem Einfluß der EG bzw. der durch sie ausgelösten Entwicklungsten- 
denzen eine neue Qualität und somit eine spezifische Ausprägung erfahren haben. Dieser Er- 
klärungsansatz zum »regionalen Problem« in Europa wird im Folgenden anhand der mit der 
EG-Bildung einhergehenden ökonomischen Umstrukturierungsprozessen erläutert. 
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2.2. Ökonomische Entwicklungstendenzen in der EG: Konzentration, Internationalisierung, 
internationale Arbeitsteilung und ihre regionalen Konsequenzen 


Die EG wurde im Jahre 1958 als gemeinsamer Markt gegründet, allerdings mit der Intention, 
langfristig zu einer weitergehenden Wirtschaftsunion und einer entsprechenden politischen 
Integration zu kommen. Wenngleich teilweise andere verbale Begründungen in den Vorder- 
grund gerückt wurden, waren es doch im wesentlichen ökonomische Interessen, die diesen 
Zusammenschluß bewirkten: Die »vorausgegangene Kapitalkonzentration in Westeuropa« 
drängte nach größeren Absatzmärkten, alssie die nationalen Staaten bieten konnten (Mandel 
1975, $. 41); dies um so mehr, als das europäische Kapital unter einem verschärften Konkur- 
renzdrucks von seiten des US-Kapitals stand, das nicht zuletzt wegen des großen binnenlän- 
dischen Marktes ganz andere Dimensionen der Produktion entwickelt hatte. In dieser Situa- 
tion erhoffte man sich von der europäischen Integration »nachhaltige Wettbewerbsimpulse 
..., die schließlich zu einer Erhöhung der Produktivität und zu einer Senkung der Produk- 
tionskosten, zu einer günstigeren Standortverlagerung der Produktion, zur Mobilität der Ar- 
beitskräfte und zu einertransnationalen Kapitalkonzentration führen würden« (Deppe 1976, 
5.45), 

Wenngleich die konkrete Entwicklung des Kapitals in der Ära der europäischen Integration 
im einzelnen nicht analog zu den einfachen modelltheoretischen Erwartungen, sondern we- 
sentlich widersprüchlicher verlief, und zudem der faktische Verlauf der Kapitalakkumula- 
tion in den beteiligten Ländern nicht ohne weiteres in einen ursächlichen Zusammenhang 
mit der EG-Bildung gebracht werden kann, so lassen sich dennoch einige wesentliche, für die 
Regionalentwicklung relevante Entwicklungstendenzen benennen: Eine starke Konzentra- 
tion und Zentralisation des Kapitals, die Internationalisierung der bisher im nationalen Rah- 
men agierenden Kapitale sowie die Herausbildung einer internationalen Arbeitsteilung. 
Letztere ist allerdings, anders als im Verhältnis I. Welt/III. Welt, weniger durch extreme 
Lohndifferenzen und Entwicklungsniveauunterschiede bedingt und somit auch nicht so sehr 
eine ausgeprägte Arbeitsteilung zwischen technologieintensiven modernen und arbeitsinten- 
siven traditionellen Industrien, als vielmehr auf eine Vielzahl von in historisch bereits verfe- 
stigten Produktionsspezialisierungen angelegte Faktoren zurückzuführen. Es handelt sich al- 
so eher um eine Arbeitsteilung zwischen modernen, technologieintensiven Sektoren. Im 
Prozeß der Herausbildung dieser Arbeitsteilung und der Maßstabsvergrößerung der Produk- 
tion wie der Absatzgebiete haben dabei in allen Mitgliedsländern Teile der Industrie eine 
enorme Restrukturisierung und Modernisierung erfahren, also eine äußerst günstige Ent- 
wicklung, die durch EG-Maßnahmen zusätzlich beschleunigt wurde, während andere Zwei- 
ge zwangsläufig zurückblieben oder gänzlich wegkonkurriert wurden. Dies beschleunigte 
zwar insgesamt die Modernisierung der jeweiligen nationalen Wirtschaft, vertiefte jedoch die 
sektoralen Disparitäten innerhalb der jeweiligen Länder und verstärkte für jedes einzelne 
Land die Exportorientierung bzw. -abhängigkeit, und damit auch die Abhängigkeit vom 
Fortbestehen der EG. 

Daneben hat sich aber auch in nicht zu unterschätzenden Maße eine Arbeitsteilung der ersten 
Art, d.h. zwischen qualitativ verschiedenen entwickelten Industrien, herausgebildet. So do- 
miniert die BRD mit einem hohen Anteil an Industrien mit hohem Innovationstempo, wäh- 
rend beispielsweise in Italien eher Industrien mit ausgereiften, d.h. traditionellen bzw. semi- 
modernen Technologien sowie arbeitsintensiveren Fertigungsweisen überwiegen. Auch die 
Ausbildung dieser Art von qualitativen Differenzen in der Industriestruktur der Mitglieds- 
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länder hat sich seit der Gründung der EG zusehends verstärkt®. In der aktuellen Situation der 
Wirtschaftskrise werden die Entwicklungsunterschiede deutlich sichtbar und erfahren zu- 
gleich eine zusätzliche Beschleunigung: Während nämlich die erstgenannten Industrien, un- 
terstützt durch entsprechende Maßnahmen der jeweiligen nationalen Regierungen, durch 
verstärkte Rationalisierungs- und Innovationsmaßnahmen die Krise zu bewältigen suchen, 
gibt es für die letztgenannten kaum Kompensationsmöglichkeiten dieser Art, so daß ihr Ent- 
wicklungsspielraum erheblich eingeschränkt ist. Kostenersparnisse müssen dann über andere 
Mittel realisiert werden, wie beispielsweise Senkung der Lohnkosten, flexible Arbeitsgestal- 
tung, subcontracting oder aber auch Standortverlagerungen. Langfristig vertiefen sich damit 
die strukturellen Divergenzen zwischen den nationalen Wirtschaften, und infolgedessen die 
Widersprüche innerhalb der EG; eine Situation, die sich durch die Ausweitung der EG um 
neue, ökonomisch geringer entwickelte Staaten nur verschärfen kann. 

Auf der Ebene regionaler Konsequenzen der genannten Entwicklungen sind im wesentli- 
chen folgende Tendenzen erkennbar: 

(1) Die Konzentration des Kapitals und die damit einhergehenden Umwälzungen der stoffli- 
chen Organisation der Produktion (kapitalintensive Technologien, hohes Innovationstem- 
po, vertiefte Aufsplitterung der Arbeitsprozesse und insbesondere stärkere Scheidung von 
Management und Produktion) bewirkt eine weitere räumliche Konzentration der arbeitstei- 
lig organisierten Produktion und insbesondere der tertiären und quartären Aktivitäten in den 
Gebieten, die den gestiegenen und ständig steigenden Standortanforderungen einer so organi- 
sierten Produktion gewachsen sind: die ein ausreichendes Potential von genügend geschulten 
und flexiblen Arbeitskräften aufweisen bzw. anziehen können; die moderne allgemeine Pro- 
duktionsvoraussetzungen (Infrastrukturanlagen verschiedenster Art, Energieetc.) und deren 
fortlaufende technologische Umwälzung gewährleisten können und die bereits ein vielseiti- 
ges Spektrum von Betrieben des produktiven und tertiären/quartären Bereichs aufweisen 
und auch in Zukunft anziehen können; kurzum Gebiete, die die günstigsten, und, angesichts 
im einzelnen nicht kalkulierbarer zukünftiger Entwicklungen, die sichersten Voraussetzun- 
gen für ein weiterhin schnelles Innovationstempo bieten können. Es sind also die bereits ent- 
wickelten städtischen Verdichtungsgebiete, die diese vielfältigen Voraussetzungen erfüllen, 
und die auch tatsächlich in den Nachkriegsjahrzehnten in allen Mitgliegsländern einen enor- 
men Konzentrationsprozeß erfahren haben, der sowohl zu einer räumlichen Ausweitung als 
auch zu einer inneren Verdichtung und Differenzierung solcher Gebietsstrukturen geführt 
hat. Die dabei zu beobachtende Verlagerung der Industrie aus den großen Städten heraus in 
deren Randzonen oder Ausstrahlungsgebiete ist dabei nicht als Tendenz zur Dezentralisie- 
rung, und damit als neue Qualität der Standortentwicklung zu interpretieren; vielmehr ist sie 
als neue Dimension im Prozeß der Konzentration der Produktion zu werten, wobei die Städte 
die Form von hierarchisch strukturierten Agglomerationsgebieten annehmen, in deren Ker- 
nen sich die tertiären und quartären Aktivitäten konzentrieren, während die Industrien die 
Rand- und Ausstrahlungsgebiete aufsuchen. Die Kehrseite dieses Konzentrationsprozesses 
ist die zunehmende funktionale Entleerung der ländlichen bzw. peripheren Gebiete infolge 
des Wegkonkurrierens kleinerer, in solchen Gebieten standortgebundener Kapitale. Diese 
Prozesse werden noch verstärkt, weil gleichzeitig die Landwirtschaft, nicht zuletzt auch in- 
folge der EG-Agrarpolitik, tiefgreifenden Rationalisierungsprozessen und damit einem enor- 
men Verlust von Arbeitsplätzen ausgesetzt ist. 

Diesen Entwicklungen steht zwar die Verlagerung von Teilfertigungen der Großunterneh- 
men in solche — relativen — Niedriglohngebiete gegenüber; faktisch konnte das relative Zu- 
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rückbleiben der Peripherien gegenüber den Zentrumsgebieten dadurch jedoch nicht kom- 
pensiert werden. Dies nicht nur, weil, bezogen auf die Gesamtgröße solcher Gebiete und den 
Gesamtverlust an Arbeitsplätzen in den traditionellen Erwerbszweigen das quantitative 
Ausmaß der Verlagerung von Zweigbetrieben letztendlich gering blieb und sich auf wenige 
ausgewählte Standorte beschränkte, sondern auch, weil die neuen Betriebe als Teilfertigungs- 
anlagen mit einfachen Produktionsprozessen keine strukurelle Diversifizierung mit sich 
brachten und aufgrund der etablierten »linkages« mit den Zentrumgebieten eine solche auch 
nicht nach sich ziehen konnten. Zudem erwies sich die scheinbare Tendenz der Standortde- 
zentralisierung als ein temporäres Phänomen, primär ausgelöst durch die Knappheit an Ar- 
beitskräften in den Konzentrationsgebieten während der Jahre eines schnellen, vorwiegend 
extensiven Wirtschaftswachstums. In dem Maße jedoch, wie sich der Internationalisierung 
der Produktion immer weniger Hindernisse entgegenstellten, konnten die relativen Stand- 
ortvorteile der Peripherien der hochentwickelten Industrieländer — die vergleichsweise grö- 
ßeren Arbeitsreserven und die relativ niedrigeren Löhne — wesentlich besser in den Ländern 
der III. Welt realisiert werden. Auf der anderen Seite vermindern der neuerliche Trend zu 
vorwiegend intensiven Rationalisterungs- und Innovationsinvestitionen sowie die infolge 
der Wirtschaftskrise schnell wachsende Arbeitsreserve in den Zentrumsgebieten die Chan- 
cen für Neuinvestitionen in den Peripherien. 

(2) Die Internationalisierung des Kapitals in ihrer vorherrschenden Form der Direktinvesti- 
tion ım Ausland bewirkt, soweit vor allem nationale Unterschiede in den Produktionsbedin- 
gungen sowie günstigere Örganisations- und Absatzformen in bezug auf nationale Märkte 
genutzt werden sollen — zumal es sich hier in der Regel um die fortgeschrittensten Großkapi- 
tale mit technologisch innovativen Produktionsformen handelt — eine Verstärkung der An- 
siedlungstendenz in den jeweilig entwickeltsten Gebieten der Investitionsländer. Soweit je- 
doch für die Standortwahl Faktoren ausschlaggebend sind, die in den peripheren Gebieten 
günstiger sind (wie vor allem ein großes Arbeitskräftereservoir zu niedrigen Löhnen), fällt 
die Wahl in zunehmendem Maße auf Länder der III. Welt (vgl. Hamilton, 1976, Holland, 
1978, Klemmer, 1979). Ist dennoch ein Standort innerhalb des EG-Gebietes erwünscht — et- 
wa aus organisationstechnischen Gründen oder wegen der Nähe zum Absatzmarkt — dann 
werden kaum die Peripherien der hoch entwickelten EG-Länder in Anspruch genommen; 
vielmehr sind dann die geringer entwickelten Mitgliedsstaaten gefragt, und hier wiederum, 
ebenso wie in den Entwicklungsländern, deren Zentrumsgebiete, da diese sowohl die ge- 
nannten als auch noch zusätzliche andere Standortvorteile bieten. 

(3) Die Herausbildung einer internationalen Arbeitsteilung zwischen den EG-Ländern be- 
wirkt, soweit es sich um eine Arbeitsteilung zwischen modernen Sektoren und Branchen han- 
delt, verbunden mit einer hohen Exportorientierung, ebenfalls eine Begünstigung der zen- 
tralen, entwickelten Standorte in den jeweiligen Ländern. Hier bieten sich nicht nur die 
günstigsten Voraussetzungen für die Produktion, sondern auch für die Vermarktung und 
den Export; von den Zentrumgebieten aus lassen sich Beziehungen und Kontakte zu den 
Zentren der anderen Länder am leichtesten herstellen. Insgesamt bewirkt diese Art der Ar- 
beitsteilung aufgrund des steigenden Anteils moderner Branchen in jedem Land eine stand- 
ortmäßige Kontraktion. Soweit es sich um eine Arbeitsteilung zwischen verschieden ent- 
wickelten Sektoren handelt, wie dies im Verhältnis BRD — Italien sehr deutlich ist, aber 
auch allgemein für die Beziehung zwischen »armen« und »reichen» EG-Ländern zutrifft, be- 
wirkt diese auf Seiten des Landes mit der »modernen« Wirtschaft die Konzentration eines re- 
lativ hohen Anteils der Produktion in den entwickelten Gebieten und ein beschleunigtes 
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Wegkonkurrieren der traditionelleren Sektoren, die bisher eher peripher bzw. dispers lokali- 
siert waren, also insgesamt eine Verschärfung regionaler Disparitäten. (Vgl. für die BRD: Far- 
ki/Wellmann 1978, Peschel et al. 1979, Hoormann et al. 1979, Hoormann et al. 1983) Auf 
seiten des Landes mit stärkerer Spezialisierung auf traditionelle Sektoren (die einhergeht mit 
einem relativ niedrigeren Lohnniveau und insgesamt einem geringeren Industrialisierungs- 
grad), bewirkt diese Arbeitsteilung zunächst eine Konzentration der Betriebe in (wenigen) 
entwickelten Zentren; bei steigendem Industrialisierungsgrad und zunehmender Differen- 
zierung zwischen traditionellen und modernen Sektoren tritt dann aber auch eine räumliche 
Differenzierung zwischen (wenigen) Zentrumsgebieten und einem größeren Ausstrahlungs- 
gebiet (mit günstigen Bedingungen für die Organisation des Exports) auf, d.h. eine Differen- 
zierung zwischen Zentrum und »zentraler Peripherie«. Die eigentliche Peripherie wiederum 
bleibt vom Prozeß der Industrialisierung weitgehend ausgeschlossen. In beiden Fällen ist die 
Folge eine Verschärfung der intranationalen Disparitäten.? 

Fassen wir das Gesagte zusammen, so ergibt sich als wesentlichste Resultante aus den drei be- 
schriebenen Entwicklungstendenzen für jedes Mitgliedsland der EG eine enorme Stärkung sei- 
ner bereits entwickelten Zentrumsgebiete sowie eine weitere absolute und relative Schwächung 
seiner geringer entwickelten Gebiete bzw. Peripherien. Konkret vollzieht sich dieser Prozeß als 
Transformation des traditionellen Zentrum-Peripherie- Verhältnisses, das primär auf der räum- 
lichen Scheidung zwischen Landwirtschaft und Industrie, sekundär auf der zwischen moder- 
nen und traditionellen Sektoren beruht, zu einem solchen, das durch die Arbeitsteilung zwi- 
schen Spitzenfunktionen der Großunternehmen und ihren einfachen Teilfertigungsprozessen 
gekennzeichnet ist. Gleichzeitig reproduziert sich die Trennnung zwischen modernen und tra- 
ditionellen Industriesektoren und in gewissem Maße auch die zwischen technologieintensiven 
und arbeitsintensiven Fertigungsprozessen in internationalen Dimensionen, so daß auch das 
Zentrum-Peripherie- Verhältnis eine Internationalisierung erfährt. Diesen internationalen Be- 
ziehungen zwischen Zentrum und Peripherie entsprechen allerdings im raumstrukturellen Sin- 
ne Beziehungen zwischen Zentrumgebieten, d.h. Agglomerationsräumen mit einer diversifi- 
zierten ökonomischen Struktur, jedoch von industriell unterschiedlich entwickelten Ländern. 
Die jeweiligen nationalen Peripherien bleiben dabei weitgehend aus diesen Beziehungen ausge- 
spart bzw., stärker noch, verlieren aufgrund der beschriebenen Internationalisierungsprozesse 
Teile ihrer bisherigen Produktionsbasis und werden dadurch weiter marginalisiert. Damit er- 
fahren also innerhalb jedes Mitgliedslandes die Zentrum- wie die peripheren Gebiete jeweils ei- 
ne Maßstabsvergrößerung, während sich die strukturelle Kluft zwischen den Gebieten vertieft. 
Aus der EG-Bildung und den mit ihr verbundenen Internationalisierungsprozessen in den öko- 
nomischen Beziehungen resultiert also keineswegs eine parallel gerichtete Internationalisierung 
der regionalen Ungleichentwicklung; wohl aber führt sie zu einer — quantitativ größer dimen- 
sionierten und qualitativ neustrukturierten — Reproduktion der regionalen Ungleichentwick- 
lung auf nationalem Niveau. 

Die in der regionalwissenschaftlichen Fachliteratur angenommene Ausbildung eines Zen- 
trums der Gesamt-EG gegenüber einer ausgedehnten Peripherie wäre allenfalls dann (langfri- 
stig) zu erwarten, wenn die Nationalstaaten bereits völligaufgehoben wären zugunsten einer 
EG, d.h., wenn die ausschlaggebenden Standortfaktoren innerhalb des EG-Gebietes auf rein 
»geographische« reduziert wären — also Lagefaktoren sowie Agglomerationsvorteile —, 
während die durch die Nationalstaaten und deren unterschiedliche Entwicklungsniveaus be- 
dingten Differenzen in den Lohnniveaus, in den Voraussetzungen der Produktion, in den 
staatlichen Regelungen und Fördermaßnahmen etc. nivelliert wären. Von einer solchen Ent- 
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wicklung ist die EG allerdings weit entfernt; sie ist auch in Zukunft kaum zu erwarten, gerade 
weil die ökonomischen Differenzen zwischen den Mitgliedsstaaten und die daraus resultieren- 
den Interessendivergenzen den Übergang zu einer einheitlichen suprastaatlichen Institution 
nicht erstrebenswert machen. Dennoch ist die Vorstellung einer geographischen Zentrum-Pe- 
ripherie- Ausprägung auf EG-Niveau auch nicht falsch: Denn zum einen bewirkt die zuneh- 
mende Stärkung der Zentrumgebiete in den jeweiligen Staaten, verbunden mit einer zuneh- 
menden Arbeitsteilung zwischen ihnen, auch deren intensivierte Beziehungen untereinander, 
und somit die Begünstigung von Standorten, die entlang der Verbindungslinien liegen. Zum 
zweiten bewirkt die zunehmende Arbeitsteilung und Internationalisierung in der EG die 
Herausschälung von Funktionen, die an einem oder wenigen Standorten der EG für das Ge- 
sarntgebiet ausgeübt werden können, und damit eine Begünstigung der Zentren, die im EG- 
Gebiet am zentralsten liegen, zumal es sich hierbei gleichzeitig um die Zentren der höher ent- 
wickelten Länder handelt. Auch die EG-Interpretation der Regionalentwicklung in Europa 
benennt eine Seite des Problems — wenngleich in verkehrter Form — nämlich die Herausbil- 
dung einer internationalen Arbeitsteilung, die die Grundlage der von der EG besonders be- 
tonten Disparitäten zwischen den Ländern sowie des extremen Zurückbleibens der struktur- 
schwachen Regionen der ärmsten Länder bildet. Allerdings liegt dann das regionale Problem 
nicht, wie es die EG suggeriert, in regionalen Disparitäten zwischen Ländern sowie innerhalb 
der »armen« Länder, sondern in der Verschärfung regionaler Disparitäten innerhalb der »rei- 
chen« und der »armen« Länder. 

Gegenüber beiden Positionen ist abschließend zu betonen, daß das »regionale Problem« in Eu- 
ropa nicht lediglich ein Problem entlegener »armer« Regionen ist, wofür Süditalien als Proto- 
typ steht (dessen Strukturprobleme dann auch noch als historisch bedingt ausgegeben werden 
können); vielmehr ist es ein Problem aller Regionen Europas, denn die beschriebenen Prozesse 
bewirken eine Umstrukturierung aller Teilgebiete, der entwickelten wie der unterentwickel- 
ten, mit allen negativen Konsequenzen für die jeweils in ihnen ansässige Bevölkerung. Es han- 
delt sich also um ein ubiquitäres Problem als Folge der ständigen Reorganisation des Kapitals 
und seiner konkreten Formen der Produktion; »regional« ist es nur insoweit, als es in verschie- 
den strukturierten Gebieten eine unterschiedliche konkrete Ausprägung erfährt. 


Die Regionalpolitik der EG 
3.1. Motive, Instrumente und Verfahrensweise 


Im Jahre 1975 wurde mit der Einrichtung des Regionalfonds erstmals eine aktive Regional- 
politik auf internationalem Niveau inganggesetzt. Es waren aber weniger die Probleme einer 
zunehmenden regionalen Ungleichentwicklung in den Mitgliedsländern als Folge der oben 
beschriebenen Internationalisierungsprozesse, die diesen Schritt auslösten, als vielmehr die 
Pläne der EG, die ökonomische Integration der Partnerländer zu beschleunigen über die 
Schaffung zunächst einer Währungsunion, die schließlich in eine Wirtschaftsunion ausmün- 
den sollte. Dabei befürchtete man als Folge der Währungsunion — die es den ökonomisch 
schwächer entwickelten Ländern bzw. den weniger produktiven Kapitalen solcher Länder 
unmöglich machen würde, über den Mechanismus der Abwertung der nationalen Währun- 
gen ihre Konkurrenzfähigkeit auf internationalen Märkten zu behaupten — eine erhebliche 
Verschärfung der ökonomischen Disparitäten in der EG, die schließlich sogar den weiteren 
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Integrationsprozeß behindern könnte. Dieses Problem wurde jedoch konkret als regionales 
formuliert: die Währungsunion, die erst einen wirklich freien Waren- und Kapitalstrom er- 
mögliche und zur Angleichung der Lohndifferenzen führe, bewirke eine weitere Konzentra- 
tion der wirtschaftlichen Aktivitäten in den europäischen Zentrumregionen, und damit ins- 
gesamt eine Verstärkung der regionalen Disparitäten auf internationalem Niveau (Stahl 
1974). Gegenüber dieser Entwicklung sollte die Regionalpolitik als gegensteuerndes Instru- 
ment fungieren. 

Die ehrgeizigen Pläne zur Wirtschafts- und Währungsunion scheiterten allerdings bei den er- 
sten währungspolitischen Angleichungsversuchen an erheblichen politischen Differenzen zwi- 
schen den Mitgliedsstaaten (zu den Ursachen hierfür: siehe Busch 1978). Die Regionalpolitik 
wurde demgegenüber ohne nennenswerte Grundsatzprobleme institutionalisiert und in der 
Folge rasch ausgebaut. Die Gründe hierfür sind wiederum nicht im Willen zur Lösung regiona- 
ler Probleme als solcher zu suchen, als vielmehr in der Notwendigkeit, einen Weg zur Lösung 
dringender Funktionsprobleme der EG zu finden. Denn das Problem zunehmender ökonomi- 
scher Ungleichgewichte zwischen den Mitgliedsländern stellte sich nicht nur im Falle einer weı- 
tergehenden Integration, sondern auch und mehr noch im Falle einer Erweiterung der EG um 
neue Mitgliedsstaaten, wie sie seit den 70er Jahren in den Vordergrund der politischen Bemü- 
hungen rückte. Gilt dies bereits für die erste Erweiterungsrunde 1973 — mit England, Irland 
und Dänemark müssen Länder mit einer relativ schwächeren und einseitigeren ökonomischen 
Struktur in die Sechsergemeinschaft integriert werden —, so trifft es noch in weit stärkerem Ma- 
ße für die zweite und dritte Erweiterung zu: mit Griechenland, Spanien und Portugal werden 
erstmals in großem Umfang gering bzw. semi-industrialisierte Länder in die EG aufgenom- 
men. In dieser Sitation wurde wiederum der Regionalpolitik eine kompensatorische Funktion 
zugedacht: Über den Transfer von Finanzmitteln in die ökonomisch schwächer entwickelten 
Länder sollten eventuelle Nachteile aus der EG-Mitgliedschaft ausgeglichen werden. Diesem 
Konzept von Regionalpolitik entspricht die Mittelzuweisung aus dem Regionalfonds entspre- 
chend einem vorab auf die Länder festgelegten Verteilungsschlüssel (Tab. 1). Wenngleich sich 


Tab. 1: Verteilungsschlüssel für die Zuweisung von Finanzmitteln aus dem Regionalfonds auf die Mitglieds- 
länder der EG, 1975, 1981 und 1985, in % 


1975 1981 1985 

Ünter- Ober- 

grenze grenze 
Belgien 1,5 1,1 0,9 1,2 
Dänemark 1,3 1,1 0,5 0,7 
Deutschland 6,4 4,7 3,8 4,8 
Griechenland _ 13,0 12,4 15,7 
Frankreich 15,0 13,7 11,1 14,7 
Irland 6,0 6,0 5,6 6,8 
Italien 40,0 35,5 31,9 42,6 
Luxemburg 0,1 0,1 0,1 0,1 
Niederlande 1,7 1,2 1,0 4,3 
Vereinigtes Königreich 28,0 23,8 21,4 28,6 


Quelle: Verordnung (EWG) Nr. 724/75, Änderung der Verordnung, in: Kommission ..., 1982, $. 125, Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1787/84 
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durch die jeweiligen Erweiterungsrunden der EG gewisse Verschiebungen in den Prozent- 
werten ergeben, erweisen sich die Grundprinzipien der Mittelvergabe als auffällig konstant: 
In erster Linie werden sog. »arme« Länder begünstigt, in zweiter Linie »Länder mit den ärm- 
sten Regionen innerhalb der EG«®. Auf die Tatsache erheblicher Disparitäten in allen Mit- 
gliedsländern bezieht sich allenfalls der Umstand, daß immerhin jedes Land Anspruch auf ei- 
nen Betrag aus dem Regionalfonds hat; eine Regelung, die jedoch prinmär motiviert ist vom 
Anspruch der EG, für ihr Gesamtgebiet Politik zu betreiben und nicht von ihren regionalen 
Problemen. Gleichzeitig entspricht die Mittelzuweisung aber auch dem Kriterium »Pro- 
blemgebiete« der EG — nämlich einerseits größere, überwiegend agrarisch strukturierte Ge- 
biete und andererseits industrialisierte Gebiete mit stark rückläufiger Industrieentwicklung 
infolge von Strukturveränderungen (Kommission, 1977). Indem an beide Gebietstypen das 
Kriterium »hohe Arbeitslosigkeit« gekoppelt ist, trifft diese Definition von Problemgebieten 
auf Teile Italiens und Großbritanniens, auf Griechenland, Irland und neuerdings auch auf 
Spanien und Portugal zu, nicht jedoch auf das Ruhrgebiet oder aber den Bayrischen Wald. 
Faktisch werden allerdings mit einer solchen regionalen« Problemdefinition die dringend- 
sten ökonomischen Probleme dieser Länder benannt: auf der einen Seite die notwendige Um- 
stellung des veralteten industriellen Produktionsapparates, auf der anderen Seite der zu gerin- 
ge Industrialisierungsgrad überhaupt. 


Es wäre allerdings falsch, aus der beschriebenen Konstruktion der EG-Regionalpolitik die 
Schlußfolgerung zu ziehen, daß diese sich im Mitteltransfer zwischen »reichen« und »armen« 
Ländern erschöpfe. Vielmehr zeigt die Wahl des Instrumentariums und der konkrete Werde- 
gang des Regionalfonds, daß die EG die Vergabe von Subventionen mit sehr gezielten Forde- 
rungen zu deren Verwendung verbindet, und daß sie ihre darin enthaltenen Interessen auch 
in zunehmendem Maße durchzusetzen weiß. (Martins/Mawson, 1980, 1983, Tömmel 1986). 
So wurde seit 1975 nicht nur die Finanzausstattung des Fonds kontinuierlich erhöht (von 
1975: 258 über 1980: 1165 auf 1984: 2 140 Mio ERE; Kommission..., 1985), sondern zugleich 
auch das Instrumentarium zu seinem Einsatz in mehreren einschneidenden Reformschritten 
ausgebaut und differenziert. Dabei wurden die klassischen Mittel der Regionalpolitik — Sub- 
ventionierung von Betriebsansiedlungen und Infrastrukturausbau in peripheren Gebieten — 
sukzessive durch zusätzliche Kriterien und Mechanismen der Mittelvergabe ergänzt. Die 
Mittelvergabe orientiert sich zunehmend restriktiv an der ökonomischen Rentabilität und 
Konkurrenzfähigkeit der geplanten Projekte im EG-Maßstab. Zusätzliche Planungsmecha- 
nismen sowie programmatische Vorgaben von seiten der EG (insbesondere die integrierten 
Entwicklungsprogramme) sichern die inhaltliche Entwicklungsrichtung der Projekte ab 
(vgl. Verordnung 1984). Gemeinsamer Nenner aller bisherigen Reformen der Regionalpoli- 
tik ist deren zunehmende Ausrichtung auf eine moderne ökonomische Entwicklung in den 
Empfängergebieten (und -ländern), wobei technologisch und organisatorisch innovativen 
Projekten eindeutig der Vorrang gegeben wird vor solchen, die »lediglich« die Arbeitslosig- 
keit oder aber soziale Probleme in den betroffenen Gebieten mildern würden. 

Auch die Konstruktion, daß die EG-Subventionen nur als prozentualer Beitrag zu den natio- 
nalen Fördermaßnahmen vergeben werden (in der Regel 50 %), beinhaltet nicht etwa eine 
bloße additive Verstärkung der nationalen Politiken von seiten der EG (Armstrong 1978), 
sondern zwingt umgekehrt die Mitgliedsstaaten in zunehmendem Maße zur Anpassung ihrer 
Politik an die Vorgaben der Gemeinschaft. Abschließend kann somit konstatiert werden, 
daß die EG ihrer Regionalpolitik in einer relativ kurzen Zeitperiode nicht nur einen zuneh- 
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mend eigenständigen Platz eingeräumt hat, sondern daß sie diese Politik auch benutzt zu ei- 
ner aktiven Beeinflussung regionaler Entwicklungsprozesse und regionaler Politiken in den 
Mitgliedsländern. 


3.2. Die Wirkungsweise der EG-Regionalpolitik in Italien 


Vor dem Hintergrund der allgemeinen Charakterisierung der EG-Regionalpolitik soll im 
folgenden deren Wirkungsweise am Beispiel Italiens analysiert werden, dem Land, das mit 
Abstand den höchsten Förderbetrag aus dem Regionalfonds erhält, und das zugleich gekenn- 
zeichnet ist durch ein scharf augeprägtes, schon fast »klassisch« zu nennendes internes regio- 
nales Problem: den Nord-Süd-Gegensatz. Entsprechend den EG-Regelungen stehen hier Fi- 
nanzmittel für das Gesamtgebiet des Mezzogiorno, Italiens unterentwickelten Süden, zur 
Verfügung, wie er auch innerhalb der Regionalpolitik des italienischen Staates als Förderge- 
biet ausgewiesen ist.’ Subventionswürdig sind betriebliche Investitionen in Industrie, Hand- 
werk und Dienstleistungssektor sowie infrastrukturelle Projekte, die der Verstärkung der 
ökonomischen Struktur dienen. Wenngleich dieses Paket von Förderungsmaßnahmen in sei- 
ner sektoralen und räumlichen Anwendungsbreite als sehr globales Entwicklungsinstrument 
erscheint, so entfaltet es doch in der Praxis — aufgrund der Wechselwirkung zwischen re- 
striktiven Vergabekriterien und den begrenzten Möglichkeiten der Empfängergebiete, sol- 
chen Kriterien zu entsprechen — eine sehr spezifische Wirkung. Dies äußert sich für Südita- 
lien in einer extremen Ungleichverteilung der Mittel nach Gebieten sowie Sektoren bzw. 
Projektarten, die sich zudem mit dem Ausbau des Regionalfonds verstärkt. 

So weist die Mittelvergabe nach der Art der Projekte (Tab. 2) in den Anfangsjahren des Regio- . 
nalfonds noch eine relativ gleichmäßige Verteilung auf die Bereiche Industrie- und Dienstlei- 


Tab. 2: Jährliche Zuweisungen aus dem Regionalfonds an Italien, nach Projektart, 1975-1984 (in Mio ECU!). 


Anteil von Indu- 
strie und Dienst- 
leistungen an den 


Industrie und Infrastruktur insgesamt Gesamtzuweisun- 
Dienstleistungen (ind. Studien) gen (in %) 
1975 31,4 41,1 72,4 43 
1976 10,8 108,5 119,3 9 
1977 43,3 67,9 111,2 39 
1978 51,0 . 177,4 228,4 22 
1979 51,5 344,6 396,1 13 
1980 67,1 406,0 473,1 14 
1981 26,7 674,1 700,8 4 
1982 48,5 570,3 618,8 8 
1983 52,8 793,7 846,4 6 
1984 56,6 748,8 805,4 7 
1975-84 439,7 3932,4 4371,9 10 


1  Umrechnungskurs: Januar des Jahres der Zuweisungsentscheidung; für 1975, 76, 77: Januar 1978. 


Quelle: 1975-1983, berechnet nach Computerauszügen des Generaldirektorats Regionalpolitik der EG, 
1984: Kommission, 1985. 
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Tab. 3: Jährliche Zuweisungen aus dem Regionalfonds an die Regionen des Mezzogiorno, 1975-1984, in Mio ECU.!' 


REGION Multi- 
Jahr Marche? Lazio? Abruzzi Molise Campanıa Puglia Basilicata Calabria Sicilia Sardegna regionale 
Projekte 
1975 1,0 12,9 3,3 0,6 17,5 15,5 1,0 1,3 10,6 8,9 _ 
1976 _ 92 0,3 0,9 22,9 3,0 4,1 16,1 20,4 33,0 9,5 
1977 3,7 9,2 14,0 255, 18,8 20,1 2,6 3:9 16,7 6,9 _ 
1978 2,8 13,4 7,9 1,4 70,1 52,9 6,7 13,0 34,4 19,4 6,5 
1979 5,4 23,8 18,7 13,7 74,0 37,9 6,9 21,7 59,4 16,0 100,1 
1980 11,4 19,6 43,5 3,8 89,4 33,5 12,7 69,1 70,9 21,6 78,2 
1981 10,0 22,7 21,5 5,2 170,9 12,8 10,9 69,5 204,9 60,1 104,0 
1982 5,7° 14,2 28,2 7,7 296,8 53,4 10,2 65,9 67,2 32,2 _ 
1983 8,2 33,6 40,1 21,1 301,3 83,7 92,7 109,9 85,9 28,8 _ 
1984 7,2: 44,1 28,1 72 290,4 43,8 23,0 72,3 198,0 61,2 _ 
1975-84 55,4 202,7 205,6 64,1 1352,1 356,6 170,8 444,7 768,4 226,9 298,3 


1 Umrechnungskurs: siehe Tab. 3. 


1 Nur Provinz Ascoli Piceno. 


3 Nur die Provinzen und Provinzteile, die zum Mezzogiorno als Verwaltungsgebiet gehören (siehe Karte 1): 


Quelle: siehe Tab. 2. 


stungsbetriebe einerseits und Infrastrukturmaßnahmen andererseits auf; in den Folgejahren 
bildet sich dann eine eindeutige Dominanz des Infrastrukturbereiches heraus. Dabei kommt 
die starke absolute Zunahme der Subventionen während des hier betrachteten Zeitraumes 
nahezu ausschließlich den Infrastrukturprojekten zugute, während die Ausgaben für Be- 
triebsansiedlungen (in der Regel Industrie) auf gleichermaßen niedrigem Niveau stagnieren. 
In diesen Zahlen spiegeln sich bereits grundsätzlichere Merkmale der süditalienischen Ent- 
wicklung: Industrieansiedlungen können — trotz. der hohen Subventionen — nur in begrenz- 
tem Maße angezogen werden; soweit diese ausbleiben, übernimmt der Staat direkt die Ent- 
wicklungsstrategie. Auch die regionale Verteilung der Fördermittel weist erhebliche und mit 
der Zeit zunehmende Ungleichgewichte auf (Tab. 3). Wechselte in den Anfangsjahren die Zu- 
weisung von hohen Subventionsbeträgen noch zwischen einer größeren Zahl von Regionen 
Süditaliens, so konzentrieren sich die Mittel in den letzten Jahren immer eindeutiger auf we- 
nige Gebiete; weit an der Spitze steht die Region Campania, die 1984 mehr als ein Drittel der 
Gesamtförderung für Italien auf sich vereinigt. Umgekehrt kristallisieren sich auch zuneh- 
mend deutlich die »Schlußlichter« der regionalen Entwicklungsförderung heraus. Molise 
und Basilicata, aber auch die »Nordgebiete« des Mezzogiorno — Marche, Lazio, Abruzzi. 

Die Hintergründe dieser regionalen Ungleichsverteilung werden erkennbar bei einer weite- 
ren Aufschlüsselung der Daten nach Art der Projekte (Tab. 4). Dann zeigt sich nämlich, daß 
es ganz bestimmte Regionen sind, die von Industrieansiedlungen bevorzugt werden, — und 
dementsprechend vergleichsweise geringere Förderbeträge aufsich ziehen — während andere 
offensichtlich die Favoriten der infrastrukturellen Projekte des Staates sind. So sind es vor al- 
lem die Nordgebiete des Mezzogiorno sowie der Küstenstreifen entlang der Adria, die den 


Tab. 4: Zuweisungen aus dem Regionalfonds an die Regionen des Mezzogiorno, nach Projektart, 1975-83 
sowie 1984 (in Mio ECU) 


Region 1975 - 1983 1984 
Industrie Infra- Ind. u.Dl. Industrie Infra- Ind. u. DI. 
und Dienst- struktur in%d.Ge- und Dienst- struktur” in % d. Ge- 


leistg. samtzuw. leistg. samtzuw. 
Marche 17,8 38,5 32 1,6 5,6 22 
Lazio 66,0 90,8 42 132 30,9 30 
Abruzzi 74,4 101,1 42 52 22,9 19 
Molise 4,7 51,5 8 _ 7,2 _ 
Campania 743 978,3 7 19,9 270,5 7 
Puglia 78,8 231,2 25 EN 38,1 13 
Balılicata 12,5 132,4 9 _ 23,0 _ 
Calabria 11,7 356,9 3 41 68,2 6 
Sicilia 28,5 538,9 3 3,6 194,3 2 
Sardegna 11,7 214,3 5 3,3 57,9 5 
Multiregional _ 364,4 _ _ _ _ 
Italia 381,4 3157,8 11 56,6 748,8 7 


Quelle: 1975-83: Commission des Communeautes Europeennes, Le FEDER en chiffres, Brüssel 1983, 1984: 
Kommission... 1983, 5. 74. 


* einschließlich Studien. 
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größten Teil der industriellen Investitionen auf sich vereinigen; demgegenüber konzentrie- 
ren sich die staatlichen Infrastrukturinvestitionen vorwiegend auf Gebiete mit geringer indu- 
strieller Entwicklungsdynamik (Campania, Calabria, Sicilia und auch Sardegna). Es wäre je- 
doch falsch, aus dieser Situation auf eine einfache kompensatorische Politik des italienischen 
Staates zu schließen. Vielmehr gibt es sowohl im positiven wie im negativen Sinne Ausnah- 
men von der beschriebenen Regel: So erhält die Region Puglia mit ihrem Höchstmaß an indu- 

‚  striellen Investitionen zusätzliche hohe Infrastruktursubventionen, während umgekehrt die 
internen Berggebiete des Mezzorgiono von privaten Investoren gemieden, aber auch von 
staatlicher Seite kaum gefördert werden. 


Karte 1: Industrieinvestitionen in Süditalien, von der EG subventioniert, 1975-1983. 


EN 


sw = 10 Mio ERE 
0 = >5 Mio ERE 


[Ai 


Quelle für Karten 1-5: Eigene Berechnung nach Computerauszügen des Generaldirektorats Regionalpolitik 
(XVI) der EG. 
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Karte 2: Geschaffene Arbeitsplätze in Industriebetrieben (von der EG subventioniert), 1975-83. 


Die »Logik«, die der räumlich begrenzten und ungleichen Verteilung der Industrieansiedlun- 
gen zugrundeliegt, wird deutlich bei einer kleinräumigen Aufschlüsselung der Daten (Karte 
1). Dann zeigt sich, daß sich die Investitionen auf wenige Standorte mit ausnahmsweise gün- 
stigen Bedingungen konzentrieren: einerseits die Randzonen der großen Städte bzw. Agglo- 
merationsgebiete (Rom, Neapel!®, Bari sowie Pescara); andererseits Gebiete, die an den ent- 
wickelten Norden Italiens angrenzen (Ascoli Piceno, Lazio, Abruzzi) oder von diesem aus 
sehr gut erschlossen sind (Chieti, Foggia, Brindisi). Standorte, die beide Qualitäten auf sich 
vereinigen können, weisen dementsprechend auch die höchsten Investitionsbeträge auf (bes. 
Frosinone und Chieti). Umgekehrt kristallisieren sich auch die Gebiete mit offenbar ungün- 
stigen Standortfaktoren deutlich heraus: die internen Berggebiete des Mezzogiorno, die 
Randgebiete des süditalienischen Festlandes sowie die Inseln Sizilien und Sardinien. 
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Karte 3: % Anteil der metallverarbeitenden Industrie (Nace Code 3) an den 
Industrieinvestitionen in Süditalien (von der EG subventioniert) 1975-83. 


0-15 % 
15-30 % N 
30-50% NID 
EEE 50 - 70% : 
1 uber 70 % 


Den genannten Gebietstypen des Mezzogiorno entsprechen aber auch unterschiedliche In- 
dustrialisierungszypen: So werden die Nordgebiete des Südens bevorzugt von Industrien, die 
durch eine kleinbetriebliche Struktur, die Dominanz traditioneller Sektoren (Karte 4) sowie 
durch eine vergleichsweise geringe Kapitalintensität der Investitionen gekennzeichnet sind 
(vgl. Karte 2 mit Karte 1). Demgegenüber weisen die Agglomerationsrandgebiete sowie die 
Standorte entlang der Adriaküste eine überwiegend moderne Sektorstruktur auf, wobei die 
Metallverarbeitung dominiert (Karte 3); dies geht einher mit größeren Betriebseinheiten und 
einer vergleichsweise höheren Kapitalintensität (vgl. Karte 2 mit Karte). Die wenigen Groß- 
betriebe, die seit Bestehen des Regionalfonds in Süditalien errichtet wurden, haben sich denn 
auch fast ausschließlich auf diese Standorte konzentriert.'! Umgekehrt weisen auch die Ge- 
biete mit geringer rezenter Industrialisierung deutliche Strukturmerkmale auf: Sie sind ent- 
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Karte 4: % Anteil der traditionellen Sektoren der Industrie (Nace Code 4) an den 
Industrieinvestitionen in Süditalien (von der EG subventioniert) 1975-1983. 
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weder durch eine extreme Dominanz traditioneller Sektoren gekennzeichnet, (Karte 4, Cosen- 
za, Lecce, Matera) oder aber durch ein Vorherrschen der Basisindustrien (Brindisi, Messina, Ca- 
tanıa, Campobasso); in allen Fällen ist die Metallverarbeitung extrem unterrepräsentiert oder 
sogar überhaupt nicht vertreten (wie im Inneren Sıziliens, Karte 3). Die Industrieförderung der 
EG für den Süden Italiens hat somit zwei Entwicklungstendenzen zur Folge: zum einen be- 
wirkt sie die Herausbildung einer innerregionalen Arbeitsteilung zwischen (wenigen) stark in- 
dustrialisierten Standorten einerseits und (vielen) kaum oder nicht industrialisierten Gebieten 
- andererseits; zum zweiten fördert sie die Herausbildung einer Arbeitsteilung zwischen unter- 
schiedlich strukturierten Industriegebieten, die jedes für sich zur Ausbildung einer Monostruk- 
tur tendieren. 
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Karte 5: Infrastrukturinvestitionen in Süditalien, von der EG subventioniert, 1975-1983. 


Infrastruktur- 
investitionen 


2 = 10 Mio ERE 


Davon ınvestitionen 
für Industriegelande 


s = 10 Mio ERE 


Betrachten wir demgegenüber den Bereich der Infrastrukturprojekte, der ganz in Händen des 
Staates liegt und dementsprechend gezielter für eine Entwicklungsstrategie in Süditalien ein- 
gesetzt werden könnte, so zeigen sich auch hier charakteristische Differenzierungen nach 
Projektarten und Förderhöhe, die wiederum in entsprechenden regionalen Differenzierun- 
gen resultieren. Eine Aufschlüsselung der Daten auf Provinzniveau (Karte 5) bestätigt zu 
nächst die oben getroffene Feststellung: Die Gebiete mit den höchsten Infrastrukturinvesti- 
tionen sind in der Regel nicht identisch mit denen, die hohe Industrieinvestitionen anziehen 
(vg. Karte 5 und Karte 1). Prominentestes Beispiel hierfür ist der Agglomerationsraum Nea- 
pel; aber auch der gesamte südlich anschließende Küstenbereich bis hin nach Sizilien weist 
hohe Infrastrukturinvestitionen ohne nennenswerte industrielle Entwicklungen auf. Den- 
noch erfreuen sich auch einige Gebiete mit starker rezenter Industrialisierung einer ansehnli- 
chen Infrastrukturförderung: Es sind die besonders begünstigten Zonen des Südens, dieoben 
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bereits als Standorte von Großbetrieben der modernen Sektoren charakterisiert wurden. 
Bei einer Spezifizierung des Teils der Infrastrukturinvestitionen, der für die Erschließung 
und Ausstattung von Industriegelände bestimmt ist (Karte 5), springen ebenfalls diese Ge- 
biete mit hohen Förderbeträgen heraus; die Spitzenpositionen in diesem Bereich nehmen al- 
lerdings die Provinzen Siracusa, Napoli und Taranto ein, denen wiederum diese Merkmale 
fehlen. Dennoch haben die beiden letztgenannten Gebietsarten eines gemeinsam: eine mo- 
derne, auf Großbetriebe basierende industrielle Struktur. Beruht diese in den Agglomera- 
tionsrandgebieten sowie entlang der Adriaküste vornehmlich auf rezenten Neuinvestitio- 
nen privater Konzerne (z.B. FIAT in Termoli, Montecassino etc.), so geht sie in Neapel, Ta- 
rent und Syrakus auf die Regionalpolitik der 60er Jahre zurück, die zur Errichtung von 
großmaßstäblichen Staatsbetrieben an diesen Standorten führte. Dementsprechend zielt die 
Infrastrukturförderung im ersten Falle auf die Neuansiedlung moderner Großindustrien, 
während sie im zweiten Falle der Reorganisation der bereits vorhandenen (und teilweise ver- 
alteten) Staatsbetriebe gilt. Die auf Kleinbetrieben basierende rezente Industrialisierung der 
Nordgebiete des Mezzogiorno erfährt demgegenüber keine spezielle Förderung durch Infra- 
strukturprojekte. Flankiert wird die direkte Industrieförderung zugunsten der Großuniter- 
nehmen in ausgewählten Gebieten des Mezzogiorno durch Maßnahmen indirekter Art, die 
allesamt auf die Innovation der infrastrukturellen Aussstattung gerichtet sind und dement- 
sprechend in großangelegten Projekten resultieren: So werden zusätzliche Wasserreserven 
und alternative Energiequellen, und damit neue Produktionsvoraussetzungen erschlossen, 
werden Seehäfen und Flugplätze, Straßen und Eisenbahnlinien ausgebaut, um den Güter- 
transport zu modernisieren und die überregionalen Verkehrsverbindungen zu verbessern. 
(vgl. Kommission..., 1980-1985). Das weitaus bedeutendste von der EG geförderte Projekt 
in diesem Rahmen ist die Anlage einer Pipeline zum Transport von Erdgas (aus Algerien), 
wodurch die Umstellung auf neue, billigere Energiequellen beschleunigt werden soll. An 
diesem Projekt wird aber der Charakter der Infrastrukturförderung für Süditalien beson- 
ders deutlich: Denn dieses kommt nicht primär den Entwicklungsgebieten des Mezzogior- 
no, und auch nicht seinen vorausstrebenden Industriestandorten zugute, obgleich sie alle- 
samt an das Leistungsnetz angeschlossen werden; vielmehr ist es auf die Agglomerationsge- 
biete Norditaliens gerichtet, wo die Pipeline endet, und nur weil der Rohstoff aus Algerien 
importiert wird, verläuft ein Großteil der Trasse — zwangsläufig — durch die südlichen Ent- 
wicklungsgebiete'?. In diesem Lichte erklären sich die hohen Förderbeiträge, die die gesamte 
tyrrenische Küstenzone von Kalabrien bis Kampanien auf sich zieht. 

Betrachtet man nun umgekehrt, welche Art von staatlichen Entwicklungsmaßnahmen in 
den übrigen Gebieten Süditaliens mit Hilfe der — hier nur geringen — EG-Förderung durch- 
geführt werden, so ist festzustellen, daß diese sich auf kleinmaßstäbliche Projekte der Basisin- 
frastruktur beschränken (Zu- und Abwasserleitungen, Wege etc.). Dies gilt nicht nur für die 
kaum industrialisierten internen Berggebiete sowie die Randgebiete des Mezzogiorno, son- 
dern auch für den Norden des Südens mit seiner herausragenden, jedoch kleinmaßstäblichen 
industriellen Entwicklungsdynamik. Eine relative Sonderstellung nimmt der Agglomera- 
tionsraum Neapel bei der Infrastrukturförderung ein: Hier werden im Rahmen einer (experi- 
mentellen) integrierten Entwicklungsmaßnahme vielfältige finanziert, die auf die Restruktu- 
rierung des für moderne ökonomische Entwicklungen total disfunktionalen Agglomera- 
tionsraumes gerichtet sind." 

Fassen wir zusammen, so ergibt sich aus der Analyse der regionalen Entwicklungsförderung 
für Süditalien ein mehrschichtiges Bild: 
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Soweit es möglich ist — und diese Möglichkeiten sind bestimmt durch die potentiellen (Ko- 
sten-) Vorteile, die private Investitoren an einem Standort in Süditalien realisieren können — 
werden Neuansiedlungen, in wenigen Fällen auch Erweiterungen und Modernisierungen von 
Industriebetrieben im Mezzogiorno gefördert; die Möglichkeiten hierzu sind jedoch auf einige 
wenige Regionen begrenzt, die — zusätzlich zu enorm hohen Staatssubventionen — außerge- 
wöhnlich günstige Standortfaktoren bieten, d.h. die Region, die bereits ein relativ differenzier- 
tes Industriepotential in Kombination mit einer größeren Bevölkerungsverdichtung aufweisen, 
die entwickeltere allgemeine Produktionsvoraussetzungen bieten, und die in größtmöglicher 
Nähe zum industriell hoch entwickelten Norden Italiens liegen bzw. von diesem aus gut er- 
schlossen sind.!* Daneben greift aber auch der Staat mit eigenen Projekten direkt in die Ent- 
wicklung Süditaliens ein; allerdings sind diese Eingriffe weder eindeutig von einer kompensato- 
rischen Absicht gegenüber einer ausbleibenden Entwicklung noch von einer zielgerichteten 
Verstärkung vorhandener Entwicklungen bestimmt. Vielmehr wird selektiv eingegriffen, was 
in deutlichen gebietsspezifischen Differenzierungen resultiert. In den agrarisch strukturierten, 
durch hohe Abwanderungsraten und eine starke soziale Desintegration gekennzeichneten 
Berg- und Randgebieten des Mezzogiorno, den eigentlichen unterentwickelten Gebieten des 
Südens, wird mit Kleinprojekten ein Minimum an Lebensstandard für die verbliebene, überal- 
terte Bevölkerung aufrechterhalten und zugleich der Anschein der Solidarität mit den »Ärm- 
sten der Armen« erweckt; eine Entwicklungspolitik im eigentlichen Sinne, wie sie gerade für 
diese Gebiete notwendig und zu erwarten wäre, bleibt dagegen aus. 

Umgekehrt wird aber an anderer Stelle mit großangelegten Infrastrukturprojekten direkt die 
industrielle Entwicklung des Mezzogiorno gestützt: Mit der Erschließung neuer Produk- 
tionsvoraussetzungen und Restrukturierung von großmaßstäblichen Industriezonen wer- 
den die Voraussetzungen sowohl für eine umfassende Restrukturierung und Modernisierung 
der vorhandenen (Staats-)betriebe geschaffen, als auch die Ansiedlung neuer Privatunterneh- 
men gefördert, mit dem modernen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur werden die Bedingun- 
gen für ihre verstärkte Einbindung in den Wirtschaftskreislauf Norditaliens hergestellt. Aber 
auch diese Maßnahmen bleiben notwendig beschränkt auf Gebiete, die bereits eine entspre- 
chende industrielle Struktur aufweisen oder in denen eine spezifische Nachfrage von seiten 
einzelner Großbetriebe besteht. Zum dritten werden aber auch dort, wo keine Kopplung mit 
einer dynamischen industriellen Entwicklung möglich ist, hohe Investitionen zugunsten 
moderner, großmaßstäblicher Infrastrukturprojekte getätigt. 

Es könnte nun so scheinen, als ob zumindest dieser Teil des staatlichen Infrastrukturausbaus 
eine echte Entwicklungspolitik zugunsten der besonders benachteiligten Gebiete sei. Dies ist 
jedoch nicht der Fall. Denn gerade die Förderung möglichst moderner, dem neuesten techno- 
logischen Stand entsprechender Projekte führt notwendig zu einer Kluft zwischen diesen 
und der vorhandenen, eher traditionellen ökonomischen Struktur; der so notwendige Ent- 
wicklungsimpuls bleibt aus bzw. geht ins Leere. Das bedeutet aber nicht umgekehrt, daß da- 
mit Fördermittel sinnlos verschwendet würden. Im Gegenteil: der beschriebene Projekt- 
typus begünstigt gezielt eine vorwärtsgerichtete Entwicklung, deren Nutznießer allerdings 
nicht die Bewohner, und auch nicht die Unternehmer der peripheren Gebiete sind. 


3.3. Funktion und Effekte der EG-Regionalpolitik 


Fragt man nun nach den Gründen für die auffällige Mehrgleisigkeit der EG-Regionalpolitik 
in Italien, so resultiert diese aus der Wechselwirkung zwischen dem von der EG eingesetzten 
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Instumentariums, der immanenten Dynamik des »italienischen Entwicklungsmodells«, d.h. 
der spezifischen Form, die die Industrialisierung in Italien angenommen hat, sowie der Rolle 
des Staates bei der Handhabung dieses »Modells«. 

Das »italienische Entwicklungsmodell« beruht im wesentlichen auf drei Grundpfeilern: ei- 
ner großbetrieblich organisierten privaten Industrie, vorwiegend der modernen Sektoren, 
jedoch eher auf ausgereifte Produkte spezialisiert; einer kleinbetrieblich organisierten, ar- 
beitsintensiven Privatindustrie, die einerseits die traditionellen Sektoren umfaßt, anderer- 
seits aber auch Spezialprodukte der semimodernen und modernen Sektoren fertigt; und 
schließlich einer kapitalintensiven, mit modernen Technologien produzierenden und groß- 
maßstäblich operierenden Grundsstoffindustrie, die in Händen des Staates liegt. (Bagnasco, 
1977) Diese drei Spezialisierungen der italienischen Industrie haben sich während der Nach- 
kriegsjahrzehnte unter den Bedingungen internationaler Konkurrenzbeziehungen, speziell 
im Rahmen der EG, herausgebildet und entfaltet. Eine solche Entwicklung war jedoch nur 
möglich auf der Basis scharfer interregionaler Gegensätze innerhalb Italiens; d.h. nur durch 
spezifische Formen der Ausnutzung regionaler Disparitäten konnte die relativ schwächere 
Position der italienischen Industrie auf dem Weltmarkt kompensiert werden. So konnten 
die im entwickelten Nordwesten Italiens angesiedelten Großbetriebe trotz des industriellen 
Booms der Nachkriegsjahrzehnte über eine lange Zeitperiode hinweg von einem enorm 
niedrigen Lohnniveau Gebrauch machen, das dem massenhaften Zustrom von Arbeitskräf- 
ten aus dem unterentwickelten Süden zu »danken« war. In dem Maße jedoch, wie der damit 
ausgelöste Verstädterungsprozeß an materielle und politisch-soziale, und damit letztlich an 
Kosten-Grenzen stieß,' konnten die arbeitsintensiven Industrien bzw. Fertigungsprozesse 
in einem Prozeß des »filtering downs« in die Regionen Nord-Ost- und Mittelitaliens auswei- 
chen bzw. sich dort besser entfalten, da diese Regionen die Standortvorteile unterentwickel- 
ter Gebiete ohne die damit verbundenen Nachteile boten, wie sie gerade im Süden Italiens so 
ausgeprägt sind. Indem sich dabei die betriebliche Organisation der bestehenden Siedlungs- 
und Sozialstruktur anpaßt — durch Aufsplitterung der Produktion in arbeitsteilig organı- 
sierte Kleinbetriebe bis hin zur Heimarbeit —, werden auf differenzierteste Weise kleinräu- 
mige Standortvorteile genutzt und somit Kostenersparnisse realisiert (Fuä, Zachua, 1983). 
Der Süden wurde von diesen Entwicklungen indirekt, dafür aber mit um so weitreichen- 
deren Konsequenzen erfaßt: Durch den Abzug gerade der mobilsten Arbeitskräfte in die 
Metropolen Norditaliens (und Europas) einerseits und durch das beschleunigte Wegkon- 
kurrieren seiner traditionellen Produktionszweige von seiten der expansiven Kleinindustrie 
Mittelitaliens andererseits wurden seine ökonomisch-sozialen Strukturen so weitgehend 
disgregiert, daß zunehmend auch die elementaren Voraussetzungen sowohl für eine autono- 
me als auch für eine von außen induzierte industrielle Entwicklung fehlten. In dieser Situa- 
tion sind es die Staatsindustrien, die den Süden zu ihrer Produktionsbasis wählen und damit 
fortan dessen Struktur bestimmen: (Graziani, 1978) Mit den Mitteln der Regionalpolitik 
werden an einigen ausgewählten Standorten große industrielle Komplexe angelegt, die dem 
Aufbau einer eigenen Grundstoffindustrie (Stahl, Petrochemie) dienten, und damit der Be- 
reitstellung billiger Rohstoffe für die verarbeitende Industrie des Nordens. Damit schafft der 
Staat eine weitere Bedingung zur Kompensation der Konkurrenznachteile gerade der mo- 
dernen Teile der italienischen Industrie auf dem Weltmarkt, während die Entwicklungsge- 
gensätze erhalten bleiben. 

In der Gegenwart unterliegt allerdings das beschriebene Modell einer tiefgreifenden struktu- 
rellen Krise. Ist es dabei für die Großunternehmen des Nordwestens der verschärfte Konkur- 
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renzdruck von seiten industriell höher entwickelter Länder, der zu Innovationen zwingt, so er- 
fährt die noch stets expandierende Kleinindustrie Mittelitaliens einen zunehmenden Konkur- 
renzdruck von seiten geringer entwickelter europäischer Peripherieländer sowie den Schwel- 
lenländern der III. Welt; die Basısindustrien des Südens schließlich haben gegen weltweite 
Überkapazitäten, steigende Rohstoff- und Energiepreise sowie zunehmende Produktionsbe- 
schränkungen von seiten der EG zu kämpfen. In dieser Situation greift die Regionalpolitik der 
EG auf sehr differenzierte Weise zur Stützung und Reorganisation des »italienischen Entwick- 
lungsmodells« ein: zum einen direkt zugunsten der Staatsindustrien des Südens, indem die be- 
treffenden Standorte rationalisiert und modernisiert, ihre verkehrstechnische Anbindung an 
den Norden verbessert und schließlich die Energie- und Rohstoffkosten tendenziell gesenkt 
werden. 

Damit wird jedoch nicht nur eine Rationalisierung und Modernisierung der italienischen 
Grundstoffindustrie erzielt, sondern auch eine indirekte Förderung der Abnehmer ihrer Pro- 
dukte: die verarbeitende (Privat-)industrie des Nordens. Zum zweiten kommt die Regional- 
politik, wenngleich ausschließlich auf die südlichen Landesteile bezogen, auch direkt der in- 
dustriellen Entwicklung im Norden zugute: Mit großmaßstäblichen Infrastrukturprojekten 
werden Erschließungsmaßnahmen und Vorleistungen für innovative Entwicklungen in 
Norditalien realisiert.!° Zum dritten bewirkt die Regionalpolitik — und das ist ihr bedeu- 
tendster Aspekt — über die Subventionierung von Betriebsansiedlungen im Süden eine tief- 
greifende innerbetriebliche Reorganisation der (nord)italienischen Industrie. Denn bei den 
öffentlich geförderten Industrieansiedlungen handelt es sich nicht etwa um autonome Neu- 
gründungen lokaler Unternehmer, und auch nicht um Tochterunternehmen multinationa- 
ler Konzerne; vielmehr sind es fast ausschließlich Zweigbetriebe italienischer Unternehmen, 
und zwar sowohl der Großbetriebe des Nordwestens als auch der Kleinbetriebe der Zwi- 
schenregionen, die sich die staatlich geschaffenen Vorteile zunutze machen. Benutzen dabei 
die Großbetriebe des Nordwestens die Standortverlagerungen in ausgewählte, günstig gelege- 
ne Zonen des Südens zur technologischen Innovation der Produktion — wobei die hohen In- 
vestitionskosten sowie die infrastrukturellen Vorleistungen größtenteils vom Staat getragen 
werden —, so breiten sich die Kleinbetriebe Mittelitaliens in die angrenzenden Gebiete des 
Mezzogiorno aus, um sich dort ein temporär günstigeres Produktionsmilieu sowie die staatli- 
chen Subventionen zunutze zu machen. Diese Strategie erweist sich für den Teil der Kleinin- 
dustrie als besonders vorteilhaft, der auf Teilfertigungen und Spezialproduktionen, häufig im 
Auftrag der Großunternehmen, spezialisiert ist. Der Süden wird damit zum Schauplatz eines 
zweifachen »filtering downs«, das der Neustrukturierung der inner- und zwischenbetriebli- 
chen Arbeitsteilung als wesentlichstem Mittel zur Realisierung von Kostensenkungen 
dient. 

Dieses zweifache »decentramento produttivo« bezieht sich jedoch auf jeweils verschiedene 
Gebiete und überlagert sich auch nicht mit den Standorten der Staatsindustrien. Eine solche 
Überlagerung darf es auch nicht geben. Denn will das »italienische Entwicklungsmodell« in 
seinen ausgeprägten Spezialisierungen weiterhin funktionieren, dann dürfen auch die Basis- 
bedingungen dieses Modells, die regionale Ungleichentwicklung, nicht angetastet werden; 
dann muß die räumliche Scheidung zwischen industriell entwickelten und nicht entwickel- 
ten Gebieten, zwischen von privaten Unternehmen bevorzugten und von Staatsbetrieben 
dominierten Gebieten, und schließlich zwischen von Kleinbetrieben »diffus« und von Groß- 
betrieben »konzentriert« erschlossenen Gebieten erhalten bleiben. Lediglich die Grenzen 
zwischen den unterschiedlich entwickelten Gebieten können, ja müssen sich verschieben, 
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will der Mechanismus des »filtering downs« funktionieren. Hier wird denn auch deutlich, 
daß die Regionalpolitik der EG keineswegs eine Politik zur Aufhebung oder Abschwächung 
regionaler Disparitäten ist und sein kann. Vielmehr muß sie in dem Maße, wie sie erfolgreich 
ist, d.h. eineökonomische Entwicklung stimuliert, die aufder Nutzung national und regional 
differierender komparativer Kostenvorteile basiert, eine verschärfte Aussprägung regionaler 
Disparitäten bewirken. Eine solche Entwicklungstendenz ist für den Süden Italiens auch 
deutlich erkennbar: Durch die räumlich selektive Industrialisterung werden die regionalen 
Disparitäten innerhalb des Mezzogiornos enorm verschärft; durch die strukturell einseitige 
Industrialisierung wird der Entwicklungsgegensatz zwischen Nord und Süd nicht aufgeho- 
ben, sondern allenfalls in neuer Form als Verhältnis von Mono- und Polystruktur reprodu- 
ziert; und durch die Nichtentwicklung des größten Teils des Mezzogiornos schließlich bleibt 
das alte Gefälle zwischen den beiden Landesteilen erhalten, dies um so mehr, als den insge- 
samt geringfügigen Industrieansiedlungen eine ungleich größere Zahl von vernichteten Ar- 
beitsplätzen in den traditionellen Erwerbszweigen gegenübersteht. 

An dieser Stelle stellt sich die Frage, welches Interesse die EG hat, wenn schon nicht den »ar- 
men« Regionen »zu helfen«, so doch eine zielgerichtete Förderpolitik zugunsten der Indu- 
strien der relativ »ärmeren«Mitgliedsländer zu betreiben. Zur Beantwortung dieser Frage ist 
noch einmal die Argumentation aufzugreifen, die der Institutionalisierung der EG-Regional- 
politik vorausging. Denn die seinerzeitigen Plädoyers für eine solche Politik waren bestimmt 
von der Sorge, daß sich als Folge der geplanten Währungsunion die strukturellen Disparitäten 
zwischen den nationalen Wirtschaften verschärfen und in der Folge einen weitergehenden 
Integrationsprozeß behindern würden. Die Bildung der Währungsunion wurde dann aber 
fallengelassen, weil sich unter dem Druck der anhaltenden Wirtschaftskrise die strukturellen 
Differenzen zwischen den Mitgliedsländern schon so sehr verschärften, daß sich daraus er- 
hebliche Schwierigkeiten für das Funktionieren der EG — und damit für die Reproduktion 
des Kapitals in internationalen Dimensionen — ergaben. D.h. das Problem, das man als Resul- 
tat einer Währungsunion befürchtete, stellte sich nun real in der Situation der Wirtschafts- 
krise. Dabei drohte gerade den fortschrittlichsten Kapitalen der ökonomisch schwächeren 
Länder, daß sie sich im Kreise der entwickelten Industrienationen unter den Bedingungen 
der freien Konkurrenz nicht mehr handhaben können. In dieser Situation bietet die Regio- 
nalpolitik, gerade in ihrer spezifischen Definition der Probleme als regionale, wodurch aber 
sehr konkret und differenziert die dringenden ökonomischen Probleme der jeweiligen Län- 
der erfaßt werden, die Möglichkeit einer wirtschaftspolitischen Förderung der betroffenen 
Kapitale. 

Aber mehr nochals durch die Wirtschaftskrise verschärfte sich das Problem der »wirtschafts- 
strukturellen Disparitäten« zwischen den Mitgliedsländern durch die Entscheidung der EG 
für eine fortschreitende Erweiterung — und damit für eine Gemeinschaft von ökonomisch 
extrem ungleichen Partnern. Damit kann von einer realen Perspektive der wirtschaftlichen 
Konvergenz, wie sie die EG immer wieder propagiert, keine Rede mehr sein.'® Hinter dem 
Problem der Konvergenz zwischen den nationalen Wirtschaften verbirgt sich daher ein zwei- 
tes Problem: nämlich das einer funktionsfähigen Wirtschaftsgemeinschaft auf der Basis struk- 
tureller Divergenz. D.h. angesichts der sukzessiven Erweiterungen der EG um zunehmend 
geringer entwickelte Länder stellt sich das Problem, einen Funktionsmechanismus herzustel- 
len, der es möglich macht, unter dem Prinzip der freien Konkurrenz ökonomisch verschieden 
entwickelte Länder zu integrieren. Ein solcher Mechanismus kann aber nur die Herausbil- 
dung einer weitergehenden internationalen Arbeitsteilung sein, sei eszwischen verschieden 
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entwickelten Produktionsformen. Auch und gerade in dieser Situation erfüllt die Regional- 
politik der EG eine wichtige Funktion. Denn die Stützungsmaßnahmen für Italien (und ana- 
log zukünftig auch für die neuen Beitrittsländer) dienen nicht nur der Stärkung der nationa- 
len Ökonomien, sondern verwirklichen diese in der Form einer subtileren Ein passung in die 
arbeitsteilige Wirtschaft Westeuropas. Und es werden dabei nicht einfach die modernen 
Großindustrien so gefördert, daß sie sich denen der hochentwickelten EG-Länder anglei- 
chen, und die kleinbetrieblich organisierten Sektoren derart subventioniert, daß die Konkur- 
renznachteile gegenüber geringer entwickelten EG-Ländern kompensiert werden; vielmehr 
wird den modernen Großindustrien und Teilen der Kleindindustrie — über die Förderung 
von Betriebsansiedlungen in der nationalen Peripherie — die Möglichkeit einer spezifischen 
Restrukturierung geboten, wodurch nicht nur Konkurrenznachteile kompensiert werden, 
sondern ein neuer Typus der betrieblichen Organisation im Raum entsteht. In diesem Re- 
strukturierungsprozeß wird den Kleinbetrieben eine neue Funktion zugewiesen: nämlich als 
spezialisierte Produzenten und Zulieferer im Bereich des modernen Produktionsspektrums 
zu fungieren, und das nicht nur im Rahmen der nationalen Ökonomien, sondern mehr und 
mehr auch im Rahmen Westeuropas. Italien kann auf dieser Ebene der »organisatorischen In- 
novation« einen Vorsprung erzielen — auch wenn es damit faktisch nur weitergehender in 
das System der internationalen Arbeitsteilung eingepaßt wird —, weil die Kluft zwischen 
hoch- und geringentwickelten Volkswirtschaften, wie sie charakteristisch ist für eine erwei- 
terte EG, sich innerhalb dieses Landes, nicht zuletzt auch in Form eines ausgeprägten regio- 
. nalen Gegensatzes, noch einmal reproduziert. Italien wird damit zum politischen und öko- 
nomischen Experimentierfeld einer erweiterten Gemeinschaft, wobei die Prozesse, die sich 
heute im Süden dieses Landes abspielen, analog für die neuen Mitgliedsländer als ganze zu er- 
warten sind. 

Aus dem Vorhergehenden wird deutlich, daß die Regionalpolitik der EG mit ihren Förderin- 
strumenten für varme« Regionen und »arme« Länder keine kompensatorische Politik im Sin- 
ne der Leistung von Ausgleichszahlungen für benachteiligte Gebiete, Länder, Regionen, Per- 
sonen oder auch Kapitalfraktionen ist, wie es der common sense versteht und wie es die EG 
auch gerne suggeriert, etwa bei den Beitrittsverhandlungen mit neuen Mitgliedsländern.” 
Vielmehr ist sie eine vorwärtsgerichtete Strategie, die die in der Situation der Wirtschaftskrise 
zunehmend aufbrechenden und durch die EG-Erweiterung enorm vergrößerten Differen- 
zen zwischen international unterschiedlich, jedoch national jeweils am weitesten entwickel- 
ten Kapitalen in Europa vermittelt, in dem sie den über das System der freien Konkurrenz 
sich durchsetzenden Prozeß der Herausbildung einer neuen internationalen Arbeitsteilung 
auf seiten der ökonomisch geringer entwickelten EG-Länder mit politischen Maßnahmen 
verstärkt und beschleunigt; dies nicht nur im Interesse der fortschrittlicheren Kapitalfraktio- 
nen in den betroffenen Ländern, (und auf Kosten der schwächeren Kapitale und Wirtschafts- 
zweige), sondern auch und besonders im Interesse der Großkapitale der wirtschaftsstarken 
Mitgliedsländer, die sich diese Art der Arbeitsteilung zunehmend zunutze machen.” 
Damit hat die Regionalpolitik der EG zugleich aber auch regionale Konsequenzen. Denn der 
ökonomische Differenzierungsprozeß zwischen hochentwickelten Industrieländern und de- 
ren geringer (jedoch nicht unterentwickelter) Peripherie; verstärkt die Zentrumsregionen in 
den jeweiligen Ländern auf Kosten der Peripherien, d.h. der oben skizzierte Prozeß, der sich 
bereits als Folge der EG-Bildung einstellte, wird durch die Regionalpolitik weiter verstärkt. 
Indem sich dabei eine Arbeitsteilung zwischen den Zentrumgebieten herausbildet, findet 
gleichzeitig eine Internationalisierung der regionalen Entwicklung statt. 
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Abschließend sei allerdings betont, daß die Regionalpolitik der EG nicht ausschließlich und 
auch nicht reibungslos die hier aufgezeigten Funktionen tatsächlich erfüllt; vielmehr gehört 
es zuden Widersprüchen auch dieser Politik, daß sie ihre ökonomischen Ziele nicht erreicht, 
ohne einen politischen Preis zu bezahlen, sei es zur Handhabung der gesellschaftlichen Stabi- 
lität, sei es aufgrund bestehender politischer Machtverhältnisse in den betroffenen Ländern, 
sei es, weil die ökonomische Rationalität nicht einfach kalkulierbar ist und somit erhebliche 
»faux frais« entstehen. In dieser Widersprüchlichkeit liegt aber auch eine Chance für die Be- 
troffenen der Regionalpolitik, die Verwendung der Mittel für andere als die von der EG anvi- 
sierten Zwecke einzufordern. 


Anmerkungen 


1 Diese Position ist vor allem für die Literatur kennzeichnend, die wärend der Anfangsjahre des Re- 
gionalfonds erstellt wurde. Vgl. Hammerschmidt, A., Stiens, G., 1976, S. 169 ff.; Oelke, E., 1976, 
S. 254 ff.; Oelke, E., 1979, S. 73 ff.; 17 ff.; Armstrong, H.W., 1978, $. 515 ff.; sowie implizit Streit, 
M.E., 1975 und 1981. 

Neure Publikationen betonen dagegen die Disparitäten zwischen den EG-Ländern, schließen sich 
also der EG-Interpretation des regionalen Problems an. Vgl. Holland, S., 1980; S. 57; Molle, 
W.T.M., 1981. 

2 Hierzu muß einschränkend bemerkt werden, daß auch Nationalstaaten über mehrere Zentrumge- 
biete verfügen können; aufgrund einheitlich geltender staatlicher Regelungen ist aber dort die Aus- 
bildung einer Zentrumregion möglich, während dies für einen internationalen Staatenverbund 
kaum denkbar ist. 

3 Für die Arbeitslosenquote gilt allerdings, daß sie in zunehmendem Maße auch die »veralteten«, mo- 
nostrukturierten Industriegebiete mit hoher städtischer Verdichtung abbildet. 

4 Dieser Effekt beruht auf mehreren, mit dem Entwicklungsniveau eines Landes zusammenhängenden 
Faktoren, wie beispielsweise der jeweiligen Kapitalintensität der Produktion, dem Geldwert der pro- 
duzierten Güter und Dienstleistungen, der seinerseits von der Kapitalintensität, aber auch der Höhe 
des Lohnniveaus sowie dem relativen Wert einer nationalen Währung bestimmt wird, etc. 

5 Die entsprechenden Zahlenwerte für diese Regionen betragen dann (1977, bei einem Durchschnitt 
von 9 EG-Ländern): Weser-Ems: 113,5; Oberpfalz: 103,4; Lombardei: 82,9; South-East: 80,3. Bet 
einem Durchschnitt von 10 EG-Ländern erreicht Athen den Wert 57,5. Quelle: Commission..., 
1981, S. 41 u. 44. 

6  Diesbelegen die von Busch herangezogenen Zahlen, auch wenn der Autor sie nicht so interpretiert. 
Vgl. Busch, K., 1978, $. 41/42. Zur Spezialisierung der italienischen Industrie innerhalb der EG vgl. 
Conti, G., et al., 1978. 

7 Während der erstgenannte Fall auf Griechenland zutrifft, das lediglich zwei städtische Agglomeratio- 
nen mit nennenswerter Industriekonzentration aufweist (Athen und Thessaloniki) gilt die letztge- 
nannte Konstellation für Italien, in dessen »Industriedreieck« (Mailand-Genua- Turin) die (quantitativ 
begrenzten) modernen Industriesektoren des Landes konzentriert sind, während die überproportio- 
nal vertretenen traditionellen Sektoren in den sogen. Zwischenregionen Nord-Ost- und Mittelitaliens 
dominieren; der Süden dagegen, die eigentliche Peripherie Italiens, weist allenfalls einige wenige Indu- 
strieinseln auf. Zur Regionalentwicklung in Italien vgl. Bagnasco, M., 1977, Becker, A. et al., 1982, 
$. 19-54, Tömmel, I., 1983. 

8  Faktisch wird der Verteilungsschlüssel berechnet auf der Grundlage des Bruttoinlandsproduktes so- 
wie der Arbeitslosenquote. 

9 Zusätzlich erhalten auch besondere Problemfälle, wie die von Erdbeben betroffene Region Friuli — 
Venezia Giulia sowie das toskanische Inselarchipel (Elba etc.), Subventionen der EG. 
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Der Agglomerationsraum Neapel nimmt eine relative Sonderstellung ein, indem er trotz seiner 
Ausdehnung und seines großen Arbeitskräftereservoirs deutlich weniger Investitionen anzieht, 
und durch eine eher heterogene Sektorstruktur sowie kleinere Betriebsgrößen gekennzeichnet ist. 
Von den 7 Großbetrieben (mit mehr als 1000 Beschäftigten) die sich seit der Errichtung des Regio- 
nalfonds in Süditalien angesiedelt haben, entfallen 2 auf die Provinz Frosinone (bei Rom), je einer 
auf die Provinzen Caserta und Avellino (bei Neapel), Chieti (bei Pescara), Foggia sowie Bari. Quel- 
le: Computerauszüge des Generaldirektorats Regionalpolitik der EG. 

Die Trasse verläuft von Calabrien über Neapel nach Bologna (wo sie Anschluß findet an das bereits 
bestehende Norditalienische Netz) und weist verschiedene Abzweigungen in die übrigen Gebiete 
des Mezzogiorno auf. 

Zu diesen Merkmalen gehört sowohl das extreme Mißverhältnis zwischen Arbeitsplätzen und Ar- 
beitssuchenden, als auch das völlig unkontrollierte Stadtwachstum, das zu enormen Wohn- und 
Verkehrsproblemen, zu Umweltverschmutzung und einer extremen Unterausstattung mit öffent- 
lichen Dienstleistungen und Infrastrukturen geführt hat. Die EG-Maßnahmen beziehen sich auf 
den Gesamtkomplex dieser Probleme: so werden Mittel für den Ausbau eines öffentlichen Nahver- 
kehrssystems, für Dienstleistungseinrichtungen sowie für den Bau von Kläranlagen zur Reinigung 
des Golfwassers bereitgestellt. Vgl. Bernardini, G., 1982 sowie Kommission..., 1982, S. 17 ff., 51, 
Kommission, 1983, S. 84 ff., sowie Lay 1980. 

Neben diesen ökonomischen Standortfaktoren spielen aber auch politische und soziale Faktoren 
eine große Rolle für die selektive Industrialisierung Süditaliens: Nur die Regionen, in denen keine 
Mafia oder andere parastaatliche Machtverbände operieren, in denen das Staatshandeln nicht allzu 
sehr von clientelistischen Beziehungen dominiert ist und in denen der »soziale Frieden« sowie eine 
industrielle Arbeitsplatzdisziplin garantiert sind — am ehesten die Gebiete mit einer ausgeprägten 
kleinbäuerlichen Tradition — sind für die Investitoren aus dem Norden akzeptabel. 

Dazu gehören — abgesehen von der direkten Verschlechterung der Standortfaktoren für die Betrie- 
be infolge der räumlichen Konzentration — einerseits Faktoren, wie das Zurückbleiben der städti- 
schen sozialen Infrastruktur und des Wohnungsbaus hinter dem realen Verstädterungsprozeß, an- 
dererseits aber auch die aus der prekären Lage der Zuwanderer resultierenden sozialen Probleme, 
die schließlich in zunehmenden politischen Unruhen (Streiks in den Betrieben sowie Stadtteil- 
kämpfe) resultierten. Vgl. auch Arcangeli, F. et al., 1980 

Dies äußert sich mehr noch als in den bisher realisierten Projekten in den Planungen für die kom- 
menden Jahre. 

Vgl. dazu die FIAT-Strategie, bei der die Stamm- und Zweigbetriebe automatisiert, die Spezialpro- 
duktion dagegen ausgelagert werden. Speziell in Süditalien bietet sich dabei die Gelegenheit der 
Kombination von großem Zweigberrieb und kleineren Zulieferbetrieben im Territortum. Vgl. 
Amin, A., 1983, zitiert nach Murray, C., 1983, S. 91/92 

In den EG-Dokumenten wird denn auch durchgängig als eines der Hauptziele der Regionalpolitik 
genannt: »Zur Verwirklichung eines höheren Maßes an Konvergenz der Volkswirtschaften der 
Mitgliedsstaaten betzutragen...« Vgl. Verordnung..., 1984, Artikel 1, 10, 17, Kommission..., 1982, 
$. 9; vgl. auch Matthijsen, P.S.R.F., 1982, S. 616. 

So wird es auch deutlich von einem Spitzenbeamten der EG formuliert: »Es geht also nicht darum 
den Wohlstand, den Lebensstandard, die sozialen Dienstleistungen usw. der Region zu erhöhen; 
nein, die Zielsetzungen liegen auf ökonomischem Gebiet: es geht um Konkurrenzfähigkeit und 
Produktivität, und das nicht allein der Regionen, sondern der europäischen Wirtschaft als Ganzer«. 
Matthijsen, P.S.R.F., 1982, 620. 

Dieser Funktion der EG-Regionalpolitik korrespondiert auch ein neuer Maßnahmenbereich gänzlich 
anderer Art: nämlich, die angestrebte Kontrolle regionaler Fördermaßnahmen der Mitgliedsländer im 
Rahmen der Wertbewerbspolitik. Damit soll verhindert werden, daß wohlhabende Staaten die in ih- 
rem Territorium lokalisierten Kapitale mit den Mitteln der Regionalpolitik in der Wirtschaftskrise 
übermäßig subventionieren und damit deren internationale Konkurrenzposition »künstlich« verbes- 
sern; Vgl. Deacom 1982. 
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Veit-Michael Bader 
Schmerzlose Entkopplung von System und Lebenswelt? 
Kritische Bemerkungen zu Jürgen Habermas’ Zeitdiagnose 


Jürgen Habermas versteht sein Opus Magnum, die Theorie des kommunikativen Handelns 
(im Folgenden: TdkH) als umfassende und kritische Gesellschaftstheorie mit weitreichen- 
den Ansprüchen: als Theorie kognitiver, normativer und expressiver Rationalität und Ratio- 
nalisierung, als ‘System’ und *Lebenswelt’, als eine funktionalistische wie handlungstheoreti- 
sche Ansätze integrierende zweistufige Gesellschaftstheorie, als Theorie der Moderne und 
der Modernisierung, als Diagnose und Therapie moderner Gesellschaftskrisen und -patholo- 
gien'. In diesem Aufsatz möchte ich mich darauf beschränken, die für seine Diagnose und 
Therapie der Pathologien moderner Gesellschaften wichtigen Aussagen zum Verhältnis von 
System und Lebenswelt kritisch zu prüfen. Ich möchte zeigen, daß seine Zeitdiagnose i in den 
Begriffen System und Lebenswelt theoretisch inkonsistent ist. Zum einen sind seine empiri- 

schen Abgrenzungs- und Vermittlungsversuche selbstwidersprüchlich, zum anderen entwer- 
tet die metaphorische Verwendungsweise dieser Grundbegriffe den empirisch-analytischen 
Gehalt von Habermas’ Zeitdiagnose. Diese Zeitdiagnose ist durch die alten Dichotomien 
von “Arbeit/Interaktion’, ‘System/Sittlichkeit’ beherrscht. ‘Das’ Bestehende, die ‘total ver- 
waltete Welt’ der alten Kritischen Theorie wird nun aufgespalten in ‘das System’ (den ‘mone- 
tär-bürokratischen Komplex’) und ‘die’ Lebenswelt als Hort von Demokratie, Freiheit und 
Sittlichkeit. ‘Das’ System bleibt damit monolithisch. Die regulative Idee freier und unge- 
zwungener Verständigung wird dabei unkritisch empirisiert. Die Therapie der schmerzlosen 
Entkopplung von System und Lebenswelt (3) opfert die Perspektiven der Demokratisierung 
von “Wirtschaft und Staat’. Darüber hinaus glaubt Habermas auch den normativen Sinn der 
Demokratie revidieren zu müssen. Dieser lasse sich »gesellschaftstheoretisch auf die Formel 
bringen, daß die Erfüllung der funktionalen Notwendigkeiten systemisch integrierter Hand- 
lungsbereiche an die Integrität der Lebenswelt, d.h. an die Forderungen der auf soziale Inte- 
gration angewiesenen Handlungsbereiche ihre Grenze finden soll« (I/507). Die TdkH kann 
damit den Anspruch nicht einlösen, empirisch gehaltvolle Gesellschaftstheorie und Analyse 
moderner Gesellschaften zu sein. Sie verliert darüber hinaus in entscheidenden Punkten 
auch an kritischer Kraft. 


I. Engpässe der gesellschaftstheoretischen Abgrenzung von System und Lebenswelt 


Habermas hat seine TdkH als Paradigmawechsel angekündigt. ‘Seit Aristoteles’, so seine 
These, werde in Handlungsanalysen vom ‘monadologischen’ oder ‘egologischen’ Modell te- 
leologischen Handelns ausgegangen. Teleologisches Handeln wird von Habermas als Modell 
prinzipiell nichtkommunikativen Handelns eingeführt und sowohl den beiden anderen so- 
ziologischen Handlungsbegriffen erster Stufe wie dem kommunikativen Handeln abstrakt 
kontrastiert. Später gibt Habermas in konsequenzlosem Selbstwiderspruch zu, daß »die te- 
leologische Struktur für alle Handlungsbegriffe fundamental« sei (V/ 150, vgl. Berger 1982, 
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359). Die teleologische Grundstruktur allen Handelns bleibt in der TdkH unaufgehellt (vgl. 
etwa Bhaskar 1979). Darüber hinaus aber werden die seit Weber in der soziologischen Tradi- 
tion geläufigen Handlungstypen beiläufig und ohne gute Gründe? reduziert auf die Dichoto- 
mie: strategisches versus kommunikatives Handeln. Diese werden nicht als reine Typen, son- 
dern als konkrete, empirisch voneinander abgegrenzte Handlungen eingeführt (1/385). Diese 
überraschende und gründlich irreführende Empirisierung fungiert als theoriestrategische 
. Weichenstellung für die empirische Dichotomisierung von »System« und »Lebenswelt«, den 
beiden zentralen Grundbegriffen der TdkH. 

Der Reduktion und Dichotomisierung der soziologischen Handlungstypen entspricht eine 
andere, die der Mechanismen der Handlungskoordinaten auf “Interessenlage’ und “Verständi- 
gung’ oder Legitimität. Brauch/Sitte und affektive Solidarität verschwinden damit von der 
Bildfläche; Interessenlage und Legitimität werden als alternative, einander auch empirisch 
ausschließende Mechanismen behandelt. Damit verliert die TdkH den Anschluß an empirische 
Handlungsanalyse und Analyse der empirisch wirksamen Kombination von Mechanismen 
der Handlungskoordination?. Ihr Normativismus ist nicht das Ergebnis eines handlungsbe- 
grifflichen Zugangs zur sozialen Welt, sondern der spezifischen Engführung der Habermas- 
schen Handlungstheorie. 

Interessenlage und Legitimität werden schließlich den zwei grundlegenden Prinzipien gesell- 
schaftlicher Integration parallelgeführt: Systemintegration und Sozialintegration. Diese wer- 
den auf der Grundlage zweier Kriterien voneinander unterschieden: Systemintegration wir- 
ke prinzipiell unbewußt, latent, ohne Geräusch, atergo durch die Handlungsorientierungen 
hindurchgreifend. Durch sie werden nicht-intendierte Handlungszusammenhänge über die 
funktionale Vernetzung von Handlungsfolgen stabilisiert (I/ 179). Systemintegration bedeu- 
te »nichtnormative Steuerung von subjektiv unkoordinierten Einzelentscheidungen« (11/226). 
Sozialintegration hingegen stimme die Handlungsorientierung der Beteiligten direkt aufein- 
ander ab. Handlungen werden koordiniert über »normativ gesicherten oder kommunikativ 
ermittelten Konsens«. 

System und Lebenswelt sind jeweils evolutionär und strukturell ausdifferenzierte gesell- 
schaftliche ‘Sphären’, ‘Subsysterne’ oder sogar »Hoheitsgebiete« (1981a, 140), die entweder sy- 
stemisch oder sozial integriert sind. Für die Struktur moderner differenzierter Gesellschaften 
bedeute dies, daß System und Lebenswelt in ihnen als konkret voneinander abgegrenzte 
Handlungssysteme existieren und zueinander ins Verhältnis gesetzt werden können (im Sın- 
ne von: Grenzen, Primat, Über-/Unterordnung, gegenseitige Durchdringung (‘Interpene- 
tration’), Mediatisierung, Kolonialisierung). Hieraus ergibt sich das folgende, schon aus frü- 
heren Texten von Habermas (1973, 15 ff.) bekannte, einfache Bild (vgl. IV473, Fig. 39): ‘die’ 
Wirtschaft und ‘die Staatsverwaltung’ oder griffig: ‘der monetär-bürokratische Komplex’ 
sind systemisch integrierte, ‘formal organisierte Subsysteme zweckrationalen Handelns’, 
welche über Geld und Macht als Medien der Handlungsentlastung reguliert werden. Sie die- 
nen der ‘materiellen Reproduktion’, Störungen derselben sind als ‘Systemkrisen’ oder ‘Steue- 
rungskrisen’ zu begreifen. Diese Systeme stehen unter den Imperativen der Komplexitätsstei- 
gerung. Die Lebenswelt dagegen existiert empirisch als ‘Privatsphäre’ (Kleinfamilie) und als 
kulturelle wie politische Öffentlichkeit. Einfluß und Wertbindung als Medien der Hand- 
lungsentlastung bleiben an sprachliche Verständigung gebunden. Diese Handlungsbereiche 
sind sozial integriert, d.h. auf Verständigung als Mechanismus der Handlungskoordinaten 
angewiesen. Sie dienen der symbolischen Reproduktion der Lebenswelt. Störungen dersel- 
ben sind als Sozialpathologien (Sinnkrise, Anomie, Psychopathologien) zu begreifen. 
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II. Empirische Abrenzungsversuche zwischen den Hoheitsgebieten ‘System’ und 
‘Lebenswelt’ 


Die allgemeine gesellschaftstheoretische Abgrenzung der Grundbegriffe von System und Le- 
benswelt erscheint mir inkonsistent und selbstwidersprüchlich. Methodologisch beinhaltet 
sie eine überflüssige Ausgrenzung “funktionaler’, ‘systemtheoretischer’ wie ‘strategischer’ 
Analysen von ‘Familie, Kunst, Wissenschaft, politischer Öffentlichkeit’, sachlich eine unein- 
sichtige Identifizierung von systemischer oder funktionaler Integration mit der materiellen 
Reproduktion der Lebenswelt und von sozialer Integration mit der symbolischen Reproduk- 
tion der Lebenswelt (vgl. 11/348-351). Wenn Habermas diese Begriffe für die Zwecke der 
Zeitdiagnose und Therapie verwenden will, muß er empirisch definierbare Kriterien ihrer 
Abgrenzung anführen. Die wichtigsten möchte ich kurz diskutieren: 

1. Systeme werden charakterisiert durch den Sachverhalt ‘normfreier Sozialität’ (vgl. I/175 f., 
178, 226, 230 f., 265, 455). Die Lebenswelt sei normativ und sprachlich reguliert. Der Markt 
fungiert dabei als Modell für ‘normfreie Systeme’ und das Geld für systemische Medien der 
Handlungsentlastung. Terminologisch verschleiert die Rede von normfreien Systemen zu 
leicht die spezifisch bürgerlichen Normen der privatistischen Nutzungsmaximierung, resp. 
Rentabilitätsoptimierung einerseits, die Bedeutung von “Marktordnungen’ und ihrer mini- 
malen Garantie durch den Staat als Ordnungsverband andererseits. Sachlich führt die Formel 
‘normfreie Sozialität’ irre. Für ‘den Staat” oder ‘das administrative System’ ist sie schlicht 
falsch. Diese sindals formale Organisationen im Unterschied zum Markt jagerade direkt nor- 
miert. 

2. Systeme seien charakterisiert durch den Sachverhalt ‘formaler Organisation’. Dabei 
scheint es sich um das entscheidende Kriterium der empirischen Differenzierung zwischen 
System und Lebenswelt zu handeln (vgl. die Standardformel: »formal organisierte Subsyste- 
me zweckrationalen Handelns«), wohl weil dies recht klare und eindeutige empirische 
Schnitte verspricht. Als Modell dieser »zur Organisationsrealität verdichteten systemischen 
Zusammenhänge« (IV 231) fungieren die staatliche Verwaltung und der kapitalistische Be- 
trieb. Gegen dieses Argumentationsraster möchte ich die folgenden Einwände formulieren: 
Die ‘kapitalistische Produktionsweise’, resp. “freie Verkehrswirtschaft” oder ‘freie Markt- 
wirtschaft’ ist alsganze gerade nicht ‘formal organisiert”. Der Markt ist vielmehr das klassische 
Gegenprinzip zu formaler Organisation. Habermas bemerkt den klassischen Gegensatz zwi- 
schen den beiden von ihm zur Charakterisierung von ‘Systemen’ herangezogenen Kriterien 
gar nicht. 

In formalen Organisationen sind — im Unterschied z.B. zur kapitalistischen Produktions- 
weise als ganzer — die strukturwichtigen Handlungen und Entscheidungen in hohem Maße 
direkt normiert. Daraus ergeben sich grundlegend andere ‘Rationalitätsprobleme’ (vgl.: 
11/565). Habermas entfaltet weder die theoretischen noch die politischen Konsequenzen die- 
ses Sachverhalts. In seiner Weber-Interpretation verfehlt er die für Webers’ Zeitdiagnose wie 
Therapie so essentielle strukturelle Spannung zwischen ‘Markt’ und ‘Bürokratie’*. Natürlich 
treten auch in formalen Organisationen nichtintendierte Handlungsfolgen auf — auch sie 
kennen ihre ‘Eigenlogik’ und Eigendynamik’ —, aber diese “Verselbständigung? ist qualitativ 
verschieden von der “Versachlichung’ oder ‘Fetischisierung’, welche Marx als diff. spec. kapi- 
talistischer Marktwirtschaft analysiert hat. 

Formale Organisationen sind nicht ‘normfrei’ und der Kapitalismus ist nicht “machtfrei’, we- 
der ist es das Wirtschaftssystem noch der kapitalistische Betrieb: ‘Despotie des Kapitals’. Der 
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simplistischen Zuordnung von ‘Geld’ zum “Wirtschaftssystem’ und ‘Macht’ zum ‘politisch- 
administrativen System’ ist die Herkunft vom apologetisch liberalen Grundaxiom der ‘pro- 
pertylessnes of power’ und der ‘powerlessness of property’ leicht anzumerken. Im gesamten 
Buch bleibt darum eine Analyse der “Macht- und Herrschaftsverhältnisse’ im Kapitalismus 
außerordentlich rudimentär. 

3. Verrechtlichung dient als Indikator der Grenzen zwischen System und Lebenswelt (vgl. 
458,483 u.ö.). In zweifacher Hinsicht ist dies problematisch: Recht und Verrechtlichung sind 
bei Habermas selber von der Dichotomie System/Lebenswelt angenagt und doppelt verstan- 
den: Recht als Institution versus Recht als Medium (vgl. IV535 ff.). In Organisationen fungie- 
re Recht nur als “Organisationsmittel für mediengesteuerte Subsysteme’ und könne dort 
schmerzlos den Imperativen der Komplexitätssteigerung überlassen werden. Damit werde 
Recht in Organisationen von Ethik und Sittlichkeit abgekoppelt (vgl. IV 458, 460, 471). Nur 
Recht als Institution bedürfe materieller Rechtfertigung und normativer Beurteilung 
(1537). Erstaunlicherweise diskutiert Habermas den ‘freiheitsverbürgenden Charakter von 
Verrechtlichung’ weder für die organisationsinternen Sozialbeziehungen noch für die Bezie- 
hungen zwischen Organisationen und Klienten. Weil Recht natürlich faktisch weder in Or- 
ganisationen nur als Medium, noch in ‘der Lebenswelt’ nur als (per. def. legitime) Institution 
funktioniert, ist dieses Abgrenzungskriterium weitgehend unbrauchbar. 

Verrechtlichung bedeute die Wahrscheinlichkeit, daß man mit Normen strategisch umgehe 
(vgl. II/460, 462, 494). Sie führe damit zur »Austrocknungsspontaner Meinungs- und Willens- 
bildungsprozesse« (IV/480). Diese hochabstrakte Überlegung erzeugt und reproduziert in 
mehrfacher Hinsicht Illusionen: — als ob man nur mit positivierten, nicht etwa mit konven- 
tionalen und gewohnheitsrechtlichen Normen strategisch umspringen könne; als ob ohne 
formale Organisation und Verrechtlichung alles Handeln ‘verständigungsorientiert’ wäre; 
als ob spontane, jeweils neu ausgehandelte Konsense prozedurell garantierten und ‘verrecht- 
lichten’ unter Gesichtspunkten demokratischer Willensbildung und Entscheidungen immer 
und ohne weiteres überlegen seien. 

4. Formal organisierte Systeme werden bewußt als solche erzeugt, geplant und verändert, 
während die Lebenswelt ‘gewachsen’ ist, auf langfristige und eigensinnige Wachstums- und 
Bildungsprozesse verweise und daher dem planenden Zugriff nicht oder nicht in gleicher 
Weise offenstehe (stehen solle?) wie die Subsysteme zweckrationalen Handelns (vgl. I1/475 
u.ö.). Die normative Ladung, die schon bei dem zuvor erwähnten Abgrenzungskriterium 
merkbar war, wird nun ganz offensichtlich. Auch hierzu zwei kritische Bemerkungen: Auch 
dieses Kriterium trägt nicht zu einer plausiblen empirischen Abgrenzung von System und Le- 
benswelt bei. Die gesellschaftstheoretische Dichotomie »Interessenlage« versus »Legitimität« 
wurde in die von System und Lebenswelt fortgeschleppt. Sie ist aber einer Analyse der alltäg- 
lichen Lebenswelten auf der Grundlage eines stategischen Handlungsmodells — wie sie in 
vielleicht zugespitztester Form bei Bourdieu entwickelt wird — durchaus abträglich. Empi- 
risch wäre der Illusion nachdrücklich zu widersprechen, als sei ‘die Lebenswelt’ bisher nicht 
Objekt intervenierender Strategien gewesen und als habe sie sich völlig autonom und eigen- 
sinnig entwickelt. Man braucht nur auf die mehr oder weniger drastischen und tiefgreifenden 
Interventionen der beiden historisch wichtigsten “formalen Organisationen’ Kirche und 
Staat zu verweisen (Herausbildung von Einheitssprachen, Umsiedlungsprogramme, Bevöl- 
kerungspolitik, drastische Interventionen in Sexualverhältnisse (‘Sittlichkeit”) und Familien- 
verhältnisse, Erziehungsverhältnisse, Kunst, Wissenschaft, Glauben usw.), um etwaige derar- 
tige Behauptungen als normativ interessierten Mythos enttarnen zu können. Das ‘Neue’, das 
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Planung und Regulierung von Kultur, Institution wie Persönlichkeiten während der letzten 
hundert Jahre in der bürgerlichen Welt erfahren hat, liegt nicht im Sachverhalt der Interven- 
tionen selber. Vielmehr setzt sich einerseits die Erkenntnis durch, daß alle gesellschaftlichen 
Verhältnisse und Lebensformen nicht ‘natürlich’, sondern gesellschaftlich bestimmt und da- 
mit veränderlich und veränderbar sind. Andererseits werden die stattfindenden Interventio- 
nen systematischer und ‘verwissenschaftlicht/professionalisiert’.’ 

Normativ und politisch gesprochen scheint es mir wenigsinnvoll, sich so abstrakt gegenüber 
jeglicher ‘Planung’ der Lebenswelt überhaupt zu wehren, wie dies Habermas gegenüber Luh- 
mann sehr häufig tut (vgl. I/457). Demokratische Sozialisten müssen durchaus interessiert 
sein an ‘Planung’ und ‘Implementation’ demokratischer und libertärer Werte (also an der 
Entwicklung demokratischer Kultur versus Ideologieplanung technokratischer Provenienz), 
an der Entwicklung demokratischer Institutionen und demokratischer Sozialisation. 
Zusammenfassend zeigt sich, daß die Abgrenzung der zentralen Grundbegriffe der TdkH, in 
welche dann alle anderen Theorien ‘übersetzt’ werden, auch empirisch nicht trennscharf und 
widerspruchslos geschieht. Damit verliert die ganze Diskussion ihres wechselseitigen Ver- 
hältnisses, ihrer Mediatisierung und Kolonisierung usw. ein scharf umrissenes Fundament: 
die Begriffe bleiben frei für metaphorischen Gebrauch. 


III. Schmerzlose Entkoppelung von System und Lebenswelt als Alternative gegenüber 
der Kolonialisierung der Lebenswelt? 


Das Verhältnis von System und Lebenswelt soll hier unter dem für Habermas’ Zeitdiagnose 
und Therapie wesentlichen normativen Gesichtspunkt behandelt werden: Wo fangen die 
*Sozial-Pathologien’ an? (vgl. Berger 1982). Nicht die Entwicklung ‘normfreier Subsysteme’ 
an sich oder Mediatisierung und Entkopplung sind problematisch oder pathologisch. Siesind 
vielmehr, wie ‘Geld’ und ‘Macht’, »in modernen Gesellschaften funktional notwendig« 
(11/484). Schlimm wird es erst an der »Schwelle, an der die Mediatisierung der Lebenswelt in eine 
Kolonialisierung umschlägt« (II/471), wenn Monetarisierung und Bürokratisierung, wenn sy- 
stemische Imperative die eigensinnig strukturierten Zufuhren aus der Lebenswelt instrumen- 
talisieren, wenn sie auf Privatsphäre und Öffentlichkeit durchgreifen (vgl. II/477, 480, 481, 
486): »Nicht die Entkoppelung der mediengesteuerten Subsysteme, und ihrer Organisations- 
formen, von der Lebenswelt führt zu einseitiger Rationalisierung oder Verdinglichung der 
kommunikativen Alltagspraxis, sondern erst das Eindringen von Formen ökonomischer 
und administrativer Rationalität in Handlungsbereiche, die sich der Umstellung auf die Me- 
dien Macht und Geld widersetzen, weil sie auf kulturelle Überlieferung, soziale Integration 
und Erziehung spezialisiert sind und auf Verständigung als Mechanismus der Handlungs- 
koordination angewiesen bleiben« (II/488). Dies aber sei in modernen Gesellschaften in ho- 
hem Maße der Fall: das mit der Rationalisierung der Lebenswelt erreichte Vernunftspotential 
laufe ins Leere (I/533) und die losgelassene funktionalistische Vernunft der Systemerhaltung 
destruiere »die Sittlichkeit einer kommunikativ hergestellten Intersubjektivität« (1/479). 
Dieser Zeitdiagnose folgt eine ebenso simple Therapie: Man müsse der »Eigendynamik ver- 
selbständigter Subsysteme Schranken« setzen (II/486) durch den » Ausbau von Institutionen 
der Freiheit, die die kommunikativ strukturierten Handlungsbereiche in Privatsphäre und 
Öffentlichkeit vor der verdinglichten Eigendynamik des wirtschaftlichen und des admini- 
strativen Handlungssystems schützen« (1/484). Man muß also die Frontlinien zwischen Sy- 
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stem und Lebenswelt bewachen, unerlaubte Grenzüberschreitungen verhindern und anson- 
sten eben: dem Kaiser geben was des Kaisers ist. Wenn es gelänge, die Bedrohung der Lebens- 
welt als Hort von Demokratie, Freiheit und Sittlichkeit abzuwehren, kann man, so »scheint« 
es wohl auch für Habermas selber, »die Funktionen der materiellen Reproduktion (...)an me- 
diengesteuerte Handlungssysteme schmerzlos abgeben« (T/549 — Herv. V.B.). 

An diese Kerngedanken der Zeitdiagnose und Therapie möchte ich zwei Fragen richten: 1) 
Warum muß man eigentlich darauf verzichten, »den Systemzusammenhang der Selbstver- 
wertung des Kapitals (...) als einen Prozeß der Verdinglichung lebendiger Arbeit zu dechiff- 
rieren« (11/548), oder allgemeiner: warum muß man darauf verzichten, die verselbständigten 
‘formal organisierten Subsysteme zweckrationalen Handelns’ handlungsbegrifflich zu ent- 
schlüsseln, um sie als Resultate spezifisch gesellschaftlichen Handelns aufzuzeigen und damit 
zugleich als zumindest potentiell lenkbar, steuerbar, planbar? 

2. Warum muß man “Wirtschaft” und ‘Staat’ eigentlich den ‘Imperativen’ der Steigerung der 
Systemkomplexität überlassen und warum stehen diese prinzipiell im Widerspruch mit ‘Frei- 
heit und Demokratie’ in den ‘Systemen’ selber? Die erste Empfehlung ergibt sich direkt aus 
der hier nicht behandelten irreführenden Konfrontation von »Handlungstheorie« und »Sy- 
stemtheorie«. Auf die zweite, normativ wie praktisch-politisch entscheidende Frage lassen 
sich — wenn ich es richtig sehe — bei Habermas drei Argumentationslinien rekonstruieren, 
welche nicht systematisch ausgearbeitet sind: 

Habermas übernimmt 'von Luhmann u.a. ein hochabstraktes — in seinen Konsequenzen 
apologetisches — Lob der Differenzierung überhaupt. ‘Das’ (geldwirtschaftliche, marktwirt- 
schaftliche, kapitalistische?) Wirtschaftssystem und ‘die’ (monokratisch-bürokratische?) 
Staatsverwaltung sind demnach ausgezeichnet durch ein »fortgeschrittenes Niveau der Sy- 
stemdifferenzierung eigenen Rechts« (IL/548). Marx wie gegenwärtige alternative Bewegun- 
gen dürfen dann als ‘repressive Entdifferenzierer’ figurieren (vgl. II/499 ff. und 582). Hierge- 
gen möchte ich drei Einwände umreißen. Habermas diskutiert weder Grade noch Formen 
von ‘Systemdifferenzierung’ unter Kriterien der Effizienz und Planbarkeit. Auch diesbezüg- 
lich können sich Gesellschaftssysteme ‘verdifferenzieren’. Die Ausdifferenzierung relativ 
selbständiger Subsysteme (nicht nur von ‘Wirtschaft’ und ‘Staat’, sondern auch von ‘Kunst’, 
“Wissenschaft” usw.) ist nur von unkritischen Modellen totaler, umfassender, detaillierter 
und operativ intervenierender zentraler Planung aus identisch mit Unplanbarkeit. Die ab- 
strakte Rede von ‘dem’ ausdifferenzierten Wirtschaftssystem und ‘der’ Staatsverwaltung 
erlaubt unter der Hand funktionalistische Legitimation ‘des’ Kapitalismus wie monokra- 
tisch-bürokratischer Organisationsstrukturen und der inbegriffenen Macht- und Herr- 
schaftsverhältnisse. 

Ein ‘verselbständigtes’ Wirtschaftssystem mit ‘Markt’ und ‘Geld’ ist nach Habermas funktio- 
nale Notwendigkeit bei Strafe des Verlusts an Systemkomplexität und erreichtem Differen- 
zierungsniveau. Er verzichtet darauf, ‘das’ Wirtschaftssystem gesellschaftsformationsspezi- 
fisch und ordnungspolitisch zu bestimmen: seine kapitalismusanalytischen Aussagen bleiben 
in dichten Nebel gehüllt. Dennoch kann man wohl davon ausgehen, Habermas meine — mit 
Weber, Mises, Hayek —, daß die spezifisch moderne kapitalistische ökonomische Ordnung 
“in der Sphäre der materiellen Reproduktion’ den anderen existierenden oder denkbaren un- 
ter dem Gesichtspunkt “formaler Rationalität’ überlegen sei. 

Auch die vage bleibenden organisationsanalytischen Aussagen machen eigentlich nur Sinn, 
wenn man sie dahingehend interpretiert, daß undemokratische, monokratisch-bürokrati- 
sche Organisationsstrukturen generell unter dem Gesichtspunkt der ‘Systemrationalität’ al- 
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len anderen existierenden oder denkbaren Organisationsstrukturen überlegen sind. Nur 
wenn man die beiden zuletzt genannten Aspekte in dem von mir vorgeschlagenen Sinne in- 
terpretiert, werden Habermas’ resignative Aussagen verständlich, daß das Absehen von De- 
mokratisierung, von Partizipationsforderungen und von Selbstverwirklichung (II/523) in 
der ‘Sphäre von Arbeit und Organisation’ der Preis ist, den wir für die Effizienz’ dieser Syste- 
me zu bezahlen haben. Diese Sphären bleiben das ‘Reich der Notwendigkeit”. ‘Freiheit’ und 
‘Demokratie’ ist etwas für die Freizeit.’ 

Gegen diese Sichtweise möchte ich abschließend sowohl theoretische wie empirisch-analyti- 
sche Einwände und normative wie praktisch-politische Einwände (3.2) formulieren. 

1. Das’ Wirtschaftssystem. Habermas wiederholt seine Behauptungen, daß der ‘orthodoxe’ 
Marxismus aus systematischen Gründen zu keiner Analyse der sozialstaatlichen Transforma- 
tion des Kapitalismus in der Lage sei. Seine eigenen Ansätze hierzu zeichnen sich dadurch aus, 
daß er diesem Wirtschaftssystem eine extrem hohe, Widersprüchlichkeit durch neue Struk- 
turbildungen absorbierende Anpassungskapazität zuschreibt. Dabei fällt auf, daß die inzwi- 
schen manifest gewordenen Selbstblockaden des ‘wohlfahrtsstaatlichen Kapitalismus’ theo- 
retisch wie empirisch aus seinem Gesichtsfeld zu verschwinden drohen (vgl. Berger 1982, 
S. 363). Der wohlfahrtsstaatliche Kapitalismus erscheint als systemrationaler ‘Block’ ohne 
tiefgehende Widersprüche und dies zu einer Zeit, in der der Kapitalismus seine tiefste Krise 
seit 1929 erlebt und das Potential systemerhaltender Strukturbildungen und darauf abzielen- 
der sozialökonomischer Politiken erschöpft scheint. Auffällig ist weiterhin, daß Habermas 
den systematischen Raubbau an Natur und Arbeitskräften wie die ökonomische Exploita- 
tion der Peripherie im kapitalistischen Weltsystem nahezu (vgl. IV/577) ignoriert: der ‘Impe- 
rialismus’ ‘des’ Systems erscheint nur unter dem Titel der ‘Kolonialisierung der Lebenswelt’, 

nicht in seiner nichtübertragenen ökonomischen und politischen Realität. Nur der »Raub- 

bau mit traditionellen Lebensformen« und der »overspill«, der »Übergriff des Systems in Be- 
reiche, die gar nicht mehr die der materiellen Reproduktion sind« (Habermas 1981a, S. 143), 

scheint zu stören. Auffällig ist schließlich, daß Habermas noch immer davon ausgeht, daß die 
antagonistischen Klassen nahtlos in korporatistisch-liberalen Organisationsstrukturen ein- 
gepaßt sind und der Klassenkampf pazifiziert ist in einer Zeit, in der gerade die sozialökono- 
mischen Fundamente dieser Integration einem offenen Angriff ausgesetzt sind. Auf dieser 
These beruhen die voreiligen Behauptungen einer definitiven Verschiebung der grundlegen- 
den Konfliktlinien in den kapitalistischen Zentren selber aus den ‘Systemen’ heraus an die 
‘Front’ oder “Nahtstellen’ zwischen System und Lebenswelt. 

In seiner Organisationsanalyse reproduziert Habermas einfach die klassisch liberalen Parado- 
xe: Organisation versus Freiheit und Organisation versus Demokratie. Er entwirft kein dif- 
ferenziertes Bild der formalen Kompetenzverteilung in Organisationen, von Prozessen der 
Informationsverarbeitung, von faktischen Kommunikationen, Verteilung von Qualifikatio- 
nen und von Machtkämpfen. Er ist nicht interessiert an einer Differenzierung von Typen 
von formalen Organisationenen und Diskussionen ihrer (In-)Adäquanz bezogen auf ver- 
schiedene Organisationszwecke in je verschiedenen Umwelten etc. Er scheint, bei einem all- 
tagssprachlich vage gelassenen Bürokratiebegriff, davon auszugehen, daß autokratisch struk- 
turierte, monokratische Bürokraätien effizienter seien (für Zwecke, ın allen Umständen) als 
alle anderen Organisationstypen. Damit läßt er sich — theoretisch wie empirisch unbegrün- 
det — wie Max Weber mit dem Rücken gegen die Wand manövrieren.® Während dies jedoch 
bei Weber im Zusammenhang mit einem abgrundtief skeptischen Bild vom Menschen und 
den gerade erst einsetzenden organisationssoziologischen Analysen noch verständlich ist, 
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muß eine derartige Konstruktion bei Habermas prinzipiell positiver Anthropologie und 
bei dem inzwischen möglichen Erkenntnisstand verwundern. 

2. Auch wenn man Habermas’ Aussagen über die “funktionale Notwendigkeit’ von Geld, 
Macht und ‘verselbständigen Subsystemen’ freundlicher interpretiert, so ergeben sich doch 
erhebliche Einwände. 

Gegenwärtig ist es aus theoretischen wie praktisch-politischen Gründen einfach nicht infor- 
mativ genug, über die ‘funktionale Notwendigkeit” von ‘Geld’ und ‘Markt’ zu sprechen, 
wenn es um Diskussionen über Kaptitalismus versus Sozialismus, vor allem um die Frage 
‘welchen’ Sozialismus, geht. Alle bestehenden ‘Planökonomien’ kennen ‘Geld’ und ‘Märk- 
te’ und ebenso alle irgendwie ernsthaften Diskussionen über alternative sozialistische öko- 
nomische Ordnungen. Gerade wenn Habermas sich als Sozialist versteht, denkt und disku- 
tiert er zu abstrakt. Die weiterführenden Diskussionen drehen sich um Fragen wie: Geld in 
welchen Funktionen, welche Märkte (für Konsumgüter, Produktmittel, Arbeitskraft, 
Geldkapital, Devisen, Wertpapiere), welche Eigentumsverhältnisse, welche faktische Ver- 
teilung der Verfügungsgewalt, welche Formen direkter oder indirekter Planung usw. (vgl. 
Brus 1974, Kornai 1980). Alle sozialistischen Positionen jedoch gehen davon aus, daß man 
gerade die ‘automatische’ Eigenlogik der kapitalistischen Akkumulation brechen muß, 
wenn in irgendeinem definierbaren Sinne von ‘Planung’, ‘Lenkung’, ‘Regulierung’ der öko- 
nomischen Reproduktion gesprochen werden können soll. Wenn Habermas selber z.B. an 
die Notwendigkeit von Investitionskontrollen, “Humanisierung der Arbeit’ und Entwick- 
lung von “Mitbestimmung? festhält (vgl. Habermas 1985), steht dies (erfreulicherweise) im 
Widerspruch zu seinem hochabstrakten Aussagen über die funktionale Notwendigkeit me- 
diengesteuerter und systemischen Imperativen der Komplexitätssteigerung gehorchender 
Subsysteme. Weitergehende Konzepte sozialistischer sozial-ökonomischer Politik und die 
Entwicklung von sozialistischen Ordungsmodellen, welche den Fallen des sozialstaatlichen 
Kapitalismus wie des etatistischen Sozialismus entgehen, werden durch Habermas’ Pro- 
blemstellung jedoch blockiert. 

Je weiter und tiefgehender das gesellschaftliche Leben sich in formalen Organisationen ab- 
spielt und durch sie beeinflußt wird, um so entscheidender wird für demokratische und so- 
zialistische Politik die Entwicklung von Strategien der Demokratisierung komplexer for- 
maler Organisationen ohne (einschneidenden) Verlust von ‘Systemrationalität’ (und zwar 
sowohl im Kapitalismus wie im Sozialismus). Hierfür grundlegend aber ist die Einsicht, 
daß Entwicklung komplexer formaler Organisationen an sich weder ‘Bürokratisierung’ 
noch ‘Demokratisierung’ bedeutet (ebensowenig wie “Industrialisierung’ automatisch zu 
Bürokratisierung oder Demokratisierung führt). Derartig hochabstrakte und irreführende 
Automatismen verhindern nur die Analyse der jeweils spezifischen organısationsinternen 
wie organisationsexternen Bedingungen, welche Demokratisierung behindern oder för- 
dern; sie verhindern die Entwicklung von Strategien der Demokratisierung komplexer Or- 
ganisationen (breit: Unternehmen, Gewerkschaften, politische Parteien, staatliche Verwal- 
tung usw.).” Derartige Perspektiven aber sind theoretisch wie praktisch blockiert, wenn 
man wie Illich und Habermas davon ausgeht, daß Groß-Organisationen einfach synonym 
sind mit ‘Heteronomie’, ob man nun wie Ilich u.v.a. abstrakt gegen komplexe Organisa- 
tionen optiert oder mit Habermas ihre ‘funktionale Notwendigkeit’ akzeptiert. 
Habermas präsentiert eine ‘Gewinn-Verlust’-Rechnung. Auch wenn man z.B. mit Gorz 
davon ausgeht, daß gänzlich heteronom organisierte Arbeitsverhältnisse und Organisatio- 
nen am effizientesten funktionieren (urbürgerliche Auffassung der Arbeit als Fluch, deren 
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“Grenzleid’ nur erträglich ist durch überkompensierende Belohnungen)'?, gälte es, den 
Preis, den man zu zahlen sich gezwungen wähnt (‘Entfremdung’, “Verdinglichung’), abzu- 
wägen gegen den erhofften Gewinn an Autonomie, Freiheit, Selbstverwirklichung in ‘der 
Lebenswelt’. Habermas entwickelt nicht nur keine Strategien der Intervention ‘der Lebens- 
welt’ ins Systern, sondern verzichtet auch auf die gegenwärtig in den sog. “alternativen Be- 
wegungen’ weit verbreitete Abwägung, ob nicht ein Verlust an ‘Systemkomplexität’ und 
‘Effizienz’ zugunsten eines Gewinns an Autonomie in Kauf genommen werden könne und 
wenn, in welchem Maße. Auch hier ist offenkundig, daß H. mit dieser Position die wich- 
tigsten theoretischen und empirischen Vorentscheidungen teilt, welche demokratisch so- 
zialistische Alternativen und Handlungsstrategien drastisch beschränken (und jedenfalls im 
klassischen Sinne unmöglich machen). 

Ich habe schon darauf hingewiesen, daß Habermas sogar glaubt, den normativen Sinn der 
Demokratie revidieren zu müssen. Demokratisierung von “Wirtschaft und Staat’, Demo- 
kratisierung formaler Organisationen kann man demnach nicht wollen, weil die Kosten 
anscheinend zu hoch sind, man muß diese den »funktionalen Notwendigkeiten systemisch 
integrierter Handlungsbereiche« (II/507) überlassen. Ich habe zu zeigen versucht, daß diese 
Position weder theoretisch noch empirisch plausibel fundiert ist, daß sie praktisch politisch 
in entscheidenden Punkten resigniert (Protest auf den Knien) und daß dieses weitgehende 
Opfer normativer Prinzipien der Demokratie durch drastische Beschränkungen ihres An- 
wendungsbereiches unnötig ist. Die Perspektive der ‘Demokratisierung von Wirtschaft 
und Staat” ist keineswegs illusorisch oder von vornherein zum Scheitern verurteilt. Ab- 
schließend möchte ich noch kurz andeuten, daß die Strategie der ‘schmerzlosen Entkoppe- 
lung’, welche sich als Therapie aus Habermas’ manichäischer Zeitdiagnose ergibt, hilflos 
ist. Es gelingt ihm nicht, plausibel zu machen, wie die imperialistische Durchdringung der 
Lebenswelt gestoppt werden könnte, weil er nicht zeigt, ob, wie und in welchem Maße die 
“Eigendynamik’ der “formal organisierten Subsysteme zweckrationalen Handelns’ angeta- 
stet werden kann und soll. Er kann nur selbstwidersprüchliche Strategien der ‘Lenkung’ / 
“Planung? der ‘Systeme’ formulieren — sofern er dies überhaupt tut — weil er abstrakt zwi- 
schen ‘Markt’ und totalem ‘Plan’, zwischen prinzipieller Eigendynamik und demokrati- 
scher Steuerung hin und her pendelt. Er kann aber auch nicht plausibel machen, warum 
der Widerstand sich nur mehr an den Frontlinien zwischen ‘System und Lebenswelt’ ab- 
spielen soll und vor allem, warum dieser Widerstand wirkungsvoller und erfolgverspre- 
chender sein soll als der Widerstand in den “Zentren’ ‘des Geldes’ und ‘der Macht’. Die in 
dieser Strategie implizierte doppelte Empfehlung an die sog. neuen sozialen Bewegungen 
wie an die Arbeiterbewegung hätte, würde sie befolgt, fatale Konsequenzen: Sie würde die 
neuen sozialen Bewegungen zu ‘gerommel in de marge’ verurteilen, und sie würde dazu 
beitragen, die Arbeiterklasse auf eine Weise ins ‘System’ zu integrieren, welche sehr viel 
tiefgehender und aussichtsloser wäre als die Integration in den sozialstaatlich transformier- 
ten Kapitalismus im Zuge sozialdemokratischer Reformpolitik — deren Grenzen sich mit 
dem Angriff auf den Sozialstaat abzuzeichnen beginnen. 
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Vgl. meine ausführlicheren Kritiken: Bader 1983, und Bader 1985 

Wie Schluchter behandelt. Habermas Webers Typen des sozialen Handelns unter dem Gesichts- 
punkt von Graden der Rationalisierung. Traditionales Handeln wird damit zu einer unbestimmba- 
ren »Restkategorie« (1/379). Brauch/Sitte wird konstruiert als ein der Interessenlage analoger Me- 
chanismus der Handlungskoordinaten mit niedrigem Grade der Handlungsrationalität (vgl. /383). 
Im Zuge großangelegter Rationalisierungsannahmen wird damit eine nüchterne Bestandsaufnahme 
der Bedeutungtraditionalen Handelns wie von Brauch/Sitte verkannt, welcher Weber zurecht, ne- 
ben Interessenlage, für den Bestand von Ordnung im Alltag überragende Bedeutung zugemessen 
hatte. Aber auch die Bedeutung von Tradition für bereits »rationalisierte Lebenswelten« wird da- 
mit ‘rationalistisch’ verkürzt. 

Vgl. Hierzu ausführlicher: Bader 1985b. 

Vgl. z.B. Bader, Berger, Ganßmann, Knesebeck (1976), Kap. 29 und Theorievergleich IH 

Vgl. allgemein zu historischen Interventionen in ‘die Lebenswelt’: E. Weber 1976, Gramsci 1971, 
Elias 1976, Foucault 1973, 1976, Donzelot 1979, Bourdieu 1981. Vgl. zur Proklamation eines tota- 
len und technokratischen Typus von Sozialplanung klassisch: Mannheim 1940 

Während z.B. Foucault, Donzelot, Bourdieu undandere etwaigen Illusionen einer ‘machtfrei” sich ent- 
wickelnden “Eigenlogik der Lebenswelt’ gegenüber sowohl theoretisch wie vor allem empirisch-histo- 
risch sehr viel kritischer gegenüberstehen als Habermas, böte dessen demokratische Diskursethik sehr 
viel klarere und entwickeltere normative Anschlußpunkte. Zum Zwecke der Präzisierung demokrati- 
scher und libertärer Werte müssen ‘Macht’ und ‘Konsens’ aber gerade scharf getrennt werden. 
Gorz ist hier nur offener als Habermas. Vgl. auch die Kritik von Kern/Schumann 1985 und meine 
kritische Besprechung: 1986 

Vgl. z.B. die kurze Zusammenfassung der diesbezüglichen Kritiken: Bader, Berger u.a., 1976, Kap. 
42; vgl. Minzberg 1979. Erstaunlich ist, daß Habermas »die Systemtheorie« gerade an jenen Punk- 
ten nicht rezipiert, an denen ihre Anwendung in der Sozialwissenschaften bisher wohl die frucht- 
barsten Ergebnisse erbracht hat: als Theorie autopoetischer Reproduktion von Organisation. 
Ich denke, daß Habermas’ demokratische und sozialistische Intentionen, welche in (außerordent- 
lich seltenen) Formulierung wie: Möglichkeiten der Unterwerfung der ‘Systemerhaltung’ unter die 
»normativen Restriktionen der Lebenswelt« (I/275) zum Ausdruck kommen, sich mit seiner Be- 
handlung der Eigenlogik der ‘Systeme’ schwer vereinbaren lassen. Auf jeden Fall ist charakteri- 
stisch, daß er in der TdkH die ‘Interpretation’ von System und Lebenswelt eher als Einbahnstraße 
formuliert. Weder werden Strategien und Möglichkeiten angegeben oder diskutiert, wie die ‘Syste- 
me’ demokratisch restringiert werden können, noch wird die Möglichkeit der Verhinderung ihres 
‘grenzüberschreitenden Imperialismus’ plausibel gemacht. Vgl. zu beiden Punkten die Kritiken 
von Berger 1982 und Münch 1982. 

Vgl. die Kritik von Ulrich (1979) an Habermas’ Arbeitsbegriff 


Veit-Michael Bader 
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